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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie recht herzlich zur 16. Sitzung des Wiener Gemeinderats in der laufenden Wahlperiode begrüßen und die Sitzung formal für eröffnet erklären.

Ich darf Ihnen allen einen guten Morgen wünschen und Sie jetzt schon ersuchen, die diversen Guten-Morgen-Gespräche etwas leiser abzuhalten.

Ich darf weiters mitteilen, dass entschuldigt sind: Frau GRin Kato, Herr GR Rauchenberger und Herr GR Mag Neuhuber bis Mittag.

Wir kommen nun gleich zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP/02491/2002/0001-KGR/GM) wurde von Herrn GR Mag Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Im Mai gab es bisher zahlreiche Tage in denen die Luftqualität durch stark steigende Ozonwerte beeinträchtigt wurde und daher unbefriedigende Luftqualität in Wien vorherrschte. Was tun Sie als zuständige Stadträtin für die Geschäftsgruppe Umwelt, um die Werte von bodennahem Ozon im Bereich der Stadt Wien dauerhaft zu senken?

Frau Stadträtin, ich darf um die Beantwortung bitten.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ihre Anfrage bezieht sich auf Ozon, und dazu möchte ich einleitend feststellen, um welches Gesetz es sich dabei handelt. Es sind klare gesetzliche Vorgaben im ozonbezogenen Abschnitt des Immissionsschutzgesetzes-Luft aus dem Jahre 1997 festgelegt. Das, was hier festgelegt ist, sind Bestimmungen, die sich darauf beziehen, kurzfristige Maßnahmen zu setzen, wenn im Ozonüberwachungsgebiet 1, also Wien, Niederösterreich, Burgenland, Grenzwerte betreffend Vorwarnstufe, Warnstufe I, Warnstufe II überschritten sind. Tatsache ist, dass im Mai kein einziger dieser Grenzwerte überschritten worden ist, also weder der Vorwarnwert noch die Warnstufe I noch die Warnstufe II. 

Worum geht es überhaupt? - Die Luftqualität in Wien wird an zahlreichen Messstellen gemessen, fünf davon sind Ozonmessstellen, und hier gibt es nun einmal eine Skala von 1 bis 9, von sehr gut bis Warnstufe II. Unbefriedigend auf einer Skala von 1 bis 9 heißt 5, also durchschnittliche Luftqualität, aber wenn die Vorwarnstufe erreicht ist, dann müssen selbstverständlich Maßnahmen gesetzt werden. Das sind aber dann Maßnahmen, die sich auf die Information beziehen. Die Information geben wir selbstverständlich auch schon vorher. Informationen über Ozonx erfolgen über das Ozon-Telefon, über den täglichen Luftgütebericht, über Fax, also über zahlreiche Maßnahmen. Auf den Plätzen, zum Beispiel am Stephansplatz, sehen Sie es auf Luftgütetafeln. Das heißt, die Informationspflicht, die wir gemäß Ozongesetz haben - gemäß IG-L aus dem Jahre 1997 und vorher Ozongesetz -, nehmen wir wahr, auch wenn nicht der Vorwarnwert, geschweige denn die Warnstufe I oder II überschritten werden. 

Bei der Warnstufe I sind gemäß IG-L - also einem Gesetz des Bundes - empfindliche Personen aufgerufen, sich in Innenräumen aufzuhalten. Es können auch Beschränkungen des Individualverkehrs verordnet werden. Erst bei Warnstufe II - die ist allerdings noch nie aufgetreten, weder in Österreich noch in Wien - ist die Behörde verpflichtet, in die Lebensgewohnheiten der Menschen einzugreifen. 

Das heißt, die Stadt Wien setzt auf Erfassung der Messdaten in einem Messnetzsystem, das beispielhaft ist für Europa, das beispielhaft ist für Österreich und das auch beispielhaft war für die Erlassung des IG-L, denn unsere Grenzwerte waren Grundlage zur Erarbeitung auch des Ozongebiets 1.

Ich habe schon gesagt, es geht um das Erfassen, Auswerten und Informieren. Das sind Tätigkeiten, die die Stadt Wien nicht nur für Ozon wahrnimmt, sondern für alle Schadstoffe, und das nicht nur im Mai, nicht nur im Juni, nicht nur im Juli und nicht nur im August, sondern das ganze Jahr über, 24 Stunden lang, rund um die Uhr für alle Schadstoffe.

Wien geht - unabhängig jetzt vom Ozonwert, der ein Indikator für erhöhte Luftschadstoffe ist - den Weg des vorsorgenden Umweltschutzes. Wir gehen den Weg eines vorsorgenden Umweltschutzes zur Umsetzung des Standes der Technik bei Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen, bei Abfallverbrennungsanlagen, Katalysatoren werden eingesetzt. Diese Maßnahmen im öffentlichen Verkehr, im Klimaschutzprogramm zusammen mit Car-Sharing führen zu Emissionsminderungen und damit zu Immissionsminderungen. 

Das Problem ist nämlich - Sie kennen die Daten -, dass sich Ozon durch weiträumige Luftschadstoffverfrachtungen bildet. Das heißt, die Immissionsbelastung ist schon sehr hoch und es kommt eine Zusatzbelastung dazu. Daten zeigen - das haben wir erhoben -, dass die Emissionssituation drastisch besser geworden ist. Die NOX-Emissionen aus den Kraftwerken wurden um zwei Drittel gesenkt, aber - und das ist das Problem - wir haben hier die Vorbelastung, die sich erhöht. Das heißt, die Stadt Wien setzt Maßnahmen, die Emissionen zu vermindern, damit die Immissionen nicht steigen, und es wäre schön, wenn Immissionen und Emissionen beim Ozon zusammenhängen würden. Das ist nicht so.

Es gibt ein Topmodell - Sie kennen es sicherlich - und dieses Topmodell hat nachgewiesen, dass, auch wenn beispielsweise 50 Prozent Senkung bei NOX durchgeführt wird, sich das nur zu 20 Prozent beim Ozon niederschlägt. Das ist so. Das ist eine chemische Funktion, dafür sind auch entsprechende wissenschaftliche Untersuchungen notwendig. 

Das heißt, die Stadt Wien setzt auf Emissionsminderung und setzt selbstverständlich die Maßnahmen gemäß Ozongesetz um. Die sind verpflichtend, aber in die Pflicht ist der Bundesgesetzgeber zu nehmen, denn es ist ein Gesetz des Gesetzgebers Bund, des Umweltministers. 

Sie kennen die Daten. Im Jahre 1992 wurde ein Ozongesetz erlassen, das auch heute noch gilt. 70 Prozent der Emissionen an NOX und NMVOC sind zu minimieren. Das ist Aufgabe des Bundes. Hier sind endlich Verordnungen zu erlassen. Diese Verantwortung ist endlich wahrzunehmen. Dort, wo die Stadt Wien Maßnahmen setzen kann, führt sie diese Maßnahmen auch durch. 

Die Stickoxidwerte bei Abfallverbrennungsanlagen sind niedriger als diejenigen, die vom Bund vorgegeben werden. Kraft-Wärme-Kopplungen sind verstärkt eingesetzt in Wien. Alles Maßnahmen, die zur Luftverbesserung dienen und die die Stadt Wien beeinflussen kann, werden gesetzt. Aber der Bund hat eine Verpflichtung hinsichtlich des Ozongesetzes, nämlich eine Verpflichtung gegenüber der EU, eine Verpflichtung gegenüber Göteborg. Diese Maßnahmen müssen vom Bundesgesetzgeber bis 2010 umgesetzt werden. Die Stadt Wien tut alles dafür, wir sind bei allen Arbeitsgruppen dabei, so etwa auch bei der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung einer entsprechenden Richtlinie.

Wien agiert und reagiert nicht erst darauf, wenn Grenzwerte überschritten werden, denn es wurden im Mai weder die Vorwarnstufe noch Warnstufe I noch Warnstufe II überschritten, sondern Wien setzt auf vorsorgenden Umweltschutz, sodass Emissionen erst gar nicht entstehen und Ozon auch nicht entsteht. Aber wenn die Vorbelastung so hoch ist - und das ist das Problem - können auch die Maßnahmen in Wien nicht dazu führen, dass sich die Ozonsituation verändert.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön für die Beantwortung.

Ich habe vor kurzem eine SPÖ-Zeitung, die an alle Haushalte gegangen ist, in die Hand bekommen. Sie war dem Marathon gewidmet. Das ist immer ein schöner Tag, denn da sind die Luftwerte noch viel besser und die Stadtverwaltung strengt sich ja wirklich an, dass die Luft besser wird, denn an diesem Tag ist kaum Verkehr auf den Straßen. Unter Ihrem Bild steht da: "Die flotte Umweltstadträtin ist nicht nur begeisterte Reiterin, sondern auch Läuferin." Und dann kommt ein Zitat von Ihnen: "Wien verwöhnt und ja auch mit der besten Luft" und so weiter. 

Ich wollte in der ersten Frage von Ihnen jetzt wissen, ob die beste Luft tatsächlich die beste Luft ist, wenn man sich die Messdaten anschaut, die in hervorragender Weise in Wien gemessen werden, denn vom 3. Mai bis einschließlich heute haben wir an insgesamt 13 Tagen, das ist ganz genau die Hälfte, unbefriedigende Luftqualität, die Sie zuerst eigentlich als mittelprächtig bezeichnet haben. Und wenn man sich unter dem Titel "beste Luft" diese täglichen Luftgütewerte anschaut, dann steht da drinnen: Unbefriedigende Luftqualität heißt - ich will da ganz genau sein -, dass der Gesundheitsschutz nicht eingehalten ist. 

Daher frage ich Sie: Stimmt es, dass Sie Luftgütewerte, bei denen der Gesundheitsschutz nicht eingehalten wird, als die "beste Luft" von Wien bezeichnen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Unbefriedigend bedeutet - Sie kennen den Text -: Mehr als zwei Messstellen überschreiten einen der Gesundheitsschutzgrenzwerte, aber die Kriterien zur Auslösung der Vorwarnstufe im Ozonüberwachungsgebiet 1 - das ist Ostösterreich, also Wien, Niederösterreich und nördliches Burgenland - sind nicht erfüllt. 

Noch einmal: Die Daten "unbefriedigend" beziehen sich auf die gesamte Luftsituation in Wien. Es geht hier um eine Auswertung der gesamten Luftmessdaten aus dem Luftmessnetz, und wenn an zwei Messstellen respektive an mehr als zwei Messstellen der Gesundheitsschutzwert überschritten ist, dann heißt das unbefriedigende Qualität. Die Skala reicht aber von 1 bis 9. Das ist nun mal so. Und wenn Sie die Auswertung der Daten ansehen, erkennen Sie, dass niemals ein Grenzwert überschritten worden ist. Und darum geht es! 

Es geht nicht darum, dass wir hier Polemik über unbefriedigend, sehr gut, ausgezeichnet, Warnstufe I, Warnstufe II durchführen, es geht um die Daten, die vom Luftmessnetz erfasst werden, und um einen Auswertelo-
garithmus, der festgelegt ist. Dieser Auswertelogarithmus ist auch im Gesetz festgelegt, und das Gesetz legt nun mal fest, wann die Vorwarnstufe erreicht ist, wann tatsächlich die Bevölkerung zu informieren ist. Das nehmen wir wahr, und ich habe schon gesagt: Information findet in Wien immer statt, während 24 Stunden an allen Tagen, auch wenn die Luft in Wien ausgezeichnet ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Dass die Wiener Luft für ein Ballungszentrum nicht gar so schlecht ist, wissen wir alle. Natürlich haben wir auch Glück durch unsere Lage. Vindobona, die windige Stadt, das bringt uns hier sicher Vorteile. 

Trotzdem würde ich gerne von Ihnen wissen: Inwieweit sind jene Maßnahmenvorschläge, die zu einer Verminderung des bodennahen Ozons dienen, bereits realisiert worden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 

Ich habe schon gesagt, wir haben einen ozongesetzlichen Maßnahmenplan aus dem Jahr 1996. Das ist ein ozongesetzlicher Maßnahmenplan gemeinsam für Wien, Niederösterreich und Burgenland. Es sind zahlreiche Maßnahmen durchgeführt worden. Wir haben erst jetzt eine Evaluierung von einem unabhängigen Institut durchführen lassen. Die Daten geben uns Recht. Es sind Reduktionen zu erwarten im Bereich NOX. Beim Bereich NMVOC sind bereits Reduktionen eingetreten. Bei den Schadstoffphasen NOX müssen wir noch Anstrengungen unternehmen. Maßnahmen sind im Gange - Car-Sharing, Car-Pooling, Maßnahmen im öffentlichen Verkehr, denn der Verkehr ist der Hauptverursacher -, und aus heutiger Sicht - da gibt uns die Studie Recht - sind die Absenkungswerte, also diese 70 Prozent, zu erreichen. 

Aber diese Werte gelten, wie gesagt, für Gesamtösterreich. Der Bundesgesetzgeber hat hier seine Pflicht zu erfüllen. Das ist keine Verpflichtung des Landes an und für sich. Hier richtet sich die Verpflichtung an einzelne Sektoren, an Sektoren der Landwirtschaft, Sektoren des Verkehrs, Sektoren der Industrie. Das sind die Verpflichtungen der Sektoren, wobei das Land Wien, die Stadt Wien selbstverständlich gerne mithilft, in diesen Sektoren noch besser zu werden, aber im Grund genommen trägt die Verantwortung der Bund. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Ing Wolfram.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Am Joachimsthalerplatz in Ottakring war bis vor der Umgestaltung des Platzes eine Emissionsanzeigetafel der Müllverbrennungsanlage Flötzersteig. Sie wurde damals im Zuge der Bauarbeiten demontiert. Der Platz ist fertig. 

Jetzt meine Frage an Sie: Kommt diese Emissionsanzeigetafel wieder am selben Standort oder haben Sie einen anderen Standort? Zum Beispiel bei der Endstelle der U 3 in Ottakring bei der Thaliastraße oder aber auch im angrenzenden Bezirk, das ist der 14. Bezirk, wäre es durchaus möglich, so eine Emissionsanzeigetafel zu errichten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 

Es handelt sich hier um eine Anzeigetafel der Fernwärme Wien. Es ist also keine Anzeigetafel der Stadt Wien über die Luftqualität in Wien, es ist eine Anzeigetafel der Fernwärme, und es ist in der Entscheidung der Fernwärme gelegen, wo sie ihre Tafeln anbringt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste und letzte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Halten wir doch noch einmal fest, dass 13‑mal von 26‑mal unbefriedigende Luftqualität die beste aller Luftqualitäten für Wien ist - das ist ja die Aussage - und dass alles ohnehin ganz in Ordnung ist. Voriges Jahr, wenn ich mich nicht täusche, hat es ja auch den Herrn Umweltlandesrat von Niederösterreich erwischt. Er hat gesagt, es herrscht beste Luftqualität und dann ist die Vorwarnstufe ausgerufen worden. 

Deswegen möchte ich von Ihnen wissen, welches Maßnahmenbündel Sie für die beste aller Stadtverwaltungen in Wien planen, so die Vorwarnstufe in Wien im Sommer wieder ausgerufen werden muss?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die Maßnahmen, die durchgeführt werden müssen, wenn Vorwarnstufe ausgerufen wird, sind durch das Ozongesetz, IG-L, ozongesetzlicher Teil, festgelegt. Wenn diese Vorwarnstufe ausgelöst wird, so ist ja alles gesetzlich festgelegt, es sind die Maßnahmen gesetzlich festgelegt. Es geht hier um die Information der Bevölkerung, und diese Information der Bevölkerung wird auch ohne Vorwarnstufe durchgeführt, auch jetzt schon. Das heißt, die Maßnahmen sind vom Bund vorgegeben. Die Stadt Wien erfüllt diese Vorgaben seitens der bundesgesetzlichen Ebene, und das sind jene Maßnahmen, die festgelegt sind, und zwar schon seit Jahren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/02492/2002/0003-KVP/GM). Sie ist von Herrn GR Dr Salcher an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Halten Sie es für sinnvoll, verdiente Künstlerinnen und Künstler durch die Verleihung öffentlicher Preise und Auszeichnungen zu würdigen?
Bitte um Beantwortung, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, die erste Zusatzfrage. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es hat ja schon immer Theaterauszeichnungen gegeben. Früher hat es die Kainz-Medaille gegeben, Dr Marboe hat in seiner Ära dann den Nestroypreis der Stadt Wien geschaffen, und nun - das wird Ihnen ja bekannt sein - ist in Ihrer Ära auch eine neue Auszeichnung im Theaterbereich entstanden, die vom Herrn Welunschek vergeben wird, den Sie ja ganz wesentlich protektioniert haben und dem man das Theater Rabenhof zu verdanken hat. Dieser neue Theaterpreis der Stadt Wien heißt "Theater-A... des Monats". Im Hinblick auf den Herrn Vorsitzenden und die Würde des hohen Hauses sage ich nur, dass es mittlerweile einen Ableger von diesem Theaterpreis gibt, das ist das "Theater-Popscherl des Monats", daher überlasse ich es der Fantasie dieses Hauses und der Herr Stadtrat weiß es ja selbst, wie der Originalpreis, der "Theater-A... des Monats", vom Herrn Welunschek vergeben wird. Bisher immerhin an Persönlichkeiten wie den Burgtheaterdirektor Klaus Bachler, den Staatsoperndirektor Ioan Holender und Frau Emmy Werner. 

Es haben Ihnen Künstler - unter anderem auch Herr Holender - in persönlichen Schreiben ihr tiefstes Missbehangen darüber ausgedrückt. Da ist von Neid, Hass, Zwietracht und so weiter die Rede. Sie haben zu diesem Theaterpreis des Herrn Welunschek öffentlich bisher nicht Stellung genommen, und ich frage Sie daher, warum Sie das nicht getan haben und wie Sie dazu stehen?

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Erstens einmal muss ich Sie korrigieren. Das ist kein Theaterpreis der Stadt Wien und fällt daher auch nicht unmittelbar in meine Zuständigkeit. Ich habe sowohl dem Karl Welunschek als auch allen anderen, die diese Frage an mich gerichtet haben, meine Meinung dazu mitgeteilt, und ich sehe darüber hinaus keine Veranlassung, weiteres dazu zu sagen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Es gibt Künstler, die durch Herabwürdigung und durch Verhöhnung von Menschen und von Dingen, die für andere einen hohen Wert darstellen, von sich reden machen. Jochen Herdieckerhoff, wie Sie wissen fest etabliert im Wiener Kulturleben, zurzeit im Rabenhof unter Welunschek tätig, ist einer von denjenigen. Wir können uns alle zum Beispiel an Plakataktionen erinnern, womit er in Anspielung an Regierungsmitglieder mit Aussprüchen wie "Wolfgang ist eine richtige Sau", "Benita liebt es steif" oder "Karl-Heinz ist eine Schlampe" auf Aktionen aufmerksam machen wollte. 

Als weiteres Beispiel könnte auch Haderers Jesus-Buch dienen, das sich über Dinge lustig macht, die anderen Menschen heilig sind. 

Und ich frage Sie jetzt: Wo ist Ihrer Meinung nach die Grenze, die es für Sie unmöglich macht, einem Künstler einen Preis zu verleihen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Für die Preise und für die Frage, wann das Land Wien oder die Stadt Wien Preise vergibt, gibt es entsprechende gesetzliche Vorgaben, das Wiener Ehrenzeichengesetz zum Beispiel. Daran haben wir uns zu halten. 

Im Übrigen meine ich, dass es für die Fragen, ob es sich um Herabwürdigung religiöser Lehren oder üble Nachrede oder was auch immer handelt, eine ausreichende Gesetzeslage gibt, und an der haben wir uns zu orientieren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste ist Frau GRin Ringler zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

So sehr ich durchaus der Meinung bin, dass der angesprochene Preis nicht unbedingt die Kategorie des guten Geschmacks erfüllt, so glaube ich doch, dass es gerade im Sinne einer unabhängigen Arbeit von Kulturinstitutionen ganz sinnvoll ist, dass Sie vielleicht hier Ihre persönliche Ablehnung oder auch Zustimmung bekannt geben, aber durchaus nicht dem Herrn Welunschek etwas vorschreiben. Da würde ich Ihre Antwort durchaus unterstützen.

Aber weil Sie das Thema Rabenhof angesprochen haben: Es gibt in dieser Stadt ein anderes Gerücht zum Thema Rabenhof, und weil ich jetzt die Gelegenheit habe, nachzufragen, tue ich das auch, nämlich das Gerücht, dass von den 300 000 EUR, die wir beim letzten Kulturausschuss umgewidmet haben, ein Teil in den Rabenhof geflossen sein soll. Können Sie das bestätigen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein. Ich pflege auch nicht unbedingt auf Gerüchte zu reagieren. Ich möchte im Übrigen dazu festhalten, wenn wir schon das Thema Rabenhof diskutieren, dass sich - entgegen so vielen Unkenrufen, insbesondere des vergangenen Jahres - dieses Haus eigentlich als ein sehr gut gehender und ein wichtiger Theaterstandort in Wien etabliert hat. Es ist also anders, als es hier immer wieder geheißen hat: dass das unnötig sei, dass da parteipolitisch besetzt worden wäre oder was immer da an Kritik gekommen ist. 

Also die auch öffentliche Kritik muss in der Zwischenzeit, glaube ich, für all diejenigen, die es ein bisschen mitverfolgt haben, gezeigt haben, dass sich da Wichtiges getan hat und dass, wie ich meine, die Entscheidung letztendlich eine richtige war. Ich weise auch noch einmal zurück, dass das in irgendeiner Weise eine Begünstigung war. Ich weiß, die ÖVP sieht das gerne so, nur wird sie irgendwann einmal auch zur Kenntnis nehmen müssen, dass das eine Ausschreibung war, aus der Herr Welunschek als Bester hervorgegangen ist, und dass dort in der Zwischenzeit ein national in Wien und auch international sehr anerkanntes Programm abläuft. 

Also ich glaube, dass die Geschichte des Rabenhofs in der Zwischenzeit durchaus eine Erfolgsgeschichte ist, und ich sehe mit großer Spannung, aber auch Hoffnung in die Zukunft des Rabenhofs.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es obliegt ja jedem Stadtrat, zu antworten, wie er will. Es hat schon einmal einen Stadtrat, nämlich den damaligen StR Hatzl, gegeben, der für seine knappen Antworten bekannt war. 

Ich möchte nur sagen, ich habe nie davon gesprochen, dass es ein Theaterpreis der Stadt Wien ist. Ich habe aber gesagt: Sie haben die volle politische Verantwortung für die Besetzung des Rabenhofs und somit natürlich auch für Herrn Welunschek und das, was er dort tut. 

Was ich aber nicht gehört habe - und das war meine eigentliche Anfrage -, war eine Antwort. Sie haben gesagt: Sie haben allen, die daran interessiert sind, Ihre Meinung zum "Theater-A... des Monats" gesagt. Sie haben es aber jetzt hier im Wiener Gemeinderat wieder nicht getan. Ich frage Sie daher öffentlich im Wiener Gemeinderat: Wie stehen Sie zur Verleihung des "Theater-A... des Monats" durch den Herrn Welunschek?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Sie haben sehr wohl in Ihrem Eingangsstatement oder in einer ersten Zusatzfrage gesagt, das sei ein Theaterpreis der Stadt Wien. Ich habe mir das genau angehört, und ich habe gesagt, dass das nicht so der Fall ist. 

Ich stehe auch nicht an, Ihnen hier meine Meinung dazu zu sagen, weil ich das allen Beteiligten gesagt habe. Ich halte das für eine nicht sehr geschmackvolle Vorgangsweise, aber im Unterschied vielleicht zu Ihnen bin ich nicht der Meinung, dass ich für alles verantwortlich bin, was Leiter von Theatern oder anderen Kulturinstituten in dieser Stadt machen. Das würde auch einem Prinzip widersprechen, von dem ich bisher angenommen habe, dass Sie dem auch folgen, nämlich dass es eine gewisse Autonomie von Kulturinstitutionen gibt. Ich wäre schlecht beraten, wenn ich zu allen öffentlichen Äußerungen, die Leiter von Kulturinstitutionen oder überhaupt Kunstschaffende, die eine Subvention der Stadt Wien bekommen, Stellung nehmen müsste oder mich damit identifizieren oder diese verantworten müsste. Das ist, wie Sie hoffentlich einsehen werden, nicht der Fall. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/02493/2002/0002-KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Dr Madejski an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung gerichtet: Da es unbestritten ist, dass der Dachausbau des Hotels Ambassador sowohl in der Höhe als auch in der Quadratmeteranzahl sowie optisch nicht mit den eingereichten Plänen übereinstimmt, weiters die MA 19 zum derzeitigen Ist-Bauzustand eine negative Stellungnahme abgegeben hat, frage ich Sie, wie die MA 37 - Baupolizei nun diesen nicht plankonformen Dachausbau behandeln wird?

Bitte. 

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Am 29. März 2000 wurde die Bewilligung für die Aufstockung des Hotels Ambassador in Form von drei Dachgeschossen und einem Terrassengeschoss bescheidmäßig herausgegeben. Das ist dann anschließend, so, wie das vorgesehen ist, im Bezirksbauausschuss für den 1. Bezirk behandelt worden und ist mit Bescheid vom 21. März 2000 gemäß § 69 der Wiener Bauordnung so bewilligt worden, und zwar einstimmig, wenn ich das hinzufügen darf. 

Es ist dann in der Folge, wie das beim Bauen nicht unüblich ist, zu Abänderungen gekommen. Es gibt auch einen Antrag auf Bewilligung dieser Änderungen. Die MA 19 hat noch keine endgültige Stellungnahme dazu abgegeben, aber sie hat sich dazu geäußert. Sie hat da in ihrer ersten Äußerung die Änderungen angeführt, auch alle ihre Ansichten zu diesen Änderungen, die wir kennen. Es ist daher ganz klar, was jetzt als Nächstes passiert. Nach Vorliegen des Gutachtens der MA 19 muss der Bauakt neuerlich dem Bauausschuss der Bezirksvertretung für den 1. Bezirk zur Entscheidung über die unwesentliche Abweichung der Bebauungsbestimmungen gemäß § 69 vorgelegt werden, wobei bei dieser Entscheidung dem Gutachten der MA 19 besondere Bedeutung zukommen wird.

Es hängt also massiv von der Stellungnahme der MA 19 ab und dann natürlich von den entsprechenden Beratungen. Wie das ausgeht, weiß ich nicht, weil die MA 19 in ihrer Stellungnahme unbeeinflusst von mir arbeiten wird, ebenso natürlich auch die MA 37 und der Bauausschuss des 1. Bezirks. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Es ist natürlich in diesem Fall wie in vielen anderen das gleiche Spiel: Sie schieben die Verantwortung bei solchen Ausbauten im Großen und Ganzen der MA 19, StR Schicker, zu, um sich bei Ihren Magistratsdienststellen, insbesondere bei der verantwortlichen MA 37 ein bisschen zurückzunehmen und nicht die gesamte Verantwortung übernehmen zu müssen. 

Dass es ursprünglich einstimmig beschlossen wurde, das hat ja niemand bestritten, und es soll nicht so im Raum stehen bleiben, als wären jetzt plötzlich andere dagegen. Natürlich waren wir einstimmig für den eingereichten Plan.

Wenn Sie sagen, jetzt kommt es noch einmal in den Bauausschuss wegen einer geringfügigen Änderung, dann darf ich Ihnen schon sagen, dass hier weder die Höhe noch die Quadratmeter noch die Sichtachse noch das Glas noch die Gaupe noch die Farbe gleich geblieben sind. Also, es stimmt an sich überhaupt nichts. Sie werden das auch wissen. 

Beim letzten Planungsausschuss habe ich den Leiter der MA 19 gefragt, wie seine Stellungnahme zum derzeitigen Ist-Zustand ist, und er hat mir gesagt - das war keine Äußerung -, die ist eindeutig negativ. Das ist meine Wahrnehmung. 

Daher frage ich Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, da ich annehme, dass die MA 37, die in Ihr Gebiet fällt - nicht die MA 19, von der ist jetzt nicht die Rede - den Bau überwacht hat, wie es sich gehört: Wieso haben die nicht darauf geachtet, dass plankonform vorgegangen wurde? Warum haben die das nicht gemacht? Warum sind sie nicht rechtzeitig eingeschritten und haben darauf aufmerksam gemacht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Die Aufgabe der MA 37 ist es nicht, auf den Baustellen Abweichungen zu verfolgen, sondern die Aufgabe der MA 37 ist es - so auch in diesem Fall -, einen Antrag auf Genehmigung dieser nachträglichen Änderungen - ob die geringfügig sind oder nicht, wird ja erst entschieden - dem Bauausschuss vorzulegen. Das macht sie nur, wenn sie vorher die Stellungnahme der MA 19 hat. Dann wird sie das vorlegen. Die MA 37 ist weder eine Abteilung, die für das Stadtbild Verantwortung hat, noch ist sie eine Abteilung, die in irgendeiner Art und Weise eine gesellschaftspolitische oder politische Vorgangsweise wählt, sondern sie ist eine Behörde, die nach einer geregelten Vorgangsweise nach den Buchstaben des Gesetzes und einer korrekten Auslegung vorgeht. 

Das unterscheidet die Tätigkeit der MA 37 von Ihrer Frage, denn zu sagen, das ist unabhängig von der MA 19, das sieht die MA 37 Gott sei Dank nicht so. Bevor sich die MA 19 nicht geäußert hat, wird sie nichts vorlegen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 
Unbestritten ist, dass die Situation keine erfreuliche ist, wenn bei Bauwerken nicht das eingehalten wird, was im Bauplan steht, sondern nachträglich Korrekturen, Reparaturen versucht werden müssen.

Es fällt aber auf, dass es doch immer wieder - nicht nur in dem geschilderten Fall - vorkommt, dass Bauhöhen nicht unwesentlich überschritten werden. Ich erinnere nur an das Thema Millenniums-Tower, das wir schon einmal diskutiert haben. Da ist es ein bisserl mehr geworden. Jetzt kann man schon sagen, das war ein hohes Gebäude mit 140 Metern, und jetzt ist es halt 202 Meter hoch geworden. Ob das eine unwesentliche Abweichung ist, lasse ich dahingestellt. Fix ist aber, dass offensichtlich ein etwas sorgloser Umgang mit den Bebauungsbestimmungen in Wien von verschiedenen Bauträgern und Bauherren wahrgenommen wird. Ich glaube, da wäre von Seiten der MA 37 der Hebel anzusetzen.

Daher meine konkrete Frage: Welche Maßnahmen planen Sie als der zuständige Stadtrat für die MA 37, nachdem Sie einen ersten Reformschritt gemacht haben, auch die Beamtinnen und Beamten in der MA 37 vielleicht einmal auf ihre Dienstpflichten hinzuweisen und für eine korrekte Vorgangsweise zu sorgen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Die Bauoberbehörde hat keinen Zweifel daran gelassen, dass sie sich in ihrer Auslegung betreffend den § 69 die Fälle sehr genau ansieht und - ich sage das jetzt einmal so salopp - alles, was über 10 Prozent oder über ein Geschoss ist, nicht als unwesentlich betrachtet. Ich formuliere das deshalb so salopp, denn dem Buchstaben nach eine Formulierung zu finden, mit der alle zufrieden sind, ist - das wissen Sie - die Schwierigkeit. Denn einerseits soll der § 69 eine Bestimmung sein, wonach eine gewisse Flexibilität vorhanden ist, ein Projekt, das die Stadt oder auch ein Bauwerber eigentlich haben möchte, zu verwirklichen, trotzdem soll er andererseits natürlich die Einschränkung, zum Beispiel der Höhe nach, aber natürlich auch anderen Bereichen gegenüber, kennen. 

Also ich glaube, dass wir von der Auslegung her mit den verantwortlichen Beamten der MA 37 nicht nur die organisatorischen Änderungen ausführlich besprochen, geschult und diskutiert haben, sondern - ich war ja da auch selbst dabei - auch hinsichtlich der Auslegungen diese Vereinheitlichung besprochen haben. Es ist meine tiefe Überzeugung, dass - auch wenn es manches Mal unangenehm ist für den Bauwerber - der § 69 nicht dazu da ist, über Gebühr ausgenützt zu werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Fuchs, bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Die Verantwortlichkeit der Baupolizei liegt natürlich bei Ihnen, das ist ganz klar, und auch natürlich - das muss ich sagen - die Einhaltung der richtigen Proportionen, wofür die Baupolizei ebenfalls zuständig ist. Die richtige Kubatur und eine in das Stadtbild passende Dacharchitektur gehören meines Erachtens gesamt zusammen.

Natürlich bin ich der Meinung, dass eine Stadt leben muss, wie Sie bereits ausgedrückt haben, und dass sie sich weiterentwickeln muss. Das geschieht in allen Städten, das ist nicht nur in Wien so, sondern zum Beispiel auch in den Landeshauptstädten. In Graz etwa wurden die Dächer der Altstadt zum internationalen Kulturerbe erklärt. Die Politiker der Stadt und des Landes haben wesentlich daran mitgewirkt, damit gravierende Fehler, wie sie hier in Wien manchmal passieren, verhindert werden.

Können Sie sich als Wohnbaustadtrat vorstellen, gemeinsam mit dem Planungsstadtrat analog der Stadt Graz Initiativen zu ergreifen, damit trotz fortschrittlicher Baugesinnung die Wiener Innenstadtdächer ebenfalls zum Kulturerbe erklärt werden, damit solche Fehler nicht mehr passieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Bisher kann man noch nicht von einer Fehlleistung sprechen, da die Einreichung, die bereits das Dach verändert hat, einstimmig im Bauausschuss des 1. Bezirks beschlossen wurde. Also man kann bei diesem Einreichplan, der bereits eine massive Veränderung des Daches vorgesehen hat, noch nicht von Fehlleistung sprechen, zumindest maße ich mir nicht an, den Bauausschuss des 1. Bezirks zu korrigieren. Ich teile die Meinung der einstimmigen Entscheidung. 

Dass dann beim Bau selbst weitere Änderungen erfolgt sind, also nicht genau das gebaut wurde, was damals ohnehin schon im Bauausschuss des 1. Bezirks genehmigt wurde, ist noch nichts Unübliches. Es ist oft so, dass beim Bauen aus vielen Gründen, die nur der Bauwerber zu verantworten hat, Änderungen erfolgen. Er hat aber dann diese Änderungen bei der Stadt eingereicht, und nun hat die Stadt völlig frei von allen politischen Beeinflussungen in der Vorgangsweise, wie ich sie geschildert habe, zuerst der MA 19, die sagt, was das für das Stadtbild bedeutet, dann dem Bauausschuss im 1. Bezirk zu sagen, wie sie zu diesen Änderungen steht. Hier kann sie im krassesten Fall einen Bauauftrag gemäß § 129 Abs. 10 der Bauordnung verlangen. Es ist möglich, dass sie Änderungen verlangen kann, sie kann aber auch das Vorgelegte genehmigen.

Daher ist sowohl die Frage der Stadtgestaltung als auch die rechtliche Frage der MA 37, wie vorzugehen ist, genau geklärt. Das Einzige, was ich Ihnen nicht sagen kann, weil ich kein Prophet bin, ist, wie es ausgeht.

Die MA 37 wird bei der Diskussion über das Kulturerbe oder überhaupt über die Stadtgestaltung sicher nicht eine besonders führende Rolle spielen, da das in unserer politischen Verantwortung dem Kollegen Schicker obliegt. Dort, wo ich mit ihm zusammenarbeite, funktioniert das überall sehr gut, weil uns sehr daran gelegen ist, dass einerseits das Stadtbild in der bestehenden Struktur erhalten bleibt, aber andererseits Investitionen von Privaten trotzdem noch möglich sind und auch eine gewisse Weiterentwicklung der Stadt möglich ist. Dass dieses Spannungsfeld nicht immer nach dem Motto "Allen Recht getan, ist möglich" abläuft, sondern eher nach dem Motto, "das ist eine Kunst, die niemand kann“, passiert, da würde ich Ihnen Recht geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Wenn man als Mitglied an der Untersuchungskommission über die Flächenwidmungs-praxis in Wien beteiligt ist und sich damit auch in den letzten Monaten sehr viel beschäftigt hat, kommt man immer mehr zu der Auffassung, dass hier offensichtlich eine Ihrer Dienststellen, nämlich die MA 37, obwohl sie dort überhaupt nicht vorkommt, doch massiv immer wieder ins Stadtbild eingegriffen hat. Man konzentriert sich natürlich richtigerweise auf die MA 19 und die MA 21, man sollte das aber eigentlich auch ergänzen um die Tätigkeiten der MA 37 im Speziellen, aber auch um die Tätigkeiten und um die Ergebnisse der §‑69-Verfahren in Wien, denn sehr viele Bausünden sind - das werden Sie zugeben - nicht auf Grund einer Flächenwidmung oder einer Bebauung, sondern eben auf Grund beschlossener §‑69-Entscheidungen in Wien gefallen.

So auch in diesem Falle, Herr Stadtrat, und ich frage Sie jetzt: Was ist, wenn im Bauausschuss Innere Stadt - gehen wir davon aus - dem Begehren nach einem § 69 nicht mehr stattgegeben wird? Wie schaut die rechtliche Konsequenz für die MA 37 oder für Sie dann als zuständiger Stadtrat aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das habe ich eigentlich vorher ausgeführt, aber Sie dürften Ihre Frage schon vorher vorbereitet haben und sich daher gedacht haben, Sie stellen sie sicherheitshalber noch einmal.

Wenn es auf Grund der Stellungnahme der MA 19 oder aus anderen Überlegungen zu keiner Genehmigung im Bauausschuss kommt, dann hat die MA 37 einen klaren Auftrag, nämlich einen Bauauftrag gemäß § 129 Abs. 10 der Bauordnung durchzuführen, wobei zwischen Abbruch und Änderung ja sehr viel liegt. Ob das bedeutet, dass es zu einer Änderung kommt - zu einer massiven, einer kleineren oder einer mittleren -, das möchte ich nicht bewerten, jedenfalls bleibt es dann nicht so, wie es ist, wenn dieser Fall eintritt, den Sie genannt haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer:  Danke schön. - Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/02494/2002/0003-KSP/GM). Sie ist von Herrn GR Mag Schieder an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: StR Dr Marboe hat in seiner Pressekonferenz am 2. Mai 2002 von einer angeblichen Re-Parteipolitisierung der Wiener Kulturpolitik gesprochen. In welche Gremien im Bereich Kultur und Wissenschaft wurden im vergangenen Jahr Politiker entsandt?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren!

Ich wurde gefragt, ob das, was StR Marboe in seiner Pressekonferenz am 2. Mai 2002 gesagt hat, nämlich dass es eine Re-Parteipolitisierung der Wiener Kulturpolitik gebe, stimmt. Konkret wurde gefragt, in welche Gremien im Bereich Kultur und Wissenschaft im vergangenen Jahr Politiker entsandt wurden.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Es ist selbstverständlich, dass Besetzungen in meinem Bereich ausschließlich danach entschieden werden, ob eine Person für die entsprechende Stelle qualifiziert ist. Ich habe noch nie Kulturschaffende nach ihrer politischen Zugehörigkeit gefragt. Im Gegenteil, ich hielte es für undemokratisch, wenn die Zugehörigkeit zu einer Partei oder Interessenvertretung als Vorwand diente, einen qualifizierten Kandidaten auszuschließen. Im Übrigen geht es mir auch ganz bestimmt nicht darum, mit Personalbesetzungen im Kulturbereich Parteipolitik durchzusetzen, dennoch wurde mir insbesondere von Abgeordneten der ÖVP immer wieder unterstellt, parteipolitische Besetzungen durchzuführen. 

Dazu ist anzumerken, dass nur in zwei Fällen Personen bestellt wurden, die eindeutig parteipolitisch zuzuordnen sind. In einem Fall handelt es sich um StR Dr Peter Marboe. Ich spreche hier von seiner Nominierung in den Beirat der Schönberg-Stiftung auf Vorschlag der Familie Schönberg im Mai dieses Jahres. An seinen eigenen Maßstäben gemessen wäre diese Bestellung vielleicht nicht möglich gewesen. Dass ich dieser Bestellung dennoch zugestimmt habe, liegt daran, dass ich Dr Marboe für fachlich qualifiziert halte und keinen falschen Vorwand brauche, um diese Qualifikation in Frage zu stellen.

In meiner Amtszeit wurde weiters Herr Dr Gerald Szyszkowitz zum Direktor der Freien Bühne Wieden bestellt. Nach einer im Oktober durchgeführten Ausschreibung der Leitung wurde von einer Jury ein Dreiervorschlag erstellt, aus dem Dr Szyszkowitz als Bestgeeigneter hervorging. Dr Szyszkowitz ist meinen Informationen zufolge ÖVP-Gemeinderat in Maria Enzersdorf, und ich habe damals keinen Grund gesehen, dessen fachliche Eignung hinter sein politisches Engagement zu stellen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Ringler.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Sie haben uns jetzt, denke ich, ganz eindeutig bewiesen, dass Sie offensichtlich auch über die Parteigrenzen hinweg in der Lage sind, Besetzungen vorzunehmen, was ja durchaus sehr begrüßenswert ist. 

Allerdings möchte ich vielleicht doch auf einen anderen Aspekt der Politisierung im Bereich der Kultur und der Kultursubventionen hinweisen, nämlich unter anderem darauf, dass in der Zeit Ihres ersten Jahres nicht nur die Förderung für das Donauinselfest, das ja klar als ein der SPÖ zugeordnetes, wenn auch sehr schönes Fest, das will ich gar nicht bestreiten, bezeichnet werden kann, um mehrere Millionen S erhöht wurde, gefördert wurden etwa auch die Oper der Kinderfreunde oder auch viele andere Veranstaltungen und Vereine, die durchaus und eindeutig dem Wirkungsbereich einer Partei zuzuordnen sind. Wir werden ja heute im Gemeinderat auch einen diesbezüglich Akt vorfinden. 

Also insofern meine Frage, wie Sie es denn nun mit der Repolitisierung im Bereich der Geldvergabe halten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Diese Debatte ist eine schon sehr lang andauernde. Ich meine, dass die von Ihnen angesprochenen Veranstaltungen und Feste ganz wesentlich zum Kulturleben dieser Stadt, zu einem lebendigen Kulturleben der Stadt beitragen. Ich bin zwar nicht immer ein Anhänger der Auslastung und der Quoten, ich bin nicht dafür, dass man Kulturveranstaltungen danach bemisst, wie sie ausgelastet sind, aber der Besuch und die Teilnahme an den genannten Veranstaltungen und im Grunde auch das positive Echo sind, so glaube ich, so überwältigend positiv, dass man eigentlich nicht daran zweifeln sollte, einen vergleichsweise geringen Betrag (GRin Marie Ringler: 22 Millionen S!) für das, was letztendlich dabei herauskommt, aufzuwenden. Wenn man an das Donauinselfest denkt, so nehmen im Grund Hunderttausende Menschen, wenn nicht sogar über eine Million im weitesten Sinne an Kulturveranstaltungen teil. Also, ich meine, das rechtfertigt das besonders, und da ist sozusagen der Mitteleinsatz im Verhältnis zu dem, was letztendlich herauskommt, ein besonders geringer. 

Also ich stehe dazu und sehe darin, offen gestanden, in keiner Weise eine parteipolitische Finanzierung oder wie Sie das ausgedrückt haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zunächst nur ein Wort zur eingebrachten Formulierung des Kollegen Mag Schieder. Dr Marboe hat auf seiner Pressekonferenz nicht von einer angeblichen Re-Parteipolitisierung gesprochen, sondern er hat von einer tatsächlichen Re-Parteipolitisierung gesprochen und diese auch entsprechend argumentiert. Denn ganz so ist es ja nicht, dass Wien so im völlig parteipolitisch luftleeren freien Raum in der Kultur ist. Es war ja kein Zufall, dass Barbara Klein, die ja nicht unbedingt der ÖVP nahe stehend ist, bei der Eröffnung des Tanzhauses dort mit einem Transparent mit der Aufschrift "Muss man wieder SPÖ-Mitglied sein?" aufgetreten ist, wie Sie sicher wissen, weil Sie ja auch dort waren. 

Die letzte SPÖ/ÖVP-Regierung hat einige ganz wesentliche Reformen im Kulturbereich - etwa die Entparteipolitisierung der statutarisch verankerten Unvereinbarkeitsklauseln, die Reduzierung des politischen Einflusses auf ein Einvernahmerecht bei der Geschäftsordnung von Kulturinstitutionen der Stadt Wien und so weiter - durchgesetzt. 

Meine Frage daher an Sie: Können Sie garantieren, dass diese wichtigen Reformen in Ihrer Amtszeit nicht rückgängig gemacht werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Jetzt bitte ich schon zu beachten, dass sich die angebliche oder tatsächliche Re-Parteipolitisierung nur, wie ich nachzuweisen versucht habe, auf die ÖVP beziehen kann. Noch einmal: Die einzigen zwei Parteipolitiker, die während meiner Zeit bestellt wurden, sind zwei ÖVP-Politiker. Ich habe in meiner Antwort nachzuweisen versucht, dass ich das getan habe, weil es mir nicht ums Parteibuch geht, sondern weil ich meine, dass sie qualifiziert und geeignet sind für den Job. 

Ich habe überhaupt keine Veranlassung, von irgendwelchen aufgestellten Regeln oder tatsächlichen Vorgaben abzugehen. Wenn Mitglieder Ihrer Fraktion sozusagen die Einzigen sind, die selbst davon abgehen, bitte ich Sie, ehrlich gesagt, diese Frage, die Sie mir eben gestellt haben, an sich selber zu stellen. 

Aber ich beantworte das gerne noch einmal: Für mich ist nirgendwo ein Parteibuch entscheidend, sondern es geht mir darum, bestmöglich bestqualifizierte Persönlichkeiten zu nominieren. Das ist meiner Meinung nach überall nach bestem Wissen und Gewissen geschehen. Ich verwehre mich nur dagegen, dass dann im Nachhinein der Vorwurf einer Parteipolitisierung kommt, der sich, wenn überhaupt, nur auf Mitglieder der ÖVP beziehen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Frau GRin Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die frühere Stadträtin Pasterk war ja, wie Sie wissen, Präsidentin der Wiener Festwochen. Als dann die Festwochen in eine GesmbH umgewandelt wurden, wurde der damalige StR Marboe der einzige Vertreter der Stadt Wien in dieser GesmbH und hat sich somit an die Spitze dieser Gesellschaft gehievt. Nun soll ja eine neue Festival- und Operngesellschaft gegründet werden, und zwar für das Theater an der Wien, das ab dem Jahre 2007 ausschließlich für dramatische, für klassische Musik zur Verfügung stehen soll. 

Mich interessiert eigentlich, ob Sie jetzt schon ungefähr wissen, wie diese neue Gesellschaft aussehen soll?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zunächst einmal zu Ihrer Feststellung, was die Wiener Festwochen anbelangt. Es ist richtig, dass ich bei meinem Amtsantritt eine Konstruktion vorgefunden habe, wonach der Stadtrat Eigentümervertreter war und damit formal wahrscheinlich noch wesentlich mehr Einflussmöglichkeiten hatte, als das die vormalige Präsidentin jemals hatte. Ich habe das auch nicht für ganz vereinbar mit den vorgegebenen Zielen gefunden und habe daher sehr rasch den leitenden Beamten des Hauses, nämlich Herrn Dr Denscher, gebeten, diese Eigentümervertreterfunktion wahrzunehmen, weil ich es auch nicht unbedingt als sinnvoll erachtet habe, dass ich als Politiker Eigentümervertreter bei den Wiener Festwochen bin. Das ist geschehen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage. Die Konstruktion der vorgesehenen GesmbH wird derzeit erarbeitet. Ich habe auch in der Öffentlichkeit gemeinsam mit dem Herrn Bürgermeister und dem Herrn Vizebürgermeister, mit dem wir derzeit an der Detaillierung des Konzepts arbeiten, die Grundzüge vorgestellt. Es sollte das eine GesmbH sein, die sozusagen von den Vereinigten Bühnen Wien die Bühne zur Verfügung gestellt bekommt und letztendlich verantwortlich ist für den Betrieb, für das Programm, für die Abwicklung des Programms im Theater an der Wien. Das wird eine normale GesmbH mit Geschäftsführung und Aufsichtsrat sein, wie das dem GesmbH-Gesetz entspricht. 

Inhaltliche Vorstellungen werden derzeit von dem von der Stadt Wien Beauftragten Dr Hans Landesmann erarbeitet. Ich werde sicher nicht anstehen und auch er nicht, sobald es mehr dazu zu sagen gibt, die Öffentlichkeit und auch den Gemeinderat darüber zu informieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehen Sie nicht ein bisschen auch eine Widersprüchlichkeit zwischen dem Handeln des StR Marboe und den in Pressekonferenzen quasi veröffentlichten Forderungen? Und was besonders wichtig ist: Wie werden Sie es in Zukunft mit den Entscheidungen halten? Werden Sie die fernab vom Hickhack treffen und auch in Zukunft mehr auf die sachliche Argumentation schauen, beziehungsweise - um es pointiert zu formulieren - ist es auch in Zukunft Ihre Absicht, nicht auf das Parteibuch, auch nicht das der Österreichischen Volkspartei, zu schauen, sondern lediglich auf die fachliche Qualifizierung?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Diese Absicht habe ich selbstverständlich, ich habe das auch schon gesagt. Ich glaube, es sollte ein Parteibuch weder ein Förderungs- noch ein Hinderungsgrund sein, um eine Position zu bekleiden. Was ausschließlich zählen sollte, ist die Qualifikation. 

Noch einmal: Ich habe deshalb auch nie nach der Parteizugehörigkeit gefragt, auch nicht in den beiden von mir angesprochenen Fällen, also Beiratsmitgliedschaft bei der Schönberg-Stiftung und Leitung des Theaters Freie Bühne Wieden. Ich sehe im Grunde darin kein Problem. Ich sehe dann ein Problem, wenn man versucht, daraus einen Vorwurf zu machen. Soweit ich sehe, ist bislang auch noch nicht nachgewiesen, dass es in anderen Fällen zu parteipolitischer Besetzung kommt. 

Ich halte das im Übrigen ein bisserl für den Versuch, Ideologie in einen Bereich zu bringen, in dem sie eigentlich nicht vorhanden sein sollte, weil man mir halt gerne, so wie das auch im Gemeinderatsausschuss immer der Fall ist, zu unterstellen versucht, dass eine angebliche Unabhängigkeit von Experten nicht gegeben sei oder dass es parteipolitische Besetzungen gibt. Das ist eine Walze, die mindestens drei Jahrzehnte alt ist, und ich würde sehr vorschlagen, dass man bei solchen Kritiken langsam eine neue Schallplatte, CD oder CD-Rom einlegt, denn sie kracht, grummelt und hängt schon längst. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/02491/2002/0002-KGR/GM). Sie wird von Frau GRin Dr Sigrid Pilz an die amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen gestellt: Seit Oktober vergangenen Jahres läuft ein Disziplinarverfahren gegen einen Oberarzt der 5. Psychiatrischen Abteilung am Otto-Wagner-Spital. Es werden massive Vorwürfe in Bezug auf sein Verhalten gegenüber Patientinnen und Patienten erhoben: medizinische Eingriffe ohne medizinische Indikation, Hochdosierung von Psychopharmaka zur Disziplinierung, handfeste körperliche Tätlichkeiten sowie rassistische, entwertende Äußerungen. Der betroffene Oberarzt ist nicht mehr im Haus, trotzdem kommt es, laut Information aus der Belegschaft, zu massiven Einschüchterungen, Mobbing und anonymen Drohbriefen gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an der Aufklärung interessiert sind. Warum ist der Abschluss des Disziplinarverfahrens solange verschleppt worden und wann ist mit der Entscheidung zu rechnen?

In ihrer Vertretung wird Herr amtsf StR Dr Sepp Rieder die Frage beantworten.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin! 

Ich tue mir ein bisserl schwer mit der Beantwortung Ihrer Anfrage, aber nicht, weil es eine andere Geschäftsgruppe betrifft, sondern weil die Anfrage einige Behauptungen enthält, für die Sie jeden Beweis schuldig bleiben und auch keine anderen Hinweise oder Indizien liefern. 

Ich kann nicht beurteilen, welche Beweise Sie dafür haben, dass das Disziplinarverfahren verschleppt worden ist. Ich habe nach den mir zur Verfügung gestellten Unterlagen auch keinen Hinweis gefunden, dass es da Mobbing oder anonyme Drohungen gegeben hat, sondern diejenigen, die damit an die kollegiale Führung und in dem Sinn an die interne Öffentlichkeit getreten sind, haben durchaus eine Anerkennung gefunden. - Das sozusagen zum Hintergrund Ihrer Anfrage. 

Da kann ich nur raten: Sollten Sie über Hinweise verfügen, dann bitte ich Sie, diese der zuständigen Stelle- das wäre in diesem Fall die Direktion des Heilunternehmens Krankenhaus und Pflegeheime - zur Verfügung zu stellen. 

Im Allgemeinen ist zu der Frage, wann mit einer Entscheidung zur rechnen ist, zu sagen: Die Frage hat bei einem Disziplinarverfahren schon den Schönheitsfehler, dass sie eigentlich nicht von Seiten eines Ressortverantwortlichen beantwortet werden kann, geschweige denn von einem Ressortverantwortlichen, der eigentlich für das Disziplinarverfahren nicht zuständig ist, denn das fällt ja nicht in den Bereich des Krankenanstaltenverbunds.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich bin Ihrer Meinung, dass es eine sehr heikle Angelegenheit ist, die man mit Vorsicht und mit der nötigen Sorgfalt recherchieren muss. Ich habe das auch getan, und ich würde diese Anfrage heute hier nicht stellen, wenn mir nicht von mehreren Seiten, vor allem auch von Seiten der Patienten und Patientinnen, diese Vorwürfe in sehr glaubwürdiger und in sehr eindringlicher Weise nahe gebracht worden wären. 

Ich habe natürlich jedem der Beteiligten geraten, sich an die zuständige Führung des Krankenanstaltenverbunds zu wenden, aber das Problem für psychisch kranke Menschen ist halt auch - das liegt auch in ihrer Krankheit begründet -, dass sie wahrscheinlich nicht so kräftig sind und möglicherweise diesen Schritt nicht machen können. 

Ich möchte natürlich, dass diese Dinge im geordneten Wege aufgeklärt werden, aber mein Eindruck ist - ich habe auch mit sehr vielen Bediensteten des Hauses gesprochen -, dass hier die Dinge nicht mit der nötigen Eile oder dem nötigen Nachdruck durchgeführt werden. Gleichzeitig klagen Bedienstete des Hauses über Mobbing und über Vorwürfe, dass die Boten für die Botschaft beschuldigt werden und dass die Dinge nicht entsprechend aufgeklärt werden. 

Daher meine erste Zusatzfrage, die ich mit einem Zitat aus dem Schreiben eines Patienten einleiten möchte. Er schreibt mir einen sehr langen Brief, in dem er noch einmal sehr eindringliche Vorwürfe gegen den Arzt erhebt. Ich werde das mit dem Einverständnis des Patienten auch dem Krankenanstaltenverbund weitergeben, doch jetzt möchte ich anonym - ich habe aber den Namen - zitieren: "Eines sollte man aber nicht vergessen: Am Pavillon 24 gibt es auch engagierte und nette Pfleger und Schwestern. Trotzdem möchte ich lieber sterben, als noch einmal stationär zu werden und einem Dr. X mit der Psyche" - nun nennt er den Namen des Oberarztes - "in die Hände zu fallen." 

Ich denke, das ist schon eine ganz, ganz verzweifelte Aussage, und meine Frage jetzt: Warum wurde von Ihnen oder von StRin Pittermann oder dem Krankenanstaltenverbund während des laufenden Disziplinarverfahrens einer Karenzierung zugestimmt? Und wie können Sie angesichts dieser Vorwürfe verantworten, dass der betroffene Psychiater jetzt im Psychiatrischen Krankenhaus Gugging mit Patienten arbeitet?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, dass es bei der Frage, was im Interesse der Beruhigung des Klimas an einer Station oder Abteilung zu geschehen hat, das nahe Liegendste ist, den Unruheherd zu entfernen, also denjenigen, von dem behauptet wird, er sei der Erreger der Unruhe. Wenn der Betreffende jetzt selbst auf die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften kommt und eine Karenzierung beantragt, worauf er einen Rechtsanspruch hat - das ist die bestehende Gesetzeslage -, dann passt das eigentlich zusammen.

Also aus der Sicht der Dienstbehörde, aber auch im Interesse der Situation der Mitarbeiter und der Patienten bietet sich das natürlich optimal an. Aber das Entscheidende ist, dass es ein Rechtsanspruch ist, dass es dazu keiner Begründung und auch keiner Entscheidung bedarf. 

Die Frage, ob der Rechtsträger von Gugging in Kenntnis der möglicherweise anhängigen disziplinären Schritte bereit ist, den Betreffenden aufzunehmen, kann ich mangels Detailinformationen nicht beantworten. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Hahn. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Dieser konkrete Fall ist mir nicht bekannt. Ich kenne aber zwei, drei andere Fälle am Otto-Wagner-Spital, wo es offenkundig um versuchte Vergewaltigungen geht. Und hier konnte nicht nur ich den Eindruck gewinnen, dass sich die Leidenschaft, die Dinge aufzuklären und für Transparenz zu sorgen, doch etwas in Grenzen hält, wobei ich mich auch nicht des Eindrucks erwehren kann, dass im Gegensatz zu früheren Legislaturperioden hier sozusagen das Bedürfnis nach Aufklärung, nach Transparenz nachgelassen hat. 

Meine Frage: Unterliege ich hier einer Mystifikation oder ist was Wahres dran?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist eine rhetorische Frage, die natürlich auch eine rhetorische Antwort erfordert: Es ist eine Mystifikation.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

In diesem Fall werden sehr schwer wiegende Vorwürfe erhoben, Rassismus, Disziplinierung und Misshandlung von Patienten, und es wäre wichtig, diese Vorwürfe in einer angemessenen Zeit aufzuklären, denn wenn sie wahr sind, dann ist es ungeheuerlich, und wenn sie nicht wahr sind, dann ist es genauso ungeheuerlich, dann handelt es sich um einen sehr schwer wiegenden Fall von Mobbing. Beides sollte in einer angemessenen Zeit aufgeklärt werden.

Nun neigt leider die SPÖ dazu, solche Verfahren zu verschleppen. Ein besonders unangenehmes Beispiel für diese Praxis ist der Herr Dr Heinrich Gross, der nicht nur nach wie vor Mitglied der Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter ist, sondern der sogar bei der letzten Personalvertretungswahl noch als Kandidat für die Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter aufgeschienen ist.

Meine Frage an Sie ist: Was wird die SPÖ als regierungsverantwortliche Fraktion unternehmen, um diese Politik mit Scheuklappen abzustellen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Also das ist jetzt keine rhetorische, sondern eher eine polemische Frage, die genau genommen nach dem Retorsionsprinzip jetzt Polemik erfordern würde. Also ich halte mich zurück, auf die Causa Gaugg jetzt einzugehen als Replikation, aber es würde natürlich nahe liegend sein, solche Fragen jetzt zu diskutieren. 

Ich sehe keinen Grund, der Disziplinarkommission im konkreten Fall zu unterstellen, dass sie sozialdemokratisches Entscheidungsorgan ist.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Frau GRin Dr Pilz, die vierte Zusatzfrage.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Aha, ich habe gedacht, es kommt noch eine sozialdemokratische Anfrage, aber ich bin schon für meine Letzte vorbereitet.

Herr Stadtrat! Sowohl im Haus als auch im Krankenanstaltenverbund wurde in dieser Angelegenheit konzediert, dass es eben nicht nur das Problem des betroffenen Oberarztes ist, obwohl der sozusagen die schlimmste Entwicklung darstellt, wenn die Vorwürfe stimmen, was an dieser Abteilung los ist, sondern dass es offensichtlich auch ein Strukturproblem gibt. Die Ärztevertreter des Hauses haben einen Brief geschrieben an die Generaldirektion und an die Frau Stadträtin. Unter anderem erheben sie Vorwürfe bezüglich der Führungsqualität und auch eigener entwertender Aussagen gegen den zuständigen Primar und fordern seinen Rücktritt. 

Wie sieht die Stadt Wien diese Forderung, und wird seitens des Krankenanstaltenverbunds überlegt, hier entsprechende Schritte zu setzen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Also ich wollte das zunächst gar nicht erwähnen, aber die Kollegin Pittermann hat mich darauf aufmerksam gemacht, dass der Abteilungsleiter einer der wenigen überlebenden Kinder des KZ Theresienstadt ist. Daher kann ich mir nicht vorstellen, dass jemand mit einem solchen Lebensschicksal in irgendeiner Weise dazu beiträgt, die und dem anderen Oberarzt unterstellten rassistischen Äußerungen zu decken. Daher muss man das schon auch unter dem großen Fragezeichen sehen, ob da nicht auch andere Motive für manche Angriffe mit im Spiel sind. In solchen Situationen gibt es nur eine Möglichkeit: konkret und fair zu prüfen, beiden die Gelegenheit zu geben, sich zu äußern, und dann zu einer Entscheidung zu kommen. Das ist nach der Stadtverfassung Aufgabe der Disziplinarkommission.

Was anderes ist es, in einer solchen Situation ein Krisenmanagement zu organisieren. Ich entnehme den Unterlagen, dass dafür etwas eingerichtet worden ist, auch unter Einbeziehung der Beteiligten, auch unter Einbeziehung derer, die an die kollegiale Führung herangetreten sind. In welchem Zeitraum das wirkt und ob es zu einer Beruhigung führt, kann ich jetzt nicht beantworten, aber ich halte das für den richtigen Weg.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/02540/2002/0002-KVP/AG). 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wem gehören die Wiener Linien?" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Salcher, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Anlässe für die heutige Aktuelle Stunde gibt es ja genug, zum Beispiel die Tatsache, dass Personalvertreter einer Institution mit pragmatisierten Mitarbeitern der Postbusse, heute 100 000 Österreicher, die nicht pragmatisiert sind, daran hindern, zu ihren Arbeitsstätten zu gelangen, und Anlass war natürlich auch die öffentliche Aussage des StR Rieder, der es einmal gewagt hat, über die Möglichkeit nachzudenken, Wettbewerb bei den Bussen in Wien zuzulassen. 

Wer darf über so etwas nachdenken? - Natürlich der Eigentümer. Und das führt zur Frage: Wem gehören die Wiener Linien? 

Früher war das noch ganz klar; da haben sie dem StR Hatzl gehört. Nun, die Zeiten sind etwas komplizierter geworden. Sie haben dann ein anderes Ressort übernommen, die Bäder, haben dort Ihren Reformeifer ausgelebt und so weiter. Aber das ist ja heute nicht das Thema, sondern das Thema der Aktuellen Stunde ist: Wem gehören die Wiener Linien heute?

Einfache Antwort, Herr StR Hatzl: Heute gehören sie offensichtlich dem Herrn Simanov. Der fungiert als Eigentümervertreter der sozialistischen Personalvertreter. 

Ich bin ein aufmerksamer Zeitungsleser, aber man kann ja leicht so irgendeine kleine Notiz überlesen, "Wiener Linien verkauft an den Herrn Simanov", oder man ist ja auch manchmal im Ausland. Daher meine Frage an Herrn StR Rieder: Wann wurden eigentlich die Wiener Linien an den Herrn Simanov verkauft? (VBgm Dr Sepp Rieder: Die Fragestunde ist aber schon beendet!) Ich darf Ihnen trotzdem eine Frage stellen. Sie sind ein Spezialist für rhetorische Fragen. - Ich möchte es nur gerne wissen und ich würde auch gerne wissen, was der Preis war.

Irgendwann einmal in grauer Vorzeit haben die Wiener Linien ja der Stadt Wien gehört, und zwar zu 100 Prozent. Das stand sogar in der Stadtverfassung. Dann wurden sie ausgegliedert, aber sie waren noch immer zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien. 

Wenn wir jetzt hier vielleicht draufkommen, dass auch einige andere der Meinung sind, dass die Wiener Linien nicht dem Herrn Simanov gehören, kann ich Ihnen nur sagen: Er agiert jedenfalls eindeutig als Eigentümer und das seit Jahren. Also zum Beispiel in der Sache, ob gefahren wird oder nicht, wie am 1. Mai, hat er damals gleich einmal klargestellt: Wir sind wie im vergangenen Jahr dagegen, es bleibt, wie es immer ist, da fährt die Eisenbahn drüber. - Die ist dann auch drübergefahren.

Dann hat sich aber ein anderer angeblicher Besitzer der Wiener Linien zu Wort gemeldet, nämlich der Wiener Bürger, vertreten durch die Parteien im Wiener Gemeinderat, und die haben beschlossen, sie wollen ihr Eigentum auch am 1. Mai nützen. Und da hat der tatsächliche Eigentümer, der Herr Simanov, auch sofort reagiert und hat gesagt: Die sollen sich da drinnen - damit waren wir gemeint - im Gemeinderat ruhig die Schädel einhauen, aber unsere Leute in Ruhe lassen. Und er drohte mit Streik, und das nicht zum ersten Mal.

Zweites, ganz simples Beispiel: Die Geschäftsführung der Wiener Linien plant, aus Kostengründen die Fahrscheinautomaten in den Bussen abzuschaffen, was zur Konsequenz hätte, dass die Fahrer dort auch kassieren müssten, was beim Dr Richard, beim Blaguss, seit Jahrzehnten problemlos funktioniert. Was sagt der Herr Simanov dazu? - Wenn der erste Chauffeur von irgendeinem Verrückten ausgeraubt wird, mache ich dieser Sparidee ein Ende. - So spricht ein echter Eigentümer. 

Jetzt muss man sagen: Die Raubüberfälle sind ja leider Gottes eher bisher auf Taxifahrer abgestellt worden, aber vielleicht weiß der Herr Simanov, im Zuge der Tariferhöhungen wird’s dann vielleicht einmal gefährlicher für einen Buschauffeur und die Tageslosung eines Buschauffeurs könnte natürlich dann auch größer sein als die eines Taxifahrers. 

Und jetzt kommen wir zum aktuellen Beispiel: Herr StR Rieder hat es also gewagt zu sagen: Beim Busverkehr kann ich mir Wettbewerb durchaus vorstellen. 

Der Eigentümer Simanov hat Ihnen sofort ausrichten lassen - da war die "Wiener Zeitung" noch druckfrisch: Kein Thema, sonst Streik! Nach dem Motto - das ist jetzt kein Originalzitat -: Wenn ich das Wort "Wettbewerb“ nur hör, hab ich schon g'fressn. 

Ich möchte jetzt einmal wirklich vom StR Rieder oder einem Vertreter der Sozialdemokraten hören, wem die Wiener Linien denn tatsächlich gehören. Wenn sie wirklich dem Herrn Simanov verkauft wurden - kein Problem, dann gehören sie ja ihm, dann kann er sie auch mitnehmen, er kann sich auch eine Straßenbahn mitnehmen, vielleicht in die Kabane im Gänsehäufel hineinstellen, oder einen kleinen Autobus nach Hause in den Schrebergarten. - Kein Problem, die ÖVP hat Respekt vorm Eigentum. 

Wenn sie aber nicht verkauft wurden, die Wiener Linien, dann wird es höchste Zeit, einmal klarzustellen, wem die Wiener Linien tatsächlich gehören. Nämlich den Wienerinnen und Wienern und den Steuerzahlern, und das absolut. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und es ist auch die Verantwortung eines Finanzstadtrats der Stadt Wien, die Eigentumsanmaßung durch die sozialistischen Personalvertreter am öffentlichen Gut abzustellen, und zwar am besten mit einer Besitzstörungs- und Unterlassungsklage. Denn die sozialistischen Personalvertreter, die glauben nämlich mittlerweile nicht nur, dass ihnen die Wiener Linien gehören, sie glauben auch, die ganze Stadt gehört ihnen. (GR Johann Hatzl: Jetzt wird es interessant! Ein ÖAAB-Betriebsrat bringt eine Besitzstörungs- und Unterlassungsklage ein! Ich gratuliere Ihnen!) Nein. - Denn sie wollen darüber entscheiden, ob die Stadt Wien öffentliche Ausschreibungen, zum Beispiel für den Busverkehr, machen darf oder nicht. Und das geht die überhaupt nichts an. Das geht den Stadtrat und den Gemeinderat dieses Hauses etwas an. Wien ist auch nach der letzten Wahl noch keine Großkolchose, und das ist gut so. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und jetzt ein bisschen zum Politischen vom Rechtlichen. Sie werden natürlich jetzt wieder argumentieren, und darauf freue ich mich schon: Das sind die typischen Angriffe der bürgerlichen Privatisierungsfetischisten, die englische Zustände hervorrufen wollen. - Der Simanov sagt immer, dass Private das Netz ausdünnen und Billigstarbeitskräfte fahren. Typisch Thatcher, typisch Konservative und so weiter. 

Nur, wer regiert eigentlich in Großbritannien seit sechs Jahren? - Das ist doch dieser nette Herr Blair. Der war ja auch immer auf einem Foto: Die großen Roten. Da war noch ein anderer drauf. Also nicht der, der jetzt in Argentinien ist, sondern der Jospin aus Frankreich. Der ist auch nicht mehr auf dem Foto drauf. Also englische Zustände herrschen seit sechs Jahren eigentlich dort durch die Sozialdemokraten. 

Aber - zur Ordnung des Hauses, wir reden ja über Österreich - zumindest in Österreich stimmen die Fronten noch. Schauen wir uns einmal an, vor welchen Erzkonservativen der Herr Simanov die Wiener Linien bisher durch seine Streikdrohungen vor den Schrecken des Wettbewerbs bewahrt hat. "Simanov kämpft gegen Frau Mag Ederer." Alles Originalzitate. "Die SPÖ-Gewerkschaft droht mit streikähnlichen Aktionen, weil Finanzstadträtin Brigitte Ederer (SP)" - interessant - "den Wiener Linien keine zusätzlichen Investitionsmittel gewährt." "Simanov kämpft gegen Swoboda." Wieder Originalzitat. 

Der Herr Swoboda hat die kühne Idee gehabt, die Wiener Linien sollten nicht unbedingt gegen die von der EU geforderte Ausschreibung der einzelnen Linien sein. Na, mit der Aussage - mehr hat er nicht gebraucht - hat sich der EU-Parlamentarier Hannes Swoboda, Klammer: SP, den Zorn der Wiener Straßenbahngewerkschaft, Klammer: SP-dominiert, zugezogen. Und jetzt wird es spannend. Der Herr Simanov erbost: "Sollen wir uns von übermächtigen deutschen, französischen und englischen Anbietern die Wiener Linien wegschnappen lassen und dafür die Pressburger, Brünner und Prager Linien bekommen?" Eine wahrhaft europäische Gesinnung und vor allem eine echte reale Gefahr, die ich ja bisher überhaupt noch nicht gesehen habe. Stellen Sie sich vor: Vermummte englische, französische und deutsche Privatisierungsfetischisten kommen in der Nacht, packen alle unsere Straßenbahnen, U‑Bahnen, Autobusse in irgendein Sackl, und am nächsten Tag sind die weg. Und wir wachen auf in Wien und es gibt einfach keine Straßenbahn. Bleibt uns ja gar nichts anderes über, als nach Pressburg und nach Prag zu gehen und dort ein paar U‑Bahnen und Autobusse zusammenzufladern, damit wir hier auch irgendetwas in Wien haben. 

Und diese sehr schlüssige Argumentationslinie, die kennen wir alle noch aus der EU-Debatte, wo ja auch die große Gefahr bestanden hat, was wir jetzt gesehen haben, dass die portugiesischen Billigfriseure ganz Österreich besetzen. 

Da braut sich also eine echte konservative Weltverschwörung zusammen. Die wilden Privatisierer Swoboda, Ederer, Rieder, gestützt von einer EU-Kommission, die übrigens auch mehrheitlich sozialdemokratisch regiert ist, auf der einen Seite, und die armen sozialistischen Personalvertreter auf der anderen Seite. Da habe ich manchmal das Gefühl, der Don Quichotte reitet auch in Wien wieder oder fährt in Wien mit der Straßenbahn. Also, mit dem Postautobus könnte er ja heute nicht fahren. 

Und daher meine ganz einfache Bitte an Sie: Haben Sie einmal den Mut, den auch der StR Rieder und jetzt unterstelle ich ihm einen Mut und ich unterstelle Ihnen Verantwortungsbewusstsein, den Sie auch gehabt haben, weil das kommt ja nicht von ungefähr, dass Sie darüber nachgedacht haben, weil Sie wissen, so geht es einfach nicht weiter, und stellen Sie doch einmal hier im Wiener Gemeinderat eines klar: Die Wiener Linien gehören den Wienerinnen und Wienern. Die Wiener Linien haben einen riesigen Aufholbedarf in Richtung Effizienz und Kostenwahrheit, weil sonst werden sie auf Dauer für den Steuerzahler unleistbar. Und stellen wir das vielleicht auch gleich klar bei der Gelegenheit: Diese Stadt gehört den Wienerinnen und Wienern, wird regiert von der Stadtregierung und wird kontrolliert vom Wiener Gemeinderat und von sonst niemand. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich möchte für weitere Wortmeldungen in Erinnerung bringen, dass die Redezeit der Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal geht und mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Als Nächster ist Herr GR Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben jetzt eigentlich ein sehr zentrales, wesentliches Thema, "Wem gehören die Wiener Linien?", in einer peinlichen Abhandlung des Kollegen Salcher wahrgenommen. Es geht darum, dass es ein wirklich ernstes Thema ist. Und das Einzige, was Kollege Salcher tatsächlich dargelegt hat, war seine Gewerkschaftsfeindlichkeit. Nicht dass ich mit allem, was der Kollege Simanov oder die Personalvertreter der Wiener Linien machen, einverstanden bin. Aber bitte erkennen Sie doch einmal, dass es ganz unterschiedliche Funktionen sind. Oder hat es sich bei Ihnen in der ÖVP so festgesetzt, dass die einzig guten Gewerkschaften gelbe Gewerkschaften sind? Wenn dem so ist, dann ist es am besten, Sie kommen heraus und sagen das auch hier. Aber reden Sie dann nicht über Sachen, wo Sie wirklich nur peinlich sind. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Und jetzt kommen wir zu der Frage: Wem gehören die Wiener Linien? - Und auch wir stellen uns diese Frage öfters, wenn wir hier im Gemeinderat diskutieren, wenn es nämlich tatsächlich um so wesentliche Entscheidungen geht: Wer trifft die Entscheidungen über Tariferhöhungen? Dann ist es plötzlich nicht mehr der Gemeinderat oder die Regierung. Aber selbstverständlich, wenn es darum gehen würde, dass die eine oder andere Buslinie möglicherweise privatisiert werden könnte, ist schon der zuständige Stadtrat verantwortlich. Hier wäre es einmal wichtig, eine Klärung herbeizuführen. Denn was tatsächlich bei der Privatisierung von einzelnen Linien droht, das haben diejenigen, die es sich wünschen, nämlich die privaten Busunternehmer, bei der Post via APA sehr, sehr deutlich gemacht, wenn sie sagen: "Fest steht, wir werden aber sicher nicht nur unrentable Linien übernehmen, unterm Strich muss es sich ausgehen." Das heißt, es geht um die Linien, die Gewinn machen, verlustbringende Linien müssten außerdem, wie auch schon jetzt beim Postbus, von Ländern oder Gemeinden finanziert werden. Ähnliches wäre bei den Wiener Linien selbstverständlich der Fall. 

Und Sie wissen genau, wo das hinführt, diese Art der Liberalisierungsschritte. Genauso wie Herr StR Rieder. Und deshalb habe ich diese Aussage von Ihnen, Herr StR Rieder, dass Sie sich das vorstellen können, eher erschreckend gefunden. Denn es kann nur zu einer Ausdünnung und zu einer Leistungsreduktion kommen. Wenn die Gewinn bringenden Linien privatisiert werden, dann fehlen natürlich auch die Gewinne auf dieser Seite, und die Verluste für die Stadt Wien werden selbstverständlich höher. Denn eines ist klar: Kein Privater übernimmt verlustbringende Linien. Und dennoch sind sie für ein funktionierendes öffentliches Verkehrsnetz notwendig, denn wenn es weniger Linien insgesamt gibt, egal, wie viel sie genutzt werden, dann führt das dazu, dass ein Netz langsam ausgehöhlt wird und tatsächlich die Funktion von öffentlichen Verkehrsmitteln nicht mehr wahrgenommen wird. 

Ich würde mir auch erwarten, was die Wiener Linien betrifft, dass viel stärker als bisher auf die transnationale Ebene geachtet wird. Denn wenn es so weitergeht, wie es jetzt im Rahmen des "General Agreement of Trade and Services" - GATS-Abkommen - geplant ist, dann stellt sich in drei, vier Jahren möglicherweise nicht einmal mehr die Frage, wem die Wiener Linien gehören, gehören sie den Wienerinnen und Wienern oder gehören sie dann vielleicht doch Privaten. Denn das, was jetzt geplant ist, und das darf man nicht vergessen, mit Unterstützung dieser Bundesregierung innerhalb der EU und innerhalb der Verhandlungen über das GATS-Abkommen, ist eine weiträumige und weitläufige Privatisierung sämtlicher kommunaler Dienstleistungen, eine Entmündigung von Gremien, wie der Wiener Landtag eines ist oder der Wiener Gemeinderat. 

Dagegen gilt es vor allem als Stadt Wien aufzutreten. Denn wenn wir gemeinsam in den nächsten Jahren tatsächlich noch darüber entscheiden wollen, wie das öffentliche Verkehrswesen in Wien funktioniert, wie das Gesundheitswesen in Wien funktioniert, wie das Bildungswesen in Wien funktioniert, wie Soziale Dienste funktionieren, dann ist es jetzt wichtig, als Gemeinde Wien und als Land Wien gegen diese weiter fortschreitende Deregulierung und Liberalisierung unter den Konzepten, die im GATS-Abkommen diskutiert werden, aufzutreten. Dann ist es wichtig zu sagen: Diese Welt ist längst, was den wirtschaftspolitischen Bereich betrifft, globalisiert genug. Das, was wir brauchen, ist eine Sicherung unserer kommunalen Dienstleistungen.

Und es muss wieder selbstverständlich und ganz klar werden - jetzt wieder bezogen auf die Wiener Linien -, dass der öffentliche Verkehr in Wien unter Verantwortung des Wiener Gemeinderats organisiert wird. Und daher müsste es unser gemeinsames Ziel sein, in diesen Bereichen gegen weitere Privatisierung, gegen weiteren Ausverkauf aufzutreten. Und ich würde mir wünschen, dass auch die ÖVP die GRÜNEN in diesem Bestreben unterstützt und nicht den Auftakt "Wem gehören die Wiener Linien?" zu einer peinlichen Gewerkschaftshetze nützt. - Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Stark zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Wiener Stadtwerke mit dem Teilbetrieb Wiener Linien waren eine Unternehmung der Stadt Wien und wurden mit Beschluss des Gemeinderats vom 17. Dezember 1998 mit den Stimmen der ÖVP und SPÖ in eine Wiener Stadtwerke Holding AG übergeführt, wobei für die Bereiche Wienstrom, Wiengas, Wiener Linien und Bestattung die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft geschaffen wurde. 

Schon bei dieser Umstrukturierung hat die freiheitliche Fraktion auf die Nachteile dieser Holdingstruktur hingewiesen, einerseits auf gesellschaftsrechtliche Nachteile, andererseits auf politische Nachteile für den Gemeinderat. Die gesellschaftsrechtlichen Nachteile waren beziehungsweise sind zum Beispiel die Verhinderung der Verschmelzung untergeordneter Gesellschaften mit fremden Gesellschaften zur Schaffung einer überregionalen Struktur.

Ziel einer Änderung der Organisationsstruktur hätte unseres Erachtens sein sollen unter anderem die Schaffung der Voraussetzung für einen überregionalen Personennahverkehr unter Einbindung der Wiener Linien sowie für eine überregionale Elektrizitäts- beziehungsweise Energieversorgung. Beim öffentlichen Personennahverkehr hätten wir uns diese überregionale Lösung in Form eines Verkehrsverbunds vorgestellt, und zwar nicht nur im Hinblick auf einen Tarifverbund, sondern auch hinsichtlich der Gesellschaftsstruktur, zum Beispiel wie in Frankfurt der Rhein-Main-Verkehrsverbund oder der Baden-Württembergische Verkehrsverbund in Stuttgart. 

Die Nachteile, die den Gemeinderat betreffen, meine sehr geehrten Damen und Herren, waren aber noch größer. Obwohl die Stadt Wien noch immer 100‑prozentiger Eigentümer der Holding ist, wurden dem Gemeinderat sämtlicher Einfluss und sämtliche Kontrollmöglichkeiten entzogen. Auch darauf haben wir im Dezember 1998 hingewiesen. Bezüglich der Wiener Stadtwerke AG mit ihren Töchtern Wienstrom, Wiengas, Wiener Linien und Bestattung hat der Gemeinderat keine Möglichkeit mehr, schriftliche oder mündliche Anfragen zu stellen, hat der Gemeinderat kein Informations- und Debattenrecht mehr, hat der Gemeinderat keinen Einfluss mehr auf die Tarifgestaltung. Und vor allem, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat der Gemeinderat keine Kontrollmöglichkeit mehr. 

Bei all diesen Benachteiligungen des Wiener Gemeinderats hat die ÖVP als Koalitionspartner der SPÖ mit der SPÖ damals voll mitgespielt, und ich darf aus der damaligen Debattenrede der ÖVP zitieren. "Wir haben uns in dieser Stadtregierung vor einem Jahr zum Ziel gesetzt, eine Neuorganisation der Wiener Stadtwerke, dass die erfolgen soll. Wir haben jetzt einen wesentlichen Schritt dazu gesetzt, und ich möchte mich bei dieser Gelegenheit vor allem auch bei Frau StR Mag Ederer für die konstruktive Arbeit bedanken. Ich glaube, dass wir auf diesem Weg in eine gute Zukunft für die Wiener Stadtwerke und für die Beschäftigten der Stadt Wien unterwegs sind." So damals die ÖVP. 

Auf Grund des Themas der ÖVP zur heutigen Aktuellen Stunde, "Wem gehören die Wiener Linien?", schließe ich, dass die ÖVP bei der Neuorganisation der Wiener Stadtwerke deren Folgen nicht erkannt und unsere Kritik und unsere Warnungen ignoriert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP! Nun erkennen auch Sie, dass es keinen Grund zum Jubeln gibt, dass es keinen Grund für Dank an den damaligen Koalitionspartner gibt, sondern dass es wesentlich bessere Schritte für eine gute Zukunft der Wiener Stadtwerke im Sinne der freiheitlichen Überlegungen gegeben hätte. 

Dieser von der SPÖ geplante und von der ÖVP mitgetragene Entzug der Kontrollrechte, auch jener gegenüber den Wiener Linien, war eine Verhöhnung der gewählten Mandatare und somit auch eine Verhöhnung der Bürger der Stadt Wien. Die Frage zum Thema der Aktuellen Stunde, "Wem gehören die Wiener Linien?", meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, die hätten Sie bereits früher stellen müssen, vor dreieinhalb Jahren, bevor Sie dieser Umstrukturierung zugestimmt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zwar weiß man es, aber es ist von Zeit zu Zeit ziemlich entlarvend, wie die ÖVP mit Arbeitnehmerrechten umgeht, wie die ÖVP mit Gewerkschaftsrechten umgeht. Es zeigt das wahre Gesicht dieser Partei, dass man ein Mitglied des Wirtschaftsbunds hier herstellt und den Abgesang machen lässt, was die ÖVP wirklich von Gewerkschaftsrechten hält und was die ÖVP wirklich von Arbeitnehmerrechten hält, unter anderem auch von einem Mitbestimmungsparagrafen der Arbeitsverfassung. 

Und wenn Sie sich hier herstellen, Herr Dr Salcher, und von den pragmatisierten Mitarbeitern der Postbus AG sprechen, dann darf ich Sie ein bisschen aufklären. Schauen Sie sich einmal an, wie viele dort wirklich noch pragmatisiert sind. Denn ich finde es eine wirkliche Unverschämtheit von Ihnen, locker da herauszugehen und zu sagen: die pragmatisierten Mitarbeiter. Das sind Mitarbeiter, die eine Sorge haben um einen Arbeitsplatz. Die Pragmatisierungsquote ist dort minimalistisch. Das ist ein kleiner Teil von Altmitarbeitern. Jeder, der dort seit Jahren aufgenommen wird, kennt das Pragmatikum nur mehr vom Hörensagen.

Es geht um nichts anderes, als dass dort Mitwirkungsrechte ausgeübt werden. Es geht um die Einhaltung von Mitwirkungsrechten. Ihnen ist es ganz egal, wie die Arbeitsverfassung ausschaut. Als Mitarbeiter oder als Mitglied des Wirtschaftsbunds ist Ihnen die Arbeitsverfassung ein Dorn im Auge. Stellen Sie sich hier her und sagen Sie die Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich glaube, man sollte sich einmal - und das ist das sehr Traurige und sehr Bezeichnende an dieser ÖVP - ein bisschen umschauen, was sich nämlich wirklich abspielt bei den Wiener Linien. Wir haben bei den Wiener Linien steigende Fahrgastzahlen. Wir haben massivste Strukturveränderungen bei den Straßenbahnen Richtung U‑Bahnen. Wir haben massivste Strukturveränderungen beim Ausbau des Liniennetzes. Wir haben massivste Strukturveränderungen auch zum Beispiel im Anbot. Sie stellen sich hierher und sagen, die Wiener Linien sind so teuer. Die Wiener Linien müssen unter anderem, was wir hier gesellschaftspolitisch vor langer Zeit wollten, den Nachtautobus auch finanzieren. Das ist Ihnen alles egal. 

Sie wissen zum Beispiel überhaupt nicht, was hier an Rationalisierungen gemeinsam entwickelt worden ist, was gemeinsam an Rationalisierungen umgesetzt worden ist. All das ist Ihnen völlig unbekannt. Sie wissen überhaupt nichts, obwohl es Ihnen möglich sein müsste, weil auch Mitglieder der ÖVP im Aufsichtsrat der Wiener Linien GesmbH & Co KG und auch in der Stadtwerke Holding AG sitzen. Wenn Sie die Aufsichtsratprotokolle des Jahres 2000, des Jahres 2001, des Jahres 2002 nicht nur schubladisieren würden, sondern auch lesen würden, wüssten Sie, dass dort Hunderte Arbeitsplätze wegrationalisiert worden sind, aber so wegrationalisiert worden sind, dass wir nicht Streiks haben, dass wir nicht soziales Ungleichgewicht haben, wie wir das zum Beispiel in Innsbruck haben, in einer ÖVP-regierten Stadtverwaltung, und und und, sondern dass aus hoher Verantwortlichkeit gegenüber dem Unternehmen, aber unter Aufrechterhaltung der Dienstleistung, die damit verbunden ist, Hunderte Arbeitsplätze abgebaut worden sind. Hunderte Arbeitsplätze sind abgebaut worden im Bereich der Werkstätten, im Bereich der Verwaltung, überall dort, wo es nicht unmittelbar um den Kunden geht. Unter anderem ist das gemeinsam entwickelt worden, zähflüssig, schwierig, aber gemeinsam entwickelt worden. 

Wenn Sie hier kritisieren, und das ist ja auch bezeichnend, und ich habe heute schon darüber geblödelt: Der Kollege Simanov ist in Wahrheit ja fast schon im Ruhestand, er hat nicht mehr kandidiert bei dieser Wahl und ist auch kein Personalvertreter mehr seit einigen Tagen, sondern er gleitet jetzt sehr kurzfristig in den Ruhestand über. Es ist sehr bezeichnend, wie Sie mit dem Thema umgehen, denn in Wahrheit sind Ihnen die Wiener Linien völlig egal. In Wahrheit geht es Ihnen schlichtweg darum, Arbeitnehmerrechte zu missachten und, wenn Arbeitnehmer es wagen, über ihr Unternehmen nachzudenken, sofort draufzusteigen.

Wenn Sie sich zum Beispiel ein bisschen mit der gesamten Problematik der Ausschreibungen beschäftigen würden, würden Sie zum Beispiel wissen, dass es auch um die Sorge hinsichtlich der Chancengleichheit geht. Wir haben zum Beispiel in Wien den hohen Standard, dass wir garagieren. Der Dr Richard, der von Ihnen gepriesene Privatbusbetrieb, stellt seine Busse auf der freien Straße ab. Wir haben den gesellschaftspolitischen Anspruch entwickelt: in die Garage damit. Unter anderem ist das eine Frage der Chancengleichheit.

Ein weiterer Punkt der Chancengleichheit ist: Wir wollen Flüssigbusbetrieb haben. Oder wollen wir den Betrieb mit Dieselabgasen haben? - Das sind alles Fragen, die zu klären sind, die deponiert worden sind. 

Aber Sie dürfen eines versichert sein: Die Wiener Linien gehören der Wiener Stadtwerke Holding AG beziehungsweise der Wiener Linien GesmbH & Co KG. - Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte zunächst einmal zu dem einzigen Satz, den ich sozusagen mit Herrn GR Salcher vollinhaltlich teile, etwas sagen, nämlich zu dieser Frage: Wem gehören die Wiener Linien? Da bin ich 100‑prozentig mit Ihnen einer Meinung, wenn Sie sagen: den Wienerinnen und Wienern. 

Der einzige Einfluss, die einzige Möglichkeit, Einfluss zu nehmen, die die Wienerinnen und Wiener haben, ist, zur Wahl zu gehen und Politikerinnen und Politiker ihrer Wahl zu wählen. Das ist das Einzige. Die wählen Politikerinnen und Politiker und wollen auch, dass diese Menschen in der Lage sind und willens sind, zu entscheiden. Das ist das, was die verlangen von den Politikerinnen und Politikern. Die wählen nicht irgendeinen Wirtschaftsbetrieb, der sonst was macht, sondern sie wählen die Politik und wollen, dass die Politik entscheidet. 

Ich bin zu dem Schluss gekommen: Die ÖVP will etwas ganz anderes. Die ÖVP will nicht mehr, dass die Politik entscheidet, sondern dass die Politik die Verantwortung völlig aus der Hand gibt, sich der Entscheidungen sozusagen entledigt, irgendwelchen Betrieben, Wirtschaftsbetrieben das in die Hand gibt und sich zurücklehnt und faktisch nur noch die Subventionen verteilt.

Da sind wir GRÜNE 100‑prozentig anderer Meinung. Wir sind der Meinung, die Politik muss in der Lage bleiben, zu entscheiden und darf das nicht aus der Hand geben. Denn nur so kann man Ökologiepolitik machen und nur so kann man Sozialpolitik machen. 

So viel einmal nur zu diesem Jux. Sie haben eigentlich aus der Aktuellen Stunde eine Juxstunde gemacht, und das ist das, was ich Ihnen da vorwerfe. Das ist das, was mir nicht gefällt. Wir sind dafür, dass die Politik handlungsfähig bleibt. So viel dazu. 

Ich möchte aber jetzt auch die Gelegenheit wahrnehmen, weil sich die SPÖ das sehr leicht gemacht hat, mich ein bisschen mit der Politik, die Sie machen, zu befassen. Denn Ihre Politik ist mehr als widersprüchlich. Sie sagen auf der einen Seite, Sie machen Ökologiepolitik, Sie machen eine Politik, die dazu führen soll, dass die Leute umsteigen von ihren Privatautos auf öffentliche Verkehrsmittel. Gleichzeitig tun Sie etwas völlig anderes, faktisch das Gegenteil, um dieses Ziel zu erreichen, nämlich Sie erhöhen die Fahrpreise. Das passt doch überhaupt nicht zusammen, wenn Sie die Fahrpreise erhöhen! Es ist ein Widerspruch!

Zweiter Widerspruch: Sie fordern immer von der Bundesregierung eine Politik mit Herz, heißt das immer so schön. Dahinter versteckt sich die Sozialpolitik. Das sagen Sie. 

Auf der anderen Seite aber erhöhen Sie nicht nur die Fahrpreise auf den Wiener Linien, sondern Sie lehnen auch den Antrag der GRÜNEN, dass es einkommensgestaffelte Fahrpreise geben soll, konsequent ab. Das heißt, die Einkommensschwächsten dieser Stadt zahlen genauso viel wie die Reichsten. Die Obdachlosen zahlen mehr als ein Pensionist, der 100 000 S Einkommen hat. Das ist doch keine Politik mit Herz! Das ist doch nicht Sozialpolitik! 

Und jetzt gehen Sie einen Schritt weiter und kritisieren nicht nur die neoliberale Linie der Bundesregierung, sondern fahren dieselbe Linie selbst aus, indem Sie fortlaufend auslagern, privatisieren, die Entscheidungsrechte der Politik faktisch außer Haus geben und genau dasselbe, nur auf eine sehr versteckte Art und Weise, machen wie die Bundesregierung, nämlich eine liberale, eine neoliberale Politik zu fahren. Das ist ein massiver Vorwurf. Aber das ist noch etwas anderes. Das ist auch der Appell der GRÜNEN, das alles noch einmal zu überdenken. 

Und wenn da vorhin auch eine Attacke gelaufen ist gegen den ehemaligen StR Hatzl, so kann ich Ihnen versichern: Unter Hatzl wäre das, was jetzt gelaufen ist, tatsächlich nicht gelaufen, und die Politik hätte sehr wohl noch das Sagen und die Entscheidungsrechte.

Und das wäre im Grunde genommen auch, was sich die Wienerinnen und Wiener nämlich verdient hätten: Eine Politik, die in der Lage ist, ökologische Politik und Sozialpolitik zu machen, statt auf alle Entscheidungen zu verzichten und alles in private Hände zu legen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Wenn ich mir die Debattenbeiträge von SPÖ und Grün nun angehört habe, dann frage ich mich: Wie konnte es gestern eine Jubelmeldung zu dieser rot-grünen Koalition geben, die wir heute in den Zeitungen lesen, was Sie hier Tolles erreicht haben? Das kann doch wohl nicht sein. Oder war das doch so toll? 

Frau Kollegin Jerusalem regt sich gerade über die Tariferhöhungen auf. Diese wurden bei der Jubelmeldung aber auch hingenommen. Da gibt es einen Vizebürgermeister und einen Stadtrat, der macht sich Überlegungen, wie man den öffentlichen Nahverkehr in Wien verbessert, und er bekommt keine einzige Unterstützung von einem Debattenredner, sondern er bekommt nur Gegnerschaft für seine Vorschläge. Und wir wollen ihn in diesen Vorschlägen unterstützen, dass wir die Wiener Linien auch wirklich noch effizienter machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Finanzstadtrat hat selbst gesagt: Die Wiener Linien müssen noch effizienter und kundenfreundlicher werden. Er sagte, dass sich die Wiener Linien bei der Straßenbahnlinie 5 extrem ungeschickt verhalten haben. Er sagte, dass das kein positives Signal an die Bevölkerung und gar keine vertrauensbildende Maßnahme war. - Ja, Sie haben Recht. Unterstützen wir doch den öffentlichen Nahverkehr. Versuchen wir ihn nicht nur von Seiten der SPÖ-Gewerkschaft zu vertreten, sondern versuchen wir, den öffentlichen Nahverkehr für die Wienerinnen und Wiener wirklich fruchtbar und tragbar zu machen. Das wäre einmal eine gute Sache. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn Sie auch noch den Streik angesprochen haben: Der ist von Seiten der SPÖ heute überhaupt noch nicht genannt worden. Zigtausende Wienerinnen und Wiener konnten heute nicht mit einem Postbus zur Arbeit fahren oder in die Schule kommen. Ich weiß nicht, wo Sie alle wohnen. Vielleicht wohnen Sie alle unmittelbar nur an den U‑Bahn-Linien und haben das heute nicht mitbekommen. Oder sind Sie in der Nacht nicht unterwegs, wo heute um 0.50 Uhr die Menschen bereits am Bahnhof Hütteldorf gestanden sind und auf den 249er gewartet haben und nicht nach Hause fahren konnten, weil seit 0 Uhr der Streik gedroht hat? 

Alle Angebote, alle Versuche, Ergänzungsmaßnahmen zu finden, Unterstützungen zu geben, wurden damit zurückgewiesen, dass die Wiener Linien ja nur bei einer Linie, bei der Linie 80A, für Ersatz verantwortlich sind, weil nur diese Linie in ihrem Auftrag fährt. 

Aber es gibt zahlreiche andere Postautobusse, die in Wien fahren, die im Auftrag des VOR unterwegs sind. Und da hätte sich die Stadt auch überlegen können, ob man hier nicht einen Ersatzdienst anbieten soll. Vielleicht nicht im selben Ausmaß wie normal, aber doch in einem gewissen Ausmaß mit Taxis, mit Autobussen. Sie sind doch so sozial. Sie wollen doch so gerne sozial zu den Menschen sein. Dann geben Sie ihnen auch Sozialtaten und nicht nur Erhöhungen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es sind die Linien 148, 149, 152, 153, 249, 243, 391, 590, 431, 552, 566, 567, 668, 765. Sie hätten sich bei all diesen Linien anstrengen können und etwas für die Wienerinnen und Wiener tun können. Sie haben es nicht getan. 

Sie könnten, wenn Sie wollten, bei den Wiener Linien auch einen Fahrgastbeirat einführen, sodass die Wienerinnen und Wiener mitbestimmen können, was dort passiert. Das passiert in vielen anderen sozialdemokratischen Städten. In Salzburg, aber vor allem auch in vielen deutschen Städten, in Münster, im Verkehrsverbund Bremen, im Verkehrsverbund München, in Leipzig, in Frankfurt am Main, in Fulda, in Freiburg, in Charlottenburg et cetera. Warum tun Sie das nicht? Warum lassen Sie die Wienerinnen und Wiener, die die Kunden der Wiener Linien sind, nicht mitbestimmen? - Geben Sie diese Wiener Linien den WienerInnen wieder zurück! Das ist die Devise. Versuchen Sie nicht krampfhaft, sich in einem sozialdemokratischen Kampfthema zu verteidigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Die Eigentümervertreter der Wiener Linien!

Als ich heute in der Früh die Aktuelle Stunde gesehen habe, habe ich mir gedacht: Was meint die ÖVP dabei? Ich bin dann an sich auch zu dem Schluss gekommen, zu dem der Kollege Salcher in seinem letzten Satz gekommen ist: Die Wiener Linien gehören den Wienerinnen und Wienern. 

Aber so wie er es angelegt hat, hat er hier eine PR-Sendung für den Personalvertreter der Wiener Linien Simanov veranstaltet. Jetzt kann man zu Simanov stehen wie man will, aber eines muss man Simanov zugestehen: Er ist seiner Aufgabe als Personalvertreter nachgekommen, und zwar für die Leute, die ihn gewählt haben oder jetzt bei der letzten Wahl nicht mehr gewählt haben. Und eines muss man auch sagen: Man hat mit dem Simanov immer trefflich streiten können. Aber er hat sich immer für die Mitarbeiter der Wiener Linien eingesetzt. Und das ist die Aufgabe eines Personalvertreters und muss ihm als solches auch zustehen. 

Und das Zweite: Man kann dem StR Rieder im Bereich der Wiener Linien durchaus das eine oder andere vorwerfen. Aber eines kann man ihm nicht vorwerfen, dass man sagt: Er ist derjenige, der die verdienenden Linien verkaufen und die anderen sich behalten möchte. Denn dagegen ist er immer klar und deutlich aufgetreten und hat gesagt: Wir können es uns nicht leisten, die positiven Linien zu verkaufen und auf den nichtpositiven selber sitzen zu bleiben. 

Aber die Grundvoraussetzung für all das, was wir heute diskutieren, hat die ÖVP in der kleinen Koalition mit der SPÖ 1999 geschaffen. Da war sie irrsinnig stolz darauf, dass die Wiener Linien ausgegliedert wurden und dass die Kontrollrechte des Gemeinderats praktisch auf Null zurückgegangen sind. Was genau der Preis war, weiß ich nicht. Das Einzige, was der ÖVP damals gelungen ist, neben dem, dass sie so begeistert war davon, war, dass sie den Finanzvorstand der Wiener Linien bestellt hat und zwei Aufsichtsräte, die heute noch tätig sind. Aber ich glaube, das war der einzige Vorteil, den die ÖVP von dieser Idee gehabt hat. 

Und dann hat sich die ÖVP überhaupt zurückgezogen, denn als die Wiener SPÖ draufgekommen ist, dass das mit den Wiener Linien als Privatfirma nicht ganz so einfach ist, hat sie versucht, die Notbremse zu ziehen und hat den ÖPNV-Vertrag mit den Wiener Linien abgeschlossen. Und das war durchaus zum Schutz der Wiener Linien eine richtige Entscheidung, denn all das, was in letzter Zeit in Brüssel - oder in vorletzter Zeit, in letzter Zeit war es gar nicht mehr so arg - über Liberalisierung vom öffentlichen Personennahverkehr gesprochen wurde und auch diskutiert wurde, war ja nicht dazu angetan, die Chance zu erwarten, die Entscheidungen für den öffentlichen Personennahverkehr im Bereich der Stadt zu behalten, und zwar dort, wo sie getroffen werden müssen und wo es immer heißt - auch aus Brüssel -: Das Subsidiaritätsprinzip ist als Allererstes heranzuziehen. Und genau das hat der ÖPNV-Vertrag versucht. Er ist aber nicht so geworden, wie man sich das vorstellen könnte, und er hat den Wiener Linien Vorteile verschafft, die auch nicht unbedingt notwendig gewesen wären, mit einer langfristigen Finanzierung, die jetzt dazu führt, dass es trotzdem zu den Erhöhungen bei den Fahrpreisen kommt. Man hat aber bereits 1999 - und das muss der Kollege Salcher auch gewusst haben - die Tarifhoheit weitergegeben an die Wiener Linien. Das war einer der Punkte, die damals mitgegangen sind und die er heute nicht wirklich beklagen kann. 

Dazu muss man schon auch sagen, dass die Kontrollrechte des Landes weg sind, durch die Finanzierung über den ÖPNV-Vertrag die Finanzierung der Wiener Linien gesichert ist und die Einflussmöglichkeit ausschließlich vom Eigentümervertreter Rieder wahrgenommen werden kann. 

Aber wirklich interessant ist die Stellungnahme der ÖVP, die damals diesen ÖPNV-Vertrag abgelehnt hat. Vorige Woche hat in Graz der 52. Österreichische Städtetag stattgefunden und dabei sind insgesamt zwei Resolutionen gefasst worden, womit sich eine genau mit dem Bereich ÖPNV, also öffentlicher Personennahverkehr, befasst hat und in der formuliert wurde, das Subsidiaritätsprinzip in den Vordergrund zu stellen und die Entscheidungen in den Städten zu belassen. Dieser Resolutionsantrag wurde von allen beim Städtetag vertretenen Fraktionen einstimmig beschlossen. Die Hauptverhandler dieses Vertrags waren der Bürgermeister von Linz Dobusch, der Finanzstadtrat von der SPÖ, der Finanzstadtrat von Graz Nagl und ich. Und alle waren wir uns einig, dass diese Entscheidung richtig ist. Die Einzigen, die eigentlich nicht mitstimmen hätten dürfen, waren dann bei den Delegierten der Kollege Tschirf und der Kollege Prochaska, denn die haben sich in Wien dagegen ausgesprochen. In Graz haben sie sich Gott sei Dank einstimmig zu dieser Entscheidung bekannt. 

Aus diesem Grund glaube ich, so wie die Einleitung geheißen hat und wie auch Salcher geschlossen hat, die Wiener Linien gehören den Wienerinnen und Wienern. Ihr Eigentümervertreter ist der StR Rieder, der dieser Eigenschaft manchmal nicht zum Wohle und zum Wohlergehen der Wienerinnen und Wiener nachkommt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Kopietz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bin an und für sich ebenso irritiert gewesen, wie ich das Thema der heutigen Aktuellen Stunde gelesen habe, und ich habe mir dann überlegt: Wie kommt es dazu? Ich befürchte, dass hier eine Methode bei der ÖVP gepflogen wird und sich breit macht, nicht aufzupassen, nicht genau zuzuhören. Ich würde meinen, es wäre angebracht, besser aufzupassen, genauer zuzuhören, genauer zu recherchieren. Aber das wird das Gleiche sein wahrscheinlich, wie die ÖVP, die Wiener ÖVP, ihrem eigenen Bundesparteiobmann Schüssel nicht genau zugehört hat, wie er gesagt hat bei der Obmanndebatte: "Findet einen." Jetzt haben sie ihn. So passiert es halt einmal. 

Oder es gibt eine zweite Möglichkeit, nämlich wie ein VP-Mandatar, der nicht genannt werden möchte, heute zu mir gesagt hat: "Ist ja kein Wunder. Bei dem Ergebnis der Personalvertretungswahlen und Gewerkschaftswahlen ist das natürlich ein Thema." Soll auch so sein. 

Ich wundere mich über die quasi Aufforderung zum Streikbrechen des Kollegen Gerstl, wobei ich da auch meinen würde: besser aufpassen, besser recherchieren. Denn es ist letztendlich auch ein Konzessionsproblem. Auf den Linien der Postbusse, die die Konzession innehaben, können Wiener Linien selbstverständlich nicht fahren. Ich würde bitten, da auch besser zu recherchieren, aber vielleicht gleich Postbusse kommen zu lassen. 

Das bringt das Thema eigentlich durchaus auf den Punkt, und ich bin froh darüber, dass die Wienerinnen und Wiener bei der letzten und auch bei der kommenden Wahl selbstverständlich genau wissen, wie sie entscheiden, wie sie mitbestimmen können. Soweit gebe ich auch der Kollegin der GRÜNEN durchaus Recht. Das hat uns auch die Möglichkeit gegeben, hier dementsprechend gute Politik zu machen. Denn ich fürchte mich davor, wenn die ÖVP allzu viel Einfluss gewinnt. Der Bundesbereich zeigt uns das ja. 

Mit freundlicher Genehmigung der Frau Vorsitzenden würde ich gerne aus den "Salzburger Nachrichten" zitieren, die schreiben: "Streik beim Postbus: Glatter Fünfer im Regierungszeugnis." Ich kann mich dem nur vollin-
haltlich anschließen, wenn hier steht: "Der Politik wird mit dem Streik beim Postbus, das mit Abstand größte Busunternehmen der Republik, ein dicker Fünfer ins Zeugnis gemalt." Oder: "Die Entscheidung, den Postbus an die ÖBB und Private zu verkaufen - also zu teilen -, wurde in einem Höllentempo durchgedrückt und wirft mehr Fragen auf, als sie Antworten gibt." Dem kann ich mich nur anschließen. Oder: "Alles folgt nur dem einen, höheren Ziel: die eigene Beziehungskrise" - zwischen FPÖ/VP - "mit kurzfristigen Erfolgen zu übertünchen. Die Ignoranz gipfelte darin" - und da schließe ich mich ebenfalls an -, "dass Verkehrsminister Matthias Reichhold am Rande des Ministerrats ein Schulbuch aus den 70er Jahren hervorkramte" - und meinte -: "Schon damals sei geschrieben worden, dass eine Busehe die Rentabilität steigern werde. Doch warum muss das, was vor 30 Jahren gelehrt wurde, für alle Zeit und unter allen Umständen richtig sein?" Dem schließe ich mich auch an. "Private Busunternehmer, die 30 Prozent der Postbus-Anteile bekommen sollen, haben kein Interesse an einer Finanzbeteiligung, sondern logischerweise an Gewinn bringenden Linien." Und ich meine, auch da kann ich mich anschließen. So rasch vorzugehen und inhaltlich so vorzugehen, hat auch letztendlich den Staat Geld gekostet. "In gut einem Jahr wäre der Busriese fertig saniert gewesen und wäre auf eigenen Beinen gestanden. Ihn dann zu verkaufen" - oder anders zu nützen -, "hätte mehr Geld in die Kassen der Staatsholding ÖIAG gespült." Aber wenn Lorbeeren jetzt gebraucht werden, im Vorwahlkampf, in dem Sie sich schon mit dem Koalitionspartner befinden, dann sehe ich schon ein, dass das offensichtlich nicht anders funktionieren konnte. 

Und da schließe ich mich selbstverständlich durchaus vollinhaltlich unserem Vizebürgermeister an, der genau weiß, was er will. Man muss nur genau recherchieren und wieder lesen und letztendlich dann auch begreifen, worum es geht. 

Uns ist klar: Die Zerschlagung dieser gut funktionierenden Verkehrsanbieter und Verbundsysteme durch die Trennung Betriebe/Infrastruktur, was ja auch immer wieder diskutiert wird, bringt Risken im Bereich der technischen Sicherheit, besonders bei schienengebundenen Diensten. 

Ich könnte noch sehr viel zu diesem Thema mit einbringen. Noch einmal sei jedoch erwähnt, es wurde heute schon ein paar Mal gesagt, aber Wiederholung erhöht den Lernertrag: Die Wiener Linien gehören selbstverständlich der Wiener Stadtwerke Holding AG. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs 13, des ÖVP-Klubs 14 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 24 eingelangt sind. 

Von den GRe Dr Herbert Madejski und Dr Helmut GÜNTHER wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke betreffend Fahrgastsicherheit im Bereich der Wiener U‑Bahnen gerichtet. 

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs 1 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den GRe Dr Wilfried Serles, Dr Herbert Madejski und Dr Helmut GÜNTHER wurde gemäß § 73 Abs. 6a der Wiener Stadtverfassung ein Ersuchen betreffend Fahrgastsicherheit im Bereich der Wiener U‑Bahn-Linien an das Kontrollamt gerichtet. Dieses Ersuchen, das von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet wurde, wird an das Kontrollamt weitergeleitet. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 bis 7, 9, 16 bis 18, 22, 24 bis 26, 29 bis 31, 35 bis 37, 41 bis 44, 47 bis 49, 53, 54 und 58 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre damit gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialsitzung wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 51 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 51, 50, 52, 55, 56, 23, 28, 27, 45, 46, 39, 40, 32, 33, 34, 38, 57, 8, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 19, 20 und 21. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Bevor wir die unter Postnummer 1 (02222/2002-MDALTG) vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Mein Vorschlag wurde einstimmig angenommen. 

Herr Michael Kreißl ist durch seinen Mandatsverzicht aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Der entsprechende Wahlvorschlag der Freiheitlichen Partei lautet auf Herrn GR Johann Römer. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die Herrn GR Römer als Dienstgebervertreter in die Gemeinderätliche Personalkommission wählen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. Danke. 

Weiters ist Herr Michael Kreißl aus dem Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien ausgeschieden. Die Freiheitliche Partei schlägt hier Herrn GR Ing Herbert RUDOLPH vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag zustimmen wollen, ihre Hand zu erheben. - Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE so angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 51 (02214/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung, mit der der Müllabfuhrabgabetarif 2002 geändert wird. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Letztendlich ist die Katze oder der Kater, wie auch immer, aus dem Sack und es heißt 25,9 Prozent. Wahrhaft eine soziale Angelegenheit. Die Frau Stadträtin - sie ist jetzt leider nicht da, aber sie ist ja ohnehin zum Wort gemeldet - wird uns vielleicht auch sagen können, wieso es so ist, dass plötzlich jeder Wiener sich um die Erhöhung der Müllgebühr einen Eislutscher kaufen darf. Aber sie wird uns das schon sagen.

Faktum ist, dass es eine Geschichte zu dieser Preiserhöhung und zu dieser Müllgebührenerhöhung gibt, und zwar war es ja ursprünglich so, dass es in der ersten Tranche geheißen hat: Na ja kostendeckend, 81,66 Prozent sind sozusagen jetzt im Moment der Deckungsgrad und es braucht unbedingt Geld. Also zuerst einmal Stadtratbüro, Stadträtinbüro muss man in diesem Fall sagen, 15,9 Prozent in orf.on. am 5.4.2002. Das ist noch nicht wirklich lange her. Also vor ungefähr sechs Wochen sagt uns die Stadtregierung, es sind 15,9 Prozent. Dann erklärt uns die Frau Stadträtin via Presse, dass die Inflation in den letzten neun Jahren 18 Prozent betragen hat, der Herr Bürgermeister zwei Tage später korrigierend: 14,9 Prozent. Also zweimal verschiedene Zahlen. Na was war jetzt richtig, 14,9 oder 18 Prozent? Wegen solcher paar Prozente sind schon manche Regierungen gestürzt, weil die Inflation doch etwas höher war, als gesagt worden ist. In dem Fall natürlich nicht. 

Faktum ist, das Büro Kossina spricht von 18 Prozent Müllgebührenerhöhung, und zwar am 3.5. Wohl gemerkt: 5.4. - 15,9 Prozent, 3.5. bereits 18 Prozent. Vielleicht aber auch mehr, ein kleiner Nachschlag. Na ja, darf's ein bissel mehr sein? Das kann man im Geschäft bei der Wurst schon hören und dann sagt man meistens "Ja!" Wir sagen aber: "Nein, uns gefällt das gar nicht."

So, dann geht es weiter: 25 Prozent. Na ja, 25 Prozent sind schon ein bisschen mehr als der Deckungsgrad. 81,66 plus 25 sind nach Adam Riese etwas mehr als 100. Na also, werden wir eine Überdeckung haben, so wie beim Wiener Wasser. Da ist ja der Überdeckungsgrad meines Wissens nach 22 Prozent. Da könnte man gegen rechnen und da kommt schon eine nette Summe heraus. Aber nicht genug, es müssen die 0,9 noch hinterhergeschoben werden, damit sich das Eis beim Tichy, beim Zanoni oder sonst wo ausgeht.

So, erster Punkt: Also warum müssen wir das jetzt bezahlen, und zwar alle Wienerinnen und Wiener, obwohl die Sozialdemokratie mit dem Schlagwort "Demut statt Hochmut" angetreten ist oder war es doch eher umgekehrt? Hochmut statt Demut oder wie? So ähnlich war es jedenfalls. (GR Johannes Prochaska: Übermut! Übermut!) Ich glaube, es war Übermut. Tut selten gut, glaube ich! Da sind wir einer Meinung, genau. Ausnahmsweise bin ich mit Herrn Prochaska einer Meinung: Übermut tut selten gut. Genau.

Aber dann habe ich eine Anfrage - sie ist nicht vorgelesen worden - an die Frau Stadträtin gerichtet und sie hat mir eine ganze Liste geschrieben, warum jetzt die Müllgebühren teurer werden. Davon möchte ich ein paar Dinge nennen. Genauer gesagt war das Datum der 21. März. Also, das ist jetzt schon einige Zeit her, ein paar Monate, nicht wirklich lange. Damals waren die Müllgebühren wahrscheinlich noch terminisiert, vielleicht so auf 12, 13 Prozent, die wachsen ja beständig, so ist das irgendwie, und Zellteilung, man weiß ja, das wird immer mehr. Dann gibt man ein bisschen Wärme dazu, dann wächst es noch schneller. Es geht eigentlich so wie mit dem Ozon. Das wird auch jedes Jahr ein bisschen mehr.

Also was sind die Gründe für die Müllgebührenerhöhung? 

1. Die Splitting-Anlage. 

2. Die Forschung.

3. Die Müllvermeidung! Das finde ich total gut. Die Müllvermeidung, die im Grunde genommen die Kosten einschränken sollte, wo wir wissen, dass sie nicht budgetiert worden ist und im Grunde genommen eigentlich bei den Müllvermeidungsmaßnahmen ein Rückgang zu verzeichnen ist. Die 70 Millionen S, die durften wir uns ja aufzeichnen. Ich habe mir daheim auf einem großen Zettel "70 Millionen S Müllvermeidung" aufgeschrieben, und den habe ich dann weggeschmissen, weil genau das die Sozialdemokratie mit mir gemacht hat. Im SOB stehen 70 Millionen S mehr an Müllvermeidungsmaßnahmen und dann haben wir es wegg'haut. Gibt's nicht. Gut. Also das war es nicht.

Dann Forschungsvorhaben Biogasanlage. Eine tolle Angelegenheit, da sind wir sehr dafür. 

Dann haben wir noch die Teuerungsraten beim Personal und bei den Betriebskosten. Mich würde wirklich interessieren, ob die Männer im orangen Anzug in den letzten neun Jahren tatsächlich in Summe 25,9 Prozent Lohnerhöhungen bekommen haben. Ich bezweifle das. 

Last but not least ein paar andere Dinge noch: Mistplätze, Fuhrpark, eine Waschanlage, bessere EDV, Altglassammlung, Bürgeranliegen! Also, wenn sich jetzt die Bürger an die MA 48 wenden, dann kostet das natürlich was und deswegen wird der Müll teurer. Besser sie sind still, dann ist es billiger. 

Ganz am Schluss noch heißt ein ganz wichtiger Punkt und der geisterte durch alle Medien: Die Altlasten sind so teuer geworden. Jetzt habe ich zu den Altlasten - und heute werde ich Sie auch noch einmal quälen - schon ein paar Mal gesprochen, und es ist immer so: Säumigkeit, Säumigkeit, Säumigkeit. Man kann natürlich auch sagen, es waren keine Müllgebührenerhöhungen notwendig, weil auf diesem Sektor einfach nichts gemacht worden ist. Das ist immer gut: Man macht nichts, es kostet nichts und schon wieder was erspart.

Also noch einmal: Bei den Altlasten ist es so, dass bei denen, die jetzt angegangen werden, die Gemeinde Wien 5 Prozent zu berappen hat und die anderen 95 Prozent die Republik bezahlt. Lange hat es gedauert, aber es ist so. Diese ganze Latte von Dingen muss herhalten, um für die Müllgebührenerhöhung zu gelten. 

Wenn man sich alle einzelnen Punkte anschaut, dann wird man sie mehr oder weniger im Budget finden und es ist dort budgetiert. Das heißt, eigentlich gibt es da den Schluss, dass das Budget dafür verantwortlich ist, dass wir jetzt eine Müllgebührenerhöhung haben. Also habe ich mir das Budget angeschaut und wieder einmal herausgefunden: Diese Geschäftsgruppe ist etwas mehr ausgeplündert worden als alle anderen, und zwar mit 9 Prozent. 2,5 Prozent waren der Durchschnitt, damit die Gemeinde Wien oder genauer gesagt das Land Wien Herrn Grassers Nulldefizit ein bisschen mit unterstützen kann und einen Überschuss herauswirtschaften darf. Also kann man durchaus herunterbrechen und sagen: Es wären für die einzelnen Dinge mehr Budgetmittel vorhanden gewesen, und da bin ich sicherlich ganz d´accord mit der Frau Stadträtin, denn sie hätte sich auch mehr Budget gewünscht, aber das hat es nicht gespielt, wie die Wiener sagen. Gut. Also ist letztendlich Budgetpolitik für die Müllgebühren verantwortlich. Was man sich nicht holen konnte bei den Budgetverhandlungen, das muss jetzt aus den Taschen der Bürgerinnen und Bürger heraus. Und da ist es natürlich so ein bissel ein Lamento gegenüber der Bundesregierung, muss man sagen, die natürlich die Leute ganz schön mit einer netten Sache oder Grauslichkeit nach der anderen zur Kasse bittet. Die Stadt Wien mag auch ein bissel grauslich sein, also erhöhen wir zuerst einmal die Wiener Linien, ein bissel die Bäder, dann ein bissel die Müllgebühren, und ein paar andere werden schon noch kommen. Gut. 

Was ist bis jetzt dazu passiert? - Also, wie gesagt, schlechtes Management im Vorfeld, eine Zahl nach der anderen, immer mehr und jetzt haben wir sozusagen den Salat: Insgesamt 25,9 Prozent bei einem Deckungsgrad von 81,66 Prozent.

Was fällt dazu der ÖVP ein? - Der Kollege Klucsarits, der immer alles früher weiß als ich - zumindest sagt er das immer in den Medien -, hat schon vorher gewusst, dass an der Müllgebührenerhöhung eigentlich schuld ist, dass Wien in diesem Bereich nicht privatisiert. Gut, denke ich, das sagt der Herr Klucsarits in den Medien. Das hat nicht wahnsinnig viel Widerhall gehabt. Der Herr Nettig ist ihm beigesprungen und hat auch gemeint: Ja, eigentlich gehört in dem Bereich ein bissel privatisiert. Privatisieren ist immer gut, nämlich für die Privatisierer. Im Müllbereich kann man schon einiges verdienen. Das ist ja nicht so. Das sieht man in anderen Ländern auch.  

Wenn man sich also jetzt die Müllpolitik oder wenn man so will die Politik, die die Stadträtin oder die Stadt Wien oder die demütige SPÖ betreibt - wie man will -, anschaut, dann muss man sagen: Unbefriedigend, so wie die Luftqualität. (GR Heinz Hufnagl: Also, ich würde ein bisschen in der Welt herumschauen!) Stimmt, gell! (GR Heinz Hufnagl: Also, wegen der Luftqualität würde ich ein bisschen in der Welt herumschauen und dann reumütig nach Wien zurückkehren!) Ja, ich weiß, ich weiß! In New York ist es noch schlimmer! Ich weiß es, es ist in New York noch schlimmer, aber wir orientieren uns immer an den Besten, weil ich ja ständig höre: Wien ist - glaube ich - die beste und superste und am allersupersten und super-super-super und überhaupt Stadt. Gut. (GR Heinz Hufnagl: Danke, das war eine richtige Analyse! - GR Johann Hatzl: Vollkommen richtig!) Ja, aber es war eine ironische. (GR Heinz Hufnagl: Das ist auch eine!) Die Fragezeichen haben Sie nicht gesehen. Die waren im Protokoll aufgeschrieben, die habe ich jetzt ... Ich zeige Ihnen keine Fragezeichen da auf dem Papier. Es ist so! 

Wir glauben im Grunde genommen, dass diese Müllgebührenerhöhung einfach eine unglaubliche Chuzpe ist, denn hätten Sie ein anderes Budget gemacht, dann wäre es anders gekommen. Hätten Sie schon längere Zeit Müllvermeidungsmaßnahmen getroffen, dann wäre in Wirklichkeit da auch kein Riesenloch, weil - und jetzt kommt das große "Weil" - Sie ja im Grunde genommen das Geld jetzt einmal ein bissel ansparen wollen. So wie der kleine Greißler, der spart auch zu Hause oder die kleinen Leute sparen zu Hause, damit sie sich dann ein großes Müllhauserl in Simmering kaufen können. Das kostet natürlich ein bissel was. Da war die eine Variante, glaube ich, viereinhalb bis fünfeinhalb Milliarden S, die andere - da gibt es jetzt eine abgespeckte, weil der Flötzersteig auch weiter stinken darf. Deswegen braucht man ein bissel Geld und das kann schon sein. 

Ich bin ja gespannt, wie das alles abgeht, wenn uns die Frau Stadträtin zum Beispiel erklärt, Wien Kanal - auch ein riesiges Projekt - bringt sofort 17 000 neue Arbeitsplätze. Na, die möchte ich mir wirklich gerne anschauen, die 17 000 Arbeitsplätze, die jetzt geschaffen werden! Aber Wien ist, wie ich ja gesagt habe - und diesmal mit Fragezeichen, das sage ich gleich vorher - super verwaltet. Das stimmt zum beträchtlichen Teil, aber manchmal eben nicht, und in diesem Bereich gibt es ein paar Lücken. 

Wir glauben, wenn die Stadtverwaltung letztendlich auf Müllvermeidung statt auf diesen ewigen dritten Müllofen setzen würde ... Da gibt es übrigens für Simmering einen Folder. Die SPÖler haben bis jetzt immer ein bissel die Diskussion verweigert - alle keine Zeit. Aber im Wesentlichen geht es bei der Müllvermeidung darum, Geld zu sparen, Geld zu sparen, Geld zu sparen und nicht, wie immer wieder in allen möglichen Zeitungen von der "Kronen Zeitung" bis hinunter zum Bezirksblatt oder hinauf - je nachdem wie man will - gesagt wird: Wien ist super, alles bestens, weil beim Müllbudget - und das muss man schon auch sagen, und das kommt hier nicht heraus: alles bestens, alles bestens - das auch etwas kostet. 441 000 S hat allein die Verlagsserie gekostet, die Sie in den "Standard" investiert haben - löblich, "Standard", eine gute Zeitung. Die Verlagsserie war nicht schlecht bis auf das, dass halt "Müllvermeidung" als Wort nur ein einziges Mal - in der Schlagzeile - vorgekommen ist und drunter dann auch einmal. Im Wesentlichen ist es um die Pfandflaschen gegangen, wobei ich natürlich jetzt der Frau Stadträtin Recht geben möchte. Die Pfandflaschen sind eine wichtige Initiative. Leider Gottes hat sie sich bei der Bundes-SPÖ nicht durchgesetzt, denn die hat nämlich mit den anderen Parteien - muss man ja ehrlich oder leider sagen - dem neuen AWG zugestimmt. Die Pfandflaschen bleiben dort, wo sie sind, nämlich nirgends. 

Jetzt noch einmal zurück zur Müllvermeidung und Pressearbeit. Tolle Pressearbeit, würde ich sagen: Zehn Mal "Kronen Zeitung" eine ganze Seite, kostet ungefähr eine halbe Million S, und dann sind natürlich auch die diversen Bezirkszeitungen da. Das nennt man dann Medienkooperation. Aber ich habe Leute von der Presse gefragt: Na net schlecht, man hat wahrscheinlich in die Werbung 5 bis 6 Millionen S investiert. 

Wenn man sich jetzt aber ausrechnet, was die Gebührenerhöhung der Gemeinde Wien bringt, dann bin ich mit den 5 Millionen eigentlich schon ungefähr bei einem Drittel. Also ein Drittel bis ein Viertel eigentlich nur Werbung, das heißt, die zusätzliche Werbung kostet die SteuerzahlerInnen in Wien immerhin 5, 6 Prozent Gebührenerhöhung! Nicht schlecht! (GR Heinz Hufnagl: Da steht auch viel über Müllvermeidung drinnen!) Ja, genau, ein Wort, super! (GR Heinz Hufnagl: Nein, nein, nein, nein!) Ich habe es zweimal gelesen, in der Überschrift und weiter unten. Ich habe mir alle fünf Artikel durchgelesen. Sie werden sie da haben und zitieren. Aber ich habe sie auch da, ich zitiere sie dann auch. Das wird dann am Schluss ein schönes Match werden. Das machen wir auf jeden Fall! Wie gesagt noch einmal, die ... (GR Heinz Hufnagl: Es steht aber viel über Müllvermeidung drinnen!) Ja, aber es ist nicht der "Standard", glaube ich, es ist meines Wissens "Wien aktuell", oder? (GR Heinz Hufnagl: Ja!) Schon! (GR Mag Christoph Chorherr: Eine unabhängige Zeitschrift!) Genau, eine unabhängige Zeitschrift, wo rot-grüne Projekte immer als SPÖ-Projekte drinnen stehen. Aber das werden wir noch sehen. (GR Heinz Hufnagl: Geht an jeden Haushalt!) Da kommen wir dann noch hin. Also wie gesagt ... (GR Heinz Hufnagl: Geht an jeden Haushalt!) Ich meine, so ein bissel ein Dialog ist ja irgendwie schön, weil man dann immer replizieren kann und umgekehrt werde ich das Gleiche dann auch machen - ist eh eine tolle Geschichte. 

Also wie gesagt, noch einmal: Wir glauben, es wird Geld für mehr oder weniger Imagewerbung hinausgebuttert und hinausgeworfen, wo dann eben drinnen steht: Alles ist super, Wien ist toll, beste Luft, wie ich heute schon gehört habe. Unbefriedigende Luftqualität 13 Mal, aber dafür haben wir die beste Luft, oder es grünt so grün, wenn Spaniens Blüten aufblühen, aber in dem Fall Wiener.

Also noch einmal, wie gesagt: Ungenügende Politik, ungenügendes Geld, schlechte Budgetverhandlungen führen dazu, dass wir jetzt sozusagen den Scherm auf haben und 25,9 Prozent Gebührenerhöhung haben! Und wie immer hat auch die SPÖ ihren Machiavelli gelernt: Wann macht man Gebührenerhöhungen? - Doch nicht vor der Wahl, sondern so ungefähr nach eineinhalb Jahren, also jetzt schön langsam, um dann wieder ein bisschen Ruhe zu haben. Dann macht man auch nicht die Inflationsabgeltung, weil die in Wirklichkeit ja nur 14,5 Prozent laut Bürgermeister oder 18 Prozent laut Stadträtin war. In Wirklichkeit war es vielleicht sogar ein bissel weniger, vielleicht auch ein bissel mehr, aber nicht 25,9 Prozent. Und wenn man das mit der Inflation hochrechnet, dann kommt man schon wieder bis nach der nächsten Wahl hin und dann tun wir wieder ein bissel erhöhen. So ist das Spiel! Neun Jahre waren es jetzt und diesmal werden es vielleicht ein bissel weniger Jahre sein. 

Also noch einmal: Mir geht es nicht darum, so wie die ÖVP nach Privatisierungen zu schreien, sondern mir geht es darum, eine andere, nachhaltige Politik zu betreiben, die letztendlich nicht in Lösungen gipfelt, die heißen: "Bürger und Bürgerin bezahle!" Und dann wird man noch verhöhnt, indem gesagt wird: Das ist eigentlich eh nur so teuer wie ein Eis. Is eh Wurscht, oder? - Genau! So funktioniert das! 

Wie gesagt, beim Krisenmanagement würde ich bitten, vielleicht noch die eine oder andere Lektion zu nehmen, weil zuerst zu sagen, wenig, dann ein bissel mehr, dann ein bissel mehr und noch ein bissel mehr - stellen Sie sich vor, wir hätten das heute nicht als Thema gehabt und es wäre noch bis in den Juni gegangen! Wir wären glatt noch auf 35 Prozent gekommen oder vielleicht noch mehr, oder 100, wenn es noch bis zum Dezember geht!

Also, wie gesagt: Wir lehnen Ihr Ansinnen ab, und damit möchte ich es einmal bewenden lassen und schauen, was alle anderen noch sagen. - Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Als ich vor zirka einem Jahr hier stand und die ersten Rauchzeichen einer Gebührenerhöhung sah und davor warnte, hieß es: Kommt ja überhaupt nicht in Frage! Was die ÖVP allerweil sieht? Bei uns in Wien doch nicht. Die Gebührenerhöhungen gibt es doch nur beim bösen Bund und mir sind sofort Studiengebühren, Ambulanzgebühr vorgehalten worden. Und da ist ein bissel ein Unterschied zwischen den Müllgebühren und den Ambulanzgebühren und den Studiengebühren, weil das Lenkungsgebühren sind. Da gibt es keine sozialen Härten. Da wird nicht mit einem gleichen Betrag drübergefahren, sondern dort gibt es sehr, sehr viele Ausnahmeerscheinungen. Aber was machen Sie? - Das ist ja fast unwahrscheinlich, ich hätte es ja nicht geglaubt, dass Sie es wagen, eine Gebühr um 25,9 Prozent zu erhöhen! Ja, das soll sich einmal ein Privater oder der Bund oder irgendwer trauen! Was da dann mit 25,9 Prozent los wäre! Und da haben Sie keine soziale Treffsicherheit bewiesen. 

Aber Sie haben nicht nur beim Sozialen keine Treffsicherheit, Sie haben auch den Umweltschutz vergessen. Den haben Sie total vergessen, denn was wird sich die Wienerin und der Wiener jetzt sagen? Bei dieser Erhöhung brauche ich doch keine Mülltrennung mehr zu machen! Wenn ich eh so viel für den Müll zahle, dann ist das doch eh egal, was ich da hineinschmeiße. Ich glaube, das haben Sie alles dabei nicht bedacht! 

Und eines ... (GR Johann Driemer: Das Bewusstsein kann man nicht mit Geld steuern!) Na ja, kann man schon! Man kann schon! Also, da gebe ich Ihnen jetzt nicht ganz Recht! Und eines haben Sie auch ganz vergessen - den Kollegen Maresch wird das ja überhaupt nicht interessiert -, den Wirtschaftsstandort Wien, weil Privat ist ja das Schlechteste, was es gibt. Und Gewinn, wenn ein Unternehmer macht, ist etwas Fürchterliches! (GR Mag Rüdiger Maresch: Rauchfangkehrer! Rauchfangkehrer!) Na ja, was soll das? (GR Mag Rüdiger Maresch: Alles bei den Rauchfangkehrern zuerst! Das ist ein geschützter Bereich!) Da sehe ich, dass Sie keine Ahnung haben. Da ist überhaupt nichts mehr geschützt, das ist total liberalisiert. 

Aber was soll das? - Mir geht es um den Wirtschaftsstandort Wien. Gerade dieser Wirtschaftsstandort Wien ist in Gefahr. Man braucht ja nur die heutige "Presse" zu lesen, wo drinnen steht: "Wiener Wirtschaft in der Krise." Beim Wirtschaftsstandort ist es für den Unternehmer ein Unterschied, ob er irrsinnig hohe Wien-Gebühren zahlt oder ob er in Perchtoldsdorf ist, wo die Gebühren wesentlich geringer sind als wie in Wien. Das kann es ja nicht sein. (Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina lächelt.) Frau Stadträtin, wenn Sie jetzt lachen - das ist nicht zum Lachen! Der KWK-Zuschlag tut der Wiener Wirtschaft sehr weh! Eines habe ich auch noch mit großer Empörung gehört: Wo WIENSTROM nach Niederösterreich liefert, dort werden sie ihn nicht zu zahlen brauchen. Der Wiener Unternehmer muss diese Stromsteuer bezahlen! (Beifall bei der ÖVP.)  
Der Wiener Unternehmer zahlt auch als Einziger eine U‑Bahn-Steuer für die Beschäftigten, selbst für einen Lehrling muss er das zahlen! Der Wirtschaftsstandort Wien soll mit solchen Abgaben gesichert werden? - Also ich glaube, das kann es nicht sein, weil so verlieren wir auch Arbeitsplätze an das Umland, so verliert Wien Einnahmen. Daher fordere ich Sie auf: Machen Sie wieder etwas für den Wirtschaftsstandort Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Beim Rechnungsabschluss im November kritisierte ich in diesem Ressort weniger Investitionen, aber höhere Personalkosten. Da wusste ich noch nicht, dass auch höhere Gebühren dazukommen werden. 

Wenn man jetzt kritisiert, so sind es mindestens drei Sachen, die man ganz, ganz offen sagen muss, und da passt eines auch dazu: Wir haben uns immer gefragt, warum dieser unselige Grundstückskauf für die MA 48 in der Donaustadt? - Diese Waagner Biro Gründe um über 500 Millionen S benötigt die MA 48 gar nicht, die sind nicht notwendig! Sie können nicht begründen, warum Sie die unbedingt kaufen mussten! Wenn ich jetzt Ihre Berechnung nehme, dass die Erhöhung 3 Euro bringt, dann hätten wir uns eineinviertel Jahre lang die Erhöhung ersparen können, wenn man das Grundstück nicht genommen hätte! Eines gebe ich zu: Die Erhöhung beträgt ja in Wirklichkeit 5 Euro, und so wie wir das berechnet haben, wäre es ein Jahr gewesen, wo wir uns diese Erhöhung ersparen hätten können, wenn wir dieses Grundstück nicht gekauft hätten! (Beifall bei der ÖVP.)  
Was geschieht jetzt mit diesen zusätzlichen Einnahmen in diesem Ressort? Finanzieren wir da das Gratisfahrrad damit, das ja nicht so ganz richtig hinhaut, diese supergrüne Idee, die Sie da durchgeführt haben? - Ich selber, ich wollte mit dem Fahrrad fahren - ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, ich finde keines. Die gibt es nicht und diese Millionen sind weg. Aber wahrscheinlich sind die irgendwo verkommen oder in irgendwelchen Kellern. Aber auf jeden Fall kann man so, glaube ich, eine Aktion nicht machen! (Beifall bei der ÖVP.) Oder wird es jetzt, Frau Stadträtin, mehr Biotonnen in Wien geben, was sehr, sehr notwendig wäre? Oder führen wir jetzt endlich diese Sperrmüllaktion durch, die wir immer wieder gefordert haben? (GRin Rosemarie Polkorab: Die gibt es ja, Sperrmüllaktionen!)
Aber weil Sie alle, Herr Maresch, mit der Privatisierung gar so kommen, so glaube ich, ein paar privatwirtschaftliche Elemente täten gar nicht so schaden, denn von Ihnen habe ich eigentlich nichts gehört, außer dass die Erhöhung schlecht ist. Ideen, wie man die ein bisschen abfangen könnte, habe ich von Ihnen nicht gehört! 

Liebe Mehrheitsfraktion, was hat der sozialistische Stadtrat in Mödling, der für Müll zuständig ist, gemacht, damit die Müllgebühren nicht steigen? - Der hat einen Privaten genommen! (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Da schau her!) Der Bürgermeister von Villach, der, glaube ich, ja noch eine größere Mehrheit als hier Ihre Fraktion hat, wen hat der genommen? - Einen Privaten hat er genommen und dort steigen die Müllgebühren nicht! In Kapfenberg, wer hat dort den Müll? - Ein Privater, Herr Maresch! Oder in Trieben in der Steiermark, auch eine sehr sozialdemokratisch regierte Gemeinde - einen Privaten haben sie genommen und dort steigen die Müllgebühren nicht! Vielleicht sollten wir auch hier einmal nachdenken und nicht nur verteuern! (Aufregung bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Beifall bei der ÖVP.)  
Liebe Mehrheitsfraktion, diese Genossen sind über ihren Schatten gesprungen, ja! Oder sagen Sie, irren die alle? Können so viele sozialdemokratische Bürgermeister irren? Ja oder Nein? Also bitte, das möchte ich schon sagen. (GR Heinz Hufnagl: Seit wann haben wir den Bürgermeister in Mödling, lieber Rudi?) Der Stadtrat, du nein, was habe ich gesagt? (GR Heinz Hufnagl: Der Lowatschek wird sich freuen!) "In Mödling", habe ich gesagt, "der sozialdemokratische Stadtrat"! (GR Heinz Hufnagl: In Mödling haben wir nicht den Bürgermeister! - GR Gerhard Pfeiffer: Ist ja egal!) Nein, nein! 

Meine Damen und Herren, und zum Schluss lassen Sie uns ... (GR Godwin Schuster: Es war "Bürgermeister"! - GR Gerhard Pfeiffer: Ist ja egal!) Das können Sie nachlesen! Also ich habe gesagt "Stadtrat"! (GR Heinz Hufnagl: Es war "Bürgermeister"!) Nein, nein, nein, nein! Bitte nachschauen, ich habe gesagt: "In Mödling der sozialdemokratische Stadtrat". Also ... (Heiterkeit des GR Rudolf Klucsarits. - GR Gerhard Pfeiffer: Ist ja auch egal!)
Meine Damen und Herren! Zum Schluss lassen Sie mich noch einmal ein politisches Bekenntnis zur Sauberkeit unserer Stadt abgeben. Wir als ÖVP stehen dafür ein, dass Wiens Straßen sauber bleiben, aber mit Gebührenerhöhungen alleine wird das nicht möglich sein! Deshalb lehnen wir diese Erhöhung striktest ab! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr StR DDr Schock zum Wort gemeldet.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Die Bundesregierung wird im nächsten Jahr die erste Etappe der Steuerreform in Kraft setzen und es wird sich dann die Budgetsanierung, die gelungen ist, auch für die Steuerzahler lohnen. Herr Kollege Stürzenbecher, ich kann hier berichten, dass die Verhandlungen zu dieser Steuerreform Gott sei Dank schon sehr weit gediehen sind. Die Steuerreform wird in zwei Etappen in Kraft treten und bereits im nächsten Jahr, im Jahr 2003 wird diese erste Etappe (GR Heinz Hufnagl: Eine kleine!) eine starke Entlastung der Steuerzahler bringen, und zwar eine Entlastung vor allem für die kleinen und auch die mittleren Einkommensbezieher. (GR Heinz Hufnagl: Die kleinen und die mittleren Raucher fürs Erste!) Für mittlere Einkommensbezieher wird bis etwa 3 000 EUR Monatsverdienst diese Entlastung stattfinden. Es wird daher im nächsten Jahr diese Sanierungsdividende an alle Steuerzahler ausgeschüttet werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, das ist eh eine Dividende!) 

Wien ist auch da ein bisserl anders. Wir führen heute in Wien - und der Kostendeckungsgrad ist ja angesprochen worden - auch eine neue Müllsteuer ein. Wir haben in Wien derzeit bereits eine Wassersteuer und wir haben eine Kanalsteuer. Diese Wassersteuer - und ich kann mich noch sehr gut an die Einführung erinnern - gibt es seit dem Jahr 1993. Die Kanalsteuer gibt es seit dem Jahr 1995. Und es ist ganz interessant (GR Heinz Hufnagl: Die Kanalgebühr ist nicht kostendeckend!), dass im Jahr 1993 für die Wassersteuer, also für den Zeitpunkt, wo die Kostendeckung beim Wasser erstmals auf weit über 100 Prozent gestiegen ist, natürlich der Umweltstadtrat verantwortlich war, damals der Umweltstadtrat Dr Michael Häupl. Und heute unter der Bürgermeisterschaft von Dr Michael Häupl wird in Wien diese neue Müllsteuer eingeführt! 

Ja, meine Damen und Herren, was unterscheidet eine Gebühr von einer Steuer? - Die Finanzwissenschaft definiert, dass bei einer Gebühr maximal die Erträge die Kosten decken dürfen und die Erträge dürfen ausschließlich für Ausgaben in diesem Gebührenhaushalt verwendet werden, also etwa für Personalausgaben oder für Investitionen in diesem Gebührenhaushalt. Anders ausgedrückt, eine echte Gebühr darf der Finanzwissenschaft nach einen Kostendeckungsgrad von maximal 100 Prozent haben. 

Mit dem heutigen Beschluss wird die Müllgebühr deutlich über 100 Prozent Kostendeckungsgrad aufweisen, so wie jetzt schon die Wassersteuer oder auch die Kanalsteuer. Damit wird die Müllgebühr mit dem heutigen Beschluss auch zu einer wirklichen Müllsteuer. In Zahlen ausgedrückt, weil das ein bisschen abstrakt ist, werden in Zukunft pro Jahr etwa 400 Millionen S von den Müllgebühren abgezweigt. Also 400 Millionen S pro Jahr werden aus dieser neuen Steuer zur Finanzierung des Allgemeinen Haushalts abgeschöpft. 400 Millionen S, die die Wienerinnen und Wiener unter diesem Titel "Müllgebühr" zahlen müssen, die aber gar nicht zweckgebunden für die Abfallwirtschaft aufgewendet werden. 

Insgesamt, wenn man jetzt Wasser, Kanal und Müll zusammennimmt, dann werden es ab dem nächsten Jahr 1,5 Milliarden S sein, die aus den Gebührenhaushalten in das Allgemeine Budget abgeschöpft werden. Die Wiener werden unter dem Titel "Wasser-, Kanal- und Müllsteuer" in Wien 1,5 Milliarden S zur Finanzierung des Allgemeinen Haushalts beitragen müssen.

Meine Damen und Herren! Es war zuerst einmal die Wiener Stromsteuer, die bereits am 1. November eingeführt wurde und auch die Müllsteuer heute bringt natürlich eine massive Verteuerung der Betriebskosten beim Wohnen. Die Wassersteuer und die Kanalsteuer haben bereits in der Vergangenheit diese Betriebskosten im Ausmaß von 1 Milliarde S pro Jahr deutlich erhöht. Es wird auch beim Wasser und Kanal - und das soll hier auch am Rande angemerkt werden - natürlich weitere Erhöhungen geben. Es ist auch nicht wirklich glaubhaft eine weitere Erhöhung beim Wasser und beim Kanal ausgeschlossen worden. Die Frau Umweltstadträtin hat gemeint, dass derzeit keine Erhöhung geplant ist. Der Herr Finanzstadtrat hat gemeint, vor einer Erhöhung müssen alle Sparpotenziale ausgereizt werden. Genau diese Argumente sind hier auch noch vor zwei, drei Monaten bei der Müllsteuer gefallen. Genau mit diesen gleichen Argumenten wurde auch noch vor einigen Monaten diese heutige drastische Erhöhung abgeleugnet. Heute haben wir sie schon auf der Tagesordnung. Ich persönlich glaube diesen Argumenten nicht. Ich rechne auch mit einer Erhöhung der Wasser- und der Kanalsteuer in diesem Gemeinderat.

Meine Damen und Herren! Wir sollten aber, und ich habe an den Zwischenrufen gemerkt, dass das Interesse dafür vorhanden ist, doch auch diese Schwerpunktdebatte ein bisschen zu einer finanz- und auch sozialpolitischen Zwischenbilanz dieses ersten Jahres der Stadtregierung nutzen.

Als eine der ersten Maßnahmen sind ja die Mieten im sozialen Wohnneubau angehoben worden, und zwar durch die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel. Diese Kürzung der Wohnbauförderungsmittel in Wien bewirkt, dass die Mieten im sozialen Wohnneubau um etwa 500 S pro Monat ansteigen werden. Es gibt also durch diese Maßnahmen der Stadt eine höhere Mietbelastung von 500 S pro Monat oder 6 000 S pro Jahr.

Der nächste Schritt war am 1. November des Vorjahrs die neue Stromsteuer, in der vorigen Sitzung des Gemeinderats war es die Tariferhöhung bei den Wiener Linien und heute kommt die neue Müllsteuer hinzu. Rechnet man das alles zusammen, dann bringen diese Maßnahmen für einen durchschnittlichen Haushalt in etwa eine Mehrbelastung in der Höhe von 4 000 S pro Jahr. Wenn eine Familie eine neue Wohnung findet, die bereits auf Grund der verschlechterten neuen Wiener Wohnbauförderungsrichtlinien errichtet worden ist, dann muss diese Jungfamilie zusätzlich 6 000 S an Wohnkosten verkraften, also 4 000 S an Betriebskosten, an Tariferhöhungen und 6 000 S an höheren Mieten im sozialen Wohnungsbau, also insgesamt 10 000 S an Mehrbelastung.

Wenn diese Familie dann auch noch Kinder hat, wenn sie sich den Luxus leistet, Kinder zu haben, dann wird sie noch einmal bestraft. Wir haben auch in einer der letzten Sitzungen die städtischen Kindergartengebühren massiv auf bis zu 2 700 S im Monat angehoben. Die Stadt verteuert auch die privaten (GR Heinz Hufnagl: Bis zu 1 000 EUR Einkommen im Monat wurde es gratis gemacht! Bis zu 1 000 EUR gratis!) und die konfessionellen Kindergärten, weil die Stadt auch die Kinderbetreuungsmittel, die Förderungsmittel gekürzt hat. Daher werden auch die privaten und die konfessionellen Kindergärten ihre Beiträge der Eltern verteuern müssen.

Meine Damen und Herren! Die Regierung hat hier in diesem Bereich mit dem Kindergeld auch einen anderen Weg beschritten. (GR Heinz Hufnagl: Ja, für die Wohlhabendsten! Für die Wohlhabendsten!) Seit Beginn des heurigen Jahres, seit 1. Jänner, werden auch Wiener Jungfamilien durch dieses Kindergeld massiv unterstützt. Wir haben gefordert und gemeint, dass da natürlich alle zusammen etwas beitragen müssen. Wir haben gemeint, dass auch die Stadt diese neue Familienpolitik abstützen soll, indem sie etwa die Kindergartenplätze kostenlos zur Verfügung stellt, so wie auch in anderen Bundesländern. Dieser freiheitliche Vorschlag liegt auf dem Tisch und was tut die Stadt? - Sie macht das Gegenteil, sie verteuert sogar die Kindergartenplätze in Wien! Das, meine Damen und Herren, ist sicher der falsche Weg! 

Meine Damen und Herren! Die Müllgebührenerhöhung hat auch die Arbeiterkammer kritisiert. Es ist oft argumentiert worden und das haben auch meine Vorredner hier vorgebracht, dass die Müllsteuer vernachlässigbar ist. Nimmt man hier die Berechnungen der Arbeiterkammer etwa, dann bedeutet diese Müllsteuererhöhung eine Mehrbelastung in der Höhe von 550 S pro Jahr. Nach den Berechnungen der Arbeiterkammer macht der heutige Beschluss für einen durchschnittlichen Haushalt 550 S pro Jahr aus. Die MA 48 hat sogar selbst berechnet, dass diese Mehrbelastung bis zu 620 S ausmachen kann.

Es ist dieses erste Jahr der neuen Stadtregierung, dieser neuen absoluten Mehrheit, auch dadurch gekennzeichnet, dass all diese Maßnahmen, diese neuen Gebühren und Steuern, natürlich keine soziale Staffelung kennen. Es gibt bei der Wassersteuer keine Staffelung, es gibt bei der Kanalsteuer keine Staffelung, auch bei der Stromsteuer ist eine solche nicht vorgesehen und auch bei der Müllsteuer heute gibt es keine soziale Staffelung. Jeder Haushalt muss diese Steuer in der gleichen Höhe bezahlen, unabhängig von der Höhe des Haushaltseinkommens. Die 550 S pro Haushalt, die wir heute hier beschließen, kann sich ein besser Verdienender vielleicht wirklich noch eher leisten, aber für kleinere Einkommen sind diese 550 S sicher eine spürbare Belastung. 

Frau Stadträtin! Sie treffen mit diesen 550 S einen Gutverdienenden, einen wirklich Wohlhabenden, der sich das noch leicht leisten kann, genauso wie einen, der bereits sein Dasein am Existenzminimum fristet. Das ist, glaube ich, wirklich keine soziale Politik.

Meine Damen und Herren! Die Sozialpartner haben den heutigen Beschluss kritisiert, nicht nur die Arbeiterkammer, auch die Wirtschaftskammer. Sogar der Wirtschaftskammerpräsident Nettig, der sonst üblicherweise sehr gerne viele Beschlüsse der Stadtregierung mitträgt, hat hier sein Veto eingelegt. Für die Wiener Unternehmen macht die Belastung pro Jahr nach seinen Berechnungen zusätzlich 100 Millionen S aus. (GR Johann Driemer: Das glauben Sie selbst nicht! Das glauben Sie aber selbst nicht!) Meine Kollege Klucsarits hat darauf hingewiesen, dass das natürlich auch ein Wettbewerbsnachteil für unsere Betriebe ist, zumal unsere Betriebe jetzt schon eine höhere Abgabenbelastung zu tragen haben, als Betriebe in den anderen Bundesländern. Es gibt eben eine Reihe von Abgaben, die jetzt schon einen hausgemachten Konkurrenznachteil für unsere Betriebe darstellen. Die Müllgebühr heute ist nur ein weiterer Schritt in diese Richtung.

Es gibt etwa die Gebrauchsabgabe, die ein Wiener Spezifikum ist und die vor allem, was auch wenig bekannt ist, auf den Strompreis aufgeschlagen wird. Dieser Zuschlag macht immerhin 9 Groschen pro Kilowattstunde aus. 

Es gibt die Sonderbelastung der Wiener U‑Bahn-Steuer. 

Es gibt die Wiener Parkometerabgabe, die Parkraumbewirtschaftung insgesamt, die vor allem unsere Wirtschaft trifft. 

Es gibt die Wassersteuer, die Kanalsteuer und es gab natürlich auch mit Beginn des heurigen Jahres diese massiven Einschnitte bei der Wiener Wirtschaftsförderung, die natürlich auch zu diesen hausgemachten Nachteilen, zu diesen Sonderbelastungen zählen. Diese massiven Einschnitte zu Jahresbeginn, etwa die Abschaffung der Wiener Innovationsförderung, das Auslaufen der Telematik- und Zähltechnik-Aktion, die Abschaffung der Wiener Unternehmensgründungsaktion, die Halbierung der Wiener Strukturverbesserungsaktion und auch die Drittelung der Wiener Nahversorgungsaktion für unsere Greißler und kleinen Nahversorgungsbetriebe.

Die Regierung ist auch hier bei der Wirtschaftsförderung einen anderen Weg gegangen. Es gibt heuer steuerliche Anreize für Bauinvestitionen. Es gibt ganz besondere neue Förderungen für Forschung und Innovation und die Regierung springt jetzt etwa hier, wo die Stadt bei Wirtschaftsförderung kürzt, auch ein. Der Bund springt etwa bei der Innovationsförderung in Wien ein. Die Innovationsförderung in Wien, und das haben wir ja in diesem Gemeinderat beschlossen, läuft jetzt über die Innovationsagentur des Bundes. Die Umweltförderung - und das werden Sie, Frau Stadträtin, sicher wissen - für Betriebe in Wien läuft über die Kommunalkreditbank des Bundes. Und nach der Abschaffung der Wiener Unternehmensgründungsaktion springt auch da die Regierung ein. Wiener Jungunternehmer werden jetzt von der Bürges Bank des Bundes gefördert. Der Bund übernimmt also hier über weite Strecken die Ausfallshaftung im Bereich der Wirtschaftsförderung für die Kürzungen durch die Stadt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Zieht man nach einem Jahr dieser neuen absoluten Mehrheit jetzt einmal ein bisschen eine Zwischenbilanz, dann sieht man, dass dieser heutige Beschluss eigentlich nur die Spitze eines Eisbergs ist, die Spitze eines Belastungspakets, das noch vor etwa einem halben Jahr in der letzten Budgetdebatte ganz energisch abgestritten worden ist und dessen Konturen sich aber doch langsam jetzt abzeichnen. 

Im ersten Amtsjahr dieser Regierung sind von diesem Paket folgende Details bekannt worden. Ich darf das zum Abschluss noch einmal zusammenfassen:

Die Einführung einer neuen Wiener Stromsteuer in der Höhe von 10 Groschen per 1. November 2001. 

Die heutige Einführung einer neuen Wiener Müllsteuer per 1. Juli in der Höhe von etwa 400 Millionen S. 

Die Erhöhung der Mieten im sozialen Wohnungsbau durch die Verschlechterung der Wiener Wohnbauförderung um etwa 500 S im Monat, dadurch eine Mietenerhöhung. 

Bereits am 1. Juni die kräftige Erhöhung bei den Wiener Linien um bis zu 25 Prozent. 

Die Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren auf bis zu 2 700 S im Monat. Eine massive Verteuerung auch bei den privaten Kindergärten, bei den konfessionellen zum Beispiel. 

Die Erhöhung der Bädertarife.

Die Verteuerung der städtischen Sportanlagen um 20 Prozent.

Die Erhöhung der Autoabschleppgebühren, die uns ins Haus steht. 

Und schließlich auch der Rekord bei den Strafmandaten für Falschparker, der im Vorjahr verzeich-
net werden musste. (GR Heinz Hufnagl: Seit wann sind die Parkgebühren nicht geändert worden? Seit wann?)

Und dazu kommen auf der anderen Seite des Budgets, auf der Ausgabenseite, natürlich auch diverse Kürzungen. Kürzungen und Sparmaßnahmen auf Kosten der Behinderten etwa. Kürzungen bei der Aktion Essen auf Rädern. Sie wissen das alle: Nur mehr Zustellung einmal im Monat. (GR Heinz Hufnagl: Das muss aber ein gut haltbares Essen sein!) Kürzungen auf Kosten der Gesundheit. Der Budgetzuschuss ... (GR Heinz Hufnagl: Das ist ja sehr haltbar!) Der Budgetzuschuss an den Krankenanstaltenverbund wird gekürzt und alle Betroffenen in den Spitälern sagen, dass diese Politik eigentlich ein langsames Aushungern unserer Wiener Spitäler bedeutet.

Das sind also die Konturen dieser Belastungen, die im ersten Amtsjahr sichtbar geworden sind. Es ist dies die Zwischenbilanz dieses Pakets, das die Wienerinnen und Wiener alleine im ersten Amtsjahr dieser absoluten Mehrheit verkraften müssen.

Es kann im nächsten Jahr bereits, Gott sei Dank, die erste Etappe dieser Steuerreform in Kraft treten (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Noch ist sie nicht da!), weil die österreichische Bundesregierung erstmals seit 30 Jahren den Staatshaushalt wirklich saniert, wirklich in Ordnung gebracht hat. (GR Heinz Hufnagl: Mit der höchsten Abgabenquote aller Zeiten!) Es kann jene Steuerreform in Kraft treten, die den Menschen dann auch die Vorteile aus dieser Sanierung zurückgibt und eine Steuerreform, die die Sanierungsdividende an die Steuerzahler dann eben auch ausschüttet. (GR Heinz Hufnagl: Sie sackeln die Leute aus und geben dann Brosamen zurück!) Man sollte die Wählerinnen und Wähler nicht unterschätzen. 

Ich glaube, die Wähler kennen auch dieses Wiener Modell, von dem in diesem Haus ja so oft gesprochen worden ist, mittlerweile zur Genüge. Sie kennen dieses Wiener Modell, das etwa in Wien 30 000 verlorene Arbeitsplätze bedeutet, im Gegensatz zum Bundestrend. Sie kennen dieses Wiener Modell, das die Bundeshauptstadt im Vorjahr als einziges Bundesland in die wirtschaftliche Rezession geführt hat. Während es im Vorjahr in allen anderen Bundesländern ein Wachstum gegeben hat, war nur die Wiener Wirtschaft in der Rezession. Dieses Wiener Modell, das Wien dadurch auch an die Spitze der österreichischen Arbeitslosenstatistik gebracht hat. Jenes Modell in Wien, von dem man sieht, dass es nichts anderes als die uralte und gescheiterte sozialistische Belastungspolitik ist.

Und, meine Damen und Herren, wir sind daher zuversichtlich, dass diesem Modell schon bei der nächsten Nationalratswahl eine deutliche Abfuhr erteilt wird! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Hufnagl zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Nachdem der Kollege Schock hier einen sehr weitausholenden Diskurs und einen irrsinnig großen Bogen von fiskalischen Betrachtungen aus der gefärbten freiheitlichen Sicht gebracht hat, möchte ich einige wenige unausweichliche Richtigstellungen treffen.

Fürs Erste, Kollege Schock, um gleich mit dem eigentlichen Thema zu beginnen: Es gibt keine Müllsteuer in Wien und es wird auch nach der Erhöhung keine Müllsteuer geben! Erstens wird nur die indexnotwendige Nachbesserung nach neuneinhalb Jahren unveränderter Müllabgabe vorgenommen. (StR DDr Eduard Schock unterhält sich mit GR Kurth-Bodo Blind.) Kollege Schock gibt mir nicht die Gunst seiner Aufmerksamkeit. Ich muss das also dem übrigen Auditorium mitteilen.

Das, was aber dazukommt und was natürlich vom Kollegen Schock in seiner Querschau zwischen Wien und dem Bund bewusst übersehen wurde, sind die Alsag-Erhöhungen, und das sind Bundesentscheidungen, die gewaltig sind. 

Die Altlastenbeiträge im Sinne der Deponienverordnung und des Altlastensanierungsgesetzes werden ab 1.1.2004 von 43,60 EUR auf 65 EUR ... (Heiterkeit des StR DDr Eduard Schock.) Und das ist nicht zum Lachen, Kollege Schock, weil ab 1.1.2006 die Altlastenbeiträge des Bundes auf 87 EUR geradezu verdoppelt werden! Das ist der Hauptgrund, warum wir heute eine derartige Gebührenerhöhung vornehmen und warum der Prozentsatz keine Steuer, sondern nur eine Indexanpassung plus Bundesabgaben ist, die Wien hier zu entrichten hat und die für Wien keinerlei budgetwirksame Vorteile bringen werden. Das einmal zum Ersten zu der fälschlich bezeichneten Müllsteuer.

Das Zweite: Es ist ebenso falsch, von einer Kanalsteuer zu reden. Gerade Kollege Schock ist als Bankkollege aus dem gleichen Konzern durchaus kundig, Rechnungsabschlüsse zu lesen, Bilanzen zu lesen und Erfolgsrechnungen auch richtig zu interpretieren. Wenn Sie sich den Rechnungsabschluss der 30er - Kanal - anschauen, dann sehen Sie genau, dass dort maximal eine ausgeglichene Bilanz zwischen Einnahmen und Ausgaben, zwischen Aufwendungen und Erträgen zu sehen ist. Es gibt also auch keine Kanalsteuer in Wien! 

Und die größte Verfälschung haben Sie bei der Interpretation der Kindertagesheime in Wien vorgenommen. Jawohl, meine Damen und Herren, wir bekennen uns dazu, dass wir in Wien eine gestaffelte, sozial geförderte Unterstützung unserer jungen Mütter, unserer jungen Familien haben und dass wir mehr als einem Drittel der Wienerinnen und Wiener einen Gratiskindertagesheimplatz zur Verfügung stellen. Was Sie auch nicht gesagt haben, ist, dass der bisherige Freibetrag Nettofamilieneinkommen von 654 S, pardon 654 EUR, auf 1 000 EUR angehoben wurde, also eine zusätzliche große Gruppe hier in die Freigrenze hineinfällt. Ein weiteres Drittel zahlt einkommensadäquat gestaffelte Beiträge, die noch lange keine Kostendeckung ausmachen, und nur das letzte Drittel der Bestverdienenden, die offensichtlich Ihre Klientel ist, für die Sie sich stark machen und das werde ich Ihnen am Bundesbeispiel noch dokumentieren, zahlt den Vollbeitrag. Und die können sich das als Doppelverdiener mit gutem Einkommen auch wahrlich leisten! Da braucht die Stadt wirklich nichts dazuzahlen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was machen Sie im Bund? - Sie haben jede Menge von Abgaben, Steuern und Gebühren, die die breite Masse der Bevölkerung betroffen hat und die sich nicht dagegen wehren konnte, erhöht! 

Wir haben mittlerweile mit EU-Rechnung 47 Prozent Abgabenquote, die höchste unseres Landes in der Zweiten Republik. Und von diesen geraubten Geldern werden in einer bis jetzt nur angekündigten Steuerreform des Bundes großzügig Brosamen wieder zurückgegeben! Dort, wo die Gelder in Österreich zu Hause sind, wo der wirkliche Wohlstand beheimatet ist, bei den Milliardären und bei den Multimillionären, haben Sie vorbeigeschaut. Die Kahanes, die Meinls (Aufregung bei der ÖVP.), die Prinzhorns, die Turnauers, die lachen sich eines, weil Sie die Privatstiftungen weder bei der Dotierung noch bei der Entnahme verteuert haben! Sie machen nichts bei der Grundsteuer, auch nicht bei den allergrößten Liegenschaften in Österreich, und Sie machen schon gar nichts bei einer kurzfristigen Börsenspekulationssteuer! Dort, wo wirklich unermesslicher Reichtum zu Hause ist, dort schauen Sie weg und bei den kleinen Einkommensverdienern haben Sie maßlos zugelangt! Das ist die unsoziale Politik des Bundes! Und da hat der Kollege Schock noch die Unverfrorenheit, sich hier herzustellen und uns das als beispielhaft darzustellen! Herzlichen Dank für so eine Sozialpolitik! (Beifall bei der SPÖ.)
Nun zum eigentlichen Thema der notwendigen Anpassung der Wiener Müllgebühren. 

Nichts prägt das standardisierte Rollenverhalten der vereinigten Opposition dieses Hauses so sehr wie - neben der stereotypen Ablehnung von Rechnungsabschlüssen und Budgets - ihre gemeinsame Haltung im Umgang mit Gebührenfragen. Während die Sozialdemokratie als Verantwortungsträger für diese Stadt für eine geordnete Mittelaufbringung zum klaglosen Funktionieren und für eine menschenwürdige Weiterentwicklung zu sorgen hat, kennen Sie bei allen Gebührenüberlegungen stets nur ein reflexartiges und kategorisches "Nein". 

Wir haben hier, auch aus budgetärer Balance, das Gesamtwohl der Stadt im Auge und zeigen den Mut zu unbedingt notwendigen erforderlichen Maßnahmen und sozial verträglichen Gebührenanpassungen. Sie hingegen, und davon legen die Presseaussendungen der Opposition der letzten Wochen, aber auch die heutigen Wortmeldungen meiner Vorredner ein beredtes Zeugnis, bieten in der Gebührenpolitik nur ein fantasie- und alternativenloses "Njet" und Sie sind vorsätzlich bereit, die finanziellen Möglichkeiten der Stadt sukzessive auszutrocknen. Mit dieser gewohnten Rollenverteilung zwischen Stadtregierung und Opposition können wir durchaus gut leben. Sie hat sich nämlich für Wien und seine Menschen in den letzten Jahrzehnten hervorragend bewährt. 

Wie sieht nun die Situation im konkreten Fallbeispiel der Müllgebühren aus? – Anfang 1993 das letzte Mal angehoben, zählt sie wohl nicht nur in Wien zu den Abgaben mit der allerlängsten Konstanz. Indexbedingt, aber auch durch gewaltige Investitionen in die Wiener Abfallwirtschaft, ist der Kostendeckungsgrad auf unbefriedigende 81,6 Prozent Anfang dieses Jahres abgesunken. 

Und ich frage die Damen und Herren der Opposition in diesem Zusammenhang: Hätten wir etwa auf die Errichtung des Kompostwerks Schafflerhof verzichten sollen? 

War die Bekämpfung der Geruchsbelästigung im Kompostwerk Lobau durch neue Umsetzer und Siebanlagen verzichtbar? 

War etwa die Streusplittrecyclinganlage eine Fehlinvestition? 

Hätte vom Bau einer modernen Müllsplitttrennanlage für Haus- und Sperrmüll oder von der Erweiterung der Schlackenbehandlung Abstand genommen werden sollen? 

Waren vielleicht die Kühlgeräteabsauganlage, die Elektronikschrottzerlegung, die Bildschirmaufbereitung keine wichtigen Beiträge zu einer ökologischen Kreislaufwirtschaft? 

Hätte etwa die Errichtung und Modernisierung von mittlerweile 19 Mistplätzen und 34 flächendeckenden Problemsammelstellen unterbleiben sollen? 

Allein die seit der letzten Gebührenanhebung 93 hier vorgenommenen Investitionen machen mehr als eine halbe Milliarde S aus. Es gilt daher, durch eine Wertsicherung der Müllgebühr, die wachsenden Betriebskosten dieser ständig spezifizierter werdenden Infrastruktur kommunaler Abfallwirtschaft sicherzustellen. 

Um die Angemessenheit und Notwendigkeit des vorliegenden Antrags auch objektiv zu bewerten, sei ein kurzer Ausblick in den Vergleich der Wiener Müllgebühren, oder wie es richtig im Juristendeutsch heißt, der "Wiener Müllabführabgabe" gestattet. Ich habe Ihnen hier einige Charts mitgebracht, die sehr anschaulich sind. (Der Redner zeigt eine Statistik.)
Das Erste ist Wien im Vergleich mit allen nennenswerten niederösterreichischen Gemeinden, alle Bezirkshauptstädte und die wesentlichen Umlandgemeinden Wiens. Ganz links der kleine Balken - und das nicht nur politisch positiv zu verstehen - ist die Wiener Müllgebühr und alles andere sind die derzeitigen Müllgebühren der niederösterreichischen Kommunen. 

Ich darf sie wie folgt aufführen: Ich zeige Ihnen zuerst noch den Vergleich mit den übrigen Landeshauptstädten und mit zwei Statutarstädten. (Der Redner zeigt eine zweite Statistik.) Auch hier gilt: Ganz klein links ist die Wiener Müllgebühr von 2,51 EUR für 120 Liter Abfallgefäß - das ist sozusagen die standardisierte Plastikmülltonne, wie sie in den Wiener Haushalten anzutreffen ist - und alle anderen Balken daneben sind die übrigen Landeshauptstädte, und dann noch, weil wir ja nicht eine einsame Insel sind, sondern in der EU leben, einige deutsche und Schweizer Städte im Vergleich dazu. Hier wieder Wien, alles andere sind deutsche Kommunen. Und ich werde sie jetzt mit Namen benennen. 

Im konservativen Innsbruck statt der Wiener Gebühr von 2,51 EUR zahlt man 3,50 EUR, das sind 140 Prozent der Wiener Gebühr. Im bislang schwarz-blau regierten Klagenfurt 3,70 EUR, das sind 150 Prozent der Wiener Müllgebühr. Die Bregenzer zahlen 6 EUR, das entspricht 240 Prozent. Das tiefschwarze Eisenstadt verlangt 7,40 EUR und damit fast das Dreifache. Im traditionellen schwarz-blauen Krems zahlt man 11,20 EUR, das ist das Viereinhalbfache, im ÖVP-regierten Langenzersdorf 12,10 EUR und damit fast und im ÖVP-beherrschten Tulln 12,50 EUR und damit tatsächlich das Fünffache des Wiener Restmüllentgelts! 

Meine Damen und Herren, sportlich ausgedrückt heißt das, diese Müllmatches Bundeshauptstadt gegen vergleichbare Kommunen gehen nicht mit knappen Punktesiegen für Wien aus, sondern das sind in Wahrheit ordentliche Debakel sämtlicher bürgerlicher und konservativ nationaler Kommunen. 

Die Freiheitlichen und die Wiener Volkspartei haben daher mangels besserer Beispiele überhaupt keine sachliche oder politische Berechtigung, ihre künstliche Erregtheit wegen der heutigen Müllgebührenbeantragung aufrecht zu halten. So schaut es in Wahrheit aus! (Beifall bei der SPÖ.)
Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass für die gleiche Entsorgungsleistung - 120 Liter Restmüll - im CDU-regierten Frankfurt am Main 4,80 EUR verlangt wird, unter dem ehemaligen CDU-Bürgermeister Dippgen in Berlin voriges Jahr bereits 5 EUR verlangt wurden und im konservativ freisinnigen Zürich 5,20 EUR, dort sogar für einen 110 Liter-Sack. Also auch der internationale Preis-Leistungs-Vergleich der Wiener Abfallwirtschaft ist durchaus herzeigbar. Wir stehen sensationell da und das sollte uns eigentlich mit berechtigtem Stolz, statt mit ständigem oppositionellem Lamento erfüllen! (Beifall bei der SPÖ.) 
Apropos Opposition, Dr Bernhard Görg. Ich freue mich, dass er anwesend ist. Ich denke, wir sollten ihm, solange er von seiner Partei noch im Gemeinderat akzeptiert wird, ein paar Sätze widmen. (Heiterkeit des GR DDr Bernhard Görg.) Dr Görg hat schon in seiner ersten Rede nach der eher glücklosen Gemeinderatswahl vom 25. März des Vorjahrs mit sehr ernsten Worten vor einer wahren Gebührenlawine in Wien gewarnt. (GR Walter Strobl: Richtig!) Na, geworden sind es - nämlich was wirkliche Breitenwirksamkeitsgebühren sind - in Wirklichkeit zwei Schnellbälle, nämlich die knapp 7‑prozentige Erhöhung für die allermeisten Benützer der Wiener Linien, nämlich die Netzkartenbesitzer, und eben die heutige Müllgebühr. Der Kleinkunstpreis in der Kategorie self-fullfelling prophecy geht daher leider nicht an den Noch-Obmann der Wiener ÖVP. Stattdessen hat er jede Menge von Rücktrittsaufforderungen von den Döblinger, Währinger, Ottakringer und sonstigen konservativen Stadtregimentern erhalten.

Einige wenige Gedanken zum an und für sich sehr liebenswerten Umweltsprecher der Österreichischen Volkspartei, zum Kollegen Klucsarits. Kollege Klucsarits hat im Ingrimm einer Pflichtleistung eines Oppositionspolitikers in der Presseaussendung vom 3. Mai, verschärfter noch in der vom 8. Mai, geschrieben: "Die Erhöhung der Müllgebühren ist unverschämt. Einsparungspotenziale wären vorhanden. Andere Kommunen und Gemeinden in Österreich können Wien als Beispiel dafür dienen, wie Müllbeseitigung auch in unserer Stadt effizienter und billiger zu bewerkstelligen wäre." - Na die billigeren Beispiele, glaube ich, habe ich sattsam und detailliert angeführt. 

"Ich fordere daher StRin Kossina auf, sich endlich Gedanken über sinnvolle Strukturierungen und Teilprivatisierungen im Abfallwirtschaftsektor zu machen." - Nun, da muss ich sagen, lieber Kollege Klucsarits, deine Lernfähigkeit ist eher eine überschaubare, denn im November vorigen Jahres hat der gleiche Gemeinderat mit seinem Mitstreiter Robert Parzer eine Anfrage an die Stadträtin gerichtet, was denn alles bei der Wiener Abfallwirtschaft, wenn schon nicht direkt privatisiert, dann ein bisserl teilprivatisiert werden könnte, und wenn nicht teilprivatisiert, so nehmen wir zumindest private Müllentsorger in einen Leistungsverbund zur 48iger herein. Das waren sechs Fragen, die dann auch von der Stadträtin sehr rasch und sehr detailliert beantwortet wurden. 

Die Frage, welche Bereiche die 48iger schon derzeit an Private vergibt, wurde wie folgt beantwortet: "Die MA 48 - Abfallwirtschaft vergibt derzeit zahlreiche Leistungen an Private. Zu diesen Leistungen zählen die Sperrmüll- und Problemstoffentsorgung, Teilbereiche der Altpapiersammlung, diverse Transportleistungen, aber auch der Winterdienst und die Fahrzeugabschleppungen." Und bei der Frage, "Wie hoch ist denn das Wertvolumen dieser Fremdvergaben?" kommt bitte, meine Damen und Herren, ein gewaltiger Betrag von 835 Millionen S, immerhin 60,6 Millionen EUR, im Jahr 2000 heraus. 

Kollege Klucsarits, mit der heutigen Ablehnung der Müllgebührenerhöhung wird auch der von dir so stark vertretenen Privatwirtschaft die Chance genommen, durch weitere adäquate Beauftragungen an diesem gesicherten Einnahmenkuchen der 48iger zu partizipieren. Deine Rede heute war nicht wirklich im Sinne der Wiener Privatwirtschaft! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.)
Und jetzt zur alles entscheidenden Frage, warum denn nicht ein wesentlicher Teil der Müllentsorgung oder zumindest der Einsammlung der Fraktionen Papier, Glas, Metall und so weiter an Private vergeben wird. Die Antwort ist, und sie wird halt von der ÖVP nicht so gerne akzeptiert, wenngleich sie tatsachenkonform ist: Im Bereich der Altpapiersammlung sind in den Jahren 93 bis 95 die erforderlichen Sammelaufgaben überwiegend von Privaten übernommen worden. Die Altpapiersammlung durch Private musste allerdings auf Grund unzureichender Servicequalität und damit verbundener zahlreicher Beschwerden seitens der betroffenen Bürger wieder zurückgenommen werden. 

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die sukzessive Übernahme der Altpapiersammlung durch die 48er ohne zusätzliche Personalaufnahmen bewältigt werden konnte. Das heißt, auch die immer wieder erhobene Forderung der ÖVP, tut doch rationalisieren, hat in Wahrheit stattgefunden. Es wurden die Sammelstrecken rationalisiert, es wurde die Systemsammlung effizienter gestaltet durch eine Verbesserung der Logistik, es wurden die Sammelleistungen pro Müllaufleger vom Jahre 1994 bis 2001 mit immerhin 195 000 Kilogramm pro Mitarbeiter, das sind 23 Prozent, gesteigert. Und ich glaube, es steht jetzt an, nachdem drei Oppositionsabgeordnete nur negative Analysen gefunden haben, zu sagen, unsere Männer, und das sind weitestgehend Männer, im orangen Overall, egal ob sie hinter einem Besen, einer Kehrmaschine, am Volant eines Müllsammelfahrzeuges oder als Müllaufleger arbeiten, sind ganz verlässliche und hervorragende Mitarbeiter dieser Stadt und haben einmal einen pauschalen Dank und eine Anerkennung durch den Gemeinderat wohl verdient. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Frage nach der privaten Einsammlung von Hundekot ist deswegen eigentlich lächerlich, weil das ja von der MA 48 in ihrer Systemreinigung miterledigt wird. Ein Doppelsystem der Hunde wegen zu errichten, hieße den Bock zum Gärtner zu machen, also auch diese kleine Sehnsucht nach ein bisschen Privatem beim Hundekot sollte man eher auf dem Schindanger der Lächerlichkeit begraben.

Meine Damen und Herren, ich darf dem Gemeinderat noch eine ganz wesentliche oppositionelle Spitzenleistung zur Kenntnis bringen. Die populistische Maximalforderung eines Oppositionssprechers, Mag Kabas, in seiner Presseaussendung vom 4.2.2002, also knapp am April-Scherz vorbei, bringt dies zum Ausdruck. Er titelt: "Nein zur Erhöhung der Müllgebühren, Ja zu einer allgemeinen Gebührensenkung in Wien."

Nun, das würde dem Kollegen Kabas und den Freiheitlichen so passen. Auf der einen Seite kann Wien vertragstreu zusammen mit den anderen Bundesländern einen maßgeblichen Beitrag im Sinne des Stabilitätspakts zur Gewährleistung des Nulldefizits des Ministers Grasser erbringen und auf der anderen Seite wird die Finanzkraft Wiens durch eine undifferenzierte spürbare Gebührensenkung so ausgedünnt, dass die Handlungsfähigkeit Wiens damit in Gefahr gerät. Und eines ins Stammbuch der Freiheitlichen: In diese simple fiskalische Doppelmühle fallen wir Ihnen nicht hinein, gerade im Ansehen der derzeitigen Bundespolitik werden wir als Wiener SPÖ alles tun, um die finanzielle Selbstständigkeit und die autonome Handlungsfähigkeit dieses herrlichen Wiens und seine Entwicklung weiterhin sicherzustellen. Da gehen wir Ihnen nicht auf den Leim, ein finanzielles Aushungern Wiens werden wir nie und nimmer zulassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch ein paar Sätze zu einem eher unrealistischen Kapitel, nämlich der grünen Abfallpolitik. (GRe Mag Rüdiger Maresch und David Ellensohn: Aha, oh!) Bekanntlich ist die grüne Fraktion nicht nur gegen eine neue Müllverbrennungsanlage, sie ist auch für die baldige Schließung des Flötzersteigs und gleichzeitig meint sie, dass man mit Vermeiden im Großen und Ganzen dieses Kapitel ja lösen könnte. Die Tatsache, dass nach dem Abfallwirtschaftsgesetz Hausmüll ab Ende 2008 überhaupt nicht mehr deponiert werden kann und ab 2004 bereits nur mehr sortiert und behandelt deponiert werden darf und dies dann nur mehr mit einer Verordnung des Landeshauptmannes überhaupt bis 2008 verlängerbar ist, wird von den GRÜNEN einfach ausgeblendet. Auch die gesicherte Erkenntnis der Strategischen Umweltprüfung Abfallwirtschaft, dass das Restmüllaufkommen trotz intensiver zusätzlicher Vermeidungsmaßnahmen bis 2010 um mindestens 14 Prozent ansteigen wird, wird ebenso nicht zur Kenntnis genommen. (GR Mag Rüdiger Maresch zeigt dem Redner eine Broschüre und ruft: Glauben Sie das!) Kollege Maresch, da brauchen Sie gar nicht das dicke Konvolut des wirklich profunden jahrelangen Analyseprozesses der Strategischen Umweltprüfung gelesen haben, da brauchen Sie nur die fünf Seiten der Zusammenfassung zur Hand genommen haben, wo es auf Seite 1 lautet: "Mengen 2010 mit zusätzlichen realistischen Maßnahmen zur Abfallvermeidung und zur stofflichen Verwertung gemäß dem Wiener Abfallwirtschaftsplan zur Grundlage gelegt."

Und das schaut so aus: Von der Ausgangsmenge im Jahr 2010 her mit 1 096 000 Tonnen wird es mit dem Gewerbemüll von 682 000 Tonnen zusammen eine Steigerung auf 1 778 000 Tonnen geben. Das sind blöderweise 219 000 Tonnen mehr, ist gleich 14 Prozent mehr.

Kollege Maresch, meine Damen und Herren von der grünen Fraktion! Für eine Schlüssigkeit Ihrer Müllphilosophie fehlt Ihnen ein einziges entscheidendes Element, und das findet sich, für Sie natürlich unerfreulicherweise, eher im Kirchenrecht als Erklärung für unerklärliche Phänomene: Ihnen fehlt schlicht und einfach ein Wunder. Und das Stück heißt nicht "Alice und Maresch im Wunderland", das Stück heißt "Realistische und problemorientierte Bewältigung der Wiener Abfallwirtschaft". Soweit zur eindimensionalen Gebetsmühle unserer Ökofundis: vermeiden, vermeiden, vermeiden.

Hoher Gemeinderat, abschließend und zusammenfassend kann festgehalten werden: Die Leistungen der Wiener Abfallwirtschaft sind national, wie international betrachtet, vorbildlich und wegweisend. Seriöse Umfragen unter der Bevölkerung signalisieren, dass über 80 Prozent der Wiener dieser Abfallwirtschaft ein sehr gutes oder zumindest ein gutes Zeugnis ausstellen. Die Erzeugung und der Vertrieb des Komposts in Wien erfolgt ebenso gratis wie die Einsammlung, Verwertung und Behandlung der einzelnen Fraktionen Altpapier, Metall, Weißglas, Buntglas, Kunststoff und die bereits von mir erwähnte Biotonne. 

Um diesen Qualitätsstandards weiter entsprechen zu können, ist der vorliegende Antrag von 25,9 Prozent Anhebung der Abgabe für Restmüll im Sinne bestmöglicher Sauberkeit und Hygiene dieser Stadt einfach unerlässlich. 

Die beantragte Erhöhung deckt nur die allgemeine Teuerung der letzten neuneinhalb Jahre ab und die Bundesabgaben im Sinne des ALSAG, wie ich es bereits dem Kollegen DDr Schock am Beginn erläutert habe. Nur mit einer wirklich ausgewogenen Gebührensituation, auch im Bereich der Abfallwirtschaft, ist eine weitere optimale Entsorgungssicherheit als wichtiger Teil unserer kommunalen Daseinsvorsorge gesichert.

Ich bitte daher um breite Zustimmung des Gemeinderats und danke dem geschätzten Auditorium für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch gemeldet. Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, Sie haben noch eine Restzeit von 11 Minuten. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Also, es steht uns nicht an zu loben, dass die Männer - es sind hauptsächlich Männer im orangen Gewand - meinem Wissen nach natürlich hervorragende Arbeit für Wien leisten. Jetzt weiß ich nicht, ob die schwarz-blaue Opposition da irgendwie daran gezweifelt hat, wir aber ganz sicher nicht, ganz sicher nicht. Und es stimmt auch, dass anderswo, in anderen Kommunen einige Dinge nicht so gut funktionieren wie in Wien und dafür mehr bezahlt werden muss. Das stimmt in jedem Fall, keine Frage. Da bin ich total d'accord bei Ihnen.

Die Avancen des Herrn Innungsmeisters in Richtung Privatisierung verschiedener Bereiche, auf die sind Sie natürlich massiv eingegangen, aber ich denke mir, da geht natürlich irgendwie der Wunsch fürs Werk, weil die Bundesregierung ja auch drüber nachdenkt, was alles noch privatisiert werden kann, und da ist in Wien möglicherweise noch einiges drinnen.

Was auf jeden Fall nicht stimmt, wenn man sich den Restmüllanteil pro Jahr und EinwohnerIn anschaut, da ist Wien nicht Weltmeisterin beim Vermeiden, sondern da ist es so, dass in Graz nur 185 Kilogramm - jetzt könnte ich natürlich auch ein Taferl fürs Fernsehen herzeigen, aber es kommt ohnedies nicht -, also 185 Kilogramm werden in Graz pro Kopf Restmüll produziert, wenn man so will, und in Wien 316 Kilogramm. Das ist ein bisschen mehr. 

Da ist es natürlich wiederum gut, wenn man sagt, okay, Wien arbeitet günstig, weil ja pro Kopf viel mehr anfällt als in Graz. Das Gleiche gilt auch für Linz, aber auch München und Berlin haben weniger Pro-Kopf-Anteil als Wien, und zwar München 232 Kilogramm und Berlin 306 Kilogramm, immerhin noch ein bisschen weniger.

Und dann zu "Rüdiger Maresch im Wunderland", wie es so schön heißt. Das ist wunderbar - ich möchte nur den Herrn Vorsitzenden darauf hinweisen, er muss sich nur ein bisschen die billigen Pressekooperationen der Frau Stadträtin mit den diversen Info-Blättern anschauen, und da war vor kurzem im Info-Blatt der Stadt Wien, Heft 4, eine Grafik drinnen, welche die Müllentwicklung der letzten Jahre zeigt. 1999 produziert sozusagen jeder Wiener, jede Wienerin - die Wienerin gibt es noch nicht, sondern nur den Wiener, jeder Wiener also - 548 Kilogramm Mist im Jahr, so steht es da, das sei eindeutig zu viel, und große Probleme, und so weiter. 

Mistvermeidung heißt daher die Devise in einem SPÖ-Blatt, also Mistvermeidung. Ist nicht meine Erfindung, des "Rüdiger im Wunderland", sondern der "SPÖ im Wunderland" in dem Fall. 1999 steht da 488 456 Tonnen und im Jahr 2000 494 212 Tonnen. Das ist ein bisschen eine Erhöhung, sagen wir rund 3 800 Tonnen insgesamt in einem Jahr, das ist nicht wenig, nicht wahnsinnig viel, aber auch nicht wenig. 

Also, wenn man davon ausgeht, dass der Müll immer mehr wird - und da gibt es ja unterschiedlichste Zahlen -, man kann zwar nie die Periode feststellen, einmal steht drinnen 20 Prozent, dann wieder 17 Prozent, dann 2 Prozent, da sind es ein bisschen weniger, aber es macht nichts. Immerhin ist es so, dass in der SUP angenommen wird, dass eine kontinuierliche Steigerung der Müllproduktion in Wien stattfinden wird. Was ich aber dann überhaupt nicht verstehe, ist das: Wenn natürlich der Müll permanent steigt, wie gibt es das dann - und noch einmal, es ist eine der so genannten Pressekooperationen der Frau Stadträtin mit den Wiener Medien -, dass der Müll von 2000 auf 2001 494 190 ansteigt. 

Jetzt hat mir der Herr Umweltausschuss-Vorsitzende zuerst gesagt, es steige dauernd. Ich bin zwar irgendwie ein bisschen kurzsichtig, aber 494 212 im Jahr 2000 und 494 190 im Jahr 2001, das ist ja ein leichter Rückgang und keine Steigerung, sondern ein Rückgang. 

Jetzt wäre es natürlich, und wäre ich an seiner Stelle gewesen, hätte ich gesagt, super, wir haben so gearbeitet, die Müllvermeidung hat gegriffen! Endlich ist es weniger geworden! Stattdessen sagt er mir, es ist mehr geworden. Es ist zwar nicht viel, aber immerhin, es sind 32 Tonnen weniger. Das ist zwar fast nichts, aber es ist immerhin nicht gestiegen. Also hätte, wenn man so will, die Müllvermeidung gegriffen. 

Jetzt sagen wir natürlich dauernd Müllvermeidung, Müllvermeidung, Müllvermeidung und schon wieder befinde ich mich im Träumeland, aber da in guter Gesellschaft. Der Herr Prof Vogl von der WU hat uns mitgeteilt - und auch Ihnen, auch allen, der Frau Stadträtin und ein paar anderen, die vielleicht jetzt im Kaffeehaus sitzen oder sonst wo -, dass jede Tonne, die vermieden wird, um den Faktor sieben billiger ist, als jede Tonne, die verbrannt werden muss. Auch das ist Ihnen bekannt. Also, kann man durchaus sagen, dass Wien gut beraten wäre, wenn es da viel mehr investieren würde. Das würden wir auch begrüßen, bis dato war es aber nicht so. 

Eine interessante Angelegenheit ist natürlich immer wieder diese Sache mit dem Allsack. Keine Frage, das ist teurer geworden und wird teurer und es hat auch, wenn man so will, einen pädagogischen Hintergrund, dass es so ist. Aber Faktum ist, dass da Versäumnisse von Umweltpolitik der Bundesregierung und der Landesregierungen jetzt offensichtlich schlagend geworden sind und wenn ich mich nicht täusche, hat es vor der schwarz-blauen Bundesregierung oder blau-schwarzen Bundesregierung ganz lange eine SPÖ-Alleinregierung gegeben, davor - ist aber noch länger her - eine ÖVP-Alleinregierung - und dann hat es ganz lange - dazwischen war, glaube ich, sogar einmal rot-blau - so ein bisschen - und dann war aber ganz lange rot-schwarz, und da hätte man ja die längste Zeit eine andere Politik machen können. Aber nein, es ist nichts passiert. 1986 bis 1991 ist man dann draufgekommen, dass es jede Menge Altlasten gibt und dass das teuer wird, aber da komme ich heute ohnehin noch dazu. 

Was mir ein bisschen irgendwie irritierend aufstößt, ist jetzt nicht jetzt schon wieder der Rüdiger im Wunderland oder Hufnagl im Wunderland oder Rüdiger und Hufnagl im Wunderland, sondern diese Geschichte mit der Anpassung. Also, nachdem ich ja eigentlich sozusagen Sprachwissenschaften studiert habe, ist Anpassung etwas, wo ich etwas anpasse, zum Beispiel die Schuhe. Kinder werden größer - ich habe drei davon -, denen muss ich jedes Jahr größere Schuhe kaufen, weil die wachsen. Das heißt, die Müllberge wachsen, die Aufgaben wachsen, deswegen brauchen die Kinder größere Schuhe und wir höhere Preise - nein, das ist ein schlechter Schluss -, so geht das nicht. Also, denke ich mir, hat man in der Stadtverwaltung da ein paar nette Vokabel dazugefügt. Der Kollege Stürzenbecher hat es letztes Mal anders probiert, aber diesmal hat der von mir wirklich geschätzte Vorsitzende gemeint, es ist sozial verträglich und ausgewogen. Was sozial verträglich ist, darüber kann man streiten. Also, ich glaube nicht, dass jetzt sozusagen das, was Kollege Schock gesagt hat, dass jetzt plötzlich bei 550 bis 620 Schilling pro Jahr die Leute gleich den privaten Ausgleich anmelden müssen, aber Faktum ist, es ist teurer geworden, und zwar doch um einiges, um den so genannten berühmten Eislutscher von der Frau Stadträtin. 

Ausgewogen, das kann schon sein, aber im Grunde genommen ist es teurer geworden und da sagen wir von vornherein, falsche Müllpolitik führt dazu, dass es unter anderem auch teurer geworden ist. 

Dann habe ich mich jetzt vielleicht auch nur verhört: Seit 1993 gibt es verschiedene Dinge, die da an Investitionen gekommen sind in dem Bereich, die letztendlich für die Müllgebührenerhöhung verantwortlich sind, und dann zählt der Herr Vorsitzende auf: Kompostwerk, Schafflerhof und Lobau und Streusplitt und Splitting und ein paar andere Dinge dazu und den Index und meint - vielleicht habe ich mich da auch nur verhört -, alles in allem hätte es Investitionen in dem Bereich von einer halben Milliarde S gegeben. Jetzt sage ich einmal, in neun Jahren eine halbe Milliarde S ist nicht wirklich berühmt. Also, da denke ich mir, ich hoffe, ich habe mich verhört, aber es ist nicht wahnsinnig viel und würde eine solche Gebührenerhöhung nicht wirklich rechtfertigen. 

Also, wie gesagt noch einmal: Die Preise in den schwarz oder schwarz-blau regierten Städten sind zweifelsohne weitaus höher. Es gibt auch zum Teil private Müllentsorgung und die will schon auch was verdienen. Da ist Wien sicherlich besser. Wien ist aber sicherlich nicht besser beim Restmüllaufkommen und da ist noch einiges zu tun und da wäre Investition wichtig gewesen. Aber die Investition ist da nicht gekommen, sondern ganz woanders und wir glauben, es ist besser, nicht in Verlagsserien zu investieren, im Standard, sondern in die Müllvermeidung. Da sind die Millionen oder die Hunderttausende an Schillingen besser aufgehoben, denn letztendlich wurde die Verlagsserie auch aus dem Müllvermeidungsbudget bezahlt. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Parzer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ich würde jetzt einmal das Ganze ein bisschen mit Humor sehen. Sie könnten sich beispielsweise Folgendes sagen: Wir haben für die Wiener und Wienerinnen zwei Nachrichten. Eine gute Nachricht und eine schlechte Nachricht. Die schlechte Nachricht: Die Tarife von Wiener Linien und Müllgebühren werden steigen. Nun aber die gute Nachricht: Die Fahrscheine steigen um 37,6 Prozent und die Müllgebühren um nur knapp 26 Prozent. Das könnte eigentlich eine Argumentationslinie sein. Aber die Sache hier, meine Damen und Herren, ist viel zu ernst, um es mit Humor zu sehen. Was sich da an Belastungen für die Wiener zusammenbraut, meine Damen und Herren, werden Sie selbst mit Humor den Wienern nicht wirklich verkaufen können, zumal doch die SPÖ immer wieder die derzeitige Bundesregierung als Belastungsregierung hinstellt und versucht, sich selbst den Nimbus einer Partei, die den Bürgern finanzielle Belastungen ersparen würde, zu geben. 

Meine Damen und Herren, in zwei Tagen ist es so weit, die Tarife der Wiener Linien werden angehoben. Doch schon über den nächsten Belastungsschock, meine Damen und Herren, der in kürzester Zeit auf uns zukommt, nämlich die Müllgebühr, sprechen wir heute. 

Sie werden erhöht. 3 bis 5 EUR kostet das jeden Haushalt pro Monat. Das scheint im ersten Moment ja nicht sehr viel zu sein, aber in Summe haben wir hier für die Wiener ein ziemliches Belastungspaket losgelassen. Und alles aufzuzählen, was noch kommen könnte, das wäre ja wirklich müßig, weil wir in diesem Hause in Zukunft sicherlich noch öfters Gelegenheit haben werden, über Preiserhöhungen, die auf uns zukommen, zu diskutieren, denn eines ist schon klar - so hoffe ich - die Müllgebühr wird sicher nicht die letzte Erhöhung sein. 

Es ist natürlich so - und da muss ich sagen, Gott sei Dank -, dass Sie als Stadtregierung nicht alle Steuerschrauben betätigen können, wie es Ihnen lieb wäre. Daher sehe ich schon ein, dass Sie einiges über die Müllgebühren versuchen, die ja nicht unmittelbar dem Bürger anfallen oder auffallen, weil sie in der Betriebsabrechnung in einem großen Komplex enthalten sind und diese kaum von Mietern oder Wohnungsbenützern oder ‑besitzern überprüft wird. Die Müllsteuer ist nicht so plakativ, aber sie wirkt. 

Da haben Sie sich bei den Straßenbahntarifen wesentlich leichter getan und deshalb haben Sie auch diese auch etwas früher der Bevölkerung kundgetan. Aber diese taktischen Überlegungen werden Sie nicht vor der Frage bewahren, wieso gerade die SPÖ eine derartige unsoziale Abgabenerhöhung ansetzt. Eine Erhöhung von Tarifen, die alle trifft, ob sie nun sozial schwach sind oder nicht, ob jung oder alt. Da haben Sie Belastungen getroffen, die jene Umweltbewegten, die auf die Autofahrt verzichten und mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren, treffen, und Sie treffen auch die umweltbewussten Mitbürger dieser Stadt, die sich überlegen, wie man wirklich weniger Müll produzieren kann. Diese werden deshalb getroffen, weil es für die Zukunft leider noch keine konkreten Maßnahmen in der Müllverwertung gegen das steigende Müllaufkommen gibt. 

Meine Damen und Herren, wer mehr Abfall produziert, soll auch mehr zahlen. Das leuchtet ein, und es stellt sich mir die Frage, warum hier keine Änderung erfolgen kann. Es stellt sich auch die Frage, warum die Verantwortlichen in dieser Stadt nicht schon längst Konzepte auf den Tisch gelegt haben, dies zu verhindern. Es leuchtet auch ein, wenn eine verursachergerechte Müllgebühr eingeführt worden wäre, dass diese einen Lenkungseffekt in Richtung Einsparung hat, und das wäre im Sinne der Müllvermeidung wirklich ganz wichtig. 

Und, meine Damen und Herren, Sie kündigen an, 70 Millionen S, leichter gesagt, oder weniger anklingend, 5,1 Millionen EUR, in der Müllvermeidung zu investieren, und die GRÜNEN möchten diesen Betrag ja noch aufstocken. Ich bin Bankkaufmann und glaube daher nach wie vor, die beste Möglichkeit, die Leute zum Müllsparen zu bewegen, ist und bleibt, wenn es sich auch finanziell rechnet. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Voraussetzung hierfür ist die verursachergerechte Abrechnung der Müllgebühren. In diesem Fall ist nicht nur mit weniger Müll zu rechnen, sondern auch mit einer Entlastung der Bürger von neuen Gebühren. Vermeidung ist sicherlich das wichtigste Instrument in der Abfallpolitik, meine Damen und Herren, die Erhöhung der Müllgebühren sollte aber das Letzte sein. In diesem Lichte, liebe Frau Kossina, ist Ihre Abfallwirtschaftspolitik zu sehen. Die erste wirklich realisierte Maßnahme Ihres Ressorts im Müllbereich ist - neben der eher nicht geglückten Präsentation der Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung - leider die Müllgebührenerhöhung. 

Das ist keine glänzende Bilanz, aber Sie haben mit unserer Hilfe eine - zugegebenermaßen nicht sehr große - Chance, doch noch Maßnahmen im Müllbereich umzusetzen, die der Bürger auch als Verbesserung empfindet. 

Wir haben einen Antrag gestellt, so wie in Niederösterreich auch in Wien, wenigstens stadtteilweise Sperrmüllaktionen durchzuführen, ich denke da gleich an meinen Bezirk. Es gibt die großen Außenbezirke, wo eine Menge solcher Sperrmüllsachen anfallen, wenn Sie ein Eigenheim, ein kleines Haus haben, es fällt immer etwas an, das man nicht unbedingt in den Müllcontainer schmeißen will, und da wäre so eine Sperrmüllaktion sicher gut, oder Sie wären gut beraten damit, denn da würde es einiges zu verhindern geben, dass wir nicht alles in den Kellern, in die Hauscontainer schmeißen müssen. Gerade, weil Sie um 25 Prozent mehr Geld - oder fast 26 Prozent - von den Bürgern für die Beseitigung ihres Mülls verlangen, sollten Sie sich solchen Servicevorschlägen nicht verschließen und sie rasch realisieren. 

Dasselbe gilt auch für den Handyschrot. Hier tickt in den Laden der Wiener Haushalte - und das kann ich Ihnen sicher sagen, ich weiß es auch aus meiner Erfahrung - eine Zeitbombe, denn dort liegen Dutzende oder Tausende ausgediente Handys, die irgendwann einmal entsorgt werden müssen und auch sollen. Man sollte da nicht hoffen, dass die entsprechenden Bestimmungen, die es gibt, eingehalten werden, sondern schauen, dass die umweltgerechte Entsorgung durch eine eigene Sammelaktion durch die MA 48 garantiert wird. Es wäre gut, wenn Sie den Bürger über die bisherig angebotenen Entsorgungsmöglichkeiten, die ja immer wieder auch auf unsere Anfragen auf uns zukommen, auch wirklich laufend informieren würden. Das wäre viel wichtiger.

Meine Damen und Herren, die Wiener Umweltentsorgung steht vor großen finanziellen Investitionen. Da ist zunächst einmal die Müllverbrennungsanlage, die sich mit 3 bis 5 Milliarden S oder in Euro 260 bis 370 Millionen EUR zu Buche schlägt. Da lauft bis zum Jahre 2010 konstant ein Optimierungsprogramm für den Gewässerschutz, das dann bis dahin Investitionen von 13 Milliarden S oder knapp 1 Milliarde EUR voraussetzt und es ist ja noch eine Biomasseanlage in der Agenda, die wir ebenfalls mit Milliarden S oder Millionen Euros aufrechnen können und die sie verschlingen wird. 

Um mich nicht hier misszuverstehen, das sind alles wichtige, wenn auch recht teure Investitionen. So teuer, dass man sich bei Zeiten überlegen muss, woher doch dieses Geld kommen soll und da habe ich als Mandatar eine klare Forderung: Dieses Geld darf nicht aus Gebührenerhöhungen kommen. 

Weil wir immer wieder über Mehrausgaben sprechen. Wir sprachen manchmal davon, ob nicht eine der Ursachen der vorliegenden Gebührenerhöhung auch sein könnte - mein Kollege Klucsarits hat es heute schon erwähnt -, dass ziemlich genau vor einem Jahr der Kauf eines Betriebsgrundstücks in Erwägung gezogen und auch durchgeführt wurde - in meinem Bezirk noch dazu -, das immerhin 500 Millionen S oder 37 Millionen EUR gekostet hat, und der Kauf dieses Betriebsgrundstücks ist gegen den Willen der Oppositionsparteien geschehen. Auch das ist eine Geldausgabe, die nicht unbedingt notwendig war. Ich denke da auch gleichzeitig an die vom Kollegen Maresch angeführte Werbungskostenkampagne, welche die Frau Stadträtin in die Tageszeitungen gebracht hat. Auch die kostet eine Menge Geld, und vielleicht hätte man hier mehr dem wirklichen Müllabfallwirtschaftsproblem geben können und daher keine Müllgebührenerhöhung machen müssen.

Dieses Geld dürfte nun wirklich anscheinend fehlen und es wird in diesem Zusammenhang eine für diese Stadtverwaltung einfache Lösung praktiziert: Die Gebührenschraube wird angezogen. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht das politische Konzept, das diese Stadt braucht. Wir brauchen gut funktionierende Entsorgungsdienstleister und diese müssen auch dementsprechend dotiert werden, damit sie ihre Aufgaben auch erfüllen können. Das heißt aber nicht, einen Freibrief für sämtliche Gebührenerhöhungen auszustellen, sondern das bedeutet, im Auftrag bei der Verwaltungseffizienz, für die Verbesserung im Umweltbereich zu sorgen und die Abfallwirtschaftspolitik nicht auf Gebührenerhöhungen zu reduzieren. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Reinberger gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Hufnagl hat die Gebührensteigerung um fast 26 Prozent in erster Linie mit der Unterdeckung begründet, dann so leise etwas von Investitionen gesagt und dann in erster Linie die künftigen steigenden Bundes-ALSAC-Beiträge als Hauptgrund genannt. Nun ja, es war ja zu erwarten, dass man irgendwann als Grund findet, dass wieder einmal die Bundesregierung schuld ist, wenn in Wien irgendwo etwas nicht ganz so ist, wie man es sich wünscht, nämlich die Kostendeckung beim Müll. 

Wohlgemerkt, er hat nicht ausgeführt, dass bei den Investitionen geplant ist, eine sehr teure riesige Müllverbrennungsanlage zu bauen, oder er hat auch nicht - wie schon mehrfach zitiert - diese teuren Grundstücksankäufe genommen, sondern die Beiträge des Bundes, die in ein paar Jahren in Etappen gesteigert werden. Jetzt schon eine Gebührenerhöhung auf künftig zu zahlende Beiträge zu machen, ist unseriös und unsozial. Richtiger wäre gewesen abzuwarten, wie sich die Müllmenge 2005, 2006, 2007 entwickelt, nämlich die zu deponierende Restmenge entwickelt und dann eine adäquate Anpassung zu machen. Aber möglicherweise stehen dann vielleicht gerade wieder irgendwelche Wahlen vor der Tür und dann wäre halt eine Gebührenerhöhung unpassend, also macht man sie knapp nach der Wahl, nämlich jetzt.

Das Argument "Die Müllmenge ist gestiegen und deshalb müssen die Müllgebühren erhöht werden", wie wir es von der Frau Stadträtin im Fernsehen zu hören bekommen haben, ist ja auch relativ, denn die Müllmenge ist gestiegen, das stimmt, es sind aber auch die Haushalte gestiegen und es ist die Anzahl der Mülltonnen gestiegen. Das heißt, es haben natürlich die Haushalte, alle neuen Haushalte, dadurch, dass mehr Behälter aufgestellt werden, ohnehin die Mehrmenge bereits bezahlt. Und irgendwie ist es, sage ich, auch schlau, dass man mit den Gebührenerhöhungen den Euro abgewartet hat. Denn es klingt relativ harmlos, wenn ich sage, das macht für einen Haushalt im Monat 3 bis 5 EUR, oder wenn ich jetzt umrechne, welche Konsequenzen das auch für ein Einfamilienhaus zum Beispiel hat, dann wird man in Hinkunft für eine 240 Liter Tonne, wenn sie 52-mal im Jahr geräumt wird, um 86,56 EUR mehr bezahlen. Das klingt relativ harmlos, aber das sind doch immer 1 200 S im Jahr. Oder für eine 700 Liter Tonne bezahlt man, wenn 52-mal geräumt wird, 236,60 EUR, das klingt auch relativ harmlos, sind aber immerhin fast 3 300 S. Wenn man das hernimmt, dann ist das eine Belastung, die die Haushalte doch trifft, auch die Einfamilienhäuser trifft und nicht so, wie die Sozialisten immer tun, in Einfamilienhäusern wohnen reiche Leute, sondern da gibt es auch Rentner, Pensionisten, die ein kleines Einkommen haben und denen dann 1 200, 1 300 oder vielleicht sogar mehr Schilling im Jahr durchaus intensiv wehtun.

Vorweg möchte ich eines schon festhalten: Selbstverständlich anerkennen wir und erkennen wir die vielen guten Leistungen, die durch die MA 48 erbracht werden. Die Mistplätze mit ihren auch bedarfsgerechten Öffnungszeiten, die vielen Problemstoffsammelstellen, die Mülltrennung mit ausreichenden Biotonnen, Glascontainern und Metall- und Papiercontainern - manchmal könnten es da und dort mehr sein, sollten besser erreichbar sein -, die uns die Möglichkeit geben, den Müll auch zu trennen. Es soll um Gottes willen hier nicht zu Kürzungen kommen, also nicht zu Schließungen kommen oder zu einer Reduzierung der Sammlungen kommen, denn es ist traurig genug, dass man beispielsweise die Problemstoffsammelstellen am Viktor-Adler-Markt und in der Schwendergasse gesperrt hat. Und viele, viele umweltbewusste Mitbürger, die dort in der Umgebung wohnen, beklagen das zutiefst und sehen das als großen Mangel.

Bei der Abfallwirtschaftstagung im vergangenen Herbst oder im Nachhang daran, ist von der Frau Stadträtin kolportiert worden, es werde mit der Stadt Berlin Kooperationen geben, man werde Erfahrungen austauschen und man hoffe, dass man dadurch Rationalisierungspotenziale erkenne und zur Effizienzsteigerung beitragen könne. 

Nun denke ich mir, hätte diese Kooperation, dieser Erfahrungsaustausch ergeben, wir sind in allem Spitze, es gibt überhaupt keine Verbesserungspotenziale, keine Einsparungsmöglichkeiten mehr, ich denke, bei der Medienpräsenz, die die Frau Stadträtin sonst hat, wir hätten das sicher in allen Zeitungen, im Fernsehen, im Radio sicher x-fach gehört und präsentiert bekommen. Es hat nicht stattgefunden, also denke ich, es wird auch bei einer durchaus gut funktionierenden MA 48 da und dort noch Einsparungs- und Verbesserungspotenziale geben.

Auch das Kontrollamt zeigt da und dort immer wieder solche auf. Beispielsweise bei den Überstunden, bei den Dienstzeitenregelungen bei den Mistplätzen hat das Kontrollamt in einem seiner letzten Berichte Verbesserungspotenziale aufgezeigt.

Zu der, wie Herr Hufnagl gesagt hat, geordneten Mittelaufbringung gehört also, dass zuerst einmal alle vorhandenen und möglichen Einsparungspotenziale eruiert und auch umgesetzt werden und nicht in erster Linie eine Erhöhung erfolgt.

Zweitens. Was auch dazugehört, ist die Wahrnehmung und die Sicherstellung, dass die vorgesehenen Einnahmen und Entgelte auch alle lukriert werden. 

Die Mistplätze, wie gesagt eine hervorragende Einrichtung, sind in erster Linie für private Haushalte und für geringe Mengen, also eventuell auch für das Kleingewerbe gedacht und aus diesem Grund gratis. Nicht gedacht sind sie für große Mengen und für den Gewerbemüll schlechthin. Der gehört eben ins Rinterzelt und dafür hat das Gewerbe auch zu bezahlen.

Tatsache ist aber, dass es immer wieder zu Gewerbeanlieferungen auf Mistplätzen kommt, dass es gang und gäbe ist, dass diese Großfahrzeuge mit diesen Großmengen nicht zurückgewiesen werden, sondern dass auch die an den Mistplätzen ihren Mist abladen.

Eine klare Abgrenzung tut offensichtlich Not, um zu klären, wo ist jetzt Kleingewerbemüll und wo ist es sozusagen schon eine Menge, die zum Rinterzelt gehört und es bedarf auch entsprechender Überwachungsmaßnahmen, um dies sicherzustellen, denn es trifft den Steuerzahler dieses Gewerbemüllabliefern bei den Mistplätzen nämlich doppelt. Zum einen, er zahlt ja dem Gewerbebetrieb beispielsweise für das Entsorgen von Möbeln oder Elektrogeräten, die mitgenommen werden, bereits einen Beitrag mit der Begründung des Gewerbebetriebs, wir müssen ja die Entsorgung bezahlen. Und es gibt jetzt, wohlgemerkt, sicherlich schwarze Schafe in der Branche - es machen nicht alle, Gott sei Dank, aber es gibt genügend schwarze Schafe unter den Firmen oder deren Mitarbeitern, also denen, die dann mit dem Lkw fahren -, die diese Geräte und Möbel dann, um sich Kosten zu sparen, eben auf den Mistplatz führen. 

Und dieser Mistplatz wird ja auch wieder indirekt aus den Steuergeldern bezahlt. Und während diese schwarzen Schafe einerseits eben von den Konsumenten kassieren, ersparen sie sich dann die Gebühren, die sie im Rinterzelt bezahlen müssten.

Wie gesagt, es wäre notwendig, sich da etwas einfallen zu lassen und zwar jetzt stichprobenweise Kontrollen zu machen. Nicht angemeldet, weil wenn die Leitung des jeweiligen Mistplatzes vorgewarnt ist, dann wird man sich natürlich korrekt verhalten. Aber vielleicht so, wie wir immer wieder Hinweise bekommen aus der Bevölkerung, die Beobachtungen macht. Vielleicht tut es auch Not, hier einmal ohne Vorankündigung zu beobachten, wie das auf den Mistplätzen läuft, denn ich denke, dass da der Stadt Wien einiges an Beiträgen für das Rinterzelt entgeht. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich denke, dass zuerst einmal alle diese Einsparungspotenziale, diese Erhöhung der Einnahmen dort, wo es gerechtfertigt ist, wenn man mit gutem Gewissen sagen kann, hier haben wir alles getan, dann ist zu errechnen, wie sieht unser Deckungsbeitrag dann aus und dann kann man auch seriös über eine Anpassung sprechen. Eine Überdeckung ohne diese ganzen Maßnahmen, die ich Ihnen jetzt beispielsweise aufgezählt habe, zu treffen, eine Überdeckung, eine Erhöhung um 26 Prozent, werden wir Freiheitliche sicher nicht mittragen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. - Ich würde ihm gerne das Wort erteilen, aber es geht nicht, weil Herr Dipl Ing Margulies ist nicht anwesend und dadurch verliert er sein Rederecht. 

Als nächste Rednerin wäre Frau StRin Kossina gemeldet und sie ist da. - Frau Stadträtin, ich bitte Sie, das Wort zu ergreifen.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herzlichen Dank. - Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wurde schon sehr viel gesagt zu der Abfallwirtschaft in Wien, zu der ökologischen Abfallwirtschaft in Wien und zu den hervorragenden Leistungen der MA 48. Und da sind wir uns alle einig, die MA 48 leistet hervorragende Arbeit und dafür möchte ich mich ganz herzlich bedanken für das Lob von allen Parteien. (Beifall bei der SPÖ.) 
Umweltschutz heißt Investitionen in die Wirtschaft, Umweltschutz heißt Investitionen in die Zukunft, Investitionen in die Zukunft für uns alle, für uns, für unsere Kinder.

Was heißt Investitionen in den Umweltschutz? - Das heißt auch Lebensqualität sicherstellen. Das heißt auch, die Daseinsvorsorge sicherstellen. Die Daseinsvorsorge, das ist die zentrale Bedeutung, das ist die zentrale Aufgabe der Kommune.

Und die Stadt Wien nimmt ihre Verantwortung wahr. Wien entsorgt seinen eigenen Müll, auf den eigenen Deponien, in den eigenen Verwertungsanlagen, in den eigenen Behandlungsanlagen und sammelt mit den eigenen Fahrzeugen und kümmert sich selbst um den Müll, der nun einmal von den Wienerinnen und Wienern erzeugt wird und darüber sind wir auch froh, dass in Wien entsprechende Müllmengen anfallen, denn je mehr Wirtschaft in Wien, umso mehr Müll und darüber kann sich auch ein Wirtschaftsstandort Wien freuen. Selbstverständlich, und darum geht es mir, investieren wir auch neben der Investition in die Technik, Investition in die Abfallwirtschaft, in die Abfallvermeidung, auch das liegt mir am Herzen. 

Und Wien, das wissen wir alle, ist die sauberste Stadt Europas. Wien hat die beste Lebensqualität in der EU und ein Faktor ist sicherlich, die sauberen Straßen in Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und die Umfragen geben uns Recht. Wir haben die Wienerinnen und Wiener gefragt, wie sie mit unserer, mit ihrer 48er zufrieden sind. 90 Prozent der Wienerinnen und Wiener sind mit der 48er zufrieden, drei Viertel geben sogar die Note gut und ein Drittel sogar die Note sehr gut. Also nochmals, wie in einer Schulklasse, die 48er wäre ein Musterschüler. 

Und die Anpassung der Müllgebühren, darum geht es heute, die Anpassung der Müllgebühren an den Stand, der es auch notwendig macht, dass die Lebensqualität erhalten bleibt, der Stand, der es notwendig macht, dass auch hier die Abfallentsorgung auf dem Niveau weitergeführt wird, wie sie auch jetzt stattfindet, der macht 2 EUR im Monat pro Haushalt aus. Und das haben wir auch schon sehr oft mitgeteilt und das wissen auch die Haushalte: Wer Müll einspart, muss auch weniger bezahlen, denn dann hat er auch eine kleinere Mülltonne zur Entsorgung und das heißt auch, Müllvermeiden macht sich auch im Börsel bezahlt. 

Der zweite Posten neben der Inflationsanpassung ist ein Durchlaufposten. Ein Durchlaufposten für Altlastensanierungsbeiträge. Das hat jetzt nichts direkt damit zu tun mit der Altlastensanierung, zu der wir heute noch kommen. Die Altlastensanierung wird freiwillig durchgeführt. Freiwillig von der Stadt Wien und sie nimmt hier eine Bundesaufgabe wahr und das hat nichts direkt jetzt zu tun mit den Altlastensanierungsbeiträgen, die auf einen Abfall aufgeschlagen werden müssen, der abgelagert wird. Was heißt 2 EUR mehr? - 2 EUR mehr pro Monat pro Haushalt, eine Gegenleistung, die sich sehen lassen kann, für 100‑prozentige Verlässlichkeit, jeden Tag werden die Straßen gereinigt, die Müllabfuhr funktioniert, mindestens einmal wöchentlich, zweimal wöchentlich, wenn notwendig. Schauen wir uns doch um in den Umlandgemeinden, auch hier sind die Müllgebühren um sehr vieles höher. Die Müllabfuhr erfolgt teilweise oft nur einmal in zwei Wochen. In Wien ist mindestens einmal pro Woche die Müllabfuhr sichergestellt und nicht nur unter der Woche, auch zu den Feiertagen, besonders dann, wenn wir es brauchen, nämlich zu Weihnachten, zu Pfingsten, in den Ferien, wo auch hier verstärkt Müll anfällt. 

Das heißt, wir liefern die Entsorgungssicherheit der Wienerinnen und Wiener, wir liefern ihnen Bequemlichkeit und das hat auch seinen Preis, denn zusätzlich liefern wir die Möglichkeiten einer Gratissammlung auf den Mistplätzen, einer Gratissammlung auf den Problemstoffsammelstellen. Das ist aber für die Stadt Wien nicht kostenlos, diese Leistungen müssen auch von der Stadt Wien finanziert werden. Mistplätze haben ganzjährig offen, auch am Samstag und auch - und diese Aktion haben wir bereits durchgeführt - am Sonntag, und das hat sich sehr bewährt. 

Was ist noch in diesen Müllgebühren enthalten? - Die Mülltonnen für Biotonne, für Biomaterial. Glas, Kunststoffe, Papier, Altmetalle, Spermüllabgabe an den Mistplätzen. All das ist in den Müllgebühren enthalten und das, das wissen wir, kann ein Privater natürlich nicht liefern, weil ein Privater ist lediglich für die Entsorgung zuständig, aber sicherlich nicht für die zusätzlichen Leistungen, die nun einmal eine Kommune wahrzunehmen hat. Die Wiener Abfallentsorgung ist auf Höchstniveau und sie wird sich noch in den nächsten Jahren wesentlich zu verbessern haben. Die Kompostanlage, eine Biogasanlage, eine Müllverbrennungsanlage, all das sind Anlagen, die dem höchsten Stand der Technik zu entsprechen haben. Die dem höchsten Stand der Technik zu entsprechen haben, einerseits auf Grundlage der EU, aber selbstverständlich als Verpflichtung für mich, den Wienerinnen und Wienern die beste Lebensqualität zu bieten. Und wir kennen die 48er sehr gut, die 48er ist immer für uns da. Marathon, um 16.00 Uhr, wir haben die Straßen ja gesehen, bis um 15.00 Uhr sind die Menschen gelaufen, auch ich konnte mich selbst überzeugen, es waren hier die Bananenschalen, es waren die Becher am Boden, das braucht man während des Laufens, um 16.00 Uhr waren die Straßen sauber und befahrbar. Und das hat die 48er geleistet und darauf können wir stolz sein, darauf können wir international stolz sein, weil dieser Marathon in Wien hat auch international Furore gemacht. 

Silvesterpfad, Donauinselfest, all das sind Feste, bei denen auch die 48er einen wesentlichen Beitrag liefert. Oberstes Ziel für uns, oberstes Ziel für mich als Umweltstadträtin ist, Qualitätssteigerung für die Lebensqualität in Wien und nicht Gewinnmaximierung. Daseinsvorsorge für die künftigen Generationen, das ist unsere Verpflichtung, das ist meine Verpflichtung, daher gibt es keine Alternative. Es gibt keine Alternative, denn statt Erhöhung der Müllgebühren würde es heißen, Senkung der Qualität, Senkung der Qualität für die Wienerinnen und Wiener. Das kann sich die Stadt Wien nicht leisten. Wir halten die Lebensqualität in Wien, wir halten die Entsorgungssicherheit für Wien, wir halten den Umweltschutz in Wien auf höchstem Niveau und das muss uns die Umwelt wert sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren, wäre Herr GR Dipl Ing Margulies am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, es war bislang eine sehr ausführliche Diskussion, daher werde ich es recht kurz machen. Ich möchte nur auf ein paar Zusammenhänge hinweisen, wo ich das Gefühl habe, dass sowohl Blau-Schwarz als auch die Wiener Sozialdemokratie jeweils aus unterschiedlichsten Gesichtspunkten versuchen, einige Bestandteile für ihren Verantwortungsbereich, wo sie zuständig sind, dass es zu Tariferhöhungen und auch Gebührenerhöhungen in den unterschiedlichsten Bereichen kommt, einfach auszublenden. 

Doch vorweg muss ich schon festhalten, dass ich Ihren heutigen Ausführungen, Frau Stadträtin, bislang vor allem entnommen habe, die Umweltsituation in Wien ist bestens und sehr gut. Für die Luftsituation im Mai gab es die Note 5. Das ist sozusagen das, was für mich zum Teil auch als Kernsatz im Verhältnis Umweltschutz/Lebensqualität übrig geblieben ist. Jetzt gebe ich Ihnen in einem Punkt wirklich Recht. Die Müllentsorgung in Wien funktioniert ausgezeichnet. Bei der Müllverwertung finde ich es schon ein bisschen trauriger, vor allem dass sich über Jahrzehnte, statt auf Vermeindungsstrategien zu setzen, die Deponien immer stärker vergrößert haben und jetzt für Sie aus Ihrer Warte einzig und allein dann die Müllverbrennung übrig bleibt, und das ist nämlich wirklich schade. Hätten wir vor Jahren schon begonnen, in Müllvermeidungsstrategien zu investieren, bräuchten wir wahrscheinlich heute weniger Abgaben an den Bund für die Zukunft zu zahlen, die Müllverbrennungsanlagen wären überflüssig und wir könnten tatsächlich einen anderen Weg beschreiten. Und es wird halt auch bei der Gegenüberstellung der Müllgebühren immer wieder vergessen, dass es letztendlich schon auf die individuelle Belastung durch die Müllgebühren ankommt, denn es ist ein Unterschied, ob die Möglichkeiten zur Müllvermeidung gegeben sind oder nicht. Wenn das durchschnittliche Müllaufkommen in Graz de facto die Hälfte beträgt wie in Wien, dann kann es auf die Einzelperson bezogen sogar ein bisschen teurer sein. Das macht ja dann für die Gesamtausgaben dieser Person nicht wirklich viel aus. Und um das geht es. 

Die GRÜNEN hätten sich möglicherweise sogar vorstellen können, einer Gebührenerhöhung zuzustimmen, wenn tatsächlich sinnvolle Müllvermeidungsmaßnahmen gesetzt werden würden, sodass es auch individuell leicht möglich ist, den Müll zu reduzieren. Doch genau in diesen Bereichen, Frau Stadträtin, sind Sie säumig. Und Sie kompensieren halt dann auch mit einer Gebührenerhöhung, mit einer Gebührenerhöhung, die so wie die heute schon vielfach angesprochenen Gebührenerhöhungen auch bei den Wiener Linien, auch in anderen Bereichen, zum Teil in den Kindergärten, ohne dass ich es nicht begrüße, dass zumindest der Freibetrag bis 1 000 EUR gesetzt wurde. 

Wird oft vergessen, dass das schon die Konsequenz einer Einigkeit von ÖVP, FPÖ und SPÖ ist. Und zwar der Einigkeit, dass man dem Bund das Geschenk von 4,3 Milliarden S macht, damit sich der Bund hinstellen kann und sagen kann, wir haben das Nulldefizit. Das Nulldefizit bei der höchsten Steuer- und Abgabenquote und gleichzeitig mit einem dramatisch hohen Geschenk der Stadt Wien. 

Ja, wer hat Sie denn dazu verpflichtet, dass das passieren muss? - Wir hätten uns jede einzelne Abgaben- und Gebührenerhöhung im heurigen Jahr ersparen können. Es hat Ihnen doch bewusst sein müssen, dass die 4,3 Milliarden von irgendwo herkommen müssen. Und deshalb ist es heuchlerisch, was ÖVP und FPÖ machen. 

Denn Sie wissen genau, auf Bundesebene gibt es trotz höchster Steuer- und Abgabenquote kein Nulldefizit. Obwohl permanent Leistungen gekürzt werden, gibt es kein Nulldefizit. (GR Gerhard Pfeiffer: Was wissen Sie, was teurer wird!) Das Nulldefizit auf Bundesebene gibt es einzig und alleine, weil Länder und Gemeinden neben dem, dass sie viele zusätzliche Aufgaben vom Bund übernehmen haben müssen, vor allem im sozialen Bereich, massiv dazu beitragen und es wird weniger Geld an Länder und Gemeinden hergegeben. Also bitte, stellen Sie sich nicht immer her und loben die Bundesregierung. Ich habe es das letzte Mal schon gesagt und ich sage es diesmal wieder: Es kann jeder Dolm ein Nulldefizit zusammenbringen mit der höchsten Steuer- und Abgabenquote, wenn die Leistungen gekürzt werden. (GR Walter Strobl: Nein!) Das ist nicht so schwer. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und in diesem Sinne nehmen wir halt mit Bedauern zur Kenntnis, das es seit ... (GR Walter Strobl: Und der blaue Brief von der EU?) Was, der blaue Brief von der EU? Hätte er kommen sollen? Ich hätte ja nichts dagegen gehabt. (GR Walter Strobl: In Deutschland!) Die deutschen GRÜNEN sind in Deutschland in der Regierung, ja und? (GR Walter Strobl: Da sind ja die GRÜNEN an der Macht!) Was, die deutschen GRÜNEN sind in Deutschland in der Regierung, und? 

Eines sage ich Ihnen, ich habe ja prinzipiell, obwohl ich in vielen Punkten mit den deutschen GRÜNEN nicht unbedingt so eng bin, aber mir ist lieber, ich werde mit den deutschen GRÜNEN verglichen, als wenn ich mir überlege, dass Sie in Österreich einen Koalitionspartner haben, der in eine Reihe zu setzen ist mit Jean Marie Le Pen, Berlusconi et cetera, ein Undemokratischer nach dem anderen. (GR Johannes Prochaska: PDS!) Das ist nämlich ein riesengroßer Unterschied. Und Sie sollten sich genieren, dass Sie mit Menschen in Österreich in einer Bundesregierung drinnen sitzen und in einer Koalition sind, die immer noch versuchen, ihre Politik zu machen, indem sie Menschen gegeneinander ausspielen, indem sie aufhetzen, indem sie Populismus betreiben, indem sie mit rassistischen Argumenten hausieren gehen, indem sie gleichzeitig Sozialabbau auf der härtesten Ebene betreiben und das auch massiv unter Ihrer Federführung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Margulies, vielleicht gelingt es Ihnen bei Ihrer politischen Auseinandersetzung und Kritik, etwas mehr Sachlichkeit walten zu lassen. Ich bitte Sie darum. (Zeichen von Heiterkeit oder Empörung bei den Fraktionen. - GR Harry Kopietz: Also so etwas!)

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Also, sehr geehrte Frau Vorsitzende, ich würde einmal behaupten, dass der Vorwurf, dass sich die ÖVP mit einem Regierungspartner ins Bett legt, der zum Teil rassistische Politik macht, absolut nicht unsachlich ist. Das ist einfach die Realität (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist unerhört!) und das tut mir Leid, und deshalb ist es höchste Zeit, dass diese Koalition schnellst möglich beendet werde. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Er verzichtet auf das Schlusswort und wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und der ÖVP der Fall. (GR Christian Oxonitsch: Versprengte Freiheitliche! - GR Johann Hatzl: Es sind nur sieben Freiheitliche anwesend!) 
Es gelangt nunmehr Postnummer 50 (02193/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an das Technikum Wien, die Fachhochschul-Studiengänge des bfi Wien, FHW (wifi), und Campus Wien. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Becher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Ruth Becher: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wir beschäftigen uns mit diesem Geschäftsstück, mit der Subvention für vier Fachhochschulträger in Wien. Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen, weil wir der Meinung sind, es hat Wien gerade im Fachhochschulbereich einiges an Nachholbedarf und das ist ein weiterer Schritt, hier auch gleichzuziehen mit anderen Städten und anderen Ländern. Und wir halten es auch für sehr, sehr notwendig, nicht dass diese Entwicklung jetzt nicht sich auf diese vier Fachhochschulträger erschöpft, sondern dass hier noch weitere Investitionen getätigt werden, um den Fachhochschulstandort in Wien auch weiter auszubauen. 

Aber auch wieder werden hier hauptsächlich technisch-naturwissenschaftliche Studiengänge gefördert und wieder bleiben die Studiengänge, die sich im Sozialen, im Sozialmanagement oder auch im medizinischen Bereich betätigen könnten, hinten an. 

Woran auch immer das liegt, wir hoffen sehr, dass hier auch im Bereich der Sozialakademie beziehungsweise des Sozialmanagements, des städtischen Sozialmanagements, demnächst Anträge kommen und diese auch hier gefördert werden, denn hier besteht ein sehr, sehr großer Nachholbedarf und hier muss sich die Stadt Wien einbringen, damit wir nicht nur in technisch-naturwissenschaftliche oder wirtschaftliche Studiengänge investieren, die hauptsächlich von Männern besucht werden und wo angeblich auch Maßnahmen gesetzt werden, den Frauenanteil auch zu steigern. Es hat in einer mündlichen Anfragebeantwortung des Herrn Bürgermeisters im Oktober gelautet - da habe ich nachgefragt, wie es jetzt ausschaut mit den Studienplätzen und wie das jetzt weitergeht in Wien und ob es eine Strategie gibt -, es werde ein Konzept geben, Leitlinien geben, die dann von der Qualifizierungsplattform erarbeitet und dann breit diskutiert werden. Also, er hat dann gesagt, sie werden einer dementsprechend breiten Diskussion zugänglich gemacht werden oder er hat davon gesprochen, dass wir bis zum Jahresende, also Jahreswechsel - es war 2001 -, ein strategisches Konzept für die Fachhochschulen in Wien haben werden. Man könne dann die Diskussion abhalten und die daraus resultierenden Entscheidungen sehr effizient herbeiführen. 

Mir ist ein solches strategisches Konzept für die Fachhochschulen in Wien nicht bekannt. Es wird auch in der schon heute zitierten Zeitung wien.at erwähnt, in welcher auch ein Artikel über qualifizierte Ausbildung für Berufe mit Zukunft steht, der nicht falsch ist, der auch sehr gut informiert, wie jetzt die Situation in Wien ausschaut, wie viele Studiengänge es gibt und in welchen Bereichen. Nur auch hier wird ein Positionspapier erwähnt, das schon im Oktober des Vorjahres gemeinsam mit den Fachhochschulträgern beschlossen worden ist und wo festgelegt wurde, in welche Bereiche investiert wird. Das sind Informations- und Kommunikationstechnologie, Biotechnologie, Automotive Creative Industries und das war es dann. Und dann wird noch die Kooperation mit den Universitäten erwähnt. 

Gut, das sind jetzt genau die, die wir heute hier haben und ich hätte schon gerne auch eine Antwort der SPÖ, wann denn diese vom Herrn Bürgermeister im Oktober angekündigte Diskussion beziehungsweise das strategische Konzept der Stadt Wien zum Fachhochschulbereich dem Gemeinderat präsentiert wird, oder ob das jetzt schon passiert ist und einfach halt nicht im Gemeinderat diskutiert wurde, oder wo auch immer diskutiert wurde. Es gibt aber ein Zweiseitenpositionspapier, das haben wir uns aus dem Magistrat besorgt. Das sind zwei Seiten, das steht drauf "Positionspapier der Stadt Wien und der Wiener Fachhochschulträger"2, aber das kann doch nicht, und ich hoffe auch nicht, dass das das Positionspapier ist, auf Grund dessen die Strategie des Wiener Fachhochschulbereichs abgestimmt wird. 

Denn in diesen zwei Seiten steht nichts drinnen, außer Sachen, die an den Bund delegiert werden, Dinge, wofür der Bund zuständig ist und dass man sich dem Gender Mainstreaming verschrieben hat. Das ist schön, aber das ist eigentlich ein sehr mageres Papier, das ist kein Positionspapier. Sollte das das Positionspapier sein, dann gibt es auch hier, wie ja heute schon Noten verteilt werden von den GRÜNEN, einen Fünfer oder je nachdem, wie die Notenskala ausschaut auf den Universitäten, würde es dann ein "F" sein. 

Wenn in einer APA-Sendung zur Fachhochschule Technikum Wien von einer Kaderschmiede gesprochen wird und wie toll, dass wir jetzt eine Kaderschmiede für 2 300 Studenten haben werden, dann sage ich, schön dass wir das Technikum Wien haben, aber eine Kaderschmiede möchte ich nicht und ich hoffe, dass auch die Regierungsfraktion nicht die Fachhochschulen jetzt zu einer Kaderschmiede und zu einer Elitenausbildung machen möchte, sondern dass hier schon die Fachhochschulen als das gesehen werden, was sie sind, nämlich eine sinnvolle, notwendige Ergänzung im tertiären Bildungsbereich. Aber unserer Meinung nach sollten sie sicher nicht zur Kaderschmiede werden und wir warten auf das Positionspapier und wir warten auf die Studiengänge im sozialen Bereich. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

"Wie diese Mittel möglichst effizient eingesetzt werden können, diese Diskussion - ich wiederhole mich - ist noch nicht abgeschlossen, es ist aber diesbezüglich Beschluss gefasst. Und aus diesem Grund, weil ich erst nachher und abschließend informiert werde, ich also kein Partizipant dieser Diskussion bin, kann ich zur Stunde darüber nichts berichten." - Das sagt der Herr Bürgermeister in der Fragestunde am 25. Oktober 2001 zur Frage, die meine Vorrednerin damals an ihn gerichtet hat, im Zusammenhang mit einem Konzept für die Fachhochschulen.

Er führt dann noch weiter aus: "Ich nehme also an, dass dieser Beirat seine Diskussion noch mit Ende dieses Monats" - also Oktober 2001 - "abschließen wird, sodass die Vorschläge, die hier erarbeitet wurden, dann auch einer entsprechend breiteren Diskussion zugänglich gemacht werden." - Ich kann auch nicht erkennen, wo das passiert wäre und darf daher noch den Herrn StR und VBgm Dr Rieder zitieren, der damals, am Dienstag, den 30. Oktober 2001, ein Positionspapier präsentierte, das am Montag - offenbar war es der Dienstag danach - von der Fachhochschulqualifizierungsplattform Stadt Wien und Vertretern der Wiener Fachhochschulträger beschlossen wurde.

Meine Damen und Herren! Ich kann nicht verstehen, warum Sie dieses Papier bis heute nicht vorlegen. Entweder stehen darin Dinge, die wir nicht wissen sollen oder nicht wissen dürfen, oder - das vermute ich viel eher - es gibt hier noch keine konkreten Überlegungen, vor allem zur Finanzierung dieser Fachhochschulstudiengänge. 

Wenn ich mir das so anschaue, sind Sie sehr stolz, dass Sie in den nächsten fünf Jahren rund 5,1 Millionen EUR dazuzahlen werden. Ich darf aber nur im Vergleich dazusagen, so aufregend ist das nicht, wenn man sich anschaut, dass Niederösterreich pro Jahr 2,18 Millionen EUR dazuzahlt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist jener Betrag, den der Bund pro Studierendem zahlt! Das wird fürs Erste von der Stadt vorfinanziert! Das ist mit der Ministerin Gehrer so ausgemacht!) - Das ist alles recht schön und gut, das ist fein, wenn Sie es ausgemacht haben, es wäre aber viel netter gewesen, Sie hätten das gesamte Finanzierungskonzept auf den Tisch gelegt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist ein Bundesfinanzierungskonzept! Sie können die Kollegen im Parlament fragen!) - Das weiß ich schon, aber es geht auch darum, was die Länder bereit sind, dazuzuzahlen. Es gibt immer zwei Überlegungen in dieser Frage.

Wir können davon ausgehen, dass sozusagen im Zusammenhang mit der Erstellung eines Konzepts auch die Frage zu klären ist, die der Hauptgrund ist. Ich glaube, Sie selbst haben sogar gesagt, Wien hat einen Nachholbedarf in dieser Frage. Die Bundesländer waren hier schneller und besser dran. Jetzt kann man zugegebenermaßen natürlich dazusagen, Wien ist auch ein großer Universitätsstandort und daher hat man gemeint, die Fachhochschulen werden nicht von ganz gleicher Bedeutung sein. Wie man heute allerdings weiß - es ist gestern in der Zeitung gestanden -, ist Wien Schlusslicht in der Wirtschaftsentwicklung und daher haben genau diese Standorte der Fachhochschulen einen massiven Einfluss auf Betriebsansiedlungen. Das heißt, wir hätten hier mit Impulsen viel mehr Möglichkeiten, als bloß zu sagen, wir stellen neue Studienplätze zur Verfügung. Was wir vermissen, ist also ein entsprechender Antrag beziehungsweise die Vorlage eines Konzepts, das auf die Bedarfslage eingeht, entsprechende Impulse setzt und auch entsprechende Anreize im Umfeld derartiger Ideen darlegt. 

Ich darf zum Beispiel sagen, dass zum Bereich der "Creative Industries" - Sie nennen es selbst in einer Aussendung so - eine Idee geboren wurde. Man weiß allerdings jetzt nicht, wie das tatsächlich weitergehen soll. Die Filmindustrie hätte hier Interesse, es gibt Zusammenhänge und Ideen mit dem Standort Krems. Man könnte für die ganze Ostregion, für diesen Bereich, etwas tun. Ansätze dazu gibt es schon, die zum Beispiel im Bereich der Filmschule Wien bereits eine gewisse Verwirklichung haben. Diese Filmschule Wien, die es seit einigen Jahren gibt, hat allerdings das Problem, dass auch sie nicht genau weiß, wie ihre finanzielle Zukunft abgesichert ist.

Ich darf daher in diesem Zusammenhang einen entsprechenden Beschlussantrag einbringen, gestellt von den GRinnen und GRe Walter Strobl, Andreas Salcher, Marie Ringler und Susanne Jerusalem, betreffend die Filmschule Wien, und zwar:

"Die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport wird ersucht, die Umsetzung eines Konzepts für die Filmschule Wien durch eine ausreichende Finanzierung langfristig sicherzustellen, um den Film- und Medienstandort Wien weiter auszubauen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Warum müssen wir kritisch mit Ihren Überlegungen oder mit Ihrer nicht vorhandenen oder nicht herzeigbaren Kooperation oder Bereitschaft, Konzepte herzuzeigen, kritisch umgehen? - Das zieht sich wie ein roter Faden durch die gesamte Regierungsmannschaft. 

Ich denke, es fehlt ein Schulentwicklungsplan. Wir haben Probleme in allen Bereichen. Es werden Schulen geschlossen, es müssen Schulen zusammengelegt werden, es gibt kein Konzept.

Wir haben bereits im Dezember ein Bäderkonzept diskutiert. Es ist bis heute nicht beschlossen, aber wir setzen Maßnahmen in irgendeiner Form. Es werden Finanzmittel hineingepumpt, man weiß aber nicht genau, wie das Konzept aussieht und wie die Finanzierung tatsächlich läuft. 

Ich denke an die Zusage, ein Musikschulkonzept vorzulegen. Auch das gibt es bis heute nicht. 

Ich denke ebenso an ein Sportkonzept, das vor allem deswegen interessant wäre, weil wir bei einer Reihe von Investitionen, die alle notwendig und richtig sind, nicht genau erkennen können, nach welchen Überlegungen das passiert. So hat man auch dabei das Gefühl, dass alles eher sehr zufällig ist und Sie offenbar nicht bereit sind, entweder in Ermangelung Ihres demokratischen Grundverständnisses nach dem Motto "Wir sind wir, wir haben die Mehrheit und wir machen das, was wir für richtig empfinden, ohne dass wir lange sagen, warum wir das so wollen, denn wir können das schließlich und endlich mit unseren Mandataren allein beschließen", oder Sie haben ganz einfach keine Ideen, es ordentlich vorzulegen und dann in der Öffentlichkeit diskutieren zu lassen.

Wir werden jedenfalls für diese Unterstützung, die jetzt gewährt wird - auch wenn das bei weitem nicht das ist, was wir uns gerne wünschen, für die Wiener Fachhochschulen wünschen würden -, also diesem Antrag, die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr LUDWIG gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Lieber Kollege Strobl, wenn man sich den Beschlussantrag betreffend Filmschule ansieht, ist das inhaltlich zwar ein sehr interessanter Antrag, wir werden dennoch diesem Antrag nicht näher treten, sondern ihn ablehnen, und zwar weniger aus inhaltlichen Gründen als primär aus formalen Gründen, weil wir eigentlich übereingekommen sind, dass all jene Anträge, die während des laufenden Budgetjahrs eingebracht werden, zugewiesen werden und nicht auf sofortige Abstimmung lauten. 

Ich gehe davon aus, wenn du das so einbringst, dass du damit auch rechnest. Ich will dir das nicht unterstellen, aber es steht doch ein bisschen im Raum, dass das mehr oder weniger als politischer Gag eingebracht wird. Denn hättest du tatsächlich ein Interesse daran, dass das, so wie du es eingefordert hast, auf Grund des Inhalts politisch diskutiert wird, hättest du sinnvollerweise eigentlich die Zuweisung beantragen müssen. Das wäre sicher ein Antrag gewesen, über den man diskutieren hätte können. Aber das ist, wenn man so will, eine rein formale Sache.

Zum vorliegenden Akt muss man sagen, dass die Entwicklung der Fachhochschulen in Wien eine Erfolgsgeschichte ist. In der Tat ist es so, dass die Stadt Wien später als andere Bundesländer begonnen hat, voll in den Bereich der Fachhochschulen einzusteigen. Das hat seine Gründe und liegt vor allem darin, dass die Stadt Wien als Standort für insgesamt acht Universitäten eine Funktion hat, die in keinem anderen Bundesland und in keiner anderen Stadt in Österreich zu finden ist. Das ist mit ein Grund dafür, dass die Fachhochschulen etwas später als in anderen Bundesländern begonnen haben. 

Auch hier möchte ich nur ganz kurz zwei Zahlen nennen: 1994 hat es insgesamt zehn Fachhochschulstudiengänge mit 695 Studierenden gegeben, die 1994 das erste Mal begonnen haben. Der Anteil Wiens an der Gesamtzahl der Studierenden hat damals 18,4 Prozent betragen. Jetzt, im Studienjahr 2001/2002, sind es bereits 23,6 Prozent, die in den verschiedensten Studienlehrgängen der Fachhochschulen in Wien einen entsprechenden Platz haben. Das sind in Wien 3 410 Studentinnen und Studenten. Österreichweit sind es 14 438. Das heißt, Wien hat in sehr kurzer Zeit, in wenigen Jahren, den Anteil sehr deutlich erhöht. 

Im Studienjahr 2001/2002 sind rund 21 Prozent aller österreichischen Informations- und Kommunikationstechnologie-Studienanfängerplätze in Wien beheimatet. Das auch aus gutem Grund, denn die Stadt Wien hat sich in Übereinstimmung mit den Trägerorganisationen bestimmte Schwerpunkte vorgenommen, insbesondere in jenen Bereichen, wo eine Zusammenarbeit nicht nur mit den verschiedensten öffentlichen Einrichtungen, sondern auch mit den verschiedensten privaten Sponsoren und privaten Unternehmen möglich ist. Hier gibt es, wie ich meine, sehr erfolgreiche Projekte, zu denen ich im Anschluss noch ganz kurz kommen werde. 

In Wien gibt es insgesamt vier Erhalter, die 17 Fachhochschulstudiengänge anbieten. Davon sind 10 technische, 6 wirtschaftliche Studiengänge und 1 Studiengang im Bereich des Tourismus. Das ist, wie ich meine, ein Zeichen dafür, dass es eine starke Schwerpunktsetzung in diesem Bereich gibt. Das muss man auch deutlich sehen, dass die Fachhochschulen eigenständige Trägerorganisationen sind, die vom Bund, vom zuständigen Ministerium, die finanziellen Mittel bekommen und die vor allem in der Anfangsphase auch eine finanzielle Unterstützung von Seiten der Stadt Wien bekommen, insbesondere was die Startfinanzierung betrifft, die Übernahme der Kosten für die so genannten ersten Kuraten, das heißt, die ersten Lehrgänge in den jeweiligen Fachhochschulbereichen. 

Als konkrete Maßnahme stellt die Stadt Wien 5 Millionen EUR für die Startfinanzierung von vier dieser neuen Fachhochschulenstudiengängen mit jeweils 50 Studienplätzen bereit. Das sind im Bereich Biotechnologie ein Lehrgang in der Dr.-Bohr-Gasse, ein Standort in den Paukergründen, ein Lehrgang Transportsteuerungssysteme und zwei Lehrgänge im Bereich kreative Industrien und Logistik. 

Ich komme jetzt noch zu einem Punkt, der vom Kollegen Strobl angesprochen worden ist, nämlich die enge Zusammenarbeit zwischen den Fachhochschulen und der Wirtschaft. Das ist etwas sehr Positives. Man muss auch sehen, dass nicht nur in der Durchführung dieser Lehrgänge diese Zusammenarbeit wichtig ist, sondern dass es mit dem Entstehen oder dem Einrichten von Fachhochschullehrgängen möglich ist, gesamte Bezirksteile wirtschaftlich zu forcieren und zu unterstützen. Ein hervorragendes Beispiel ist das Technologie- und Gründerzentrum Höchstädtplatz im 20. Bezirk mit der Kerneinheit Business- and Research-Center, wo es möglich ist, Hunderte Arbeitsplätze zu entwickeln, wo sich dieses Projekt in das Gesamtprojekt der so genannten Dresdner Spange einbindet, wo es möglich war, im 20. Bezirk so etwas wie eine Wirtschaftsentwicklungssituation herbeizuführen und sich auch das Technikum Wien sinnvoll in das Gesamtprojekt der Stadtentwicklung und Wirtschaftsentwicklung einordnet. 

Das heißt, die Fachhochschulen in Wien bedeuten nicht nur einen wichtigen Entwicklungsschub in bildungspolitischer Hinsicht, sondern auch in wirtschaftspolitischer und in städtebaulicher Hinsicht haben die Fachhochschulen eine große Aufgabe. Gerade im Bereich Technikum Wien ist auch zu sehen, dass die Stadt Wien es mit dem Einsatz von Mitteln der Europäischen Union möglich gemacht hat, nicht nur durch die Bereitstellung von Grundstücken und der Finanzierung im Bereich der Fachhochschullehrgänge, sondern auch durch das Bereitstellen der Infrastruktur, eine ganz wichtige bildungs- und wirtschaftspolitische Maßnahme zu setzen. Für den zukunftsorientierten Wirtschaftsstandort Wien ist es von eminenter Bedeutung, dass es gut ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt. Ich denke, dass insbesondere auch der Versuch, die Konzernstandorte in Wien anzusiedeln, in Richtung Öffnung nach Osteuropa und in Richtung der Beitrittskandidaten, eine ganz wichtige Maßnahme ist. 

Ich möchte ganz kurz, um nicht zu lange zu werden, noch zu dem Positionspapier kommen, zu dem meine Vorrednerin kurz Stellung genommen hat. Das sind, wie ich meine, nicht nur sehr allgemeine Formulierungen, die hier gefunden worden sind, sondern das sind durchaus wichtige politische Anliegen, die sich in diesem Positionspapier befinden, wenn ich daran denke, dass zum Beispiel die Verkürzung der Bewilligungsfristen gefordert wird, dass langwierige Genehmigungsprozesse von neuen Lehrgängen durch den Bund abgekürzt werden und dass die Frist von eineinhalb Jahren auf ein halbes Jahr reduziert werden soll oder dass beispielsweise der Wechsel der Ausbildung möglich sein soll, das heißt der Übergang von der Fachhochschule zu den Universitäten. Das ist nicht nur eine Floskel, sondern eine wichtige Maßnahme, insbesondere wenn wir gemeinsam der Überzeugung sind, dass verstärkt Frauen die Möglichkeit haben sollen, durch ein durchlässiges Bildungssystem in weiterführende Ausbildungen zu kommen. 

Ich denke auch, dass die thematische Schwerpunktsetzung, dass sich Wien besonders mit den Zukunftsthemen und mit den Zukunftstechnologien im Bereich der Verkehrstechnik, der Biotechnologie, im Informations- und Technologiebereich, beschäftigt, eine ganz wichtige Schwerpunktsetzung ist, um Arbeitsplätze zu erhalten, und zwar nicht nur in diesem wissenschaftlich-wirtschaftlichen Bereich, sondern darüber hinaus auch durch die Unterstützung von Zuliefererbetrieben in vielen anderen Bereichen. 

Ein vierter Punkt, der, glaube ich, wichtig ist, ist die verstärkte Zusammenarbeit zwischen Universitäten und Fachhochschulen. Das ist keine Selbstverständlichkeit, wenn man weiß, dass es ursprünglich eine Konkurrenzsituation zwischen den beiden Bereichen gegeben hat und jetzt möglich ist, dass die Stadt Wien, die Fachhochschulerhalter und die Vertreter der Universitäten gemeinsame Projekte entwickeln. Es ist eigentlich ein sehr positives Signal, um auch das gesamte Ausbildungssystem durchlässiger zu machen. Ich denke, dass es hier großartige Möglichkeiten geben soll. 

Welche Lehrgänge angeboten werden, ist allerdings nicht nur eine Sache, die von den öffentlichen Körperschaften zu regulieren ist, sondern das ist auch eine Sache, die von den privaten Trägern kommt. Da bin ich nicht ganz Ihrer Meinung, wenn Sie am Beginn davon gesprochen haben, dass es mehr Fachhochschulträger geben soll. Ich glaube, dass wir mit den bestehenden vier Trägern durchaus auskommen, dass man aber darüber nachdenken sollte, ob diese vier Träger nicht weiterführende Fachhochschullehrgänge anbieten sollen. Da orte ich - ganz in Ihrem Sinne - Ambitionen, wenn man zum Beispiel weiß, dass einer dieser Fachhochschulträger, nämlich der Campus Wien, einen Lehrgang eingereicht hat, der sich mit der Ausbildung für Sozialberufe auseinander setzt und wir davon ausgehen, dass dieser Lehrgang beim Fachhochschulrat eine entsprechende Genehmigung findet und möglichst bald, nämlich im Herbst, beginnen kann. Da teile ich Ihre Einschätzung, denke ich aber, das hat mit der Finanzierung nichts zu tun, sondern das hat mit der Genehmigung durch den Fachhochschulrat zu tun, der ein Bundesinstrument ist, auf das die Stadt Wien keinen unmittelbaren Einfluss hat. Richtig ist aber, falls es eine solche Situation gibt, dass die Stadt Wien sich dem sicher mit offenem Herzen und auch mit offenen Augen entgegenbewegen wird. 

Man muss sich genau anschauen, welche Maßnahmen zu setzen sind, um diese Lehrgänge durchzuführen. Ich denke, nicht ein Mehr an Trägern im Fachhochschulbereich ist sinnvoll, sondern ein differenzierteres Angebot, aber trotzdem eine Konzentration auf die Zukunftsbereiche. Wenn man davon ausgeht, dass es eine sinnvolle regionale Verteilung in Wien gibt, sind, glaube ich, diese vier Fachhochschulträger durchaus lokal gut positioniert und haben jeweils für sich zusätzlich einen inhaltlichen Schwerpunkt. Das, denke ich, ist gerade für die Studierenden und für die Kooperation im Bereich Bildungsorganisationen und Wirtschaft von Vorteil. 

In diesem Sinne denke ich, dass die Stadt Wien gut beraten ist, diesen erfolgreichen Weg, der in den letzten Jahren eingeschlagen wurde, fortzusetzen. Wir bemerken auch am Interesse der Studierenden, dass es ein großes Bedürfnis gibt, sich im Bereich der Fachhochschulen weiterzuqualifizieren. Es hat sich gezeigt, dass die Fachhochschulen keine Konkurrenz zu den Universitäten sein müssen, sondern eine sinnvolle Abrundung des gesamten Bildungsangebots in unserer Stadt. Darum denke ich, dass wir diesen erfolgreichen Weg weiter beschreiten sollen und deshalb werden wir auch mit großer Zustimmung diesem Antrag näher treten und ihn unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist noch einmal Herr GR Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm und ich möchte ihm sagen, dass er noch 11 Minuten Redezeit hat.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es geht mir eigentlich nur noch ganz kurz darum, ein bisschen zu replizieren, warum wir diesen Antrag eingebracht haben, weil nämlich Herr GR Dr LUDWIG gemeint hat, das sei eine unpassende Stelle. 

Wer sich mit der Filmschule Wien ein bisschen näher befasst hat und weiß, welche Konzepte zumindest für den Fachhochschulbereich in Wien diskutiert werden, wird sehen, dass es sich hier um "Creative Industries", also um diesen Bereich der Ausbildung Filmschaffender, Regisseure, beziehungsweise den gesamten Kreativbereich handelt. Die Filmschule Wien bietet das in Ansätzen bereits. Es ist auch in Diskussion, ein derartiges Konzept für ein Fachhochschulkonzept mitzugestalten. Deshalb war es sehr wohl im Zusammenhang mit einem Aktenstück, das sich mit der Förderung der Fachhochschulen befasst, passend, diesen Antrag einzubringen.

Was mich besonders freut, lieber Michael, ist die nostalgische Situation zur ehemaligen rot-schwarzen Wiener Koalition. Das stimmt, da hast du vollkommen Recht, es war vereinbart, dass während der Legislaturperiode durch die jeweiligen Partner keine budgetwirksamen Anträge einzubringen sind. Wir sind nun aber in Opposition und es ist das gute Recht der Opposition, zu sagen, wie diese Regierung das Geld vielleicht besser ausgeben sollte, und konkrete Anträge zu stellen. 

Mir täte es Leid, wenn die SPÖ diesen Antrag aus einem solch formalen Grund ablehnen würde, noch dazu, weil es in diesem Antrag um keinen Betrag geht. 

Ich darf die Schlüsselstelle nochmals vorlesen. Vielleicht erleichtert das dann die Zustimmung. (GR Christian Oxonitsch: Wenn Sie ein Interesse daran gehabt hätten, hätten Sie das nicht so eingebracht! - GR Godwin Schuster: In der letzten Periode haben wir aus Vernunft zugewiesen!) - "Die Frau amtsführende Stadträtin wird ersucht, die Umsetzung eines Konzepts für die Filmschule Wien durch eine ausreichende Finanzierung" - wir nennen keinen Betrag - "langfristig sicherzustellen." 

Ich bin deswegen guten Mutes, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie vielleicht doch zustimmen werden, denn Sie hatten auch ein großes, weites Herz bei vielen Millionen S, zum Beispiel für Public Netbase. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatter verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig der Fall.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Resolutionsantrags von Strobl, Salcher, Ringler und Jerusalem, betreffend die Filmschule Wien. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich, die Hand zu heben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen und ist leider - Entschuldigung, das darf ich ja nicht sagen - abgelehnt. Das war ein schwerer Fehler von mir, man möge mir das Wörtchen "leider" verzeihen. (GR Johann Hatzl: Frau Vorsitzende, es waren ja nur fünf Freiheitliche herinnen!)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 52 (02203/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vereinbarung zwischen der Stadt und den Österreichischen Bundesbahnen zur Errichtung der Park-and-ride-Anlage Liesing sowie der Neugestaltung des Bahnhofvorplatzes. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein!) - Bei mir steht das so. Ich sage Ihnen, wie das in meinem Buch steht: Gemeldet war Herr Dipl Ing Margulies. Er ist gestrichen, dann ist ein Pfeil von Maresch hinauf zu Margulies, also muss ich annehmen, dass Sie jetzt der Erstredner sind. (GR Mag Rüdiger Maresch auf dem Weg zum Rednerpult: Das nütze ich dann glatt aus!) 
GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es handelte sich jetzt um ein kleines Missverständnis. 

Wieder einmal steht eine Park-and-ride-Anlage zur Diskussion. Diesmal zahlt die Stadt Wien nicht so viel wie letztes Mal bei der Leopoldau, sondern 80 Prozent zahlen die ÖBB und 20 Prozent die Stadt Wien, beim Vorplatz sind es 50 zu 50. 320 Stellplätze, wunderbar in Liesing. 

Die anderen Kriterien, wie ich das letzte Mal gemeint habe, gelten nach wie vor. 

Es gibt erstens kein Verkehrskonzept dafür oder wenn, dann nur in Rudimenten. 

Zweitens gibt es auch keine Parkraumbewirtschaftung draußen. Das heißt, alle Park-and-ride-BenützerInnen, die aus dem Umland nach Wien fahren, werden zunächst, wenn sie sich schlau anstellen, versuchen, einen Gratisparkplatz zu ergattern. Das wird ein bisschen schwierig werden, denn es gibt zwar in der Nähe einen Parkplatz, wo ungefähr 400 Stellplätze sind, aber der wird bald voll sein. Dann wird es ein lustiges Herumkreisen geben und irgendwann finden alle ihren Stellplatz, und zwar nicht in der Park-and-ride-Anlage, weil man dort bezahlen muss, sondern außerhalb.

Deswegen erster Kritikpunkt: kein Konzept, keine Parkraumbewirtschaftung und es wird schwierig werden.

Eine zweite interessante Sache ist natürlich, wer den Zuschlag bekommen hat: diejenige, die ohnehin mehr oder weniger prominent in Wien bei Park-and-ride-Anlagen und Volksgaragen vertreten ist, die STPM. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, eine kleine, feine Firma, 51 Prozent davon halten, wenn ich mich nicht täusche, die Wiener Stadtwerke und 49 Prozent die APCOA, wenn ich mich nicht irre, in ÖVP-Nähe, denn im Vorstand sitzt ein Gemeinderat der ÖVP, der Herr Neuhuber, also ganz klassisch - so wie früher -, ein bisschen schwarz, ein bisschen rot, dann gibt es den Zuschlag, sage ich einmal.

Was in der Gegend ein bisschen anders ist, ist, dass dort natürlich jede Menge PendlerInnen aus dem niederösterreichischen Umland hereinkommen und ihnen jetzt die Gemeinde Wien hilft. Eigentlich ist es so, dass es die VOR-Einteilung, dass es nämlich eine Kernzone 100, wo die Netzkarte 385,10 EUR kostet, und eine erste VOR-Außenzone, wo 276,10 EUR dazukommen, gibt. Das heißt, jeder Niederösterreicher und jede Niederösterrei-
cherin, der beziehungsweise die Geld sparen will, setzt sich ins Auto, fährt nach Liesing und stellt das Auto ab. Wir stellen ihnen dafür noch eine Park-and-ride-Anlage hin, wofür man zwar ein bisschen etwas bezahlen muss, aber das wird insofern an der nichts ändern, da in Mödling demnächst auch Kosten für eine zu errichtende Park-and-ride-Anlage verlangt werden. Das heißt, wir belohnen alle hereinströmenden Autofahrer mit einer Ersparnis von 276,10 EUR und jeder Autofahrer beziehungsweise jede Autofahrerin wäre schlecht beraten, nicht nach Liesing zu kommen. Das bedeutet, wir ziehen eigentlich den Verkehr an und belohnen sie. 

Deswegen unser erster Antrag in diesem Sinne, ein Beschlussantrag, betreffend die VOR-Kernzonen-
erweiterung, und zwar deshalb, weil wenn die Kernzone um die erste Außenzone erweitert wird, macht es ökonomisch keinen Sinn mehr, nach Liesing zu fahren. Dann bezahlt der- oder diejenige in Mödling genauso viel wie in Liesing und braucht nicht hereinzufahren. Das heißt, wir haben weniger Kosten. Kostenneutral ist es übrigens auch, da die Wiener Bevölkerung für die Park-and-ride-Anlagen einiges berappen muss und wenn die Leute in Brunn, in Maria Enzersdorf, in Mödling und in Perchtoldsdorf bereits ums selbe Geld in die Schnellbahn kommen, kommen sie nicht mehr mit dem Auto nach Wien, die Liesinger werden glücklich darüber sein und wir können vielleicht sogar bessere Luft in der Gegend atmen. Deshalb ein Antrag, den ich gleich einmal weitergeben möchte. Da geht es, wie gesagt, um die VOR-Kernzonenerweiterung, das ist die eine Sache. 

Die zweite Sache, die uns in dieser Gegend, aber auch in allen anderen Gegenden, wo Volksgaragen beziehungsweise Park-and-ride-Anlagen kommen, stört, ist, dass es kein Konzept gibt. Auch wenn der verehrte Herr Ekkamp letztes Mal gemeint hat, die Stadt Wien braucht kein Konzept, die Bezirksvorsteher wissen ohnehin, was los ist, sehen wir das ganz anders. Es gibt nämlich eine Studie von Rosinak und Herry, die sagt: "Die Ausweitung der Kernzone bewirkt eine Reduktion von 44 000 Fahrten im Jahr." 

Wenn ich die 44 000 Fahrten im Jahr nicht reduzieren will, dann mache ich es so wie jetzt. Ich lasse einfach alles beim Alten und stelle ein paar Garagen hin, die einen Haufen Geld kosten - aber wir haben es ja, kein Problem! Wie gesagt, ich möchte allen empfehlen, einmal die Herry-Studie durchzulesen und die Konsequenzen und Schlüsse daraus zu ziehen. Wenn Sie wollen, kann ich sie, nachdem nach mir noch jemand gemeldet ist, beim zweiten Mal noch zitieren. 

Es geht darum, eine Studie über den Status quo des Parkraums in den nicht bewirtschafteten Gebieten zu erstellen. Da geht es mir vor allem darum - ich möchte jetzt den Antrag nicht vorlesen -, einmal zu erheben, welche Autos draußen stehen und aus welchen Teilen des Umlands sie kommen. Es wird sich herausstellen - so wie in der Herry-Studie -, dass zwischen 19 und 21 Prozent Umlandautos sind, die in Wien die Stellplätze verstellen und die jedes Mal den Wienerinnen und Wienern - dieses Mal sozusagen in Liesing - den Stellplatz wegnehmen. Darum glauben wir, es wäre ganz wichtig, die Parkraumbewirtschaftung auszudehnen. Wie gesagt, dazu der Beschlussantrag.

Ganz am Schluss noch einmal: Es gibt eine Park-and-ride-Offensive, die der Stadt Wien jede Menge Geld kostet, auch wenn es diesmal ein bisschen weniger ist, weil die ÖBB mitzahlen, aber das Konzept fehlt, der Plan fehlt sozusagen, Geld gibt es genug, aber das wird vergraben oder hingestellt und Parkraumbewirtschaftung wäre eine kostengünstige Lösung und die hätten wir. - Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Man sollte die Kernzone erweitern, damit Menschen nicht noch finanziell belohnt werden, wenn sie mit dem Auto nach Wien fahren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und erinnere ihn an seine 3 Minuten Redezeit.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Maresch, der Ordnung halber, denn so viel Genauigkeit sollte sein und das sollten Sie bei Ihren Recherchen eigentlich herausgefunden haben, ich bin keinesfalls im Vorstand der APCOA, sondern ich bin im Aufsichtsrat der APCOA, und dort nicht in meiner Funktion als Gemeinderat - da überschätzen Sie meine politische Wertigkeit -, sondern als Immobilienexperte, der ich ohne jeden Zweifel bin. Daran ist überhaupt nichts ehrenrührig, ich wollte das nur korrigieren. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Das nehme ich zur Kenntnis!) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Herr Kollege Maresch, ich bin Liesinger Mandatar und ich kenne die Meinung der Liesinger. Die wollen keine Parkraumbewirtschaftung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Darauf habe ich nur gewartet!) Auf der anderen Seite wollen sie auch nicht "Liesing am Parkplatz" sein, sondern sie fordern Konzepte. 

Gerade dieser Liesinger Hauptplatz, der derzeit zur Verbauung steht, ist ein solches Konzept, welches man mit sehr viel Fingerspitzengefühl angehen sollte. Da sind sowohl der Verkehrs- und Planungsstadtrat als auch die drei sozialdemokratischen Vorsteher gefordert. Wir haben dort eine Monoregierung, was es in ganz Wien sonst nirgendwo gibt. Da erwarte ich mir schon Konzepte.

Eines möchte ich klarstellen: Wir sind für Park-and-ride, aber es kann dort nicht so weit gehen, "Liesing am Parkplatz" zu sein. Es kann nicht so sein, dass es keine Nahversorgung mehr gibt, weil es für die Liesinger ganz einfach keine Parkplätze gibt und sie nicht einkaufen gehen können. Wir sind ein wunderschöner Bezirk, wir sind ein grüner Bezirk, aber mit weiten Wegen, und dort braucht man zur Mobilität eben ein Auto. (GR Mag Rüdiger Maresch: Gibt es dort kein öffentliches Verkehrsmittel?) 
Wie kommen Sie von Mauer nach Liesing? - Nicht mit den Verkehrsmitteln, die es derzeit gibt! Sie reden es sich leicht! Die alte Frau mit sechs Taschen wird hinauflaufen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich rede von Ihnen, nicht von einer alten Frau!) Sie reden es sich leicht, Sie sind Fantasten! Ich erinnere Sie an Ihren Radweg, den Sie auf der Zweierlinie gemacht haben, wo 1 000 Quadratmeter Grünfläche vernichtet wurden, aber kein Mensch diesen Radweg braucht! (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen Sie einmal zur Realität! (GR Mag Rüdiger Maresch: Kommen Sie zur Realität!) Die Einzigen, die jetzt eine Freude haben, sind die Frauen mit den Kinderwägen. Die können den jetzt benützen, weil dort gibt es Radwege und auch Ihr Gratisrad fährt dort nicht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Den öffentlichen Verkehr in Liesing gibt es nicht, oder?) Da sieht man, wenn Sie irgendwo etwas zu sagen haben, was dabei herauskommt. (GR Gerhard Pfeiffer: Da kommt nie etwas Gescheites dabei heraus!) Das sieht man im Bezirk Neubau. Aber gut, lassen wir das! 

Grundsätzlich sind wir für Park-and-ride. Es gibt nichts Besseres, daher sind wir dafür, dass dort die Park-and-ride-Anlage gebaut wird. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte aber auch einwerfen, dass die Liesinger ÖVP einen sehr guten Verkehrsplan für Liesing vorgelegt hat, die Kaltenleutgebener Bahn, die ganz einfach eingestellt wurde. Es wäre doch herrlich, diese Bahn durch das Liesingtal wieder zu reaktivieren. Dort sind noch Schienen vorhanden und sie fährt dann bis zur Philadelphiabrücke. Damit würden wir sehr viele von den Umlandgemeinden dazu bringen, dort zu fahren. Da gibt es herrliche Konzepte, aber man muss sie auch realisieren. Das wollte ich dazu einmal gesagt haben. (GR Gerhard Pfeiffer: Dazu hört man nichts von den GRÜNEN!) - Dazu hört man nichts von den GRÜNEN. Kritisieren können sie, aber sie haben keine Konzepte. Das ist das Einzige, was dazu zu sagen ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber man muss doch kritisieren!)

Herr Kollege Hufnagl ist jetzt leider nicht da. Ich wollte ihm nur etwas sagen, was meine Lernfähigkeit anbelangt. Ich habe mich nicht mehr zum Wort gemeldet, damit ich die Debatte nicht verlängere. In der Anfragebeantwortung - die uns damals nicht zufrieden gestellt hat - meinte er, ich wäre dadurch gescheiter geworden, denn da sind die Privatisierungen sehr zurückgenommen worden. Es genügt unserer Meinung nach nicht, nur gewisse Leistungen an Private zu vergeben, es muss da schon ein Konzept bei dem Ganzen geben. Der Herr Kollege Hufnagl, nehme ich an, hört zu. Das wollte ich damit klargestellt haben. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Maresch hat sich noch einmal gemeldet. Er hat noch 12 Minuten Redezeit.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! - Damit wir es einmal in einer umgekehrten Reihenfolge haben. 

Der Herr Kollege Klucsarits ist mit seinen Wortmeldungen eine wahre Fundgrube:

Punkt eins gibt es nur die Männer im Auto.

Punkt zwei gibt es nur die Frauen mit den Kinderwägen.

Punkt drei gibt es nur die alten Frauen mit den Sackerln.

Habe ich irgendetwas vergessen? - Ich glaube nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Für Sie gibt es nur die Radfahrer!) - Ach ja, ich habe vergessen, dass die ÖVP einen Verkehrsplan gehabt hat, aber den hat die ÖVP auch erst zufälligerweise entdeckt. 

Herr Kollege Klucsarits hat in Liesing noch kein öffentliches Verkehrsmittel gesehen. Wie gibt es das? Wie kann das sein, dass der Kollege Klucsarits bei seinem Ausguck am Dach kein Verkehrsmittel gesehen hat? (GR Rudolf Klucsarits: Wann habe ich das gesagt?) Es gibt die Schnellbahn, es gibt verschiedene Autobusse und es gibt, wenn ich mich nicht täusche, auch eine Straßenbahn. Aber da fährt niemand, da fahren wahrscheinlich nur die Frauen mit den Kindern. Die alten Omas mit den Sackerln müssen zu Fuß gehen und die ÖVP-Männer fahren alle mit dem Auto. So wird es sein!

Dann "Liesing am Parkplatz": Kollege Klucsarits, wenn Sie sich auf diesen Satz konzentrieren, dass Liesing am Parkplatz liegt, dann geben Sie mir Recht, weil ich nämlich nicht will, dass die Menschen aus dem Umland bis nach "Liesing am Parkplatz" fahren, sondern ich möchte, dass diese Menschen öffentliche Verkehrsmittel benutzen, und zwar nicht erst ab Liesing, sondern bereits ab Perchtoldsdorf, Brunn am Gebirge, Mödling und so weiter. Aber Ihnen ist das egal! Sie sind froh, dass Sie "Liesing am Parkplatz" eröffnen.

Der Kollege Tiller hat vor kurzem eine Autobusgarage für Grinzing bekommen. Vielleicht geht es sich aus, dass Sie auch noch eine Busgarage, nicht eine Busgarage, sondern eine Männergarage in Liesing bekommen, wo sich dann die Männer hineinstellen, damit die Frauen mit den Sackerln draußen vorbeigehen oder mit den Kinderwägen am Radweg vorbeifahren können, damit die Männer im Auto schneller vorbeikommen. Das finde ich total gut. (GR Gerhard Pfeiffer: Herr Kollege, sind Sie mit der Nummer noch frei?) - Nein, Kollege Pfeiffer. Ich weiß, die nächste Garage in Grinzing heißt dann Pfeiffer-Garage. Da pfeifen wir dann auf die Garage.

Aber noch einmal zurück, ohne viel Polemik: Kollege Klucsarits, Sie haben es einfach nicht verstanden. "Liesing am Parkplatz" ist genau das, was ich verhindern möchte. Ich möchte, dass die Liesinger und Liesingerinnen eine ordentliche Lebensqualität und ordentliche Öffis bekommen, damit die Menschen nicht nach Wien hereinfahren, sondern draußen die Autos abstellen. (GR Rudolf Klucsarits: Sie haben mir nicht zugehört!) Wenn Sie darüber nachdenken, stellen Sie sich wieder heraus und sagen, dass ich Recht gehabt habe. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Christian Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die vorliegende Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und den Österreichischen Bundesbahnen zur Errichtung einer Park-and-ride-Anlage in Liesing, aber auch zur Neugestaltung des Bahnhofsvorplatzes, ist eigentlich ein sehr wesentlicher, aber auch wichtiger Schritt zur Ergänzung der Verkehrsinfrastruktur, weil an einem sehr attraktiven Standort, nämlich beim S‑Bahnhof, in Kombination ein Geschäfts-, Büro- und ein Parkhaus errichtet werden, wo im Erdgeschoss Geschäfte vorgesehen sind und es dadurch möglich ist, dass kleinere und mittlere Unternehmen, die derzeit in einer nicht sehr attraktiven Ladenzeile untergebracht sind, in dieses neue Park-and-ride-Haus übersiedeln können, aber auch neue Betriebe angesiedelt werden können. Diese Maßnahme trägt dazu bei, eine Verbesserung des Branchenmix in diesem Teil des Bezirks zu erzielen, aber auch die Nahversorgung zu erweitern und letztendlich die wirtschaftliche Belebung des Ortskerns Liesing zu forcieren. 

Meine Vorredner haben darauf hingewiesen, dass in diesem Park-and-ride-Haus an die 320 Parkplätze vorgesehen sind, die nicht zuletzt einen sehr dringenden Bedarf in dieser Region abdecken. Wer die Situation vor Ort kennt, weiß, dass nicht nur das Zentrum in Liesing, sondern auch die Nebenstraßen derzeit bereits entsprechend verparkt sind. 

Zum Kollegen Maresch kann man nur feststellen, wenn man sich die Ergebnisse der Volkszählung 2001 ansieht, dann zeigen diese Ergebnisse bis zu zweistellige Zuwachsraten der Bevölkerung in den Umlandgemeinden. Es ist darüber hinaus mit einem steigenden Verkehrsaufkommen beim Pendlerverkehr zu rechnen und daher ist die Errichtung dieser Park-and-ride-Anlage an diesem zentralen Standort ein sehr wichtiger Schritt, um den Pendlerverkehr durch eine Kombination mit der Tarifstruktur entsprechend abzufangen und auch Anreize zu schaffen, auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Errichtung der Park-and-ride-Anlage an diesem Standort ermöglicht aber auch einen größeren Gestaltungsspielraum für die Umgebung und für den öffentlichen Straßenraum. Dies ist daher im Zuge der Gestaltung des Liesinger Platzes eine sehr wesentliche Maßnahme, wo die Neugestaltung des Bahnhofsvorplatzes nicht nur auf Grund der Verkehrserschließung der Park-and-ride-Anlage erforderlich ist, sondern dies letztendlich auch zu einer Qualitätsverbesserung des öffentlichen Verkehrs führt, weil die Busstationen überdacht werden, ein überdachter Zugang zur ÖBB geschaffen wird, die Bahnsteige neu angeordnet, aber auch übersichtlicher gestaltet werden und last but not least die bauliche Situierung des Park-and-ride-Hauses auch eine Verbindung zum Mittelbahnsteig der ÖBB ermöglicht, wodurch erstmals auch eine behindertengerechte Zugangsmöglichkeit zum ÖBB-Bahnhof möglich ist, was aber auch für Eltern mit Kinderwägen eine sehr wichtige Maßnahme darstellt.

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Gestatten Sie mir drei kurze Bemerkungen zu diesem Geschäftsstück: 

Keine Angst, ich werde nicht auf den Grünreflex zum Thema "Auto" eingehen. Aber der Kollege Maresch hat mich in dem Zusammenhang zitiert, dass kein Konzept notwendig ist, wenn eine Garage gebaut werden soll. Vielleicht habe ich mich schlecht oder nicht informativ genug ausgedrückt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das steht so im Protokoll!) Ich meinte natürlich, man soll nicht dauernd Konzepte um Konzepte verlangen, genauso wie Studien, Studien und Studien, denn dann kommt es meist zu keinem Bau, sondern zu Verzögerungen, und das ist sicher nicht im Interesse der Wienerinnen und Wiener. 

Ich meine auch, dass gerade Politiker, Bezirksräte und auch Gemeinderäte, die in einem Bezirk wohnen und die Umfeldsituation genauestens kennen, sehr genau darüber Bescheid wissen, wie durch die Verparkung in diesem Bereich der Bau einer Garage notwendig ist. Ich glaube, das fließt in ein gewisses Bezirkskonzept ein und das gilt es umzusetzen. 

Wenn ich gesagt habe, man sollte nicht dauernd Konzepte oder Studien um Studien verlangen, so meine ich auch den Antrag der GRÜNEN zum Thema der Parkraumbewirtschaftung. Es gibt bereits sehr viele Studien. Derzeit beschäftigt sich auch eine Arbeitsgruppe mit diesem Thema des Parkraummanagements. Es wird gerade ein Pilotversuch ausgearbeitet. Daher ist dieser Antrag aus unserer Sicht nicht notwendig und ich ersuche, diesen Antrag abzulehnen. 

Zum zweiten Antrag, zur Ausweitung VOR-Kernzone, möchte ich noch darauf hinweisen, dass es erst vor kurzem gelungen ist, die so genannte VOR-Regelung wieder sicherzustellen. Sie wissen ja, dass sie in Frage gestellt wurde. Es fehlte der Bundeszuschuss. Aber es ist jetzt gelungen, dies wieder sicherzustellen. Natürlich ist es sehr gut, Ideen einzubringen, dass man ausweiten soll, aber wie wir alle wissen, kosten Ideen, wenn man sie umsetzt, sehr viel Geld. Da diese VOR-Ausweitung am meisten die niederösterreichischen Pendlerinnen und Pendler beanspruchen und es nicht so sein kann, dass die Wiener Steuerzahler dafür aufkommen sollen, ersuche ich, auch diesen Antrag abzulehnen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Gegen- oder Abänderungsantrag. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen.

Wir kommen somit zur Abstimmung über die beiden von den Grünen eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. Beide sind zur sofortigen Abstimmung vorgeschlagen.

Ich lasse zuerst über den Antrag betreffend VOR-Kernzonenerweiterung abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nur von den Grünen unterstützt.

Ich komme zum nächsten Antrag, betreffend Studie über den Status quo des Parkraums in den nicht bewirtschafteten Gebieten Wiens. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Nur die Grünen stimmen ihrem Antrag zu.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 55 (02218/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 5. GR-Subventionsliste 2002. 

Der Berichterstatter, Herr GR Strobl, ist schon hier, um einzuleiten. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dipl Ing Margulies hat das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir stimmen zu, da die ansuchenden Vereine unseres Erachtens nicht dafür bestraft werden sollten, dass wir trotz allem mit der gängigen Subventionspraxis nicht einverstanden sind. Das nur als Anmerkung dazu. 

Wir würden uns für die Zukunft, quer durch alle Ausschüsse, vor allem überall dort, wo Subventionen vergeben werden, wünschen - ich weiß mich in dem Fall auch eins mit den anderen Oppositionsparteien -, dass es endlich möglich wird, in Ausschüssen zu erfahren, wer überhaupt bei den unterschiedlichen Magistratsabteilungen tatsächlich um Subventionen ansucht. Es ist ein undemokratischer Zustand, dass die gewählten Mandatare und Mandatarinnen des Gemeinderats nicht darüber informiert werden, welche Vereine, Organisationen, in welcher Organisationsform auch immer, um eine Subvention bei der Gemeinde Wien ansuchen. (GR Harry Kopietz: In rechtmäßiger Weise!) Es nimmt nämlich vor allem das Kontrollrecht und die Möglichkeit der Opposition zur Bewertung der Vergabe der Subventionsmittel - es sind Steuergelder - durch die Gemeinde Wien, ob im Vergleich dazu alternative Projekte, die möglicherweise eine ähnliche Funktion wie die subventionierten wahrnehmen wollen, dies besser, schlechter oder überhaupt nicht wahrnehmen könnten. Wir halten das für einen untragbaren Zustand. 

Es wird in den kommenden Monaten immer wieder auch öffentlich darauf hingewiesen werden, dass wir uns von einer absolut regierenden Sozialdemokratischen Partei erwarten, dass die Selbstverständlichkeit endlich erfüllt wird, dass Gemeinderatsmitglieder tatsächlich Bescheid bekommen können, welche Subventionen an den Magistrat der Stadt Wien herangebracht werden. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben dieses Begehren in der letzten Legislaturperiode schon einige Male gehört. Damals war es der Abgeordnete des Liberalen Forums, Herr GR Alkier, der dies vorgebracht hat. Es hat auch damals immer wieder die gleichen Stellungnahmen dazu gegeben. 

Einerseits ist es so, dass die Vereine oft selbst nicht wollen, dass es automatisch eine Information gibt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn sie beim Magistrat ansuchen?) Zweitens ist es auch so, dass es dann natürlich einen erhöhten Aufwand diesbezüglich gibt. Ich glaube, wir sind uns alle darin einig, dass wir das nicht wollen. 

Im Übrigen würde ich Sie ersuchen, den Subventionen zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Da haben Sie schon bessere Argumente gehabt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen sogleich zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Es geht zuerst um den Punkt "Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und der Entwicklungszusammenarbeit".

Wer für die Subvention an diesen Verein ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. 

Ich darf alle anderen Einrichtungen und Vereine, die in dieser Subventionsliste angeführt sind, zur Abstimmung bringen und erspare mir mit Ihrem Einverständnis die namentliche Nennung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 56 (02219/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein für Konsumenteninformation. 

Frau Berichterstatterin GRin Tomsik hat das Wort.

Berichterstatterin GRin Josefa Tomsik: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist Herr GR Ellensohn gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich besteht kein großer Grund, um ein langes Aufheben um den Verein für Konsumenteninformation zu machen. Der Antrag auf 116 276,53 EUR wird hoffentlich einstimmig beschlossen werden. Ich möchte aber trotzdem ein paar Worte zum VKI verlieren, der ein paar wesentliche Aufgaben in dem Land wahrnimmt, nämlich Konsumenten- und Konsumentinnenschutz und -information, und der in seiner Arbeit behindert wird und gefährdet ist, einmal mehr durch eine Bundesregierung, die es nicht verwinden kann, wenn nicht alles in Österreich blau eingefärbt ist. 

Der Herr Böhmdorfer hält zugesagtes Geld zurück. Es handelt sich in etwa um 1,5 Millionen EUR. Das ist der Beitrag, den die vier Sozialpartner auch zuschießen. Bislang war es üblich, dass die Bundesregierung in der gleichen Höhe Geld zugeschossen hat. Das hätte heuer auch passieren müssen und ist zugesagt worden, aber dieses Geld fließt nicht, mit der ganz einfachen Begründung, die auch in mehreren Presseaussendungen vom Herrn Böhmdorfer nachzuvollziehen ist, dass er zu wenig Einflussrecht hat. Was nicht unter seinem Einfluss steht, darf so nicht gefördert werden, es wird lieber ausgehungert und wir schauen halt, wie der Verein weiterkommt. 

Der Verein hat sich in den letzten Jahren finanziell insofern stark verbessert, als er in der Lage ist, 70 Prozent der eigenen Kosten aus anderen Einnahmen als aus öffentlicher Hand zu finanzieren. Es sind auch seit 1980 - seit ungefähr 20 Jahren - die Beiträge der Kommunen in Österreich gleich geblieben. Das heißt, die Sozialpartner und die Regierung haben gleich bleibende Beträge für den VKI zur Verfügung gestellt. Das bedeutet im Vergleich zu anderen Ländern, wenn man als Nachbarland Deutschland nimmt, dass der KonsumentInnenschutz der öffentlichen Hand in Österreich nur die Hälfte wert ist. Das war schon bei anderen Regierungen in Österreich so, das ist auch jetzt so, nur kommt nun eben die verschärfte Variante. 

Man muss schon sagen, nachdem in Österreich der ORF und ein Haufen anderer Organisationen entpolitisiert blau eingefärbt wurden, wundert es mich bei der ÖVP, die immerhin bei den Sozialpartnern gewichtige Organisationen einbringt und im VKI-Vorstand sitzt, als Mitglied beide Organisationen der ÖVP nahe stehen, dass die ÖVP einmal mehr zuschaut, dass in dem Land eine Organisation nach der anderen sukzessive von einer FPÖ zusammengeschlagen wird, deren politische Stoßrichtung schon des Öfteren von uns GRÜNEN heftig kritisiert wurde. Die ÖVP sitzt einmal mehr daneben und schaut einfach, was der Böhmdorfer macht. Er ruiniert den VKI oder möchte das zumindest und es passiert überhaupt nichts. Es gibt nicht ein Wort von der ÖVP dazu. Einmal mehr ist es schwer unterscheidbar, was die ÖVP von der FPÖ unterscheidet, denn unterscheidbar ist es eben nicht mehr. Ich hätte gerne zwischendurch gewusst, wo zwischen der FPÖ und der ÖVP ein Unterschied ist. 

Die Hoffnung, dass es in der Wiener ÖVP anders ist, ist jetzt natürlich auch vorbei, weil jetzt bekommt sie den Aufpasser und Nachläufer vom Bund, den Herrn, der hinter dem Grasser nachläuft, hergeschickt. Das ist heute schon besprochen worden. Dann ist das auch fertig und wir haben auch in diesem Haus eine Koalition zwischen Blau und Schwarz, die in vielen Bereichen schädlich ist.

In diesem Fall geht es um den VKI. Ich hoffe trotzdem, dass wenigstens heute noch alle in diesem Hause vertretenen Parteien für diesen Antrag stimmen. Wir machen das mit Vergnügen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Römer. - Bitte schön.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Ich glaube, so einfach, wie es sich der Vorredner gemacht hat, kann man es sich nicht machen, vor allem deswegen, weil Konsumentenschutz keine Sache ist, die nebenher geht, sondern Konsumentenschutz ist eine ganz wichtige Sache. Konsumentenschutz ist daher in vielen Dinge angesiedelt. Es gibt immerhin ein zuständiges Ministerium für Konsumentenschutz. Konsumentenschutz ist eine sehr wichtige Aufgabe der Arbeiterkammern und es gibt auch den VKI. 

Es ist allgemein gut, dass man davon ausgehen kann - es wird bei vielen Institutionen so sein -, dass auch beim VKI in der Vergangenheit nicht alles optimal gelaufen ist, natürlich auch die Schwierigkeit, wenn Sozialpartner, die vielleicht nicht immer am selben Strang ziehen, dort zusammenarbeiten müssen. Es ist daher nicht verwunderlich gewesen - damit man weiß, wovon man spricht, Herr Kollege Ellensohn -, dass zum Beispiel in Kärnten der Landeshauptmann von Kärnten mit dem Arbeiterkammerchef Quantschnig ein Abkommen geschlossen hat, welches das Land verpflichtet, jährlich 5 Millionen S der Arbeiterkammer zufließen zu lassen und die Arbeiterkammer Kärnten daher den Konsumentenschutz für alle Bewohner Kärntens und nicht nur für die Mitglieder der Arbeiterkammer wahrnimmt. Nur damit man das ins rechte Licht rücken kann, worum es wirklich geht. Ähnlich ist es auch in Oberösterreich passiert. 

Das heißt, es ist momentan eine Umstrukturierung im Laufen, weil der Konsumentenschutz an mehreren Stellen angesiedelt ist. Zum einen Teil nimmt der VKI die Tätigkeiten wahr und zum anderen Teil nimmt in Bundesländern, in denen der VKI nicht existent ist, die Arbeiterkammer diese Agenden wahr. Es ist nur gut und billig, dass man versucht, hier eine Lösung zu finden, die alle mit dem Konsumentenschutz befassten Stellen einschließt und allen mit dem Konsumentenschutz befassten Stellen die Möglichkeit gibt, für die Konsumenten in einem Gesamtkonzept tätig zu werden.

Daher werden wir dem heutigen Antrag, wonach die Stadt Wien den VKI unterstützt, ebenfalls zustimmen, und wir gehen davon aus, dass die gesamte Frage des Konsumentenschutzes für uns Konsumenten in nächster Zeit optimal gelöst wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren!

Bei den zwei Redebeiträgen habe ich sehr wohl verstanden, dass keine der Parteien gegen Konsumenteninformation und Konsumentenschutz ist. Ich möchte nur eines erläutern, weil vielleicht nicht alle wissen, wie der VKI zusammengesetzt ist. Dieser fällt unter die gesetzliche Interessenvertretung der österreichischen Arbeitnehmer, nämlich des Arbeiterkammertages, die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, den Österreichischen Gewerkschaftsbund und die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern.

Ich denke, dass es sehr wohl richtig ist, dass Konsumentenschutz und Konsumenteninformation nicht nur für einen Bereich der Bevölkerung, sondern für alle gilt, die in dieser Stadt leben. Aus diesem Grund bitte ich Sie um die Zustimmung zur Subvention.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 56 ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 23 (02068/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine 3‑Jahresvereinbarung für die Jahre 2002 bis 2004 mit dem Österreichischen Theater.

Frau GRin Klicka wird die Debatte einleiten. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Ringler hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen heute einen Dreijahresvertrag für das Österreichische Theater, der in den nächsten drei Jahren die Existenz und, so hoffen wir, die Arbeit von Robert Quitta und seinem Team weiterhin positiv befördern wird.

Leider ist es so - und das ist in letzter Zeit öfters vorgekommen -, dass wir Dreijahresverträge, dass wir Vertragswerke im Ausschuss beschließen, die wir in dieser Form gar nicht wirklich kennen. Daher werden wir jetzt einen Antrag stellen, der schlicht und ergreifend die Beamtinnen und Beamten des Kulturamts darum bittet, die alten und die neuen Verträge jeweils den Akten beizulegen, auf dass wir ihnen die Mühe ersparen können, dort anzurufen und darum zu bitten.

Der Beschlussantrag lautet:

"Bei erstmaliger Erteilung eines Dreijahresvertrags ist dem Akt eine ausführliche Begründung beizulegen, die die Gründe und Kriterien für die Erteilung angibt. Bei Verlängerung von Dreijahresverträgen möge in Hinkunft den Mitgliedern des Kulturausschusses der betreffende Vertrag sowohl in der alten, gültigen als auch in der neuen, geänderten Fassung vorgelegt werden. 

Darüber hinaus ist in Beilage zu dem dem Gemeinderatsausschuss vorzulegenden Akt eine Begründung für die Verlängerung anzugeben sowie über die Erfüllung der Evaluierungskriterien, welche Basis für die Verlängerung sind, Auskunft zu geben. 

Des Weiteren ist in beiden Fällen anzuführen, inwieweit allfällig zuständige Beiräte eine Vergabe der Subventionen in Form eines Dreijahresvertrags beziehungsweise dessen Verlängerung empfohlen haben." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft.

Sie sehen, das ist eigentlich ein kleiner formeller Akt. Ich hoffe sehr, dass die Sozialdemokratie ihm auch zustimmen wird. Er wird für uns als Mitglieder der Opposition eine Arbeitserleichterung und, so glaube ich, für alle Beteiligten mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit bei der Vergabe von doch nicht ganz unwesentlichen Beträgen im Bereich Kultur mit sich bringen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Zum vorliegenden Geschäftsstück ist zu sagen, dass wir das Thema Dreijahresverträge in den letzten Jahren nicht nur im Ausschuss, sondern auch hier im Gemeinderat sehr eingehend diskutiert haben. Die Kulturschaffenden sind über die Vorteile der Dreijahresverträge sehr froh, die ihnen sowohl die Planung als auch eine Produktionssicherheit möglich machen. Bei der erstmaligen Vergabe werden die Theater und die Ansuchenden sehr eingehend geprüft, und sie müssen auch bei neuerlicher Verlängerung oder weiteren Dreijahresverträgen ihre Unterlagen vorlegen, die vom Kulturamt geprüft werden.

Das Österreichische Theater hat - das ist auch in diesem Akt ausgewiesen - die Planung für die weiteren Jahre sehr gut gemacht. Ich ersuche daher um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag, wir können daher sofort zur Abstimmung des Poststücks kommen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist somit mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, eingebracht von Frau GRin Ringler, betreffend Dreijahresverträge im Kulturbereich. Beantragt wurde hier die Zuweisung.

Wer für die Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 28 (02166/2002-GKU) der Tagesordnung. Sie betrifft Subventionen an den Verein Stadtforum Wien, an den Verein zur Förderung kultureller Partizipation und an den Verein "Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung".

Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, dass Herr GR DDr Görg, der ja Vorstandsmitglied ist, hier nicht mitstimmt.

Ich bitte somit die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im vorliegenden Fall handelt es sich ebenfalls um einen Versuch unsererseits, doch etwas mehr Transparenz einzufordern, wenn nicht ganz unerhebliche Summen in dieser Stadt vergeben werden. Sie haben auch von meinem Kollegen Margulies heute schon ein ausführliches Statement dazu gehört, warum es uns wichtig ist, zu wissen, wer einreicht, wer vielleicht auch abgelehnt wird und auf welcher Basis und warum diese Entscheidungen getroffen werden. Diesbezüglich sind schon viele Anträge von diversen Oppositionsfraktionen eingebracht worden, die leider immer abgelehnt worden sind. Wir werden es trotzdem unermüdlich weiter versuchen.

Im konkreten Fall handelt es sich allerdings um einen eher unerfreulichen Fall, nämlich den, dass wir als Oppositionspartei feststellen mussten, dass die notwendigen Informationen für eine Entscheidung nicht zur Verfügung gestellt worden sind. Sie müssen sich das so vorstellen: Im konkreten Fall suchen drei Vereine um Gelder an - nicht ganz unerhebliche Summen, vor allem, wenn man bedenkt, wie viele Organisationen in dieser Stadt viel weniger Geld dringend bräuchten und in ihrer Existenz durchaus gefährdet sind, weil sie nicht einmal ein Zehntel davon bekommen -, und es scheint nicht möglich zu sein, herauszufinden, wer hinter diesen ansuchenden Vereinen steht. Ist das so schwierig?, fragen wir. Ist es so schwierig, uns mitzuteilen, wer im Vorstand dieser Vereine ist? Ist es so schwierig, uns mitzuteilen, auf welcher Basis, auf welchem Statut diese Vereine ihre Arbeit machen?

Wir glauben das nicht, und ich glaube nicht, dass es notwendig ist, dass man einer Oppositionspartei mitteilt: wenn wir dies wissen wollen, dann sollen wir doch bitte zur Vereinspolizei gehen. Ich halte das für eine äußerst seltsame Vorgehensweise, die durchaus mein Misstrauen schärft.

Ich erinnere Sie daran, dass einer der im vorliegenden Akt zu bezuschussenden Vereine, das Filmarchiv der Arbeiterbewegung, schon im letzten Jahr für ein bisschen Aufregung gesorgt hat. Das lag daran, dass gerade die nicht ganz unheikle Stelle des Kassiers von einem Herrn besetzt wurde, der in den letzten Jahren im Zusammenhang mit der Frage, wie mit öffentlichen Geldern oft umgegangen wird, negativ aufgefallen ist. Ich sage, er hätte ja Schriftführer werden können, er hätte nicht Kassier in diesem Verein sein müssen.

Letztes Jahr wurde uns dann zwei Stunden vor dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht, dass ebenjener Herr sich aus dem Vorstand zurückzieht. Das haben wir auch positiv zur Kenntnis genommen. Aber warum war es heuer nicht möglich, uns von Seiten des Kulturamts schlicht und ergreifend zu bestätigen, dass ebenjener Herr nunmehr nicht mehr in der Funktion des Kassiers in diesem Verein tätig ist?

Das ist wirklich nicht zu viel verlangt, meine ich, vor allem, wenn es darum geht, dass wir hier sorgsam mit öffentlichen Mitteln umgehen sollen und möglichst jede Frage, die den sorgsamen Umgang mit diesen Subventionen betrifft, aus dem Wege räumen sollten. Es sollte wohl ganz selbstverständlich sein, dass bei diesen Summen volle Transparenz auch für die Mitglieder der Opposition gegeben ist.

Das ist eine bedauerliche Angelegenheit, und es ist auch bedauerlich, dass es nicht möglich war, vom Kulturamt Informationen über die letztjährige Tätigkeit der Vereine zu bekommen. Ich bin überzeugt davon, dass sie gute Arbeit gemacht haben, aber ich weiß es schlicht und ergreifend nicht. Ich glaube nicht, dass es zu viel verlangt ist, dass man mir dies mitteilt. Ich glaube auch nicht, dass es zu viel verlangt ist, dass die Vereine den Mitgliedern des Kulturausschusses vielleicht hin und wieder eine Einladung zu ihren Veranstaltungen zukommen lassen. Im Fall der Hobbythek habe ich mich immerhin schon manchmal selbst davon überzeugen können, dass dort eigentlich ein ganz lustiges, spannendes Programm abgewickelt wird. Aber warum es im vorliegenden Fall nicht möglich war, uns diese Informationen zukommen zu lassen, kann ich nicht verstehen.

Vielleicht liegt es daran, dass diese Vereine - sagen wir es einmal freundlich - sehr parteinahe sind, nicht nur parteinahe SPÖ-Vereine, sondern auch ÖVP-nahe Vereine. Ich halte es für äußerst problematisch, wenn man in allen anderen Fällen den Kulturschaffenden die strengsten Regeln auferlegt und sie jeden einzelnen Groschen abrechnen lässt, aber in diesen Fällen nicht einmal die Höflichkeit hat, einer Oppositionspartei mitzuteilen, wer hinter diesen Vereinen steht. Ich halte das für ein ernsthaftes Problem und ich sehe in den Gesichtern so mancher SPÖ-Abgeordneter, dass sie mir vielleicht zustimmen.

Daher werden wir einen Beschlussantrag einbringen, der folgendermaßen lautet:

"Die Stadtverwaltung möge in Hinkunft den Mitgliedern des Kulturausschusses die Statuten der um Subvention ansuchenden Vereine sowie die Namen der Vorstandsmitglieder beziehungsweise im Falle einer anderen Organisationsform die entsprechenden Daten zur Verfügung stellen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich hoffe sehr, dass dieser Antrag von der SPÖ unterstützt wird. Ich glaube, es wäre ein wichtiger Beitrag zu erhöhter Transparenz. Im Ausschuss wurde argumentiert: Da werden sich aber alle schön bedanken. - Es stimmt, ja, Herr Simacek und seine Kollegin, die uns immer die Akten bringen, tun mir auch jetzt schon Leid. Ich verspreche, ich werde ihm beim Aktenschleppen helfen, wenn es denn so viel mehr Papier ist. Daran darf es, glaube ich, nicht scheitern.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir möchten wissen, wer Gelder in dieser Stadt bekommt und wer hinter diesen Vereinen steht. In diesem Sinne, und weil die entsprechenden Informationen bei diesem Akt leider nicht verfügbar waren, können wir diesem nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Bevor ich Herrn Dr Salcher das Wort erteile, möchte ich mitteilen, dass der ÖVP-Klub die Auskunft erteilt hat, dass auch Herr GR Mag Gerstl nicht mitstimmen wird.

Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesen drei vorliegenden Geschäftsstücken - wobei ich nach wie vor sagen würde, es wäre besser, drei Akte anzulegen, weil die drei Dinge an sich nichts miteinander zu tun haben - haben wir keinerlei Problem mit dem Verein zur Förderung kultureller Partizipation und auch nicht mit dem Stadtforum, das sich ja mit Integrationsfragen, Frauenfragen und so weiter auseinander setzt.

Wir bleiben allerdings - und Frau Kollegin Ringler hat es das letzte Mal auch so angeschnitten - bei unserer Ablehnung des Filmarchivs der österreichischen Arbeiterbewegung, und zwar genau mit derselben Begründung, die sich jetzt übrigens noch verstärkt hat: nicht, weil wir etwas gegen die Dokumentierung der Geschichte der Arbeiterbewegung haben, sondern weil wir dagegen sind, dass hier eine neue Institution geschaffen wurde. Wir würden natürlich auch einen entsprechenden Betrag unterstützen, wenn man der dafür vorgesehenen Institution, nämlich dem Österreichischen Filmarchiv, zum Beispiel ein Projektgeld zur Verfügung stellen würde, um eine Dokumentation über den Film der österreichischen Arbeiterbewegung zu machen. Wir hätten kein Problem damit.

Aber was ist jetzt passiert? - Unsere Befürchtungen haben sich bewahrheitet. Herr Stadtrat - da Sie hier sind -, Sie sagen immer, der böse Bund kürzt. Was ist denn hier passiert? - Im Jahr 2000 hat die Stadt Wien ihren Beitrag für das Österreichische Filmarchiv um 20 Prozent reduziert, von - ich darf das für damals noch in Schillingbeträgen sagen - 2 Millionen S auf 1,6 Millionen S. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da war ich noch nicht Stadtrat!) 2002 auf - genau, unter Ihrer Verantwortung! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Und was war 2001? Was ist geschehen in der Zwischenzeit? Wer hat denn gekürzt?)

Ich rede jetzt nur von der Stadt Wien. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wann ist es gekürzt worden?) Es ist jetzt im laufenden Budget gekürzt worden. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es wurde 2001 gekürzt!) Es ist ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es ist im Jahr 2001 von meinem Amtsvorgänger gekürzt worden und heuer ist es genauso viel wie im letzten Budget! Tun Sie nicht immer sich selbst Eier legen!) Nein, tut mir Leid, das stimmt in der Form nicht. Es ist unter Ihrer Verantwortung, das können Sie - Sie hätten es ja ändern können, es war Ihr Budget, wenn Sie jetzt schon sagen ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es ist gekürzt worden im Jahr 2001 von meinem Amtsvorgänger - Punkt!)
Faktum ist, der Beitrag der Stadt Wien für das Filmarchiv wurde gekürzt. Gleichzeitig wurde ein neuer Verein geschaffen, nämlich der Verein des Filmarchivs der Arbeiterbewegung, was den Verdacht nahe legt, dass Gelder, die dort eingespart wurden, beim Filmarchiv der Arbeiterbewegung zum Tragen gekommen sind. Das ist der Grund, warum wir diese Förderung des Filmarchivs der Arbeiterbewegung ablehnen. Wir sind der Meinung, dass es die Aufgabe der Stadt Wien wäre, das ohnehin Not leidende Österreichische Filmarchiv zu unterstützen und nicht den Beitrag der Stadt Wien - wer immer das getan - zu reduzieren, sondern diesen zu erhöhen. Eine Möglichkeit wäre ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny - in Richtung StR Dr Peter Marboe deutend -: Da ist er!)
Entschuldigung, Sie sind der Stadtrat, Sie können das ändern. Sie hätten es auch dieses Jahr ändern können, da können Sie sich nicht aus der Verantwortung herausreklamieren. Ich meine ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es ist nicht 2002 gekürzt worden, sondern es ist 2001 gekürzt worden!) Ja, aber 2002 waren Sie verantwortlich. Sie hätten es ändern können, wenn Sie gewollt hätten. Da werden Sie mir ja Recht geben.

Faktum ist, dass hier mit sehr viel Geld eine neue Institution gegründet wurde und das Österreichische Filmarchiv weniger Geld von der Stadt Wien bekommt, statt - das wäre die nahe liegende Lösung gewesen, das wollte ich noch sagen ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Haben Sie den StR Marboe kritisiert für die Kürzung im letzten Jahr?) Entschuldigung, ich kritisiere jetzt Sie, weil Sie der amtsführende Stadtrat sind. Ich meine, wir können jetzt gerne - ich finde es ja toll, dieses ungeheure Bestreben der Sozialdemokratie, hier die Ära Marboe wieder aufzurechnen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jedes zweite Wort bei Ihnen ist Marboe!)
Nein, Sie reden immer nur von Marboe, ich habe ja kein Problem damit. (GR Dr Matthias Tschirf: ... zu Recht!) Er freut sich ja, zu Recht. Offensichtlich haben Sie wenig vorzuweisen, weil Sie sagen, was entweder bei Marboe nicht funktioniert hat oder was Sie positiv übernommen haben - ist ja kein Problem! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie sagen etwas Falsches!) Ich wollte hier an sich nicht die Ära Marboe aufarbeiten, aber Sie wollen das offensichtlich. StR Marboe wäre auch jederzeit bereit, die Verantwortung zu übernehmen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das wäre höchste Zeit!) Das ist kein Problem. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Tun Sie! Aufarbeiten!) Das ist kein Problem.

Faktum ist ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aufarbeiten, richtig! Sehr gescheit! - GR Franz Ekkamp: Bitte!) Ja, und ich glaube auch, dass es für die Aufarbeitung der Filmgeschichte der österreichischen Arbeiterbewegung besser wäre, hier einen Projektauftrag an das Österreichische Filmarchiv zu geben, diesen entsprechend zu dokumentieren und damit die Infrastruktur des Österreichischen Filmarchivs abzusichern.

Ich sehe aber, dass es hier - und daher werde ich es mir überlegen, für die Budgetdebatte einen entsprechenden Antrag zu stellen - seitens der Sozialdemokratie einen ungemeinen Wunsch gibt, vielleicht auch die Ära Marboe einmal filmisch-elektronisch zu dokumentieren und aufzuarbeiten, damit wir uns damit auseinander setzen könnten. Wenn Sie das tun wollen, werden wir einen derartigen Antrag selbstverständlich unterstützen, würden aber bitten, den Auftrag dem Österreichischen Filmarchiv zu geben, weil sie dort das Geld dringend brauchen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Lieber Kollege Salcher!

Mich wundert immer, mit welch dirigistischen Vorschlägen in diesen Bereichen du manchmal kommst. Denn in der Tat ist es so, dass die Stadt Wien, der Kulturausschuss und auch wir als Vertreter des Kulturausschusses nicht die Möglichkeit haben, zu sagen, welche Vereine sich mit welchen anderen Vereinen fusionieren, zusammenschließen oder sonstiges sollen.

Tatsache ist, es gibt eine bestimmte Anzahl an Privatpersonen, die sich zu einem Verein zusammengeschlossen haben. Das ist ein Verein, der sich besonders damit beschäftigt, bestehendes Filmmaterial, aber darüber hinausgehend auch Filmgeräte zu archivieren, zu dokumentieren und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Wir können diesen Personen nicht vorschreiben, dass sie sich mit dem Filmarchiv, mit dem Filmmuseum oder mit anderen Einrichtungen zusammenschließen sollen. Wir können nur überlegen, ob wir diese sammlerischen Tätigkeiten unterstützen oder wir das nicht tun.

Ich denke, dass die bisherigen Aktivitäten dieses Vereins gezeigt haben, dass es wichtig und notwendig ist, Filmmaterial aus der Geschichte unserer Stadt zu archivieren, zu bewahren, zu dokumentieren und auch einer größeren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Das sind Filmdokumente, die für die Geschichte unserer Stadt in Summe sehr bedeutend sind. Ich denke hier beispielsweise nur an einen Film, der sich mit dem Bau und der Eröffnung des Wiener Praterstadions beschäftigt und ein einmaliges Filmdokument der Dreißiger Jahre ist, und viele andere Dokumente mehr. Von da her verdient meiner Ansicht nach auch dieser Filmverein eine entsprechende Unterstützung, die bei weitem nicht so umfassend ist, wie du, Andi, das dargestellt hast.

Zum zweiten Punkt, zur Frage der Transparenz: Wir haben schon öfters darüber gesprochen. Wir haben auch im Kulturausschuss darüber gesprochen. Wir waren immer der Meinung - und da vertrete ich nochmals auch die gemeinsame Meinung unserer Fraktion -, dass es keinen Sinn macht, dass das Kulturamt eine zweite Vereinsbehörde wird. Denn das, was Sie vorschlagen, würde ja bedeuten, dass die MA 7, das Kulturamt, nicht nur über die Vorstandslisten der einreichenden Vereine und Organisationen Bescheid wissen muss, sondern auch über alle Änderungen, die sich im Laufe der Zeit ergeben. Denn wenn ein Verein eine Hauptversammlung hat, müsste der Verein die Veränderungen nicht nur der Vereinsbehörde melden, sondern auch beim Kulturamt, der MA 7 und bei anderen Einrichtungen der Stadt Wien. Dafür gibt es erstens keine gesetzliche Handhabe und zum Zweiten muss man sich auch vorstellen, was das für eine Zunahme des bürokratischen Apparats bedeuten würde. 

Wenn Sie schon einmal die Gelegenheit gehabt haben, in der Vereinsbehörde gewesen zu sein und zu sehen, was für eine umfassende Administration das ist, und wenn wir jetzt ernsthaft wollen, dass es dieselbe Administration in der Stadt Wien noch einmal nicht nur für den Kultur-, sondern auch für alle anderen Förderungsbereiche der Stadt Wien gibt, kann man sich ausmalen, was das für eine Erhöhung der Bürokratie bedeuten würde. Da sage ich, es ist meiner Meinung nach besser, das Geld, die Subventionen fließen den Kulturvereinen zu, als wir brauchen das Geld für eine aufgeschwemmte und erhöhte Bürokratie. (GRin Marie Ringler: Der Antrag ...!) Das ist mein Verständnis von Kulturförderung. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe das bei unserem letzten Gespräch und unserer letzten Diskussion schon nicht verstanden: Ihre sehr gezielte Menschenhatz, kann man durchaus sagen, in dem Bereich, den Sie auch heute wieder angesprochen haben. Aber gerade dieses Beispiel zeigt sehr deutlich, dass es hier auch eine sehr klare, faire Behandlung durch das Kulturamt gegeben hat. Denn beispielsweise Ihr Einwand, dass diese Person auch den zweiten vorliegenden Akt mit behandelt hat, ist ein Zeichen dafür, dass beide Akte zwar gleichzeitig für die beiden Geschäftsjahre 2001 und 2002 bei der MA 7 eingebracht worden sind, aber von der MA 7 der zweite Akt erst entsprechend nach den Budgetverhandlungen behandelt worden ist. Das halte ich daher eher für ein Zeichen dafür, in welch klarer Art und Weise mit den jeweiligen Anträgen umgegangen wird. Ich halte es auch für richtig, dass nicht die einen Vereine so und die anderen Vereine anders behandelt werden, sondern dass es eine gleiche Behandlung aller einreichenden Vereine gibt, wie auch in den vorliegenden Bereichen.

Wir haben uns bei allen drei Vereinen davon überzeugt, dass sie sehr umfassende Arbeit geleistet haben. Das ist auch im Akt nachzulesen. In allen drei Fällen wurde nicht nur eine umfassende Planung der kommenden Arbeit, sondern auch eine Kurzbeschreibung der bereits geleisteten Arbeit beigelegt. Aus diesem Grund werden wir diesem vorliegenden Akt und damit allen drei Subventionen zustimmen und werden den Antrag der GRÜNEN, der von Ihnen eingebracht wurde, ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Ringler, bitte.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das ist ein sehr interessantes Stück Information, das uns Herr GR LUDWIG soeben zu Ohren gebracht hat, nämlich die Tatsache, dass der Antrag für 2002 offensichtlich bereits gleichzeitig mit jenem für 2001 eingereicht wurde. Das wusste ich noch gar nicht, das ist sehr interessant. Ich halte das jetzt einfach einmal fest.

Mein Hinweis im Ausschuss war nur der, dass ich gesagt habe: Wenn Herr Zahnt - dessen Namen ich eigentlich gar nicht nennen wollte, weil ich hier keine Menschenhatz betreibe, sondern mich ausschließlich darum kümmere, dass öffentliche Subventionen ordnungsgemäß und nachvollziehbar verwendet werden - noch immer im Vorstand ist, dann widerspricht das dem Fax, das ebenjener Herr uns im Kulturausschuss damals, 2001, zukommen ließ. Das hätte mich dann doch sehr gewundert, weil das eigentlich dem widerspricht, was Herr Zahnt uns damals mitgeteilt hat.

Im Übrigen, was die aufgeblähte Bürokratie betrifft: Ehrlich gesagt, dieser Antrag bezieht sich ausschließlich auf Kultursubventionen. Die Antragsteller für Kultursubventionen werden in einem derart hohen Ausmaß darum gebeten, den Anträgen ausführlichste Informationen über ihre Tätigkeit beizulegen - glauben Sie mir, ich habe auch schon ein paar Anträge geschrieben, ich weiß, wie das ausschaut -, dass es überhaupt kein Problem darstellt (GR Christian Oxonitsch: Das wissen wir, ja!), jene AntragstellerInnen darum zu bitten, dass sie das Statut und die aktuellen Vereinsinformationen mitschicken.

Ich erwarte überhaupt nicht, dass Sie die Vereinspolizei verdoppeln, sondern ausschließlich, dass Sie uns die notwendigen Informationen zukommen lassen, um unsere Entscheidungen verantwortungsvoll zu treffen. Nichts anderes wollen wir. Ich glaube, ehrlich gesagt, das ist wirklich nicht zu viel verlangt. Ich würde mir sehr wünschen, dass sich die Arroganz der Macht, die sich da breit macht, einschränken lässt, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich finde es höchst erfreulich und wichtig, dass sich Herr GR LUDWIG von der positiven Tätigkeit dieser drei Vereine selbst überzeugt hat. Aber wenn uns als Oppositionsparteien, die wir auch zu kontrollieren haben, diese Informationen nicht beigebracht werden, dann können wir keine verantwortungsvollen Entscheidungen treffen.

Das ist das Mindeste, was ich von Ihnen erwarte, was Sie von mir zu erwarten haben und was unsere Wählerinnen und Wähler allesamt von uns zu erwarten haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR LUDWIG, bitte.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich möchte nur noch einmal darauf hinweisen, dass ich bei meinen Ausführungen hoffentlich nichts Neues berichtet habe. Denn das steht sehr ausführlich im Akt. Ich schaue mir nicht nur den Inhalt eines Akts an, sondern ich schaue mir, wenn ein Akt eingebracht worden ist, immer auch an, wann er von der MA 7 behandelt worden ist, weil mich das interessiert und weil es mir als frei gewähltem Mandatar ein großes Anliegen ist (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.), dass diese Akte in aller Transparenz und Nachvollziehbarkeit vollzogen werden. Ich habe da großes Vertrauen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 7 dies auch in korrekter Art und Weise abhandeln. Deshalb denke ich mir, wenn man sich einen Akt genau und umfassend anschaut, ist das sicherlich zu entnehmen. (GR Christian Oxonitsch - in Richtung GRÜNE -: Akten halt auch lesen!)
Noch einmal: Ich glaube nicht, dass es Sinn macht, und ich glaube, es liegt auch nicht im Verantwortungsbereich der MA 7 oder einer anderen Behörde der Stadt, nachzuforschen, ob beispielsweise Vorstandslisten oder Statuten, die von den jeweiligen Vereinen eingebracht werden, dem aktuellen Stand entsprechen, oder ob es Veränderungen auf Grund verschiedenster Hauptversammlungen, Vorstandssitzungen oder vielem mehr gegeben hat. (GR Günter Kenesei: Aber wissen solltet ihr es schon! Ist euch das Wurscht, wer hinter den Vereinen steht?) Das kann man von der MA 7 nicht wirklich verlangen, wenn man weiß, welche Schwierigkeiten die Vereinsbehörde als amtliches Organ schon damit hat, den jeweils aktuellen Stand der jeweiligen Vereine zu bekommen. (GR Günter Kenesei: Aber das kann dem Subventionsgeber nicht egal sein, wer in dem Verein ist!)
Ich kann nur anregen, dass Sie in allen Bereichen, in denen Sie Möglichkeiten haben, darauf einzuwirken, auch darauf achten, dass alle Vereine jeweils alle diese Unterlagen entsprechend beibringen. (GRin Marie Ringler: Ich möchte die Möglichkeit haben!) Na ja, jeweils dort, wo Sie die Möglichkeit haben, sage ich. Ich denke, Sie werden in manchen Bereichen auch selbst tätig sein. Da gibt es auch gute Beispiele aus der Vergangenheit, bei denen es Sinn gemacht hätte, frühzeitig entsprechende Informationen beizulegen.

Deshalb kann ich es nur noch einmal wiederholen: keine Aufblähung der Bürokratie, sondern alle unsere Fördermöglichkeiten den jeweiligen Kulturvereinen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Dr Mailath-Pokorny hat sich gemeldet. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Förderung für das Filmarchiv der Arbeiterbewegung - wissen Sie, ich werde ein bisschen den Verdacht nicht los, da geht es einmal mehr um Ideologie. Da geht es um Scheuklappen, da geht es um so etwas: Wenn irgendwo das Wort Arbeiterbewegung vorkommt, dann darf das einfach nicht sein! Das ist in einer Partei sozusagen nicht drinnen, die sich offensichtlich seit einiger Zeit Scheuklappen aufgesetzt hat und in Wahrheit nur noch der traurige Rest einer einstmals weltoffenen, urbanen Stadtpartei ist, die sich jetzt auf ganz enge politisch-ideologische Grundsätze zurücksetzt und irgendwie meint, ein Filmarchiv der Arbeiterbewegung kann nicht sein, und sich dann zu so krausen Ideen versteigt.

Herr GR Salcher! Sie sagen, das Österreichische Filmarchiv soll das einfach übernehmen, das wäre doch so gescheit und logisch, die sollen das dort verwalten und die können das viel besser. Ich weiß nicht, ob Sie mit denen gesprochen haben. (GR Dr Andreas Salcher: Ja, habe ich! Die würden das gerne tun!) Aber mit derselben Argumentation können wir auch alles andere zusammenlegen, das Filmmuseum und jeden, der sich sonst in diesem Land um Filmhistorie kümmert. Ich weiß nicht, ob Sie das Archiv kennen, ob Sie die Arbeit des Filmarchivs der Arbeiterbewegung kennen und wissen, was dort passiert. Ich kann Ihren Redebeitrag und Ihr Stimmverhalten nur so deuten, dass ihr sagt: Da können wir nicht drüber, das wollen wir nicht. - Ehrlich gesagt, finde ich das besonders schade für eine Partei, die einmal doch ein bisschen weltoffener war.

Eine Richtigstellung: Es wurde während meiner Amtszeit keine Kürzung vorgenommen, sondern die Kürzung von 1,5 auf 1,2 Millionen S, von der Sie sprechen, stammt noch von Ihrem jetzigen Sitznachbarn. (GR Dr Andreas Salcher sitzt zu diesem Zeitpunkt neben StR Dr Peter Marboe.) Eine weitere Kürzung ist nicht vorgenommen worden. 

Wenn wir schon über die Situation des Filmerbes in Wien sprechen, dann tun wir das auch! Ich lade Sie ein, sprechen wir darüber. Aber sprechen wir dann bitte auch über das Filmmuseum und über die geradezu schändliche Art und Weise, wie die Bundesregierung vorgeht, nachdem wir die Subvention für das Filmmuseum massiv erhöht haben, weil uns das ein wichtiger Ort der Betreuung des Filmerbes ist. Wir haben die Subvention massiv erhöht, nachdem wir in intensiven Gesprächen über die Reorganisation waren, nachdem wir das mitgetragen und mitgemacht haben, nachdem dort ein neuer Leiter angetreten ist und ein neues Konzept vorhanden ist, da es dort eine Aufbruchstimmung gibt, und haben von der Bundesregierung nicht einmal eine Antwort bekommen.

Dort wird rundherum die Albertina renoviert, nicht zuletzt mit unserem Geld. Herr Horwath - ich weiß das genau, weil er täglich mit mir telefoniert - versucht es bei Herrn Staatsekretär Morak, er versucht es bei Herrn Wirtschaftsminister Bartenstein, er versucht es bei der Frau Kulturministerin, er wird von einer Stelle zur anderen geschickt. Ich bekomme keine Antwort - aber das ist mittlerweile gängiger Stil - und auch er bekommt keine Antwort. Leute, die sich informieren wollen, bekommen keine Antwort.

Es wird munter darum herumgebaut. Dann wird ihm irgendwann einmal generös angeboten, er möge doch übersiedeln: es ist gescheiter, weg und woanders hin zu ziehen. Zwischendurch hört man, in Wirklichkeit ist man böse auf ihn - weil jetzt sozusagen Wien ihn fördert, soll er doch zu seinen Freunden in Wien gehen! Dazu hätte ich gerne von euch etwas gehört, hier, euren Parteifreunden gegenüber oder in der Öffentlichkeit. Das ist die wahre Schande: Da wird systematisch etwas ausgehungert, was in der Tat dem österreichischen und dem Wiener filmkulturellen Erbe viel zu bringen hat und wo sehr viele Leute zum ersten Mal überhaupt Film gesehen haben.

Dazu hätte ich gerne einmal ein bisschen von denjenigen, von denen in dieser zweiten Reihe permanent Krokodilstränen vergossen werden, gehört oder gesehen, oder vielleicht auch etwas mehr, nämlich einmal irgendeine Stimme zu erheben zu einem Thema von Relevanz, damit Sie bei Ihren Parteifreunden im Bund vielleicht etwas bewirken könnten. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Wortmeldung von Dr Salcher: noch 15 Minuten Redezeit. Diese muss aber nicht ausgenützt werden.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich muss sie nicht nützen - gut, danke für den Hinweis, ich werde mich daran halten.

Herr Stadtrat! Ich will hier keine ideologische Debatte führen. Soweit ich mich erinnern kann, ist es schon lange nicht mehr vorgekommen, dass ein Kulturstadt von Wien hier von sich aus eine parteipolitische Debatte angefangen hat. Uns zu unterstellen, dass wir den Akt ablehnen, weil es um die Arbeiterbewegung geht - ich muss sagen, das ist einfach lächerlich!

Reden wir einmal darüber, was Faktum ist. Sie können mir doch nicht erklären, dass das ein Zufall war und dass das Filmarchiv der Arbeiterbewegung zufällig entstanden ist: Zufällig sind da ein paar Leute zusammengekommen, zufällig zu einem Zeitpunkt, nachdem die Sozialdemokraten in der Stadt wieder eine absolute Mehrheit gehabt haben - zufällig im selben Jahr, zwei Monate später, sind die zusammengekommen und haben sich gegründet. Zufälligerweise - um auf Frau Kollegin Ringler zu sprechen zu kommen - reichen die nicht ein Mal ein, für ein Jahr, wie es ein normaler Verein normalerweise macht, und schauen, was passiert - nein, sie reichen zufälligerweise gleich für zwei Jahre ein. Das erklären Sie? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Dürfen sie nicht!) Diese Argumentation ist doch lächerlich!

Das ist der Grund, warum wir es ablehnen: weil wir den begründeten Verdacht haben, dass Gelder, die in Wirklichkeit dem Österreichischen Filmarchiv gehören würden, dort hineinkommen. Wenn Sie wirklich ein so großes Interesse an der Dokumentation des Films der österreichischen Arbeiterbewegung hätten, dann könnten Sie einmal mit jemandem reden, mit dem Sie nie geredet haben, nämlich mit dem Österreichischen Filmarchiv. Die haben dort nämlich sehr viele Dokumente, die sie auch gerne zur Verfügung stellen würden, ohne dass sie überhaupt je gefragt wurden. 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, es ist überhaupt kein Problem, einmal auch darüber nachzudenken, Kulturinstitutionen zusammenzulegen, wenn es einen Sinn macht. Wir haben das auch in anderen Bereichen gemacht. Herr Stadtrat, was ist denn das Problem im Kulturbereich? - Dass wir in vielen Teilen zu viel an Infrastruktur und zu wenig an Programmbudgets haben! Das ist doch ein strukturelles Problem, das wir haben, das ist kein parteipolitisches Problem. 

Ich möchte hier in aller Klarheit sagen: Die Österreichische Volkspartei hat sicher nichts gegen eine Dokumentation des Films der österreichischen Arbeiterbewegung! Ein derartiger Vorwurf ist wirklich lächerlich und ist ausschließlich parteipolitisch-polemisch argumentiert. Ich finde auch, dass es ein Kulturstadtrat der Stadt Wien nicht notwendig hat, sich auf einen derartigen Level der politischen Auseinandersetzung herunterzubegeben, den wir in der kulturpolitischen Debatte bisher normalerweise nicht hatten. Ich möchte das einmal klar sagen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Bei so einer Opposition schon!)
Ich verstehe auch, ehrlich gesagt, nicht, warum die SPÖ hier von sich aus eine Zahnt-Debatte vom Zaun bricht. Wir haben das alles nicht getan, sondern wir haben nur gesagt, für uns gibt es gute Gründe, warum wir dagegen sind: weil wir der Meinung sind, die Gelder sollten dem Österreichischen Filmarchiv zur Verfügung gestellt werden. Warum jetzt hier diese Riesen-Debatte und wem soll sie nützen? - Uns schadet sie sicher nicht und ob sie Ihnen so riesig hilft, wage ich zu bezweifeln.

In Summe geht es darum, dafür zu sorgen, die Filmdokumentation aller wertvollen österreichischen Dokumente sicherzustellen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Darum habt ihr so gekürzt!) Dafür ist für uns nach wie vor das Österreichische Filmarchiv der erste Ansprechpartner. Es liegt an uns allen, dafür zu sorgen, dass die das nötige Geld bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Nur kurz aus dem Akt und dem Subventionsansuchen; eigentlich hätten das alle schon lesen können: Das Subventionsansuchen stammt vom 8. Oktober 2001 und ist am 10. Oktober in der MA 7 eingegangen. 

Da steht schon im ersten Satz: Anschließend an das Subventionsansuchen des Vereins Wiener Filmarchiv für die Monate 3 - 12/2001 erlauben wir uns, Ihnen den Subventionsbedarf für das Jahr 2002 nunmehr auch mit dem vollen Vereinsbetrieb bekannt zu geben.

Es ist also bekannt gewesen, du hättest es nur lesen müssen.

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Wer für den Verein "Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung" ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Wer für den Verein Stadtforum Wien und den Verein zur Förderung kultureller Partizipation ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP beschlossen.

Wir kommen sogleich zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, eingebracht von GRin Ringler, betreffend umfassende Informationen zu Subventionsansuchen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist die Minderheit, gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, und daher abgelehnt.

Wir kommen zur Postnummer 27 (02073/2002-GKU) der Tagesordnung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Vereinigungen. 

Frau GRin Winklbauer, schon hier auf dem Podium, leitet ein. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher hat sich gemeldet. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich hoffe, dass es keine heftige Debatte geben wird, und möchte nur zwei Anträge einbringen.

Erstens: Wir glauben, dass der Verein Orpheus Trust wirklich eine hervorragende Arbeit leistet, und glauben daher, dass seinem Budgetantrag in der vollen Höhe Rechnung getragen werden sollte.

Deshalb stellen wir den Antrag:

"Der zuständige amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, ausreichend Budgetmittel für eine Subvention des Vereins Orpheus Trust zur Verfügung zu stellen und eine entsprechende Vorlage in der nächsten Sitzung des Gemeinderatsausschusses der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft einzubringen."

In formeller Hinsicht - wir trauen uns das schon - verlangen wir die sofortige Abstimmung.

Ich erlaube mir, bei dieser Gelegenheit auch einen zweiten Antrag einzubringen. Da geht es ebenfalls um ein wichtiges Thema, nämlich um den Theater-Dienstag. Ich glaube, das ist eine Institution, die sich sehr bewährt hat und die es theoretisch-virtuell auch noch gibt. Allerdings gehört eine entsprechende Aktion von Zeit und Zeit beworben und das ist eigentlich überhaupt nicht mehr passiert. Daher gibt es nachweisbar sehr viele Anfragen bei den diversen Informationsstellen der Stadt Wien, des PID - Sie können das überprüfen -, weil die Bürger wissen wollen, ob es diese Aktion überhaupt noch gibt. Wir sind daher der Meinung, dass man das erstens in den Medien der Stadt Wien, aber auch überhaupt entsprechend bewerben sollte, um diese wichtige Institution, die hier geschaffen wurde, aufrechtzuerhalten.

Warum haben wir das damals übrigens getan? - Ich glaube, das sollte uns allen wirklich ein Anliegen sein. Es gab damals einen Rückgang an Theaterbesuchern. So ein Thema muss man intelligent diskutieren. Es ist nicht die Frage, ob Marboe regiert hat oder ob Dr Mailath-Pokorny regiert, sondern das sind gesellschaftliche Phänomene, erhöhte Angebote, und da muss man dafür sorgen, dass das Theater, wo immer es eine Chance gibt, mehr Besucher generieren kann. Das war der Grund, warum man damals den Theater-Dienstag geschaffen hat.

Wir stellen daher den Antrag:

"Der zuständige amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, das Bestehen der bewährten Institution des Theater-Dienstags zu gewährleisten. Insbesondere sollten diesbezüglich eine rasche Konzepterstellung für eine Werbe- und Informationskampagne sowie entsprechende Absprachen mit Theatern und Medien erfolgen."

In formeller Hinsicht - wir trauen es uns ein zweites Mal - wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden den Anträgen auf Subventionen für diese Vereine selbstverständlich zustimmen. Ich habe mich nur gemeldet, um zu argumentieren, warum die SPÖ den beiden Anträgen der ÖVP nicht zustimmen wird.

Wenn die ÖVP ihre Wertschätzung für den Verein Orpheus Trust jetzt entdeckt hat, dann wäre die ÖVP wesentlich glaubwürdiger, hätte sie in den Vorjahren - nämlich damals, als StR Marboe die Verantwortung für das Kulturressort hatte - die Subvention entsprechend erhöht. (Zwischenruf der GRin Marie Ringler.) Die Subventionshöhen waren damals 360 000 S und in den Folgejahren - obwohl Orpheus Trust um 1,2 Millionen S eingereicht hatte - jeweils 600 000 S. Ich kann mich noch sehr gut an die vielen Koalitionsgespräche erinnern, in denen wir uns als Koalitionspartner massiv dafür eingesetzt haben, dass es überhaupt zu dieser Höhe der Subvention gekommen ist.

Wir haben heuer die Subvention für den Verein Orpheus Trust auf 1 Million S erhöht, weil wir glauben, dass das eine großartige Arbeit ist. Wir glauben daher, dass das schon eine deutliche Aufwertung und Wertschätzung dieses Vereins ist.

Wenn die ÖVP heute hier einen Antrag stellt, dass die Subvention in voller Höhe gewährt werden soll, dann kann ich dem StR Marboe und dem Kultursprecher Salcher eines jetzt schon garantieren: Wenn das die ÖVP bei der Bundesregierung durchsetzt, dann sind wir gesprächsbereit. Denn der Verein Orpheus Trust hat Subventionsansuchen an die Bundesregierung und an die Stadt Wien jeweils in der Höhe von 2 Millionen S gestellt. Wir beschließen heute 1 Million S. Der Bund hat 270 000 S gewährt, also zirka 10 Prozent dessen, was Orpheus Trust beantragt hat.

Herr Marboe! Wenn es Ihnen gelingt, dass Morak auch 2 Millionen S an Orpheus Trust zahlt, dann können wir noch einmal darüber reden, dass wir auch unsere zweite Million hier beschließen. Aber das tun wir nicht in dieser Form, weil das einfach eine unglaubwürdige Vorgangsweise ist. Daher werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. 

Zum zweiten: dem Antrag betreffend Theater-Dienstag werden wir ebenfalls nicht zustimmen. Wir halten es nämlich für einen Beitrag zur Legendenbildung, nämlich der Legendenbildung, dass diese Aktion als eine der wenigen Aktionen der Ära Marboe, die in Erinnerung geblieben sind, erfolgreich gewesen wäre. In Wirklichkeit war das - wie im Antrag steht - kein großes, erfolgreiches kulturpolitisches Reformprojekt, sondern es war eine Werbekampagne für die Theater. Dagegen ist noch nichts einzuwenden.

Es war aber auch eine sehr teure Werbeaktion für die Theater. Und es war insbesondere eine Werbeaktion für den StR Marboe. Daher glauben wir, dass das Geld viel besser verwendet ist, wenn wir kulturpolitische Arbeit, Theaterarbeit, Kunstarbeit fördern, nicht jedoch Werbekampagnen für einen Stadtrat. Deshalb sind wir der Meinung, dass wir das nicht beschließen sollten.

Im Übrigen gab es vor kurzem ein sehr ausführliches, positives Gespräch des Kulturstadtrats Mailath-Pokorny mit den 50 Theaterleiterinnen und Theaterleitern in dieser Stadt. Da wurde über alles gesprochen, was es an wichtigen Themen für die Wiener Theater gibt, unter anderem auch über den Theater-Dienstag. Es gab sehr unterschiedliche Auffassungen und Erfahrungen mit diesem Theater-Dienstag. Die Theaterleiterinnen und Theaterleiter waren der Meinung, man sollte das so lassen, wie es ist. Es ist kein Wunsch der Wiener Theatermacher, dass nun eine derartige Kampagne durchgeführt wird.

Wir glauben, dass es eine wichtige Errungenschaft aus diesem Projekt gegeben hat. Das war aber nicht eine Initiative der Kulturabteilung, sondern eine Initiative der einzelnen Theater, nämlich der Theater, die sich unter dem Namen "Die 7" präsentiert haben. Dieses Projekt "Die 7" läuft tatsächlich sehr erfolgreich. Die Damen und Herren dieser Gruppe haben uns ersucht, im nächsten Kulturausschuss über ihre Erfahrungen berichten zu können. Wir werden selbstverständlich nächsten Dienstag diese Vertreter zur Sitzung des Kulturausschusses einladen und uns die Erfahrungen mit der Aktion "Die 7" anhören.

Wir glauben daher, dass dies kein Wunsch und kein dringendes Problem der Wiener TheatermacherInnen ist, und sind der Meinung, dass wir derzeit einen Stadtrat haben, der durch kulturpolitische Arbeit besticht und keine zusätzlichen Werbekampagnen auf Kosten der MA 7 braucht. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen somit zur Abstimmung über dieses Poststück.

Wer von den Damen und Herren dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge, eingebracht von Dr Salcher.

Der eine Antrag betrifft, wie gesagt, eine ausreichende Budgetierung für den Verein Orpheus Trust.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden und ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der FPÖ abgelehnt.

Der zweite Antrag ist der Beschlussantrag bezüglich Weiterführung des wienweiten "Theater-Dienstags".

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. - Auch dies hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 45 (02079/2002-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Baurechtsvertrags und eines Dienstbarkeitsbestellungsvertrags an den neuen Grundstücken der KatG Leopoldau mit der CTF Finanzierungsberatungs- und Betreiber GmbH.

Herr GR Hora leitet als Berichterstatter die Debatte ein. - Bitte.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Normalerweise würden wir so einem Projekt zustimmen. Das ist ganz nach unserem Wunsch, es gibt an der Oberfläche jede Menge Rückbau. Es ist wirklich ein ganz tolles Projekt in der Odeongasse, mädchengerechter Spielplatz, schöne Wohnungen - mit einem einzigen kleinen Fehler: Es gibt darunter eine Volksgarage und es wird wieder einmal Geld eingegraben.

Es hätte auch gepasst, wenn es 20 Prozent an Garagenförderung gegeben hätte. Da hätten wir Ihnen zeigen können, dass genau diese Projekte es sind, die wir goutieren und bei denen wir es durchaus sinnvoll finden, wenn an der Oberfläche vom Rückbau gleich viele Stellplätze betroffen sind, wie unten errichtet werden und hinzukommen. Diese 124 Stellplätze wären gut aufgehoben, aber bei dieser Finanzierung können wir nicht mit. - Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist Folgender. Was uns ein bisschen stutzig macht, ist, dass es in Wien nicht so wahnsinnig viele verschiedene Garagenbetreiber gibt. Es sind zwei besonders wichtige Garagenbetreiber. Da muss ich vorher wiederum zitieren, um es auch im Protokoll festzuhalten: Kollege Neuhuber ist Aufsichtsratmitglied - nicht Vorständler, sondern Aufsichtsratsmitglied - und als Immobilienexperte dort dabei. Gemeinderat der ÖVP ist er allerdings schon, das muss ich dazusagen.

Wie gesagt, die STPM hat es aufgegeben, und jetzt ist dort die CTF, auch ein großer Garagenbetreiber. Wir finden das ein bisschen seltsam. Es hat eine lange Genese gegeben, zuerst einmal STPM, dann ein bisschen einen Teilungsvertrag. Was da herausgekommen ist, weiß ich nicht genau, das war nicht wirklich herauszufinden. Jetzt gibt es die CTF und trotzdem ist es eine Volksgarage geworden.

Deswegen müssen wir traurigen Herzens das Projekt ablehnen. Sonst wäre es eine wunderschöne Angelegenheit gewesen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Vorredner! 

Es ist ja selbstverständlich: Sie hören etwas von einem Parkplatz, Sie hören etwas von Garagen, damit sind Sie sofort der Meinung: da kann man nicht zustimmen, auch wenn es ein solches Projekt ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habe ich nicht gesagt! Zuhören!) Wenn Sie Ihre Kollegen aus der Leopoldstadt befragt hätten, hätten Sie erfahren, dass 20 Jahre lang diskutiert wurde. Jetzt ist mit diesem Baurechtsvertrag endlich der Grundstein dafür gelegt, dass dieses Projekt in die Endphase geht. Es ist ganz wichtig, weil das im Sinne der Bevölkerung ist.

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu diesem Poststück. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 45 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 46 (02151/2002-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Baurechtsvertrags sowie die Einräumung einer Option zum Abschluss eines Kaufvertrags in der KatG Landstraße zu Gunsten der "Steirereck Stadtpark GmbH in Gründung".

Auch hier wird Herr GR Hora die Debatte einleiten. - Bitte.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Poststück. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Ellensohn gelangt zum Wort. - Bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen! Sehr geehrte Herren!

Das Packerl, das ich mitgenommen habe, ist nichts anderes als der Akt. Ich werde nicht den ganzen Akt vortragen, das dient nur der Verbildlichung.

Die Meierei im Stadtpark hat in den letzten zwei Wochen, seit dem letzten Wohnausschuss, aus verschiedenen Gründen für ein bisschen Aufregung gesorgt. Die GRÜNEN haben gleich nach dem letzten Wohnausschuss die Art und Weise der Vergabe kritisiert, keine neun Tage später hat die FPÖ ebenfalls Kritik an der Vergabe geübt. Zwischendurch hat uns Herr StR VBgm Rieder erklärt, warum alles in Ordnung ist.

Aber fangen wir von vorne an. In diesem Akt findet sich betreffend Ausschreibung beziehungsweise betreffend andere Interessenten eine Zeile. Diese Zeile heißt, "Die notwendigen Adaptierungen an der Gebäudesubstanz haben die Finanzverwaltung veranlasst, mit Kaufinteressenten Kontakt aufzunehmen." Davon steht in dem Akt nichts, nicht ein einziger Kaufinteressent außer dem Steirereck steht dort drin - niemand! Da können Sie den ganzen Akt 15‑mal durchlesen. Es sind sehr oft Baurechtsverträge in kleinen Abänderungen drin, aber es steht nichts drin über irgendjemand, der einen Antrag gestellt hat, der gefragt hat, der mitgeboten hat oder sonst etwas - keine einzige Zeile!

Der Herr Stadtrat selbst macht am 16. Mai eine Presseaussendung und wird mit dem Satz zitiert: "Das Auswahlverfahren, an dem sich 23 Bewerber beteiligt haben, hält jeder juristischen Prüfung stand." - Jetzt sage ich einmal, vielleicht stimmt das sogar, dass es einer juristischen Prüfung standhält. Einer Prüfung der Opposition kann es nicht standhalten, weil wir das nicht wissen, niemand von uns.

Es geht sogar noch weiter. Denn es ist nicht so, dass man nicht gefragt hätte. Im Wohnausschuss wurden dazu Fragen gestellt, aber diese wurden allesamt nicht beantwortet: Es ist eh alles in Ordnung, also "fragt nicht blöd" - auf gut Deutsch -, und die Information ist Null. Wir wissen es nicht, oder es war alles in Ordnung. - Es ist schön, dass es für die SPÖ in Ordnung ist. Es wäre schöner für die GRÜNEN, wenn wir die Informationen im Akt finden würden.

Was ist überhaupt passiert, dass man sich jetzt aufregt? - Erstens gab es keine Ausschreibung. Gut, so ist es nicht zum ersten Mal. Zweitens: Was passiert jetzt dort?

Das geht ans Steirereck. Ich betone hier, das ist keine Kritik am Steirereck, sondern es ist eine Kritik an der Art und Weise, wie die SPÖ mit dem Stadtpark und mit der Meierei umgeht. Dort können sie natürlich nichts dafür. Sie machen das, was ein Privater macht, sie versuchen, für sich einen möglichst guten Vertrag auszuhandeln. Das ist kein Verbrechen. Sie versuchen, für sich einen Vorteil herauszuholen. So weit, so gut.

Den Fehler hat nicht das Steirereck gemacht. Auch da muss man wieder die SPÖ kritisieren. Denn Sie rücken dieses Lokal in ein schlechtes Licht. Dort kommen sie in die Medien hinein, als ob sie das größere Verbrechen begangen hätten, und die Kritik an der SPÖ fällt fast hinter die Kritik am Steirereck zurück. Ob dort am Schluss eine Spitzen-Gastronomie sein wird oder nicht, ist jetzt nicht das Hauptproblem. Das hätte man feststellen können, indem man eine Ausschreibung macht. Nicht nur für die Spitzen-Gastronomie, sondern: Was hätte man überhaupt dort machen können? - Nichts, keine Idee, niemand ist gefragt worden!

Wie hätte man es machen können? - Bei einer Ausschreibung hätten sich vielleicht nicht nur McDonald's, Starbucks und ich weiß nicht, wer alles melden müssen, sondern es wären vielleicht auch andere Interessenten an die Stadt herangetreten. Immerhin hat dort in den letzten zehn Jahren einiges an Kultur-Events, Jugend-Events und Clubbings stattgefunden, was es in Zukunft alles nicht mehr geben wird. Daher ist neben den Sofiensälen jetzt auch die Meierei für die Jugend versperrt.

Aber schauen wir uns jetzt den Baurechtsvertrag im Einzelnen an. Der Baurechtsvertrag läuft auf 99 Jahre, das ist nichts Ungewöhnliches. Der Bauzins beträgt im Jahr 72 600 EUR, das entspricht in altem Geld ungefähr 1 Million S. Für die ersten drei Jahre sind es nur 30 Prozent davon, längstens drei Jahre oder bis zur Inbetriebnahme, wenn es schneller gehen sollte.

Jetzt kommt aber die Superklausel, die ausverhandelt wurde: Je nachdem, wie viele Autos dort zufahren dürfen, und je nachdem, wie viele Parkplätze es gibt, verändert sich dieser Bauzins, und zwar gravierend. Wenn nach 19 Uhr keine Autos zufahren dürfen - keine Pkw, keine Taxis et cetera -, sinkt dieser Bauzins auf 25 Prozent. Das ist schon ein schöner Unterschied, damit sind wir noch bei 18 150 EUR.

Wenn dort überhaupt keine Autos zufahren dürfen - was für manche Parks nicht ungewöhnlich ist und was auch im Stadtpark nicht ungewöhnlich wäre; je länger Sie freilich Ihre Parkgaragenpolitik fortsetzen, desto weniger Parks wird es am Schluss geben, aber da wäre es noch nicht notwendig, dass man mit dem Auto hineinfährt -, fällt der Zins überhaupt auf 0 EUR jährlich und beträgt somit genau gar nichts! Es kostet dann einfach nichts.

Jetzt könnten wir sagen, sie hätten es komplett geschenkt bekommen. Ganz so einfach ist es natürlich nicht, dort sind zahlreiche Adaptierungsarbeiten zu machen, und man darf nicht einfach abreißen und wieder aufbauen. Es wird geschätzt, dass das Steirereck - wenn sie es bekommen werden und wenn heute der Zuschlag durch die Stimmen der Sozialdemokratie erfolgt - in etwa 4,5 bis 5 Millionen EUR brauchen wird, um das Objekt instand zu setzen.

Diese unklare Zufahrtsregelung wird aber nicht vorher ausgemacht, sondern sie steht jetzt im Vertrag drin. Das heißt, wir beschließen heute etwas beziehungsweise die Sozialdemokratie beschließt heute etwas, wovon wir gar nicht wissen, was nachher daraus wird. Was ist das für ein Umgang mit dem Stadtpark, wenn man sagt: Zuerst verkaufen wir es? - Im Übrigen ohne genaues Konzept - auch das ist nicht zu finden! Es ist zwar die Rede davon: wir machen da nicht nur Spitzen-Gastronomie, sondern auch irgendetwas anderes - aber es ist nichts Genaues darüber zu finden. Möglich, dass es die Sozialdemokratie weiß; von der Opposition weiß es niemand genau, zumindest nicht aus dem Akt. Ohne ein Konzept dafür, was dort passiert, ohne ein Konzept für die Parkplätze, ohne ein Konzept dafür, wer wie wo zufährt, ohne all das soll das heute beschlossen werden. Und es ist eh alles in Ordnung, wie ich mehreren Aussendungen, mehreren APA-Meldungen von Herrn VBgm Rieder entnehmen kann.

Na, was ist denn da in Ordnung? - Wenn das in Ordnung ist, dann frage ich mich wirklich: Wie stellt sich die Sozialdemokratie vor, dass man in Wien irgendetwas vergibt? Wie soll das ungefähr laufen? Da setzen Sie sich zusammen, irgendjemand von Ihren Leuten, von Ihren Ressorts redet mit irgendwelchen Interessierten, und die bleiben natürlich bis zum Schluss anonym. Ob es 23 sind oder nicht, wissen wir nicht genau.

Was wir schon wissen, ist, dass Leute von sich aus an die Stadt herangetreten sind und die Stadt gefragt haben: Wie sieht es denn mit der Meierei aus? Was kann man dort machen? Gibt es da eine Möglichkeit, kann man einen Vertrag kriegen? - Sie haben nicht einmal alle eine schriftliche Antwort bekommen! So funktioniert das nämlich, weil die Vergabe schon vorher geklärt war. Es ist ja nicht notwendig, zu informieren: weder die Opposition zu informieren, noch einen Interessenten zu informieren. Es ist alles klar und es ist alles in Ordnung, weil es die Sozialdemokratie schon richten wird. 

Besonders frech und enttäuschend finde ich es eigentlich, dass, wenn im Wohnausschuss dazu Fragen gestellt werden, einfach nichts gesagt wird. Wissen wir nicht, keine Ahnung; wer waren die Interessenten - weiß ich nicht! - Das halte ich für derart frech, dass ich sagen muss: Wenn das der Umgang ist, so war das auch das, was man mir, bevor ich in den Gemeinderat gekommen bin, darüber erklärt hat, wie das hier ungefähr vor sich geht.

Und bei manchem habe ich gesagt: Nein, das glaube ich nicht, das können die so nicht machen! Sie machen es aber genauso und haben überhaupt nichts dazugelernt. Das ist einer der Kritikpunkte an der Sozialdemokratie über viele Jahre hinweg, die sie im Bund zum Beispiel irgendwann einmal auch Stimmen gekostet haben, das ist der Umgang mit den Bürgern und Bürgerinnen in der Stadt. 

Es wäre auch möglich gewesen, dort zum Beispiel Anrainer und Anrainerinnen einzubeziehen. Das hat es natürlich auch nicht gegeben. Also die Opposition nicht, die Leute, die sich dafür interessieren, nicht, die AnrainerInnen nicht, einfach überhaupt niemand wurde einbezogen. Die einzigen Leute, die einbezogen wurden, sind die sozialdemokratischen Gemeinderäte. Aber "einbezogen" ist schon zu viel gesagt, denn sie wissen es ja auch nicht. Einige Leute haben sich das irgendwie ausgemacht. Es wissen von den 100, die da herinnen sitzen, wahrscheinlich keine 15, was da genau abgelaufen ist, denn die im Wohnausschuss von der Sozialdemokratie haben es auch nicht gewusst. Das sind 9 Leute und die wissen es auch nicht, wieso soll es dann jemand aus einem anderen Ausschuss wissen. 

Was würden wir uns jetzt noch wünschen? - Nachdem Sie sich darauf festgelegt haben, dass Sie dem heute zustimmen, werden wir jetzt nicht lange appellieren und sagen, überlegt euch das noch einmal, aber wir werden einen Beschlussantrag einbringen:

"Das Kontrollamt der Stadt Wien möge die Vergabe der Meierei im Wiener Stadtpark überprüfen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Kontrollausschuss.

Und jetzt kommt natürlich das Problem: Im Kontrollausschuss braucht man eine Mehrheit dafür. Daher hoffe ich, dass wenigstens die Sozialdemokratie, die ja über Aussendungen x‑mal gemeldet hat, dass ohnedies alles in Ordnung ist - Sie haben also Ihrer Ansicht nach nichts zu fürchten -, im Kontrollausschuss für diesen Antrag der GRÜNEN ist und so eine Mehrheit gefunden wird, das heißt, dass die Sozialdemokratie auch zustimmt.

Ich kündige auch gleich an, dass wir auch den Antrag der Freiheitlichen Partei diesbezüglich unterstützen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Es ist eigentlich ungeheuerlich, wie man mit Gemeinderäten dieses Hauses umgeht. Wir haben schon gehört, dass im Wohnbauausschuss auf Fragen nicht geantwortet wurde, dass im Inhalt eines Vertrags die wesentlichen Punkte nicht zu finden waren. Als dann weitergebohrt worden ist, hat man gesagt, jawohl, man wird einen Bericht machen, man wird nähere Details liefern. Tatsache ist, dass bis zum heutigen Tag, bis zur heutigen Stunde keine wesentlichen Informationen gekommen sind, weder von Seiten der Finanz noch von Seiten des Wohnbaustadtrats.

Meine Damen und Herren! Keine Antwort bezüglich Verfahren über die Interessentensuche, keine Antworten im Ausschuss, ob und warum man vielleicht den einen oder anderen nicht beachtet hat und warum man dieses Vertragswerk so gestaltet hat. 

Prinzipiell sage ich, ist es positiv, wenn die Stadt Privatunternehmen, Initiativen und Investitionen, die Gewinn bringend sind, fördert, denn sie sind auch diejenigen, die für das Steueraufkommen sorgen. Damit stehen wir im Gegensatz zu den GRÜNEN, die meistens jede Privatinitiative untergraben und sie für absolut negativ erklären.

Meine Damen und Herren! Dieser Baurechtsvertrag mit der Steirereck GesmbH ist ein Vertragswerk, das eindeutig zu Lasten der Stadt, zu Lasten des Steuerzahlers geht. Wir haben schon solche Verträge gehabt. Wenn Sie sich erinnern, so haben wir beim Kahlenberg einmal Verträge gehabt. Die Unternehmen sind weg, und was ist übrig geblieben? - Eine Ruine ist geblieben. Das ist eine Vorgangsweise, die nicht positiv gewählt worden ist. Das wiederholt sich von Zeit zu Zeit, und Sie haben nichts daraus gelernt. Der Steuerzahler ist im weitesten Sinne derjenige, der das gesamte Risiko trägt.

Es handelt sich hier um ein unausgegorenes Vertragswerk. Kein Rechtsanwalt und auch niemand sonst würde so einen Vertrag, wenn er so einseitig ist, akzeptieren. Zwei Wirtschaftstreibende würden so einen Vertrag nicht abschließen, aber die Stadt, die macht das. Bei der Stadt ist alles möglich, bei der Mehrheit dieses Hauses, die mit Macht alles durchpeitscht, ist das möglich. 

Es ist ein Faktum, meine Damen und Herren, dass die Stadt einen Passus hineingebracht hat, der besagt: Wenn die Zufahrt nicht gewährleistet ist oder wenn sie ab 19 Uhr erschwert wird, dann wird ein Nachlass bis auf 25 Prozent gewährt. Nicht um 25 Prozent, sondern bis auf 25 Prozent! Und ein kompletter Nachlass erfolgt dann, meine Damen und Herren, wenn noch mehr Erschwernisse auftreten und es fast unmöglich sein wird. 

Derzeit ist eine Zufahrt kaum möglich. Es erfolgte keine Klärung mit der MA 42, was mit dem Baumbestand geschieht. Auch das bedarf sicherlich vor einem Vertragsabschluss einer entsprechenden Klärung. Die Meierei wird außerdem kostenlos übertragen. Das heißt, der Baurechtsnehmer bekommt eigentlich das gesamte Grundstück kostenlos oder fast kostenlos und hat sogar die Möglichkeit, innerhalb von drei Jahren auszusteigen. Wenn er also sieht, er macht dort keine Gewinne, dann steigt er aus, und die Stadt muss ihm die Investitionen bis zu 75 Prozent vergüten. Es ist keine Höhe genannt, weder wie hoch die Investitionen sind noch wie hoch die Vergütung sein wird. Auch das ist ein Risiko der Stadt und eine Einseitigkeit. 

Das Risiko ist also, wie gesagt, einseitig verteilt. Bei so einem Vertragswerk sollte es doch so sein, dass das Risiko bei beiden liegt, denn so ein Unternehmen hält es, glaube ich, sehr wohl aus, ein bisschen Risiko zu tragen. Kommt es aber zu Gewinnen, meine Damen und Herren, so hat die Stadt dann überhaupt keine wie immer geartete Beteiligung. Bei Garagen geht sie her und sagt, sie wird sich prozentmäßig daran beteiligen, doch das fehlt zum Beispiel in diesem Vertrag. 

Natürlich kann man sagen, man ist froh, dass man das wegbekommt, und man verzichtet darauf, aber ich glaube, im Sinne des Steuerzahlers wäre es auch hier wichtig, darüber nachzudenken, ob diese Vorgangsweise richtig ist, ob hier nicht vielleicht eine Erhöhung der Pacht vorgesehen werden kann.

Meine Damen und Herren! Wo bleibt - wir haben es schon gehört - das gesamte Nutzungskonzept? - So einen Vertrag, wie er hier vorgelegt worden ist - ohne Nutzungskonzept und in einer Einseitigkeit, wie wir sie eigentlich selten erleben -, den würde sich so mancher Geschäftsmann, so mancher Unternehmer in anderen Bereichen gerne wünschen. Das ist eine einseitige Bevorzugung, und ich glaube, dass es sehr wohl gut ist, wenn man so etwas hinterfragt. Deshalb werden wir auch dieser Untersuchung unsere Zustimmung geben. 

Meine Damen und Herren von der Mehrheit dieses Hauses! Ich ersuche Sie, in Zukunft solche Geschäftsstücke nicht mehr vorzulegen, denn das ist nicht nur unanständig, sondern das geht gegen die Steuerzahler. Das geht nicht gegen irgendeinen Politiker oder gegen irgendjemanden sonst, sondern Sie handeln fahrlässig gegen den Steuerzahler. Daher werden wir diesem Geschäftsstück nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe bereits im Wohnbauausschuss mein Entsetzen darüber ausgedrückt, dass ich in meiner jahrelangen Tätigkeit als Bezirksvorsteher-Stellvertreter, als Gemeinderat, als Mitglied des Kontrollausschusses, des Wohnbauausschusses so einen Vertrag mit so einem Inhalt noch nie zu Gesicht bekommen habe. Es ist dies ein Vertrag, der so offensichtlich einen Bewerber begünstigt, ein Vertrag, für den niemand verantwortlich zu sein scheint, denn der zuständige Wohnbaustadtrat Faymann sagt ja auch, er weiß nichts davon, das ist alles über die Finanz ausgehandelt worden. Er kann zu den Konditionen nichts sagen, er kann nicht sagen, wie viele Bewerber es gegeben hat, es geht ihn auch ein Konzept nichts an. 

Das Stadtgartenamt, die MA 42, ist bisher offensichtlich überhaupt noch nicht eingebunden worden, obwohl es demnächst bei einem Picknick Wächter vor jeden Baum hinstellen wird, damit den Bäumen nichts passiert. 

Gleichzeitig macht StR Faymann mit seiner MA 69 einen Vertrag, in den er hineinschreibt, die Stadt Wien verpflichtet sich, die Zufahrt zu ermöglichen. Sie oder Ihre Abteilung 69 haben es nur offensichtlich nicht ganz geglaubt, denn, wie schon ausgeführt wurde, steht ja da drin, wenn ab 19 Uhr keine Zufahrt mit Pkw möglich ist, dann gehen wir vom ohnehin geringem Bauzins noch um drei Viertel herunter auf 25 Prozent. Und es könnte sein, dass man überhaupt schwer zufahren kann, dann zahlt der Baurechtsnehmer null. Also, das ist doch ein herrliches Geschenk.

Ich sage aber nicht, dass das deshalb zustande gekommen ist, weil bereits 1995 einmal in einer bunten Tageszeitung getitelt wurde, "Häupl und Zilk genießen im Steirereck" - das Steirereck hat ja dann ein paar Jahre später von StR Faymann und von der Stadt Wien auch sehr günstig ein Haus gekauft -, sondern das ist offensichtlich zustande gekommen, weil hier viele Bewerber nicht zum Zug kamen.

Und da kann ich den Grünen nur sagen, wir wissen schon, dass es viele Bewerber gegeben hat, die keine Antwort bekommen haben. Die gab es schon im Vorfeld, lange vor der Begründung; die Stadt Wien hat sich auf Interessentensuche gemacht. Die hätte gar nicht suchen müssen, denn sie hat jahrelang vorher schon eine ganze Reihe von Bewerbern gehabt. Die Stadt Wien hat elf Jahre lang prozessiert mit dem Voreigentümer und wusste daher, dass das Grundstück und die Meierei demnächst frei werden. Sie wusste es und konnte sich auf eine Nachnutzung vorbereiten. Sie hat kein Konzept entwickelt. Es gibt auch heute noch kein Konzept, aber es gibt einen Vertrag, einen sehr fragwürdigen Vertrag, hinsichtlich dessen Sie sich wirklich den Vorwurf der einseitigen Begünstigung eines Bewerbers gefallen lassen müssen, vor allem dann, wenn Herr Finanzstadtrat Rieder überhaupt nicht bereit ist, auch nur irgendetwas dazu zu sagen, außer dass er sagt, es gab ein ordnungsgemäßes Verfahren. 

Wir wissen, dass es keine Ausschreibung gab, wir wissen, dass es keine ordnungsgemäße Interessentensuche gab, sonst wäre das irgendwo verlautbart worden, wie zum Beispiel demnächst bei der "Stadt des Kindes". Da werden Interessenten gesucht. Hier hat man nichts gehört, trotzdem wussten sehr viele, dass es da einen Standort gibt, der interessant wäre für eine Gastronomie. 

Eine Reihe von Bewerbern - darauf wird Kollege Strache noch eingehen - hat sich an uns gewendet, und Kollege Strache wird belegen und beweisen, wie hier mit seriösen Bewerbern seitens der SPÖ-Stadtregierung umgegangen wird. Ich sage Ihnen, Herr StR Faymann und Herr StR Rieder, das ist ein Skandal! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist nicht der Skandal, wenn Freiheitliche, Grüne und in dem Fall auch die ÖVP dagegen wettern, wie Sie Verträge abschließen: so unter der Decke, ein bisschen Geheimhaltung, irgendwer wird es schon gemacht haben, irgendwer wird schon verantwortlich sein und irgendjemand hält schon den Kopf hin. Zuständiger Stadtrat in dem Fall ist StR Faymann, aber in Wahrheit ist es die gesamte Stadtregierung, die hier zum Schaden der Wiener Steuerzahler Verträge schließt, die - das ist von meinen Vorrednern schon ausgeführt worden - wirklich so schlimm sind, dass sich jeder fragt: War die MA 69 da beteiligt? - Ich kenne sehr gut die Verträge der MA 69. Dort sind Experten, die wissen, was sie tun. Daher gehe ich einmal davon aus, sie haben diesen Vertrag so geschlossen, weil er ihnen ganz eindeutig so vorgegeben wurde, ohne dass sie einen Spielraum hatten. 

Und wenn Sie sich überlegen, dass jemand neben den begünstigten Pachtzahlungen von vornherein das Recht einer Kaufoption bekommt - praktisch vom ersten Tag an -, und Sie in diese Kaufoption hineinschreiben, dass dann nur der Freigrundwert des Grundstücks zu zahlen ist, was bedeutet denn das, Herr StR Faymann? - Sie haben diesen Vertrag ja verantwortlich abgezeichnet. Das bedeutet, Sie verschenken, wenn Sie hier den Gemeinderatsbeschluss mit Ihrer Machtmehrheit so fassen, morgen, übermorgen die Meierei. Denn für die Meierei zahlt derjenige, der die Kaufoption ausübt, überhaupt keinen Euro. Null! Er kauft dann mit der Grünfläche einen billigen Grund. Er hat eine Kaufoption. 

Steckt hier Absicht dahinter? Kann es Dummheit einer Magistratsdienststelle sein? - Ich glaube nicht, ich glaube, dass hier sehr wohl Absicht dahinter steckt und dass deshalb seitens der Verantwortlichen auch niemand bereit ist, klar Auskunft zu geben: Wie ist das Verfahren abgelaufen? Wie wurde das Verfahren durchgeführt? Wie wurde der Bewerber ausgewählt? Warum wurde dieser Bewerber ausgewählt? 

Dazu ist bisher niemand bereit, doch Sie und Ihr Kollege Rieder werden Gelegenheit haben, darüber Auskunft zu geben, weil wir hier, ebenso wie die Grünen, einen Beschlussantrag auf Untersuchung durch das Kontrollamt einbringen, wobei wir klar und deutlich wissen möchten, warum dieser eine Bewerber zu einem so günstigen Vertrag kommt, wie ich ihn, wie gesagt, in anderen Fällen noch nie gesehen habe, obwohl man schon viel Schlimmes von einer sozialistischen Stadtregierung erlebt hat. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu unserem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Fortsetzend bei den Ausführungen meines Kollegen GR Wagner möchte ich sagen, dass es schon auch bezeichnend ist, dass sich, wenn man die heutige Debatte und auch die Wortmeldungen ansieht, kein Vertreter der Stadtregierungspartei zu diesem Akt zu Wort meldet. Schweigen im Walde! Schweigen im Walde im Ausschuss (Zwischenruf des GR Mag Andreas Schieder.), von Seiten der Landesregierung, überall wird geschwiegen, und das ist für mich ganz klar ein Schuldeingeständnis, Herr Kollege. Wenn man nichts sagen kann oder nichts sagen will, na, worauf ist das zurückzuführen, Herr Kollege? - Darauf, dass man offensichtlich - und in diesem Fall wahrscheinlich wirklich - Dreck am Stecken hat. Irgendetwas ist hier ganz bewusst in eine nicht legitime Richtung gelaufen und ich werde Ihnen dann auch sagen, woran wir das noch festmachen und wie wir das auch belegen können. 

Herr StR Rieder hat in einer Presseaussendung geschrieben, dass das eine Bereicherung ist in Zukunft, wenn das Steirereck die Immobilie erhält. Das wäre ja prinzipiell, wenn es eine Ausschreibung gegeben hätte, wenn es ein nachvollziehbares Verfahren gegeben hätte und wenn die Steirereck GmbH auch wirklich Bestbieter gewesen wäre, etwas gewesen, was jeder unterschreiben würde in diesem Haus. Aber es ist ja so vonstatten gegangen, dass man sich von Seiten der Stadt Wien in keinster Weise irgendwelche Gedanken gemacht hat in der Öffentlichkeit, was man überhaupt mit dem Objekt vorhat. Es hat ja niemand in der Öffentlichkeit gewusst, ob man vorhat, dort in Zukunft wieder zu verpachten, ob man vorhat, das Objekt zu verkaufen oder eine Art Baurechtsvertrag, so wie er heute zum Beschluss steht, vorzunehmen. 

Es haben sich deshalb neben der Steirereck GmbH auch viele Topgastronomen dieser Stadt - viele Topgastronomen, die mit dem Steirereck sicherlich ebenbürtig in Konkurrenz stehen könnten - auf Verdacht hinauf von sich aus beworben. Sie haben sich gesagt, da wird irgendwann einmal etwas anstehen in der Stadt, deshalb sind sie sozusagen rein präventiv rechtzeitig schon an die Verantwortlichen in der Stadt herangetreten, um ihr Kauf- oder auch ihr Pachtinteresse zu dokumentieren. Viele der Bewerber haben ja sowohl Kauf- als auch Pachtinteresse zum Ausdruck gebracht, haben auch konkrete Angebote auf den Tisch gelegt, haben auch Nutzungskonzepte auf den Tisch gelegt und wurden dann von der MA 4 immer wieder vertröstet. Man hat ihnen mitgeteilt hat: Kein Problem. Wir freuen uns, dass Sie sich gemeldet haben. Wir werden uns bei Ihnen melden. Es wird eine öffentliche Ausschreibung geben - ich zitiere; das wurde den Interessenten von der MA 4 bekannt gegeben -, Sie werden angeschrieben, Sie werden eingeladen und können dann Ihr Angebot noch einmal entsprechend konkretisieren. 

So war die Vorgangsweise von Seiten der MA 4, und dann müssen die Bewerber plötzlich erfahren, was los ist. Wir gehen bei den Bewerbern jetzt von der Zahl 27 aus. Deshalb wird es dann auch spannend sein, was überhaupt noch bei dieser Causa herauskommen wird. Wir haben von einer Zahl 27 erfahren, und zwar auch aus der MA 4, auch wenn Herr StR Rieder in einem Pressedienst plötzlich gesagt hat, es sollen doch nur 23 sein. Interessanterweise wurde uns von der MA 4 mitgeteilt, es seien 27. Es haben sich in der Zwischenzeit auch 6 dieser 27 bei uns gemeldet und diese 6 haben uns auch das Procedere beschrieben, wie das abgelaufen ist. 

Es ist heute schon vieles im Detail gesagt worden. Es ist die Unglaublichkeit festgestellt worden, dass man in diesem Fall jemanden begünstigt und klar und deutlich Günstlingswirtschaft betreibt. Ich sage das auch ganz offen so, denn es ist ja so etwas Ähnliches bei der Steirereck GmbH oder beim Besitzer des Steirerecks schon einmal passiert. Es hat ja schon einmal auch in dieser Frage mit dem Unternehmen etwas gegeben, nämlich im Jahr 1998. Damals hat sich, wie wir ja wissen, das Steirereck in einem Gemeindebau befunden. Im Jahr 1998 war das insofern interessant, als sich die Gemeindebaumieter dieses Hauses in der Rasumofskygasse Hilfe suchend an die Gemeinde Wien gewandt haben und nicht verstehen konnten, dass dort der Unternehmer zusätzlich zu seinem Lokal, das er schon gehabt hat, noch einmal sieben Gemeindewohnungen extra für Lagerräumlichkeiten und Abstellräumlichkeiten bekommen hat. Da ist es zu gewissen Unruhen auf Seiten der Bewohner gekommen, weil sie sich durch gewisse Dinge belästigt gefühlt haben und eben an die Gemeinde herangetreten sind. Damals hat die Gemeinde das ganz locker gelöst. Man hat die Gemeindemieter im Regen stehen gelassen und hat das Haus gleich über ein paar Ecken einer Gesellschaft verkauft, wodurch wiederum der Besitzer des Steirerecks dann zum Eigentümer geworden ist. Das war sozusagen die Problemlösung der Gemeinde: Man verkauft das Haus, und zwar auch unter seinem eigentlichen Wert, und somit ist das Problem gelöst. Die Gemeindebaumieter sind plötzlich keine Gemeindebaumieter mehr, die sollen sich in Zukunft quasi beim Salzamt beschweren oder eben den Gerichtsweg beschreiten.

Und jetzt kommt das wieder zum Tragen, dass der Eigentümer ganz, ganz offensichtlich begünstigt wird, dass eine Günstlingswirtschaft vorliegt. Wir haben es heute schon mehrmals detailliert aufgelistet bekommen: Der Vertrag ist ja wirklich ein Witz, ein schlechter Witz auf Kosten - das wurde schon festgehalten - der Steuerzahler, auf Kosten der Wiener. Ich wiederhole es noch einmal, weil es ja wirklich nicht oft genug wiederholt werden kann, dass jemand einen Baurechtsvertrag bekommt, wo man weiß, dass das Objekt heute 50 bis 70 Millionen S wert ist, sprich, einen Wert von 3,6 Millionen EUR bis 5 Millionen EUR hat, wenn man es verkaufen will. 

Also man geht her und gibt jemandem einen Baurechtsvertrag, wofür er 1 Million S im Jahr Miete zu zahlen hat, und man weiß, dass er laut Professionalisten, die das geschätzt haben, nur 1,5 Millionen EUR pauschal in dieses Objekt investieren muss. Außerdem besitzt er dann nach drei Jahren natürlich auch ein Kaufrecht - in den ersten drei Jahren kann nur er aussteigen aus dem Vertrag, die Gemeinde Wien nicht, er kann -, und wenn er nach drei Jahren sagt, jetzt möchte ich es kaufen, dann muss die Gemeinde Wien es ihm auch verkaufen, und zwar zu den Bedingungen, die sie ihm vorgegeben hat, nämlich zu dem geringfügigen Quadratmeterpreis, den heute Kollege Wagner schon erwähnt hat. Und das Objekt, das denkmalgeschützte Objekt wird ihm geschenkt. 

Das heißt, das Eigentum der Wienerinnen und Wiener wird verschenkt, anstatt dass man hergeht und das macht, was eigentlich jeder Wiener erwartet. Es wird erwartet, dass eine öffentliche Ausschreibung stattfindet, dass man ein Konzept vorlegt, was man sich vorstellt mit dem Objekt, und dass man dann auch den Bestbieter berücksichtigt, weil es zum Nutzen und zum Vorteil der WienerInnen sein sollte und nicht, damit irgendjemand mauscheln kann, und nicht, damit irgendjemand vielleicht irgendwie etwas in seine eigenen Taschen wirtschaften kann auf Kosten der Allgemeinheit. 

Das kann es doch wirklich nicht sein. Aber so frech wird in dieser Stadt vorgegangen. Das ist die Präpotenz der Macht, die die Sozialisten in dieser Stadt leben seit dem letzten Wahltag und auf Grund des Wahlausgangs. Die Wienerinnen und Wiener kriegen das auch immer stärker mit, weil sie es am eigenen Leib erleben. 

Ich sage Ihnen eines: Wenn von diesen 27 Interessenten, die sich schriftlich beworben haben, 6 zu uns kommen, teilweise Topgastronomen, teilweise Immobilientreuhänder, die alle ein Problem haben, nämlich dass sie kein Parteibuch der SPÖ haben und erkennen müssen, dass sie als Nichtsozialisten in dieser Stadt einfach nicht korrekt behandelt werden, und einfach wissen, dass sie keine Chance haben, nach objektiven Kriterien behandelt zu werden, dann sage ich: Das ist pfui, das ist nicht anständig, das ist zu verurteilen, das ist ein Skandal! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Da redet genau der Richtige!) 

Und wenn man dann hergeht und wieder schweigt zu den Fragen, die im Ausschuss kommen, betreten schweigt ... (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Ich sehe schon ein, dass Sie einen roten Kopf bekommen, Herr GR Schuster. Es ist klar, dass es Sie aufregt, dass Sie heute hören müssen, was in Ihrer Partei alles möglich ist. Sie wissen es wahrscheinlich eh besser als wir, aber es ist wichtig, das aufzuzeigen und auch nachzuhacken (Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher.), weil es keine Einzelgeschichte ist. Es ist keine Einzelgeschichte, ich werde aber jetzt noch nicht auf die weiteren Geschichten zu sprechen kommen, die sich in ähnlicher Weise in der Zwischenzeit aufgetan haben und sich auch im Bereich der MA 4 abspielen. Ich werde das in der nächsten Gemeinderatssitzung dann zum Besten geben, jetzt ist es noch ein bisschen zu früh. (GR Johann Driemer: Vergessen Sie es nicht!) Ich werde Sie dann an etwas erinnern, was sich nahtlos an diese Objektgeschichte anreihen lässt. 

Aber eines ist klar: Bei der Clubbing-Szene, die ja seit Jahren dort die Möglichkeit gehabt hat - zum Glück die Möglichkeit gehabt hat und auch hat -, für die Jugend Veranstaltungen durchzuführen, die gut besucht gewesen sind, die auch gut angekommen sind bei den jungen Menschen der Stadt, haben Sie sofort erkannt, dass Sie die Betreiber des Clubbings quasi schnell loswerden müssen, damit die nicht ungut werden, damit die nicht sozusagen noch ein Hölzerl in den Vertrag hineinschmeißen können. Also musste schnell eine Lösung gefunden werden.

Dort, wo die Stadtregierung oftmals jahrlange braucht, eine Lösung zu finden, geht es dann plötzlich, wenn man jemanden begünstigen will, einen guten Freund vielleicht, der der Partei nahe steht. Da findet man sofort eine Ersatzlösung, da ist sofort die Babenberger-Passage gefunden worden als Ausweichort, um die Jugend-Clubbing-Betreiber ruhig zu stellen, zufrieden zu stellen. 

Aber der eigentliche Hintergrund, der uns dabei stört, ist vielleicht schon dahingehend festzumachen: Wir hätten uns vorgestellt, dass man - wie das heute auch schon der Kollege Ellensohn angesprochen hat - der Jugend in Wien, der ohnehin schon die Sofiensäle abhanden gekommen sind auf Grund des Brandes, nicht auch noch die Meierei wegnimmt. Man hätte doch ein Nutzungskonzept machen können, man hätte von Seiten der Stadt Wien ausschreiben können, dass die Meierei in Zukunft für jenen Betreiber zu kaufen oder zu pachten ist, der eine Mehrfachnutzung vorsieht und nicht nur eine Gastronomie für die oberen Zehntausend, Herr GR Schuster, also die Meierei nicht nur sozusagen für die oberen Zehntausend in Zukunft zu ermöglichen und für alle anderen Wienerinnen und Wiener zu verunmöglichen. 

Das kann doch bitte nicht der Sinn sein! Es hätte doch das Ziel der Stadt sein sollen, dass man für die Meierei eine Nutzungsmöglichkeit für Interessenten vorgibt, die gewährleistet, dass wirklich alle Wienerinnen und Wiener dort Platz haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber das zeigt natürlich, dass die Jugend bei Ihnen keinen hohen Stellenwert genießt, genauso wenig wie die Objektivität und genauso wenig wie Nichtsozialisten in dieser Stadt, die von Ihnen weder objektiv noch korrekt behandelt werden. Das schließt sich nahtlos an viele andere Dinge an, die Sie in dieser Stadt auch schon betrieben haben. Das ist - da möchte ich beim ÖVP-Gemeinderatskollegen anschließen - nicht nur unanständig, das ist eine Zumutung, es ist ein Verschleudern des Eigentums der Wienerinnen und Wiener, es ist eine Freunderlwirtschaft, wie sie im Buche steht. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie haben einmal mehr bewiesen, dass Sie mit einer Arroganz und Präpotenz in dieser Stadt vorgehen und sich nicht einmal genieren. Sie sollten eigentlich unter den Bänken verschwinden, so genieren sollten Sie sich, über Ihre offensichtliche Vorgangsweise in dieser Causa. 

Ich sage: Wenn Sie nichts zu verstecken haben, dann werden Sie heute auch unserem Antrag auf Kontrollamtsuntersuchung zustimmen, weil Sie ja ein Interesse daran haben müssen, das, was ich heute hier aufgezeigt habe in meiner Wortmeldung, auch zu widerlegen. Haben Sie kein Interesse, stimmen Sie dem Antrag nicht zu, dann bestätigen Sie nur, dass all das, was wir heute von uns gegeben haben, auch stimmt. Und dann, sage ich, ist die Stadtregierung rücktrittsreif. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Schieder zum Wort gemeldet.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Strache! So wie Sie sich geirrt haben, als Sie behauptet haben, es wird keiner von uns zu diesem Thema reden, sich aber jetzt herausstellt, dass doch jemand redet (GR Heinz Christian Strache: Sie haben sich jetzt erst gemeldet!), genauso falsch liegen Sie auch mit der restlichen Einschätzung in dieser Sache Ihrerseits. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich möchte Sie zum Beispiel darauf hinweisen, dass beim Haus in der Rasumofskygasse, das ja auf Grund eines Rechnungshofberichts verkauft werden musste, weil es kein Gemeindebau, sondern ein im Eigentum der Gemeinde Wien befindliches privates Miethaus war, im Zuge des Verkaufs - genauso wie auch in anderen Fällen, wo das notwendig war auf Grund des Rechnungshofsberichts -, allen Mietern die Gesamtheit der Angebote unterbreitet wurde. Das reichte vom Kauf bis zum Umsiedeln in eine andere, in eine echte Gemeindewohnung. 

Alle diese Maßnahmen sind auch dort den Mietern angeboten worden, und meiner Information nach ist ja auch der Käufer des Hauses dann nicht das Steirereck allein gewesen, sondern der Kauf erfolgte gemeinsam mit einem Pelzhändler. 

Ich möchte Ihnen aber, weil Sie da behaupten, es gebe dann ein billiges Kaufrecht, raten, dass Sie sich vielleicht doch einmal bemühen, die Akten intensiver anzuschauen und durchzulesen. Wenn man sich den Vertrag durchliest, findet man auf Seite 7 unten den Punkt 16 - vielleicht wollen Sie sich das im Nachhinein noch genauer anschauen - und da steht genau, dass es um die Höhe des Zeitwerts geht, also dass dann zum Verkehrswert gekauft werden kann, wobei noch genau definiert ist, in welcher Zusammensetzung dieser Verkehrswert bestimmt werden kann.

So ist es halt eben, wie Sie es mit der Wahrheit halten. Das ist einfach falsch, sondern wenn verkauft wird, geschieht dies eben zum Verkehrswert. (GR Heinz Christian Strache: Lesen Sie sich den Vertrag durch! Von einem Betrag ist da keine Rede! Das kommt gar nicht vor!) Vielleicht dient es in Ihrer Partei dazu, weiter hinaufzukommen und vielleicht Parteivorsitzender zu werden, wenn man immer wieder Falsches behaupten. Es ist nur der Sache nicht wirklich dienlich. 

Wie Sie vielleicht wissen - Sie sind ja Mandatar des 3. Bezirks, und es wird Ihnen auch schon aufgefallen sein -, ist die Meierei in einem äußerst desolaten Zustand. Würde es den Denkmalschutz nicht geben, wäre dieses Haus schon längst wirtschaftlich abbruchreif. (GR Heinz Christian Strache: Warum haben Sie dann keine Ausschreibung gemacht und den Bestbieter genommen?)

Sie werden als Mandatar des 3. Bezirks sicherlich auch schon gehört haben, dass es für die Parkbesucher nicht sehr angenehm ist, wenn dort ein derart desolates Haus steht, und dass es bei einem leer stehenden Gebäude auch eine Vielzahl von negativen Auswirkungen gibt.

Zur Ermittlung des Werts der Liegenschaft haben sowohl die MA 40 als auch ein gerichtlich beeideter Sachverständiger Gutachten erstellt und beide sind ungefähr zum gleichen Ergebnis gekommen und haben auf Basis dieser Werte den Baurechtszins bewertet, der heute auch Teil dieses Vertrags ist. Also auch hier ein absolut normaler Zinswert in dieser Höhe.

Für die Stadt Wien war es irgendwie eine zwingende Vorgabe, dass ein solch prominenter Standort mit einem Objekt darauf nur als höchstwertig touristische Nutzung in Gebrauch genommen werden kann. Daher war es auch Absicht der Stadt Wien, in den interessierten Kreisen, in denen durchaus bekannt war, dass dieses Gebäude seit über einem Jahrzehnt leer steht, Interessenten zu suchen, und es haben sich auch 23 Interessenten beworben und an die Stadt Wien gewendet.

Es war aber auch klar, dass das, was bisher dort stattgefunden hat, indem sich eine Clubbing- und Event-Szene etabliert hatte, nicht unbedingt der ruhigen Nutzung eines Stadtparks entsprochen hat und daher für eine dauerhafte Nutzung irgendwie ein anderes Konzept zu suchen war. Daher wurden sowohl die Clubbing-Bewerber als auch die Immobilienverwerter nicht zur näheren Konsultation herangezogen, sondern die, die auch ein sinnvolles Konzept vorlegen können.

Ich wollte Ihnen aber auch sagen, dass eine Verwertung von Liegenschaften keinen EU-, bundes- oder landesrechtlichen Vergabebestimmungen unterliegt, weil ausschließlich finanzielle, monetäre Überlegungen über die bestmögliche Nutzung hierbei im Vordergrund stehen. Daher erfolgte auch dieser Vertragsabschluss unter Bedachtnahme auf die primäre Überlegung, dass unter den Interessenten, die sich gemeldet haben, derjenige ausgewählt werden soll, der das Beste aus diesem Objekt machen kann und der dieses Objekt einer sinnvollen touristischen Nutzung und einer gedeihlicher Entwicklung für die Wiener zuführen kann. (GR Heinz Christian Strache: Auf Zuruf haben Sie den Baurechtsvertrag gemacht! Ihr habt euch nicht einmal an die Interessenten gewendet!) 
Es wurde dann unter den verbliebenen Interessenten, das waren eben Gastgewerbetreibende, der Beste ausgewählt, und zwar insofern auch der Beste, weil mit der Übernahme nicht nur der Pachtzins anfällt, sondern auch ein hohes Investitionsvolumen gefragt ist. Denn das größere Problem bei diesem Objekt sind ja nicht die Pacht und die laufenden Zahlungen, sondern das große Problem ist die Revitalisierung dieses Gebäudes (GR Heinz Christian Strache: 1,5 Millionen EUR!), das sowohl unter Denkmalschutz steht - der Ihnen sonst immer so wichtig ist, wenn es um andere Ecken des 3. Bezirks geht -, als auch eine Investitionssumme von geschätzten 5 Millionen EUR benötigt. (GR Heinz Christian Strache: 1,5 Millionen EUR wurden geschätzt) Ich darf Ihnen das auch noch in unsere alte Währung umrechnen: Das sind rund 70 Millionen S, die hier zu investieren wären, weil eben die Unternehmung, die den Vertrag abschließt, sowohl die Ausgestaltung entsprechend den denkmalpflegerischen und den sonstigen notwendigen Auflagen als auch die harmonische Einbindung des Ganzen in den Stadtpark zu betreiben hat.

Vielleicht noch zu den Behauptungen bezüglich des niedrigen Pachtzinses und was in diesem Zusammenhang alles hier behauptet wird. Wenn die Auflage, dass ab 19 Uhr eine Zufahrt mit dem Taxi oder mit dem Pkw zum Ein- und Aussteigen möglich ist, nicht erfüllt werden kann, dann - und nur dann! - kommt der niedrigere Zins zum Tragen, aber diese Zufahrt ist durchaus zu ermöglichen und ist auch kein Problem. 

Ich darf Ihnen sagen, dass für den Lieferverkehr bei der alten Meierei, als sie noch in Betrieb war, eine wesentlich ungünstigere Variante bestand, denn da ist man bei der U‑Bahn-Station Stadtpark hineingefahren und dann das ganze Wiental entlang durch den Stadtpark, an allen Kinderspielplätzen vorbeigefahren, um dann bei der Meierei letztendlich ganz hinten zuzuliefern. Jetzt hingegen wird eine schnelle und kurze Zuliefervariante geschaffen. So gesehen, kommt es zu einer Verbesserung der Situation, auch eingedenk dessen, dass, wie ich gehört habe, auch geplant ist, einen beleuchteten Gehweg zu errichten, was auch im Sinne der Parkbesucher ist.

So möchte ich zum Abschluss der Diskussion über diese Frage - ich glaube nämlich, dass es gar nicht notwendig ist, noch länger über diese Frage zu diskutieren - noch einmal darauf hinweisen, dass der Pächter nicht nur eine Verpflichtung zur Zahlung eines Pachtzinses übernimmt, sondern der größere Brocken - wie man wienerisch sagt -, den er zu schlucken hat, sind die Kosten der Revitalisierung, die sich eben in einer Höhe von 5 Millionen EUR beziehungsweise 70 Millionen S bewegen. Und dieses Risiko und diese Verpflichtung wird der Pächter ganz alleine tragen. 

So gesehen ist es auch im Sinne der Stadt, dass ein über zehn Jahre leer stehendes Gebäude, das unter Denkmalschutz steht und in äußerst schlechtem Zustand ist, endlich wieder hergerichtet wird. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist nochmals Herr GR Wagner zum Wort gemeldet. - Bitte, beachten Sie Ihre Restredezeit! 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich brauche nicht so lange, es hätte auch eine tatsächliche Berichtigung werden können, aber das, was Herr Klubobmann Schieder hier ausgeführt hat, kann ... (Ruf bei den Grünen: Klubobmann ist er noch nicht!) Ah, Gemeinderat. Entschuldigung, GR Schieder. Ich habe ihn schon aufgewertet. Wenn er so die Interessen der Genossen vertritt, wird er sicherlich noch mehr als Gemeinderat. 

Herr GR Schieder! Sie sind hier herauskommen und haben gesagt, die Freiheitlichen oder der Kollege Strache hätten den Akt genauer lesen müssen. Gerade vorhin hat Ihnen jemand den Akt zugesteckt und auf eine Passage verwiesen, nur, derjenige, der Ihnen da geholfen hat, der hat sich leider geirrt, der hat Ihnen die falsche Seite gesagt. Denn ich sage Ihnen jetzt, worüber Sie reden und worüber wir reden. Sie versuchen hier wirklich mit eigentlich nicht erlaubten Tricks, Menschen hinters Licht zu führen, sie ein bisserl als unwissend hinzustellen und ihnen dann die Unwahrheit unterzujubeln. 

Sie haben hier eine Passage vorgelesen - ich habe mir das aufgeschrieben - und haben gesagt, Seite 7, Punkt 16 unten hätte man sich anschauen müssen, da wäre die genaue Vorgangsweise beschrieben, wie der Zeitwert mit Hilfe von Schätzmännern zu ermitteln ist und so weiter. Ich sage Ihnen, worauf sich das bezieht. Das bezieht sich darauf, dass nach Ablauf der 99 Jahre die Stadt Wien auf ihr Verlangen entweder das Baurecht zurücknimmt oder der Bauberechtigte neuerlich einsteigt, aber das bezieht sich nicht auf den Punkt, über den wir gesprochen haben. Deshalb schauen Sie jetzt bitte nach auf Seite 8, Punkt 19, wo die Stadt Wien den ... (GR Johann Driemer: Das ist ein Irrtum, Herr Gemeinderat! Das bezieht sich auf beides! Sowohl als auch! - GR Christian Oxonitsch: So viel zum Thema Irren und Unwahrheiten! - Amtsf StR Werner Faymann: Sie verstehen den Vertrag nicht!) Herr Stadtrat, ich verstehe den Vertrag schon, nur der Kollege Schieder hat ihn nicht verstanden und hat es falsch dargestellt. Kennen Sie auch den Vertrag? (GR Mag Andreas Schieder: Hier steht, "hat analog den Bestimmungen des Punktes 16 zu erfolgen! - GR Johann Driemer: Lesen!) Ja, ich kann es Ihnen auch vorlesen. Es bleibt mir so viel Zeit. Es steht da Pause, aber der Herr Vorsitzende hat sicherlich meine Zeit in Griff. (GR Mag Andreas Schieder: Da steht ja, analog Punkt 16!) Ja, aber das ist doch nur bei Auflösung. Das ist doch nur nach Ablauf des Pachtvertrags. Bitte klären wir das dann in einem Gespräch. 

Ich sage Ihnen, schauen Sie sich den Punkt 19 an! (GR Mag Andreas Schieder: Da steht doch, dass es analog zu Punkt 16 ist!) Wenn Sie mir zuhören würden, dann würden Sie begreifen. Es geht um folgenden Vorwurf: Gemäß dem Punkt 19 kann der Bauberechtigte jederzeit, also sofort nach Abschluss des Vertrags, eine Option auf Kauf, auf Eigentumserwerb ausüben. Wenn er Eigentümer wird, fällt das Baurecht, denn dann ist er nicht mehr Baurechtsnehmer, dann braucht er auch keinen Bauzins zu zahlen, denn er wird Eigentümer. 

Mein Vorwurf, unser Vorwurf ist: Wenn das jemand geschickt macht und Sie vereinbart haben, dass er als Kaufpreis den von Sachverständigen zu ermittelnden Freigrundwert - Freigrundwert, also ohne Gebäudewert - zu zahlen hat ... (Zwischenruf von amtsf StR Werner Faymann.) Herr Stadtrat, er zahlt nur den Quadratmeterpreis der Fläche, die er erwirbt, doch das Gebäude ist, wie Kollege Strache ausgeführt hat, Millionen Euro wert. Also, was machen Sie dann mit dem Gebäude? - Sie schenken es ihm, weil das Gebäude mit dem Grundkauf selbstverständlich mit ins Eigentum übergeht. Das kann nicht abgelöst davon weiterhin der Stadt Wien gehören. 

Das ist unser Vorwurf. Das ist jetzt - mag sein - Ihnen passiert, der MA 69 passiert, Herr Finanzstadtrat Rieder hat vielleicht versucht, das so hineinzubringen. Kann alles sein. Nur darüber kann man doch vorher reden und aufklären. Sie waren nicht imstande in der Wohnbauausschusssitzung, der Herr StR Rieder war nur imstande zu sagen, es ist alles ordnungsgemäß gelaufen, aber er hat bis heute nichts zum Verfahren erklärt, und Herr GR Schieder kommt heraus und sagt zum Verfahren wieder nichts, außer dass er falsche Passagen zitiert. 

Das ist der erste Punkt, der richtig zu stellen ist.

Im Übrigen wird, was die Rasumofskygasse betrifft, ebenfalls unwahr berichtet. Der Rechnungshof hat nicht im Detail Liegenschaften angeführt und gesagt: Liebe Gemeinde Wien, liebes Wiener Wohnen, die und die Liegenschaft musst du verkaufen! Das ist unrichtig dargestellt. Der Rechnungshof hat nur kritisiert, dass die Stadt Wien, die Gemeinde Wien Gemeindewohnungen in Häusern hat, die nicht wirklich so die klassischen Gemeindebauten sind. (GR Heinz Christian Strache: Und eine Ausschreibung hat es auch nicht gegeben!) 

Die Rasumofskygasse hat dem ja sehr lange Zeit entsprochen, bis Sie - offensichtlich nicht ganz ordnungsgemäß - dem Eigentümer Steirereck Gemeinde-
wohnungen als Lagerstätte vermietet haben, und dann kommen Sie mit der Begründung und sagen: Ach, in diesem Haus sind schon mehr Geschäftslokale als Gemeindewohnungen, daher verkaufen wir das im Auftrag des Rechnungshofs. Falsch dargestellt! Der Rechnungshof hat niemand dazu beauftragt, dieses Haus um diesen Preis ans Steirereck zu verkaufen. - Das ist die zweite Richtigstellung. 

Und eine Frage hätte ich jetzt schon. GR Schieder hat hier von Gutachten der MA 40 und dergleichen berichtet. Ja, sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Stadtrat, wir haben den Akt hier zur Verhandlung. Warum liegen denn die Gutachten nicht im Akt? Warum werden der Opposition, den Gemeinderäten solche Gutachten vorenthalten? Wenn sie der GR Schieder erwähnt, nehme ich an, er kennt sie. Frage: Wo hat er dieses Gutachten einsehen können? - Wir haben dieses Gutachten nicht, und das ist ein weiterer Skandal in der Vorgangsweise dieses Geschäftsstücks. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf ein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 46 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit gegen die Stimmen der drei anderen Parteien so angenommen. 

Ich lasse abstimmen den Beschlussantrag der Grünen, betreffend Kontrollmöglichkeit, die Vergabe der Meierei im Wiener Stadtpark zu überprüfen. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich lasse abstimmen über den Beschlussantrag der FPÖ-GRe Wagner, Strache, Serles. In Wahrheit geht es um den gleichen Inhalt. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Kontrollausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 39 (01918/2002-GGU) und 40 (01919/2002-GGU) - sie betreffen die Vorhaben "Absicherung der Altlast 22.21 Mobil" und "Absicherung der Altlast 22.58 Tanklager Lobau" - zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird jedoch getrennt durchgeführt. Ist das in Ordnung so? - Danke schön. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klier, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Akten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Hier geht es um zwei wahrhaft große Altlasten, die uns schon ganz lange in Wien beschäftigen, und es geht um sehr, sehr viel Geld. Das eine Mal - ich werde es jetzt mit Schillingbeträgen versuchen - bei Mobil um 216 Millionen S und bei der Lobau um 648 Millionen S, das heißt um mehr als eine Dreiviertelmilliarde S, wovon die Stadt Wien letztendlich nicht alles bezahlen muss, sondern nur jeweils 5 Prozent.

Nun aber zu der Geschichte dieser ganzen Sache. Ich habe verschiedenen Menschen versprochen, mich nicht allzu lange aufzuhalten. 

Punkt 1: Da es sich in beiden Fällen nicht, wie landläufig gesagt wird, um Sanierungen, sondern um Sicherungen handelt, hätte ich ganz gerne, dass in Zukunft, um wirklich Nachhaltigkeit beziehungsweise Betriebswirtschaftliches und Volkswirtschaftliches gegeneinander abwägen zu können, beide Möglichkeiten, sowohl die Sicherung als auch die Sanierung von Altlasten, als Projekte in Ausschüssen diskutiert beziehungsweise auch im Gemeinderat vorgelegt werden können, damit wir uns wirklich ein ordentliches Bild machen und dann auch weise entscheiden können. - Deswegen mein Antrag. 

Zur Altlast selber: Das Ungewöhnliche an dieser Altlast ist nicht, dass wir zustimmen, denn wir stimmen bei allen Sicherungen und Sanierungen von Altlasten zu, vor allem, wenn sie schon so lange überfällig sind. Bei Mobil handelt es sich um Bombenschäden, wenn man so will, aus dem Jahr 1944. 7 000 Tonnen Erdölprodukte, Erdöl, Benzin, was auch immer, drangen ins Grundwasser ein, und 1986 ist man draufgekommen: Hoppala! Da ist ein Erdölsee! Dann hat man zu forschen begonnen, und letztendlich ist herausgekommen, dass jetzt, 2002, endlich begonnen wird. 

Das Interessante an der Geschichte für uns ist, warum so unterschiedliche Zahlenmaterialen vorliegen. In einem sehr, sehr guten Perspektivenheft - diese Perspektivenhefte möchte ich überhaupt empfehlen, ich finde, die sind eine tolle Angelegenheit -, und zwar im Heft 10 aus dem Jahr 1996, werden für das Tanklager der Firma Mobil 153 Millionen S an Kosten errechnet, die ausgegeben werden müssen, und für die Lobau 520 Millionen S. Wir entscheiden heute bei Mobil nicht über 153 Millionen S, sondern über 216 Millionen S - das ist ein bisschen mehr, genauer gesagt, 41 Prozent -, und bei der Lobau sind es nicht 520 Millionen S, sondern 648 Millionen S, das heißt, um ungefähr 25 Prozent mehr. 

Heute haben wir schon einmal eine Debatte gehabt, wo es darum gegangen ist, dass die Inflation endlich auch mit berücksichtigt werden muss. Also vom Jahr 1996 bis jetzt hat es nicht wirklich 41 Prozent Inflation gegeben, sondern schon ein bisschen weniger, und zwar ungefähr 12 Prozent. Das Gleiche gilt natürlich auch für die Lobau. Aber - und das ist die Chuzpe - im Ausschuss hat man mir erklärt, man hätte in der Projektbeschreibung in den Perspektivenheften, die letztendlich auch publiziert werden und sehr, sehr wichtiges Unterlagenmaterial sind, vergessen, auch die Umsatzsteuer hineinzuschreiben. 

Also, das halte ich wirklich für eine Frechheit! Man will uns weismachen, dass in einem Heft, anerkannt von Wissenschaftlern, veröffentlich von der Gemeinde Wien und nicht von irgendjemandem, sondern von der Stadt Wien, eigentlich die Umsatzsteuer fehlt. Na gut. Das macht vielleicht einen Sinn, aber es kommt uns zumindest eigenartig vor, und das möchte ich hier auch sagen. 

Sonst stimmen wir natürlich zu. Aber die Kostenschätzungen sind im Grunde genommen entweder damals fantasiereich gewesen oder jetzt fantasiereich. Jetzt glaube ich zwar nicht, aber damals sicher. Alle diese Dinge, die in Perspektivenheften erscheinen, sind, was die Kosten betrifft, nicht wirklich genau, sondern immer ein bisschen mehr oder weniger. 40 Prozent! 

Eine Kleinigkeit möchte ich noch anfügen. Und zwar ist es ja so, dass die Stadt Wien immer wieder darum kämpft, dass Altlasten anerkannt werden und dann auch die Millionen beziehungsweise vielleicht sogar die Milliarden vom Bund fließen. Aber jetzt geht es einmal um eine kleine Altlast. Ein kleines Hobby von mir ist nämlich die Altlast am Frachtenbahnhof Praterstern, und da hat es - das möchte ich Ihnen auch noch mitteilen - jetzt ungefähr zwei Monte gedauert, bis der Grüne Rathausklub die Unterlagen, die ihn interessiert haben - also in dem Fall mich interessiert haben -, zugeschickt bekommen hat. Gleichzeitig wurde uns mitgeteilt, dass auch das Umweltbundesamt die Unterlagen zugeschickt bekommt. Das heißt, zwei Monate dauert es, bis die Akten von der MA 45 - ich glaube, die ist da bei der Sandleiten - zum Umweltbundesamt - das kennt ja unsere Stadträtin besonders gut, das befindet sich am Donaukanal - kommen, also von der Sandleiten bis zum Donaukanal sind die Akten seit zwei Monaten noch immer unterwegs. 

Vielleicht können Sie ein bisschen schneller transportiert werden, dann hat nicht nur der Grüne Klub die Unterlagen, sondern auch das Umweltbundesamt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Valentin zum Wort gemeldet. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass als Erstredezeit noch 13 Minuten zur Verfügung stehen. Wenn du länger brauchst, musst du nach der Dringlichen weiterreden.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Keine Sorge, lieber Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

Diskussionen werden auch dann nicht besser, wenn man sie immer wieder wiederholt. Das mag zu dem Debattenbeitrag des Kollegen Maresch zu sagen sein. Er gibt richtigerweise zu, dass wir diese Debatte im Umweltausschuss geführt haben. Wenn Kollege Maresch Literaturhinweise gibt - ich habe sie auch -, dann hätte er den Artikel, den er gerade zitiert hat, auch im zweiten Teil lesen sollen. Zu den Varianten etwas später. 

Wir haben damals im Ausschuss festgestellt und die Fachabteilung hat es auch eindeutig gesagt, dass das ein literarisches Werk ist, ein literarisches Werk, das keine Projektkostenschätzung ist, und sie hat auch ausgeführt, dass sich das Projekt, aber auch die Rechnungsgrundlagen geändert hätten. Damals im Ausschuss war das eine durchaus sehr plausible Antwort der Fachabteilung, und durch das Anzweifeln dieser wird, glaube ich, das Argument nicht viel besser 

Tatsache ist - da du heute auch von der Frage der Überfälligkeit gesprochen hast -, dass das ALSAG im Jahr 1989 in Kraft getreten ist. Zu diesem Zeitpunkt hat Wien als einziges Bundesland Österreichs bereits 8 von 22 Altlasten saniert gehabt. Und wenn du in den Raum stellst, dass die Bearbeitung der Altlasten überfällig sei, so ist das auch nicht richtig, denn von den 22 ausgewiesenen Altlasten, sind alle 22 entweder bereits saniert, gesichert oder in Bearbeitung. 

Meine Damen und Herren! Wien ist damit das einzige Bundesland, das behaupten kann, dass die Altlasten, die ausgewiesen werden, auch tatsächlich in der Bearbeitung sind. Wien ist das einzige Bundesland, das diese Bilanz vorweisen kann, und ich denke mir, da sollten wir uns nicht schämen dafür, sondern gemeinsam stolz sein, dass wir die Umweltsünden der Vergangenheit sanieren und die Gefahr für die Wienerinnen und Wiener ernst nehmen und diese Altlasten in der Tat auch sanieren. 

Meine Damen und Herren! Heute ist ein Antrag eingebracht worden, der vorsieht, dass die Vorgangsweise der MA 45 zur Sanierung von Altlasten (GR Mag Rüdiger Maresch: Zur Sicherung!) mit einer begleitenden Studie konterkariert wird. Mit einer vergleichenden Studie soll geprüft werden, ob die Sicherungsmaßnahmen kontra einer Sanierung nicht schlechter zu stellen sind, dass eine Sanierung nicht die sinnvollere Bearbeitung einer Altlast darstellt. Und da denke ich mir - da bin ich mit dem Kollegen Maresch eins -, wir wollen den Wienerinnen und Wienern helfen, Steuergeld zu sparen. Wenn sich Kollege Maresch die Mühe gemacht hätte, sich neben dem ALSAG auch noch die Förderungsrichtlinien der Kommunalkredit durchzulesen und sich den § 5 (1) anzusehen, wüsste er, dass dort drinnen steht, dass all diese Projekte Förderungsprojekte sind (GR Mag Rüdiger Maresch hält ein Schriftstück in die Höhe.) - nicht nur mithaben, sondern auch lesen, Rüdiger (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe es gelesen!) -, die nach den Förderungsrichtlinien zu bearbeiten sind. Und es steht auch drinnen, dass Variantenuntersuchungen der Kommunalkredit beizubringen sind, in denen die technische Beschreibung, die Schätzung der Kosten, Durchführung und Herstellung der Sanierungs- und Sicherungsmaßnahmen, ökologische Auswirkungen, volkswirtschaftliche Auswirkungen und sonstige Vor- und Nachteile vorzubereiten sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist gut so!)
Das ist inhaltlich identisch mit dem, was du in deinem Antrag forderst, was die grüne Fraktion fordert. Wenn man einmal im Umweltausschuss diesen erweiterten Motivenbericht angefordert hätte, dann würdest du schon informiert sein und müsstest diesen Antrag nicht mehr stellen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum haben wir das nicht bekommen?) 

Deshalb, meine Damen und Herren, schlage ich im Namen der Sozialdemokratischen Fraktion vor, diesem Antrag nicht zuzustimmen und den Wienerinnen und Wienern zu helfen, Steuermittel und Studien zu sparen. Stattdessen würde ich die Empfehlung geben, dass man die Mittel und die Informationen, die bereits bei jedem Förderungsakt und bei jedem Sanierungsakt von Altlasten vorhanden sind, auch tatsächlich prüft und tatsächlich in Anspruch nimmt. 

Letzte Bemerkung, die dokumentieren soll, wie eindrucksvoll die Bilanz der Altlastensanierung in Wien im Gegensatz zu den Bundesländern doch ist. Wir haben dieses Jahr drei Altlastensanierungen vor, die insgesamt eine Summe von 70 Millionen EUR bedeuten - eine Dimension, meine Damen und Herren, worüber sich jedes andere Bundesland und die Bewohner anderer Bundesländer freuen würden. Es sind Sanierungen von Altlasten, meine Damen und Herren, die allesamt nicht in die Kompetenz der Stadt Wien hineinfallen würden, wo die Stadt Wien über Gebühr Verantwortung übernimmt, wo die Stadt Wien Altlasten aus Kriegsschäden und der Zeit davor saniert. 

Ich denke mir, meine Damen und Herren, das ist eine eindrucksvolle Bilanz, auf die wir zu Recht stolz sein sollten, stolz sein in der Hinsicht, dass das ein wertvoller Beitrag ist, der Umweltmusterstadt Wien auch in diesem Bereich zu einer Glaubwürdigkeit zu verhelfen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Maresch gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Es stimmt, die Förderungsrichtlinien sind mir bekannt. Das Problem ist, dass offensichtlich das Amt, wo wir, wenn man so will, unsere Akten kopieren lassen und/oder uns holen, diese nicht kennt, denn dort wurde uns mitgeteilt, es gebe keine anderen Unterlagen außer jenen, die wir jetzt bekommen haben. 

Lieber Erich, es ist einfach so, dass das, was du jetzt hier gesagt hast, dass es obsolet wäre, was wir im Antrag geschrieben haben, einfach in der Realität, und zwar in der Realität, der wir beide begegnen im Umweltausschuss, nicht vorkommt und wir diese Unterlagen über eine mögliche Sanierung und deren Kosten nicht bekommen haben. 

Dann möchte ich noch etwas hinzufügen: Ich danke dir für deinen Hinweis, dass ich in Zukunft die Perspektivenhefte nicht mehr zu den Fachbüchern in mein Regal geben kann, sondern zu den literarischen Werken. - Danke schön.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, nachdem wir die Bibliotheksordnung des Prof Maresch auch geklärt haben, darf ich mitteilen, dass niemand mehr zum Wort gemeldet ist. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 39 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Es liegt zur Postnummer 39 ein Beschlussantrag der Grünen vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, sondern ist ohne die Stimmen der SPÖ und der FPÖ abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 40. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Zur Postnummer 32 (01882/2002-GSV), Plandokument Nr 7436 im 11. Bezirk, KatG Simmering, liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen. 

Postnummer 33 (01908/2002-GSV): Sachkredit für das Vorhaben 23, Erlaaer Straße - Perfektastraße von Triester Straße bis Zouvalgasse, vormals B 13a. Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen. 

Postnummer 34 (02062/2002-GSV): Sie betrifft den Sachkredit für das Vorhaben Wien 3, Am Heumarkt von Ordnungsnummer 1 bis Johannesgasse, vormals B 1. 

Da ebenfalls keine Wortmeldung vorliegt, ersuche ich jene, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen - angenommen. 

Postnummer 38 (02129/2002-GSV): Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die Bedeckung des Mitgliedsbeitrags der Stadt Wien im "Verein Lokale Agenda 21 in Wien zur Förderung von Bürgerbeteiligungsprozessen". 

Ich bitte Frau GRin Winkelbauer, die Verhandlung einzuleiten. - Wir haben noch 4 Minuten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr Professor, fang einmal an.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Okay, jetzt habe ich die ehrenvolle Aufgabe, in zweimal zwei Minuten eine schnelle Rede zu halten. 

Ich würde einmal sagen, ich freue mich sehr, dass die "Agenda 21" jetzt über den 9. Bezirk auch in andere Bezirks schwappen kann, wenn man so will. Ich freue mich sehr darüber, dass Ökonomie, Ökologie, Sozialpolitik und auch Partizipation in der Stadtverwaltung und letztendlich in der Stadt in all ihren Bezirken massiv Einzug halten können. 

Ich werde jetzt der Penny Bayr das Feld überlassen und werde mich dann einfach noch einmal melden, um Genaueres aufzuführen. Unter diesem Zeitdruck finde ich das nicht wirklich toll. - Danke schön.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Ulm, wir hätten noch 3 Minuten für Sie.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Für die Abgeordneten der ÖVP ist es kein Problem, unmittelbar vor 16 Uhr noch mit einer Rede zu beginnen. Es geht bei diesem Geschäftsstück um den "Verein Lokale Agenda 21 in Wien zur Förderung von Bürgerbeteiligungsprozessen", und wir werden sehr gerne diesem Geschäftsstück zustimmen, bei dem es um die Mitgliedschaft der Stadt Wien in diesem Verein geht. Mit dieser Mitgliedschaft ist ja nicht zuletzt ein Mitgliedsbeitrag in der Höhe von 200 000 EUR verbunden, der wesentlich in die Bürgerbeteiligung investiert wird, was eine sehr gute und erfreuliche Sache ist. 

Was mich weniger freut, das ist die parteipolitische Vereinnahmung des Agenda 21‑Prozesses durch Rot-Grün, wie ich der heutigen Ausgabe des "Standards" entnehmen muss. Ich darf an dieser Stelle daran erinnern, dass unter VBgm Görg und StR Svihalek dieser Prozess in Gang gesetzt wurde und dass im Agenda-Komitee auf Bezirksebene federführend tätig sind der Bezirksvorsteher und die beiden Bezirksvorsteher-Stellvertreter.

Umso weniger passend finde ich aber eine parteipolitische Vereinnahmung, wenn es Projektgruppen von der Agenda gibt, die sich erstens sehr dagegen wehren und zweitens gar nicht allzu zufrieden sind mit der Form der Bürgerbeteiligung im 9. Bezirk. Da gibt es nämlich eine Aussendung, eine Presse-Info der Agenda-Gruppe Sensengasse mit der Fragestellung: Wo bleibt die Bürgerbeteiligung? Die Mitsprache der Bürger droht nun zur reinen Kosmetik zu werden, und zwar beim Plandokument Sensengasse. 

Ich glaube, dass wir auf solche Aufschreie einer Bürgergruppe, einer Agenda-Projektgruppe, sehr wohl reagieren sollten. Denn so kann es ja bitte nicht sein, dass man die Bürgerbeteiligung nur dort vorsieht und nur dort fördert, wo sie einem recht ist. Wenn sie sich allerdings um ein Projekt annehmen möchte, das nicht ganz so passt, dann steht man diesem Projekt nicht mehr so aufgeschlossen gegenüber. Das sollte hier einmal angesprochen werden, was nichts daran ändert, dass meine Fraktion gerne dieser Post zustimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Ich unterbreche nun die Behandlung der Postnummer 38.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRe Dr Madejski und Dr GÜNTHER eingebrachte und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke gerichtete dringliche Anfrage (PGL/02570/2002/0001-KFP/MDGF) betreffend "Fahrgastsicherheit im Bereich der Wiener U‑Bahnen" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Ich danke der FPÖ für das Verständnis, die Anfrage nicht verlesen lassen zu müssen.

Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Ich darf Herrn GR Dr Madejski bitten, damit zu beginnen.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben heute schon des Öfteren gehört, auch bei anderen Akten, vor allem beim Akt über die Meierei, von den Oppositionsrednern, und ich glaube, von allen eigentlich richtig erkannt, die Sozialdemokratie hat in Wien sehr, sehr wenig gelernt. Sie hat nichts geändert, sie ändert sehr wenig. Und sie hat auch seit unserer letzten dringlichen Anfrage betreffend die Sicherheit der U‑Bahnen, auch in Tunnelanlagen, eigentlich nichts dazugelernt, nichts geändert. Die Auswirkungen, die durchaus möglich gewesen wären durch Verbesserungsmaßnahmen, sind nicht zum Tragen gekommen oder sind überhaupt nicht gestartet worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das erkennt man daran, dass es seit unserer letzten dringlichen Anfrage öffentlich bekannte acht weitere Störfälle im U‑Bahn-Bereich gegeben hat, und jetzt nicht bei einer Linie, wo man sagen könnte, dort fährt nur eine technische Garnitur, oder nur in Stationen oder nur in Tunnelanlagen, sondern bei der U 2, bei der U 3, bei der U 4 und in drei Stationsbereichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir können von Glück reden und können eigentlich froh sein, dass diese acht Störfälle, von denen ich hier rede - ich könnte sie einzeln zitieren, was schuld daran war, ich gehe auch später noch auf einen Fall ein -, relativ glimpflich ausgegangen sind, dass es zu keinem Personenschaden gekommen ist. Jetzt könnte sich die Sozialdemokratie zurücklehnen und sagen, na seht, es ist eh nichts passiert, wozu sollen wir überhaupt etwas tun, es ist eh alles bestens, so wie es letztes Mal auch der Herr Bürgermeister in der Anfragebeantwortung gesagt hat, Menschen sind nicht zu Schaden gekommen, was wollt ihr überhaupt mit eurer Dringlichen?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es könnte aber auch anders kommen. Ich habe hier ein Bild (Der Redner stellt es auf das Rednerpult.) und ich würde Sie bitten, schauen Sie sich das wirklich gut an. Das ist nämlich eine U‑Bahn, die komplett ausgebrannt ist, und Sie können sich vorstellen, wenn so eine U‑Bahn wirklich total, wie es hier ist, zerstört ist, im Brandfall, von Feuer, wenn dort Personen drinnen gewesen wären, dass hier wirklich kein Mensch überlebt hätte. Und das sollte uns zu denken geben, und um solche Fälle zu verhindern, haben wir hier diese Dringliche eingebracht, um Sie wachzurütteln, um Ihnen zu sagen, was man hier tun kann, um diese Fälle, um solche Zerstörungen durch Brand und durch Feuer im U‑Bahn-Bereich nicht zuzulassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine der größten Gefahren für die Fahrgäste, aber auch für die Bediensteten ist selbstverständlich, neben vielen anderen, das Feuer. Und es gab ja eine Reihe von Unfällen, ob in Tunnelanlagen oder an der Oberfläche. 

Die letzte ganz große Katastrophe, wo Ähnliches passiert ist wie hier auf diesem Bild, aber mit leider sehr vielen Opfern, war Kaprun. Und das war ja der Anlassfall, dass die freiheitlichen Arbeitnehmer im Bereich der Wiener U‑Bahn-Linien, der Wiener Linien überhaupt, einen Antrag gestellt haben, und zwar schon im Dezember 2000, genau am 5. Dezember 2000, der folgendermaßen lautete:

"Alle U‑Bahn-Bediensteten sollen entsprechend ihrer Ausbildung auch zusätzlich zu praktischen Übungen in Bezug auf Brandschutzmaßnahmen herangezogen werden, um bei einem Brand im U‑Bahn-Bereich die entsprechenden Maßnahmen treffen zu können." 

Selbstverständlich haben hier alle anderen Fraktionen erkannt, dass dieser Antrag sehr sinnvoll ist und in die richtige Richtung geht, und er ist einstimmig angenommen worden.

Nur, sehr geehrter Herr Stadtrat, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, passiert ist überhaupt nichts. Das haben wir das letzte Mal angemerkt. Da hat der Herr Bürgermeister in seiner Antwort gesagt, das brauchen wir alles nicht, weil bei uns haben ja die Röhren so einen großen Durchschnitt, und wenn es brennt, können die Leute auf den 60 Zentimetern sowieso die 300 Meter bis zur nächsten Station oder zum Notausstieg gehen. Das ist alles eh sicher bei uns, das brauchen wir nicht.

Meine Damen und Herren! Und weiters hat er uns erzählt, und ich zitiere den Herrn Bürgermeister von damals, vom Oktober, auch zu unserer Dringlichen:

"Offiziere der Wiener Berufsfeuerwehr pflegen laufenden Kontakt zu Berufsfeuerwehren anderer europäischer und internationaler Großstädte, sodass auch im Hinblick auf die Sicherheit der Wiener U‑Bahn ein entsprechendes Feed-back gegeben ist." Weiters: "Die Wiener Linien sind mit anderen Einsatzorganisationen übereingekommen, das Schwergewicht auf Schulungen zu legen." Ich zitiere: "So wurden zwischen 1996 und 2000 insgesamt an 51 Tagen Angehörige der Berufsfeuerwehr Wien, an 8 Tagen die Rettung, an 131 Tagen die Polizei und an 5 Tagen das Rote Kreuz geschult." 

Meine Damen und Herren! Das ist ja alles sehr schön, dass sich die Offiziere der Wiener Feuerwehr international auf dem letzten Stand halten. Es ist auch sehr schön, dass die Rettung, die Feuerwehren und das Rote Kreuz geschult werden und auch notwendig. Aber eine Gruppe geht mir hier ab, das sind jene, die eigentlich im Brandfall oder im Katastrophenfall die größte Verantwortung haben, am raschesten reagieren müssen, nämlich die U‑Bahn-Fahrer selber. Die sind bis heute nicht geschult. Und wenn man sagt, sie müssen mit einem Feuerlöscher umgehen können, das ist nämlich das Einzige, was seit 1. Oktober passiert ist, ist es lächerlich und skandalös. Wir verwehren uns dagegen und fordern Sie auf, dass die U‑Bahn-Fahrer nun endgültig, gemeinsam mit der Wiener Berufsfeuerwehr, Schulungen machen können, damit sie wissen, wie sie sich im Brandfall verhalten, weil sie sind die Ersten. (GR Godwin Schuster: Nein, die werden ausgebildet!) Der Schuster sagt schon wieder "Nein". Er sagt immer "Nein". Er hat keine Ahnung vom Thema. Er kommt da herein und sagt "Nein". (GR Godwin Schuster: Die werden ausgebildet!) Es gibt keine Schulungen bei den U‑Bahn-Fahrern! Das ist skandalös, Herr Schuster! Das ist das wahre Skandalöse! (Beifall bei der FPÖ.) Und die U‑Bahn-Fahrer sind die Ersten. (GR Godwin Schuster: Die werden ausgebildet!) Tun Sie nicht ablenken, Kollege Schuster! (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) Das ist Ihre Art! Herr Kollege, Sie kommen herein, sagen immer "Nein", wenn Sie einen Freiheitlichen heraußen sehen, und wissen gar nicht, worum es geht. (GR Godwin Schuster: Die werden ausgebildet!) Hören Sie mir zu! Das ist der Skandal, weil zuhören tun Sie auch nicht! (GR Godwin Schuster: Die werden ausgebildet!)

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt keine Evakuierungsübungen im Brandfall, mit der Feuerwehr gemeinsam. Eine einzige hat es gegeben, das wissen Sie, beim Gasometer. Die hat desaströs geendet. Das war im Oktober. 

Und die Ursache der Brände und eines Brandes, dessen Ergebnis dann so ausschaut, eine U‑Bahn, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Der Redner stellt ein zweites Bild auf das Rednerpult.) Schauen wir uns den oberen Bereich an. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Von wo sind diese Bilder? Das müssen Sie dazusagen!) Entschuldigung! Ja, das habe ich vergessen zu sagen. Aber ich sage es Ihnen am Schluss, sonst sind Sie irritiert, Kollege. Sie sind sicher dann irritiert. 

Also, keine Evakuierungsübungen.

Die Gründe, warum ein U‑Bahn-Zug so ausschauen kann, und zwar sehr rasch, innerhalb von zehn Minuten, sind Staub und Lurch. So banal das klingt. Das ist nämlich das Hauptübel. Und es ist auch die Rauchentwicklung und die Gefährdung in den letzten acht Fällen in den letzten acht Monaten. Sie können es sich dann anschauen. 

Nur, meine Damen und Herren, was passiert von den Wiener Linien aus? - Die Wartungsintervalle sind verlängert worden. Das haben wir letztes Mal schon gesagt. Nichts ist geändert worden. Das ist auch skandalös. Und - jetzt kommt’s - die Wagons, wenn sie noch im normalen Zustand sind, von U‑Bahnen in Wien werden mit Druckluftkompressoren ausgeblasen, damit der Staub und der Lurch rausgehen. Vollkommen richtig. Ist eine vollkommen richtige Maßnahme, meine Damen und Herren. 

Nur, eines wird nicht gemacht. (VBgm Dr Sepp Rieder macht zu dem neben ihm stehenden GR Mag Christoph Chorherr eine Bemerkung, die beginnt mit "Die Pointe ist".) Herr Vizebürgermeister, die Pointe. Es gibt keine Pointe. Eine Pointe ist immer eher was Lustiges. Es ist nicht lustig. Und wenn Sie lachen, tun Sie mir Leid. 

Ich sage Ihnen nämlich jetzt etwas: Das mit diesen U‑Bahnen, so wie sie da stehen, ist leider in Wien passiert. Ich weiß nicht, ob Sie es wissen. Das sind Wiener U‑Bahn-Garnituren! Und ich werde es Ihnen dann sagen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wenn Sie eines haben, dann wollen Sie das Nächste. Ich werde schon dazukommen. Ich habe ja 20 Minuten Zeit, Kollege. Jetzt sind es nur mehr 15. 

Meine Damen und Herren Was nicht gewartet wird - ihr geht alle so locker hinweg drüber; ich möchte euch einmal sehen, wenn ihr da drinnen sitzt; ich wünsche euch das überhaupt nicht, ich wünsche es wirklich niemandem in Wien, dass überhaupt so etwas passiert; dass es aber passieren kann, beweisen diese Bilder -, was nicht gereinigt wird, meine Damen und Herren, und das ist jetzt den Wiener Linien vorzuwerfen bei ihrer Aktion des Ausblasens der Wagons mit Kompressoren, das sind die Kabelstränge. Und genau dort sammelt sich nämlich der Staub und der Lurch, und genau das ist immer von der Feuerwehr die Begründung, wenn sie ausgerückt ist in den letzten acht Monaten: Wenn es zu glosen anfängt, dann ist es immer der Staub, der Lurch in den Kabelsträngen. Und das tun sie nicht reinigen. Warum, weiß ich nicht. Das wäre eine Kleinigkeit. 

Herr Vizebürgermeister, Herr Stadtrat, bitte schauen Sie, dass die Wiener Linien vielleicht einmal die Kabelstränge reinigen. Sie werden nicht gereinigt, sie werden nicht gewartet. 

Noch etwas: Dieser unsinnige Mischbetrieb auf der U 6. Das war eine Erfindung des Bgm Zilk und sein Wunsch. In der Mitte führt man einen neuen Wagon und vorne und hinten sind die alten. Man mischt die mechanischen und die elektronischen. 

Reden Sie einmal mit einem Techniker, reden Sie einmal mit U‑Bahn-Fahrern. Aber Sie können ja mit diesen Leuten gar nicht mehr, das ist ja alles unter Ihrem Niveau. Der Herr Kulturstadtrat hat heute von der Arbeiterbewegung gesprochen, von ihren Vereinen. Ja, der hat überhaupt kein Recht mehr, und Sie, die meisten, auch nicht, überhaupt von einer Arbeiterbewegung zu reden. Denn die Gründer Ihrer Arbeiterbewegung täten sich genieren, wenn die sehen würden, was Sie heute aus dieser Bewegung gemacht haben! Genieren täten sie sich! Und daher reden Sie nicht immer von Arbeiterbewegung. Sie vertreten die schon lange nicht mehr! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Verstehen Sie meine Erregung deswegen, weil ich eben nicht will, dass so etwas passiert, wenn Fahrgäste drinnen sind, dass wir nicht wollen, dass solche Sachen passieren.

Und dann kommen wir zu einem weiteren Punkt, auch letztes Mal angeführt: Staub, Lurch in Kombination mit Rauchern, mit weggeworfenen Zigarettenstummeln oder irgendwas, was man halt wegwirft. Ich bin Nichtraucher, ich weiß das nicht so genau, man kann auch Pfeife und Zigarre rauchen. Das ist oft, sehr oft, auch ein Grund, dass es zu glosen beginnt und so weiter. 

Da hat der Herr Bürgermeister in seiner letzten Beantwortung gesagt: Das werden wir uns zu Herzen nehmen. Wir werden das Rauchverbot rigoros verfolgen. 

Ich sage Ihnen, was passiert ist in Wien: Relativ wenig, wie immer. Aber ich sage Ihnen einen speziellen Fall. Vor zwei Monaten haben in der Station Längenfeldgasse U 6/U 4 zwei Beamte der Stadt Wien, der Wiener Linien, Kontrolleure, relativ viele Raucher angehalten, abgemahnt und die Gebühren kassiert, was ihr Recht ist. - Übrigens, das darf der Stationswart nicht. Auch eine interessante, skurrile Sache. Der würde es ja sehen auf seinem Monitor, der darf das nicht. - Die haben also an einem Tag 16 Raucher, in der U‑Bahn-Station Längenfeldgasse die meisten, abgemahnt und die Gebühren kassiert. 

Wissen Sie, was das Ergebnis war für diese zwei? - Die sind zitiert worden zu ihrem Vorgesetzten und der hat sie - er hat gemeint, es ist ein Scherz, aber es war demotivierend - wortwörtlich gefragt: Habt ihr was gegen Raucher? 

Ja, meine Damen und Herren, wenn wir von oben herab sagen, wir wollen das Rauchverbot rigoros handhaben, kontrollieren, und wenn dann die Mitarbeiter der eigenen Linien, die das handhaben, die das ernst nehmen, was Sie sagen, zum Vorgesetzten vorgeladen werden, und der sagt ihnen, habt ihr was gegen Raucher: Na glauben Sie, dass das die Mitarbeiter motiviert? Die werden keinen Raucher mehr anhalten, die tun sich gar nichts mehr an. Die wollen ihren Vorgesetzten ja gar nicht mehr sehen in dieser Sache. 

Da schauen Sie einmal nach, Herr StR Rieder, da schauen Sie einmal nach und sorgen Sie für Ordnung. 

Und, meine Damen und Herren, was auch nicht funktioniert: Die Verständigungskette ist, glaube ich - nicht "glaube ich", sondern ich weiß es; reden Sie mit Ihren U‑Bahn-Fahrern, auch Sie haben viele U‑Bahn-Fahrer in Ihren Reihen -, zu lange im Ernstfall. Und jetzt komme ich dann zu diesem Fall. Die ist zu lange! Wenn der Fahrer merkt, dass es raucht oder brennt oder glost, muss er die Leitstelle am Karlsplatz anfunken. Die Leitstelle am Karlsplatz gibt es weiter an die Betriebsinspektion in Erdberg und erst die entscheidet, ob die Feuerwehr oder Rettung oder wer sonst immer kommt - oder nicht kommt - und beordert sie zum Einsatzort. Optimal wäre, und eigentlich vollkommen richtig, dass der U‑Bahn-Fahrer auf Grund seiner Sorge um die Fahrgäste und um seine eigene Gesundheit und sein Leben direkt die Feuerwehr ruft bei so etwas. Wenn auch die Feuerwehr dann vielleicht drei- oder viermal umsonst kommt. Aber einmal kommt sie vielleicht zu spät. - Zumindest sollte nur die Leitstelle am Karlsplatz angefunkt werden und die entscheidet, wohin die Rettung oder die Feuerwehr kommt. Wir brauchen die Betriebsinspektion in Erdberg als Letzteinsatzgeber eigentlich nicht. Es geht bei solchen Sachen um Sekunden, Minuten - nicht um viele -, und hier ist jede Zwischenstation, die in der Verwaltung verbrodelt wird, eigentlich - ich muss fast sagen - fahrlässig. 

Meine Damen und Herren, was hier passiert ist, und der Zeitpunkt ist ja vollkommen irrelevant, dass überhaupt so etwas passieren konnte, dass ein Zug zu rauchen begonnen hat in der Station am Rathaus, hier, dass es hier passiert ist! Und das sind die Sitzreihen. (Der Redner stellt ein drittes Bild auf das Rednerpult.) Wenn da Leute drinnen gewesen wären! Die Leute sind, wie es angefangen hat zu glosen, zu rauchen und leicht zu brennen, ausgestiegen, weil der U‑Bahn-Fahrer sie raschest aussteigen hat lassen - richtigerweise. Dann hat er die Leitstelle am Karlsplatz angerufen. Die haben die Betriebsinspektion verständigt und die haben ihm den Auftrag gegeben, mit dem bereits rauchenden und glosenden Zug zurückzufahren zum Karlsplatz, zur Wende. Und bis dahin - und das ist ja wirklich gefährlich bei einem vollen Zug, das brauche ich Ihnen nicht zu erzählen - hat der Zug zu brennen angefangen, er war nicht mehr zu löschen. Er ist dort stehen geblieben und total ausgebrannt. 

Meine Damen und Herren! So was darf eigentlich überhaupt nicht passieren! Ich verstehe es nämlich überhaupt nicht, dass hier nie irgendwas gemacht worden ist, um diese Verständigungskette zu verkürzen. Und Sie sehen, was passieren kann, mit einer kleinen Zigarette, mit Staub und Lurch in Kabelsträngen. Das ist das Ergebnis! 

Und das wollen wir nicht für unsere Fahrgäste. Das wollen wir nicht für die Mitarbeiter der Wiener Linien, meine Damen und Herren. Und Sie sind aufgefordert, Herr Stadtrat, als Verantwortlicher hier, sogar an zwei Stellen. Setzen Sie diesen Wartungsdefiziten, den Nichtschulungen der U‑Bahn-Fahrer mit der Feuerwehr gemeinsam ein Ende, diesen Vorgängen bei den Wiener Linien! Nehmen Sie sich die zur Brust - zum Wohle der Bürger, der Fahrgäste, dass so etwas in Wien nicht mehr passiert, noch dazu mit Fahrgästen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zum Wort gemeldet. - Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Um an das anzuknüpfen, was mein Vorredner da von sich gegeben hat. Es hat am 9. April dieses Jahres, veranstaltet von den Wiener Linien, ein Symposium gegeben unter Beiziehung von internationalen Experten. Das Ergebnis und die Veranstaltung selbst hat auch im Ausland hohe Anerkennung gefunden. Es ist dabei um die Frage "Sicherheit im öffentlichen Verkehr" gegangen. 

Ich nenne nur einige der prominentesten Teilnehmer an dem Symposium, zum Beispiel den Prof Dr Ing Alfred Haag von der Studiengesellschaft für unterirdische Verkehrsanlagen, der sich insbesondere auch mit dem Problem der Sicherheit im Tunnel im europäischen Vergleich beschäftigt hat. Da hätten Sie, Herr Madejski, viel dramatischere Bilder sehen können als die, die Sie hier gezeigt haben von dem Vorfall im Jahr 1991, wo es Gott sei Dank zu keinen Todesopfern gekommen ist. Er hat auch dargestellt, welche entscheidenden Verbesserungen hier auf den verschiedensten Gebieten im Umgang mit dem Tunnelproblem erreicht worden sind. 

Es hat sich zum Beispiel dort auch der Prof Weingarten mit den psychologischen Elementen beschäftigt. Es hat dort der Dipl Ing Gattermann ein Modell vorgestellt, das sehr eindrucksvoll Möglichkeiten der Simulation und der Analyse von Vorfällen und der Erfahrungen aus diesen für weitere Fälle bietet. 

Ich persönlich habe mit vielen anderen, die an diesem Symposium teilgenommen haben, den Eindruck gewonnen, dass tatsächlich auf diesem Gebiet in den letzten Jahren eine beachtliche Entwicklung erreicht worden ist, dass man also gegenüber der Situation im Jahr 1991 vieles dazugelernt hat, und dazu haben nicht nur die dramatischsten Ereignisse, die es in den großen Tunnels in Europa im Straßenverkehr, aber auch im Zugsverkehr gegeben hat, beigetragen. 

Die Situation sozusagen auf einen Vorfall zuzuspitzen, der sich vergleichsweise harmlos im Jahr 1991 in der U 2 abgespielt hat, zeigt schon die Relativität. Hätten Sie Ihr Referat gehalten in Großbritannien, hätten Sie Ihr Referat gehalten in der Schweiz, hätten Sie Ihr Referat gehalten in skandinavischen Ländern, hätten Sie vermutlich viel dramatischere Vorfälle zur Argumentation heranziehen können, was Sie in diesem Fall für die Situation der U‑Bahn in Wien nicht tun können. Allein die Tatsache, welche Vorfälle Sie heranziehen können zur Argumentation Ihrer Anfrage, zeigt ja bereits die Relativität und die Unterschiedlichkeit. 

Ich stimme mit Ihnen in einem Punkt überein, nämlich das ist derjenige, dass jeder Vorfall Anlass dafür sein muss, nicht nur zu sagen, Gott sei Dank, es ist nicht mehr passiert, sondern sich auch die Frage zu stellen: Aus welchen Gründen ist nicht mehr passiert und hätte ein höheres Risiko durchschlagend werden können? Und das ist ein Auftrag, den die Wiener Linien erfüllen und erfüllen müssen, weil es wichtig ist, auch bei vergleichsweise Bagatellevorfällen genau zu überlegen, ob daraus Schlüsse gezogen werden müssen, um die Sache zu verbessern. 

Ich nehme nur einen Punkt, den Sie herausgegriffen haben, weil der auch diskutiert worden ist auf dem von mir erwähnten Symposium, nämlich die Frage: Wie soll denn optimal die Information aus einer Krisensituation heraus funktionieren? - Denn es liegt auf der Hand, dass die Frage, wie der Fahrer reagiert, nicht nur eine Frage seiner Ausbildung ist, Schulung ist, welche Informationen ihm zur Verfügung stehen, sondern dass das natürlich möglichst optimal koordiniert werden muss.

Und ich habe die Meinung dort gehört - ich räume ein, dass man auch anderer Meinung sein kann, aber die Experten haben uns darin bestätigt -, dass eigentlich die Vorgangsweise, die in Wien durchgeführt wird, eine sehr vernünftige ist, nämlich in einem Parallelvorgang für eine unverzögerte Verständigung der Feuerwehr zu sorgen, also gar nicht erst den Versuch zu unternehmen, eigene Löschversuche zu unternehmen, sondern auch den vermeintlich harmlosesten Vorfall zum Anlass zu nehmen, sofort die Feuerwehr einzuschalten. Die Bilder, die Sie nicht gesehen haben, weil Sie nicht teilnehmen konnten an dem Symposium, zeigen nämlich, mit welcher dramatischen Schnelligkeit sich Feuer im Tunnel selbst bei optimalster Ausstattung der Fahrzeuge und der Tunnelgestaltung entwickeln kann und dass daher die Frage, wie rasch man verständigt und wie man optimal in diesem Fall vorgeht, nicht nur der psychischen Kraft eines einzelnen Fahrers überlassen bleiben kann, sondern gemanagt werden muss. Daher ist die Einschaltung der zentralen Leitstelle eine essenzielle Voraussetzung, dass hier auch optimal reagiert wird und nicht möglicherweise eine Panik, die ja nicht auszuschließen ist - ein menschliches Fehlverhalten ist ja nie auszuschließen - katastrophale Folgen hat.

Daher halte ich gerade Ihr Beispiel, das Sie gebracht haben, für ein ausgezeichnetes Beispiel, zu erklären, wie die Wiener Linien nach langen Erfahrungen und Überlegungen zu einem Konzept gekommen sind, das international anerkannt ist. Ich glaube, dass das sehr richtig ist, und das andere findet parallel dazu statt. 

Ich glaube, dass man sagen kann, dass das Wiener Verkehrsunternehmen Wiener Linien von allem Anfang an den Auftrag gehabt hat, alle Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, um größtmögliche Sicherheit für die Fahrgäste, aber auch für die Mitarbeiter - das darf man nicht vergessen - zu gewährleisten. Die Wiener Linien haben - das ist mein Eindruck, aber nicht nur mein persönlicher Eindruck, sondern er wird bestärkt durch viele Expertisen - diese Aufgabe bisher sehr, sehr gut erfüllt. Das wird ihnen von den Fachleuten attestiert, und zwar nicht nur von den inländischen Fachleuten, sondern auch im internationalen Vergleich, und es wird auch attestiert - und das muss man auch sagen - durch eine Zustimmung der Bevölkerung und der Fahrgäste. Es ist in der Tat so, dass es hier eine breite Akzeptanz gibt, die nicht von ungefähr kommt, die ihnen nicht eingeredet ist, sondern die auch den persönlichen Erfahrungen entspricht. 

Ich füge hinzu, bei aller Detailkritik, die jetzt nicht verschwiegen werden soll und der man nachgehen muss und die man respektieren muss, die das Kontrollamt - Sie kennen den Kontrollamtsbericht und die Behandlung im Ausschuss - und die der Rechnungshof üben, gilt für beide Kontrolleinrichtungen gemeinsam, dass sie aussagen: Im Prinzip ist das in Ordnung. Natürlich kann man immer wieder in Detailfragen, die auch Sie jetzt angesprochen haben, zu Verbesserungen kommen - ich komme dann schon in Beantwortung der konkreten Fragen dazu -, aber das soll doch jetzt nicht den Eindruck erwecken, als wenn wir bei der Stunde Null beginnen würden, sondern wir bewegen uns auf einem extrem hohen Niveau. Und ich füge hinzu, wie das in einem Privatgespräch auch angeklungen ist: Natürlich gibt es auch andere, die sagen, das kostet sehr viel Geld. Wir sind der Meinung, dass diese Mittel investiert werden müssen und dass man sich nicht sozusagen mit der Kosten-Nutzen-Rechnung aus der Affäre ziehen kann.

Wir wissen andererseits - auch das muss am Anfang gleich gesagt werden -: Es gibt keine absolute Garantie. Menschliches Versagen und Fehlverhalten sind halt einfach durch ein noch so kompliziertes technisches Kontrollsystem nicht völlig ausschließbar. Und ich würde nicht behaupten wollen, wir hätten dieses absolute Garantiesystem entwickelt. Und dazu, meine sehr geehrten Damen und Herren, bedarf es nicht des Hinweises auf die viel gewichtigeren Zugsunglücke, die es auch in Österreich gegeben hat. Also man müsste ja dann mit derselben Aufgeregtheit von der ÖBB immer wieder einfordern, dass sie erhöhte Sicherheitsmaßnahmen trifft, und den dafür zuständigen Minister vielleicht fragen, was er dazu beigetragen hat. Oder man könnte sich genauso gut fragen: Was ist mit den Unfällen, die im Bahngeschehen, im U‑Bahn-Geschehen in anderen europäischen Städten passieren? - Großbritannien war erst in letzter Zeit immer wieder betroffen von schweren Zugsunglücken mit Gesundheitsschäden und dem Tod von Menschen. Dort ist allerdings auch immer wieder die Diskussion ausgelöst worden, ob das vielleicht wirklich mit Sparmaßnahmen zu tun hat, dass man vielleicht unter dem Konkurrenzdruck und auf Grund der Entwicklung auf dem privaten Sektor zu wenig Mittel eingesetzt hat.

Aber auf der anderen Seite sage ich jetzt, bei aller Überzeugung, dass man in dieser Frage nicht verharmlosen, nicht verniedlichen soll, dass es, gemessen am internationalen Geschehen, eigentlich sehr erfreulich ist, dass der einzige größere Schadensfall bei der U‑Bahn, den Sie jetzt ausgeschlachtet haben, um es salopp zu formulieren, derjenige der U 2 im Jahr 1991 ist, also elf Jahre, mehr als ein Jahrzehnt, zurückliegend. Auch damals ist es zu keinem Personenschaden gekommen, und zweitens - klopfen wir auf Holz - hat es keinen Menschen gegeben, der durch Brand an seiner Gesundheit Schaden genommen hat. Das ist etwas, über das man einerseits sehr glücklich sein sollte und auf das man auf der anderen Seite aber auch, wenn man das dem Unternehmen und seiner Führung und seinen Mitarbeitern zugestehen kann, eigentlich sehr stolz sein kann, denn es gibt in Europa kaum ein anderes Unternehmen, das eine derart positive Bilanz aufzuweisen vermag. 

Ich denke, dass die Fälle, die Sie hier angeführt haben in Ihrer Anfragebegründung, doch auch zeigen, dass das im internationalen Vergleich eigentlich Dinge sind, von denen man sagen würde: Sehr schwer zu verhindern. Denn im Wesentlichen geht es um Fälle, wo weggeworfene Zigaretten Glimmbrände ausgelöst haben. 

Nun, die absolute Sackelung jedes Fahrgastes vor Betreten des Perrons, ob er nicht vielleicht eine Zigarette mit hat, wird nicht gehen, und jeder weiß, dass noch so rigide Verfolgungsmaßnahmen und Strafen Straftaten nicht verhindern, sonst wäre die Strafjustiz bekanntlich ja arbeitslos, wenn das anders wäre. Daher muss man davon ausgehen: Das gibt es. 

Ich nehme den Fall mit dem Glimmbrand am 26.3. am Südtiroler Platz, ausgelöst vermutlich durch eine weggeworfene Zigarette. Die Feuerwehrmannschaft konnte den Glimmbrand rasch lösen. Eine Explosionsgefahr war laut dem Bericht nicht gegeben, weil das erwähnt wird. 

Am 18. April 2002 konnte eine Rauchentwicklung festgestellt werden. Die zu Hilfe gerufene Feuerwehr nahm bei der Begehung vor Ort zwar noch leichten Brandgeruch wahr, musste aber keine Löschaktionen mehr setzen. 

Auch bei der Rauchentwicklung am 1. Mai 2002 in der U 3-Station Stephansplatz war die Ursache eine weggeworfene Zigarette. Bei dem Vorfall ist nicht einmal ein Sachschaden entstanden.

Noch einmal: Keine Bagatellisierung, man muss nur sehen, welche Kausalkette hier tätig wird. Hier ist es sozusagen nicht die dramatische Verkettung von Vorfällen wie in anderen Zusammenhängen, etwa bei den Eisenbahnglücken, die wir immer wieder hören zum Beispiel von herausgebrochenen Bolzen im Schienen-
verlauf, sondern es handelt sich um Vorfälle, die, zum Teil durch das Verhalten von Fahrgästen selbst ausgelöst, nicht wirklich absolut beherrscht werden können. Und trotzdem, räume ich ein, ist das nicht etwas, wo wir einfach zur Tagesordnung übergehen.

Ich möchte daher auch ganz offen sagen: Wie viele Fälle hat es denn gegeben im Jahr 2001, damit man auch die Relation sieht. Man muss ja auch die Größenordnungen sehen. Im Jahr 2001 waren 425 U‑Bahn-Wagen unterwegs. Von diesen U‑Bahn-Fahr-
zeugen wurden 35 Millionen Kilometer zurückgelegt, also eine beachtliche Strecke, wahrscheinlich über 50‑mal um den Erdkreis herum. Und da hat es 13 Fälle gegeben, wo die Feuerwehr zum Einsatz gekommen ist. Es ist im Jahr 2001 zu 25 Kleinbränden mit Rauchentwicklung gekommen. Auch das soll nicht verschwiegen werden; es ist auch kein Grund dazu, irgendetwas zu verschweigen. Letztlich ist es in diesen 25 Fällen eigentlich nur, wenn überhaupt, zu einer kurzfristigen Betriebsstörung gekommen. Also es war kein Sachschaden, keine Beeinträchtigung von Personen. Und in den 86 U‑Bahn-Stationen kam es im Jahr 2001 zu 23 Bränden und Rauchentwicklungen in Abfallbehältern. 

Das ist sozusagen die Negativbilanz, die vorliegt. Ich füge hinzu: Von keinem dieser Fälle wird etwas verheimlicht oder vertuscht. Weil Sie in einer Nebenbemerkung gemeint haben: sozusagen bekannt geworden. Es ist nicht so, dass wir etwas vertuschen oder verheimlichen. Möglicherweise müsste jeder aufmerksame Leser von Zeitungen das sofort erkennen, denn in aller Regel werden diese Vorfälle in den Medien gemeldet. Aber in all diesen Fällen hat es kein wie immer geartetes Gefahrenpotenzial gegeben. Auch das zur Einordnung der Gewichtigkeit. Ich denke, dass das sehr wohl eine Sache ist, die man berücksichtigen sollte.

Die zweite Sache: Sie haben sich in Ihrer Anfrage immer nur bezogen auf das Brandrisiko. Ich würde sogar verstehen, wenn Sie Ihre Anfrage weiter gefasst hätten, weil unser Verständnis von Sicherheit ein umfassenderes, ein größeres ist. Es bezieht sich genauso auf andere Unglücksfälle, denn die Brandursache ist ja nur ein Symptom, das es gegeben hat, es bezieht sich auch auf die Frage des subjektiven Sicherheitsbedürfnisses und Sicherheitsgefühls. Also es ist bei der von mir erwähnten Veranstaltung am 9. April auch darum gegangen, Verbesserungen anzusprechen, die in die Richtung gehen: Wie kann man das Sicherheitsgefühl stärken? Wie kann man mehr für das Sicherheitsbedürfnis machen?

Da ist zum Beispiel bei der Enquete ein Thema angesprochen worden, das auch in der öffentlichen Diskussion wieder anklingt, nämlich die Frage, ob es nicht möglich ist, dass man im Zugseinsatz oder im Perron mehr uniformierte U‑Bahn-Bedienstete tätig werden lässt. Und eines der Ergebnisse dieser Enquete vom 9. April ist, dass diese Präsenz von uniformierten U‑Bahn-Bediensteten im Fahrgästebereich, also in der U‑Bahn selbst und in den Stationsbereichen, verstärkt wird - möglicherweise zu Lasten des Einsatzes als Schwarzkappler; die haben wir auch. Weil die Meinung dominiert: Dieses Sicherheitsgefühl ist etwas Wichtiges, das man forcieren soll. 

Und am 23. April, Herr Gemeinderat, hat eine weitere spezifische Besprechung stattgefunden, wo gemeinsam von Mitarbeitern der Wiener Linien, von Sozialarbeitern, von der Drogenkoordination und von der Polizei das Thema "Verbesserung der Situation am Karlsplatz" behandelt worden ist. Ich wollte nur damit zum Ausdruck bringen: Vieles, was geschieht, steht nicht automatisch in der Zeitung, kann nicht automatisch, auch von einem medienbewussten Stadtrat, gleich in die Zeitungen gebracht werden, weil es natürlich vorbereitet werden muss und umgesetzt werden muss. Auf Grund dieser Besprechung am 23. April sind mehrere Dinge am Karlsplatz geschehen. Von einigem kann man sich jetzt bereits selbst ein Bild machen. Es ist die Beleuchtung verbessert worden, und sie wird weiter verbessert, es ist das Intervall der Reinigungen erhöht und verbessert worden, und es wird eine Reihe von Maßnahmen getroffen werden auch von Seiten der Sicherheitsbehörden; insbesondere wird das Begehen dieses Bereichs intensiviert werden. 

Also ich wollte nur zum Ausdruck bringen: Vieles von dem, was Sie eingefordert haben, ist - vielleicht wenig spektakulär - auch schon geschehen. Zu den spektakuläreren Geschichten komme ich dann noch. Aber es finden laufend routinemäßige Verbesserungen statt, wo es nicht der großen Ankündigung des Innenministers bedarf, dass er jetzt für die Sicherheit am Karlsplatz sorgen wird. Ist auch wichtig und auch gut, wenn er es tut und wenn er sich dort einfindet und sich selbst ein Bild macht, aber es geht auch ohne große Bildberichterstattung. Man kann und soll und muss vieles laufend verbessern.

Ich komme jetzt zu den an mich gerichteten Fragen, die ich wie folgt beantworten möchte:

Zu den Fragen 1 und 6: Da ist es darum gegangen, welche konkreten Maßnahmen gesetzt wurden. Sie haben geschrieben: 1. Oktober. Ich glaube, Sie meinen den 4. Oktober, denn die Landtagssitzung, wo Sie Ihre dringliche Anfrage an den Bürgermeister gerichtet haben, war am 4. Oktober. Ich ziehe daraus keine wie immer gearteten Schlussfolgerungen.

Also erstens: Die Schulung des Personals, die Sie mit Recht eingefordert haben, wurde und wird inhaltlich ausgebaut. In Form der Wiederholungsschulung, jetzt beginnend mit diesem Jahr, wird das auch umgesetzt. Es ist richtig, es genügt nicht nur einmal schulen, sondern die Schulung wird jedes Jahr wiederholt. Das ist übrigens keine Sonderleistung der Wiener Linien, sondern entspricht dem, was die Straßenbahnverordnung jetzt vorschreibt, und das ist selbstverständlich richtig so. 

Das Zweite ist: Es ist bei den Zugsicherungsanlagen in den neuen U‑Bahn-Linien etwas drinnen, was auch ein Punkt der Diskussion mit dem Rechnungshof war und auch bei dieser internationalen Enquete zur Sprache gekommen ist, nämlich die Nachfahrverhinderung. Das heißt, es ist so vorgesehen, dass der Zug aus der Station in den Tunnel erst dann hineinfahren kann, wenn auch gewährleistet ist, dass die nächste Station frei ist. Bei einem Vorfall, wo es ja auch zu einer Räumung gekommen ist, hat das noch nicht funktioniert, und daher ist das etwas, was hier aufgegriffen wird.

Das Dritte ist - man soll das auch respektieren und anerkennen -: Die neue Generation der U‑Bahn-Züge ist in zweifacher Hinsicht besser. Sie ist von einer geringeren Brandlast und sie ist jetzt durchgängig, wobei die Durchgängigkeit besonders eine Rolle spielt im Zusammenhang mit der Psychologie. Also man ist nicht isoliert in einem Wagon, sondern man kann sozusagen durch den gesamten Zug durchgehen. Das setzt aber voraus, von der Technik her - und das macht die Sache natürlich auch wieder teurer, und ich sehe schon die Anfragen, die von der Opposition kommen werden, wieso die Wiener U‑Bahn so teuer ist -, dass ein durchgängig begehbarer Zug spezielle Brandentlüftungseinrichtungen hat, sodass das, was sonst ein Brandabschnitt ist, durch Lüftungsmaßnahmen gewährleistet ist. Und das ist natürlich etwas, was nicht kostenlos durchgeführt werden kann. 

Bei den größeren U‑Bahn-Umbauten, bei den bestehenden U‑Bahn Linien, wird jetzt das Rauchgasmanagement verbessert, auch wenn der bisherige Zustand durchaus dem internationalen Standard entspricht. Das gilt zum Beispiel bei der derzeit im Umbau befindlichen U‑Bahn-Station Taubstummengasse. Nur um ein Beispiel zu nennen.

Der 5. Punkt. Es geht auch wieder um ein Sicherheitsgefühl. Bei allen Neubauten von Stationsliften, aber auch bei den bestehenden Stationsliften sorgen wir jetzt für Transparenz. Also das, was manchmal auch Kritik der Fahrgäste war, zu sagen: Wenn man in dem Lift drinnen ist, ist man bedroht. Es sieht niemand, was da passiert. Das wird es in Zukunft überhaupt nicht mehr geben. 

6. Punkt. Bei der Ausbaustufe III der Wiener U‑Bahn, das ist Verlängerung U 1 und U 2, wird wirklich der modernste technische Stand angewendet. Das ist insbesondere, auch international hervorgehoben, bei der Verbesserung der Notstromversorgung. 

Der 7. Punkt ist: Es wird bei der Verlängerung der U 1 und der U 2 dort, wo die Station umgebaut wird, Beispiel ist der Praterstern, die Stiegenbreite erweitert, weil das von Bedeutung ist unter dem Gesichtspunkt: Wie rasch können die im Stationsbereich Befindlichen das Stationsareal verlassen? Das hängt wiederum zusammen mit dem Brandgasrisiko. In der Station Reumannplatz wird das ebenfalls im Zuge der Aufzugsnachrüstung so gemacht werden. 

8. Punkt. Ich habe das schon erwähnt. Ich glaube, Sie haben das auch angesprochen. Bei dieser Enquete am 9. April ist auch sehr stark darauf hingewiesen worden, wie wichtig es ist, die Information und die Kommunikation mit den Fahrgästen zu verbessern. Also was können wir dazu beitragen, dass das Wissen um Sicherheitsmaßnahmen erhöht wird? Diese Fahrgastinformation über die Sicherheitsmaßnahmen wollen wir jetzt verbessern. Wir bedienen uns einerseits dieser InfoScreens, die es auf den Stationen gibt, und auf der anderen Seite wollen wir auch den U‑Bahn-Express, wenn er schon unentgeltlich im U‑Bahn-Areal verteilt wird, dafür einspannen.

Ich sage, dass alles, was ich hier erwähnt habe, die acht Punkte, zusätzliche Maßnahmen sind, die neu zu dem, was es bisher schon gegeben hat, dazukommen. 

Wobei ich jetzt noch Folgendes sagen möchte: Auch Sie haben den Vorfall in Kaprun hier in einen Zusammenhang gebracht. Ich habe gesehen, dass das bedauerlicherweise auch einmal in einer Tageszeitung passiert ist. Ich möchte nur in Erinnerung rufen eine Einschätzung des technischen Geschäftsführers von Arsenal Research, Anton Blimon, von dem es in einem "profil"-Artikel zu Kaprun heißt: "Wenn Anton Blimon, technischer Geschäftsführer von Arsenal Research, über mangelnde Sicherheitsvorkehrungen am Kitzsteinhorn grübelt, fällt ihm spontan ein Gegenbeispiel ein: 'Schauen Sie sich die Wiener U‑Bahn an, da wurde wirklich viel gemacht.'" Zitat aus dem "profil". Das ist nicht von mir, nicht von irgendeinem Mitarbeiter der Wiener Linien, sondern es stammt von einem Mitarbeiter von Arsenal Research, dessen Geschäftsführer Ihnen vielleicht nicht ganz ferne ist. Der Herr Krünes ist ja dort tätig. 

Ich denke, dass ich Ihnen zu den weiteren Fragen 2 bis 4 Folgendes sagen kann - das ist das Thema mit dem Rauchen -: Die Wiener Linien haben kurz vor Weihnachten 2001 die vom Bürgermeister angekündigte Kampagne, breit angelegte Aufklärungskampagne gestartet. Bei dieser Nichtraucher-Kampagne in den U‑Bahn-Stationen waren zwei Wochen lang mehrere Teams als Raucherkontrollore unterwegs, und zwar motivierend und nicht strafend. Man kann das, glaube ich, durchaus auch in dem medialen Echo sehen, dass das sehr stark gewirkt hat. Die Geschäftsführung der Wiener Linien bestätigt mir auf Grund der Evaluierung, dass das tatsächlich zu einer Verbesserung der Situation geführt hat. Ich bin nicht geradezu der prognostizierte U‑Bahn-Benützer, aber wenn ich die U‑Bahn benütze, habe ich auch den Eindruck, dass es besser geworden ist. Und ich füge hinzu: Es ist kein Zufall, dass wir jetzt rigider gegen uneinsichtige Raucher vorgehen und dass die angehobenen Gebühren in diesem Bereich, die meiner Erinnerung nach auch zum Teil Kritik gefunden haben von der Opposition, schon auch ein Signal sein sollen, dass wir hier mehr machen. 

Andererseits, weil das auch da drinnen vorkommt: Bei der Frage der Deckengestaltung geht die Geschäftsführung davon aus, dass eine generelle, durchgehende Sanierung nicht notwendig ist, aber natürlich schließt das nicht aus, dass punktuell die Maßnahmen getroffen werden, die notwendig sind.

Zu 5.: Auf Grund des Finanzierungsvertrags und der geplanten Tarifanpassung werden die Wiener Linien weiter in der Lage sein, den hohen Sicherheitsstandard aufrechtzuerhalten.

Zu 7: Der größte Schadensfall - aber das, glaube ich, haben Sie hier selbst demonstriert - entstand bei einem Brand im Jahr 1991, bei dem ein U‑Bahn-Wagen zum Teil zerstört wurde. Auch damals war es problemlos möglich, den Zug in Ruhe zu räumen und in die Abstellanlage Karlsplatz zu führen.

Ich komme sozusagen zu meinem Resümee, das jetzt ein bisschen politischer wird. Ich glaube, dass es keine Übertreibung ist, wenn man sagt, dass die Wiener U‑Bahn zu den sichersten Verkehrsmitteln der Welt zählt und dass - das muss ich jetzt auch an die Adresse der Oppositionsparteien richten - auf Grund des Finanzierungsvertrags, der hier nicht von allen Fraktionen die Zustimmung gefunden hat, und auf Grund der Tariferhöhung, die hier auch nicht das Wohlwollen der Opposition gefunden hat, die Wiener Linien tatsächlich weiter in der Lage sein werden, den hohen Sicherheitsstandard zu halten und weiterhin zu entwickeln, wo es notwendig ist.

Und es ist eigentlich, Herr Madejski, für die Freiheitliche Partei schon auch bemerkenswert, dass Ihr Klubobmann Kabas in seiner Aussendung diese Tariferhöhung reklamiert hat für die Sicherheitsfrage und gleichzeitig diese Tariferhöhung aber von der Freiheitlichen Partei abgelehnt worden ist. Genau genommen müssten Sie sich die Frage stellen, ob Sie mit dieser Ablehnung der Tariferhöhung bewusst in Kauf genommen haben, dass dadurch die entsprechenden Mittel für die ausreichende Ausstattung nicht mit Sicherheit gegeben sind, oder umgekehrt gesagt, ob Sie durch die Verweigerung der Tariferhöhung ein geringeres Maß an Sicherheit im U‑Bahn-Verkehr in Kauf genommen haben. Also ich lasse das einmal so im Raum stehen. Aber eigentlich ist diese Frage berechtigt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Anfrage befindet sich eine Formulierung, die darauf hinausläuft: Madejski und GÜNTHER sprechen von der anhaltenden Verunsicherung der Fahrgäste. Ich sage das ganz offen, bitte nehmen Sie mir das nicht übel: Ich halte das für baren Unsinn. Es gibt einfach mehr Fahrgäste in der Wiener U‑Bahn. Die Zahl ist 1998, 1999, 2000, 2001 ständig gestiegen, von 704 175 2000 auf 729 400. Wenn es so schlimm wäre, wie Sie das hier darstellen wollen, müssten ja die Fahrgästezahlen rasant hinuntergehen. Keine Rede davon, die Zahlen nehmen zu.

Und im Gegensatz zu dem, was Sie hier behaupten, meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei, ist das Sicherheitsgefühl sowohl der Fahrgäste als auch der Wiener Bevölkerung gegenüber der Wiener U‑Bahn ungebrochen, ungebrochen gut, ungebrochen und gut, und zwar sowohl jener, die nur die Wiener Verhältnisse kennen, als auch derjenigen, müsste man sagen, die internationale Vergleiche haben, die sehen natürlich, dass es anderswo viel unsicherer ist, und haben daher eine viel bessere Haltung dazu. Aber für beide Gruppen gibt es Analysen. Es gibt ein Benchmarking für die öffentlichen Verkehrsdienste in Europa, da nehmen die Verkehrsunternehmungen von acht europäischen Staaten teil. Also da sind dabei München, Turin, Barcelona, Stockholm, Kopenhagen, Oslo, Helsinki und Wien. Da wird sozusagen bewertet, durch sozialempirische Forschungsinstitute, wie in den einzelnen Ländern die Bevölkerung und die Fahrgäste ihre eigenen Unternehmungen einschätzen. Und in diesem Benchmarking-Verfahren hat sich herausgestellt, dass die Wiener Linien in allen Bereichen, also Zufriedenheit, Information und und und, sehr gut abschneiden. Sie sind die Besten bei der Einschätzung des Sicherheitsgefühls.

Also das ist etwas, von dem ich glaube, was einem zu denken geben sollte, wenn man eine derartige Anfrage richtet, weil sogar auf Grund dieses Benchmarkings 2001 dann in Arbeitskreisen der beteiligten Verkehrsunternehmen das auch noch aufgearbeitet wird. Also das ist nicht nur gedacht für Jubelmeldungen der Geschäftsführung oder des Stadtrats, sondern das ist harte Arbeit, die sich daran knüpft, weil beim Benchmarking geht es ja nicht darum, dass man sich sozusagen gegenseitig bejubelt, sondern darum: Was kann man voneinander lernen?

Ich komme jetzt schon zum Schluss, und gestatten Sie mir ein bisschen eine politische Wertung. Sie fällt halt vermutlich so aus, wie Sie es erwarten. 

Die Anfrage bleibt nicht nur jeden Beweis für ein besonderes Sicherheitsrisiko schuldig - weil das, was Sie hier aufgeführt haben, war eigentlich nicht der Beweis eines Sicherheitsrisikos -, sondern leugnet auch die positive Bewertung, die die Wiener Linien gerade in Sicherheitsfragen international genießen, die Spitzenwerte, die wir hier erreicht haben, und sie missachtet das bestehende Sicherheitsgefühl der Fahrgäste und der Bevölkerung.

Und eigentlich - und das ist jetzt eine subjektive, persönliche Wertung - lässt es nur den Schluss zu, dass es nicht um die konkrete Kritik geht, die nehme ich Ihnen nicht ab, sondern dass es darum geht, Unsicherheit dort herbeizureden, wo eigentlich Sicherheit besteht. 

Und noch etwas Zweites, in aller Freundschaft. Es erinnert diese Anfrage fatal an das Bild der zunehmenden Versuche des Bundeskanzlers, mancher Regierungsmitglieder und mancher Oppositionsmitglieder, von eigener Verantwortung abzulenken und die Schuld anderen zuzuschieben. Jetzt kann man sagen: Wieder ist er übersensibel. Ich habe zufällig die letzte Sendung "Betrifft" gesehen, wo es um die Situation einer Gruppe geht, von der Ihre Nationalratsabgeordnete und Sicherheitssprecherin (GRin Mag Sonja Wehsely: Und Wiener Spitzenkandidatin!) und Wiener Spitzenkandidatin, den Begriff "Bürgerwehr" gar nicht wahrhaben wollte. Ich habe schon das Gefühl gehabt, sie hätte irgendwann am liebsten gesagt, das hat mit der FPÖ gar nichts zu tun, wo sie gewisse Schwierigkeiten hat, weil dort lauter FPÖ-Mitglieder drinnen sitzen, aber wo auch wieder der Versuch war, zu sagen, das ist nicht eine Geschichte von uns, womit wir Unsicherheit erzeugen wollen, sondern schuld ist der Grazer Bürgermeister, schuld sind die Bürger in Graz und schuld sind die Schulen, die internationalen Schulen. Plötzlich war alles lokal dort drüben, und die generellen Fragen, was die Polizeimaßnahmen betrifft, welche Auswirkungen es hat, wenn man den Personalstand kürzt, sind in dieser Sendung einfach weggewischt worden. Darüber kann man nicht reden. 

Und ein bisschen fatal lassen alle diese Versuche einen Zusammenhang erkennen, und ich möchte Ihnen das auch sagen. Ich glaube, dass Ihnen der Versuch, die Wiener U‑Bahn unsicher zu reden, nicht gelingen wird. Es wird Ihnen genauso wenig gelingen, wie Ihnen das gelingen wird mit Ihrer Grazer Bürgerwehr. Weil die Grazer Bürgerwehr ist mittlerweile nicht das Signal für bestehende Unsicherheit geworden, in Wirklichkeit ist sie zum Gespött in ganz Österreich geworden, und ich habe das Gefühl, dass sich schon alle in der Zentrale der Freiheitlichen Partei davon absetzen. (Beifall bei der SPÖ.)

Und ich sage Ihnen eines noch zum Schluss: Gerade diese Frage ist eine Kardinalfrage, wo man ersehen kann: Entweder machen Sie Wiener Politik oder, was auch möglich ist, wir müssen uns darauf einstellen, dass Sie bis zur Nationalratswahl Wasserträger der Bundesregierung sind. Das ist Ihre Entscheidung. Wir werden uns danach richten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die dringliche Anfrage hat sich Herr GR Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Finanzstadtrat!

An sich haben Sie jetzt genau mit Ihren letzten Worten Ihre an sich sehr gute und profunde Antwort auf die Sorgen der Wienerinnen und Wiener total zerstört. Aber das ist halt Ihr politischer Stil; meiner ist es nicht. 

Ich wollte Ihnen für Ihre Antwort, wo Sie sich bemüht haben, auf die Fragen einzugehen und auch auf die Tätigkeit der Wiener Linien und auf das Sicherheitsbedürfnis der Wienerinnen und Wiener, danken. Das war eine ganz ausgezeichnete Antwort. Die letzte Ohrfeige, mit der versucht wurde, das auf Bundesebene beziehungsweise auf die Grazer Ebene hochzuheben, war a) unnötig (VBgm Dr Sepp Rieder: Da bin ich mir nicht sicher!), ist b) am Thema völlig vorbeigegangen und hat c) den Kern nicht getroffen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat, da bin ich mir nicht sicher!) Es macht schon Freude, politisch zu diskutieren, Herr Finanzstadtrat, das verstehe ich durchaus. Die Grazer Bürgerwehr oder das, was dort versucht wird, hier in Wien einzupacken, war nicht notwendig. Aber wenn Sie glauben, dass das auch noch dazugehört hat zu Ihrer Antwort, sei das Ihrer Entscheidung überlassen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ich verstehe schon, dass Sie nicht darüber reden wollen!) Nein, es ist nicht mein Problem, ob das in Graz versucht wird oder ob der Präsident Leitl das in Linz versucht und dann von seiner eigenen Fraktion schnell zurückgepfiffen wird. 

Um das geht es gar nicht. Es geht um das Sicherheitsbedürfnis der Wienerinnen und Wiener, und es geht um überhaupt keine Aufgeregtheit in dieser Frage, sondern es geht um ein Befassen damit. Und Sie haben ja auch versucht, sich mit diesem Thema, das schon zu einer Unsicherheit führt, zu befassen. 

Zu sagen, natürlich ist das Sicherheitsbewusstsein in Wien auf Grund der steigenden Fahrgastzahlen deutlich belegt, ist nur zum Teil richtig. Sobald ich mehr Linien anbiete und sobald ich gerade im U‑Bahn-Bereich weitere Linien anbiete, ist selbstverständlich auch ein Ansteigen der Fahrgastzahlen gegeben, und das ist auch gut so, weil die U‑Bahn eines der besten Verkehrsmittel in der Stadt darstellt. Ich gehöre auch zu denen, die immer wieder mal mit dem Auto fahren, aber man kann nicht so gut und so schnell vorankommen als mit der U‑Bahn. 

Aber darf ich noch einmal zu dem zurückkommen, was Sie gesagt haben, bevor Ihr letzter Einschub gekommen ist, zum Bereich des ÖPNV-Vertrags, der ja ein Jahr, nachdem die Wiener Linien ausgegliedert wurden, die Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs in Wien dargestellt hat. Dieser ÖPNV-Vertrag, der an sich verhältnismäßig kurz ist, nimmt in einigen Bereichen sehr klar auch auf die Sicherheit Bezug. Bereits in den Zielsetzungen ganz am Anfang steht: "Erhaltung der bestehenden besonderen Sicherheitsstandards der Wiener Linien." Dem ist nichts hinzuzufügen. Der Sicherheitsstandard der Wiener Linien ist durchaus ein hoher. Dass man nur den bestehenden erhalten und ihn nicht weiter ausbauen sollte, dem kann ich nicht ganz zustimmen, denn Sicherheitsstandards - Sie haben das erwähnt - sind nicht nur eine Frage der objektiven Betrachtung, sondern sind natürlich auch eine Frage der subjektiven Betrachtung. Hier ist immer wieder etwas zu verbessern, und mehr Polizei im Bereich der U‑Bahnen erhöht das subjektive Sicherheitsbewusstsein der Wienerinnen und Wiener und ist auf alle Fälle zu unterstützen. Je mehr das geschieht und je mehr hier subjektiv das Empfinden gegeben ist, desto besser ist es. 

Im Bereich des Brandschutzes, von dem wir ausgehen, besteht, glaube ich, vor allem in den U‑Bahn-Stationen, die mittlerweile an die 30 Jahre bestehen, bei der U 1 und bei der U 4, die die ersten U‑Bahnen waren, heute auf Grund eines 25/30‑jährigen Bestands durchaus schon die eine oder andere Notwendigkeit, Renovierungen durchzuführen. Und Kollege Madejski hat sehr deutlich darauf hingewiesen: Wo passieren diese Brandgeschichten? - Vor allem dort, wo Staubansammlungen, wo Rauchansammlungen sind. Und das eine oder andere geht nicht auf eine Zigarette zurück, sondern wo es jetzt in Zwischendecken zu brennen beginnt, das ist möglicherweise wirklich schon ein Problem, das sich auf Grund des Alters der Anlagen ergibt, wo einfach Renovierungen notwendig sind und wo es sich auf Grund des ÖPNV-Vertrags auch um eine übernommene Aufgabe handelt, wie es hier dargestellt wird: Aufbau und Betrieb eines umfassenden Qualitätsmanagementsystems in allen für die Kunden relevanten Bereichen und Videoüberwachungen für die U‑Bahn-Stationen. 

Ein Qualitätsmanagement schließt für mich natürlich auch Brandsicherheit ein, Sicherheit in jedem Bereich, die Videoüberwachung schließt das auch ein, ebenso das subjektive und das objektive Risiko, das gegeben ist. Und wenn Tausende, Hunderttausende, Millionen Kilometer unter der Erde gefahren werden, gibt es ein Risiko, das so stark wie möglich überwacht werden muss und überwacht werden kann. 

Die Frage in diesem Bereich ist, Gefahren im Bereich der U‑Bahn hat es immer gegeben, gibt es immer wieder und wird es immer wieder geben. Wir haben das letzte Mal vom Bürgermeister eine Antwort auf unsere zehn Fragen bekommen, die an sich sehr ausführlich war und die ähnlich begonnen hat wie Ihre heutige Antwort, in der Sie gesagt haben: Vergleichen Sie mit anderen Städten!, und: Die Sicherheit der Wiener U‑Bahn ist eine hohe.

Da stimme ich Ihnen durchaus zu: Sie ist eine hohe. Sie könnte noch höher sein, aber es dürfte an sich nichts passieren. Die Sicherheit, die die Feuerwehr bietet, weil sie eingeschaltet wird, ist durchaus auch eine hohe. Die Frage ist, ob die eine oder andere Brandgefahr verhindert werden kann. Das, was Kollege Madejski dargestellt hat, ist Gott sei Dank mit einem leeren Zug passiert und ist über zehn Jahre her. Dass so etwas immer wieder einmal passieren kann, sehen wir. Beim Kitzsteinhorn hat auch keiner vermutet, dass dort irgendetwas passieren kann. Auszuschließen ist so etwas nie. Nachträglich hat man gesagt: Wäre der Fahrer, der das vollzogen hat, was in seiner Betriebsvorschrift gestanden ist, nämlich stehen zu bleiben und nicht weiterzufahren, dem nicht nachgekommen, sondern wäre er weitergefahren, dann wäre es wahrscheinlich nicht zu diesen tragischen Auswirkungen gekommen. 

Das ist auch einer der Punkte, die zu dem von Ihnen angesprochenen Bereich Schulung gehören: Es ist auch notwendig, die Fahrer zu schulen und auf Stresssituationen vorzubereiten. Die Meldung an den Fahrer, dass Rauch in seinem Zug oder in einer Station ist, versetzt den Fahrer, der hinter sich einige 100 Leute weiß, in eine Stresssituation. Daher ist für die Fahrer eine profunde Ausbildung, bei der es vor allem um die Frage geht: wie gelingt es mir, Stresssituationen zu bewältigen?, durchaus eine Notwendigkeit. Das, was der Bürgermeister damals angekündigt hat und was Sie heute noch bekräftigt haben, indem Sie gesagt haben, wir beziehungsweise die Wiener Linien arbeiten an den Schulungen, ist daher etwas Wichtiges und ist auch für die Bediensteten der Wiener Linien wichtig, denn es geht dabei auch darum, dass die Bediensteten für sich selbst eine gewisse Sicherheit haben, dass sie mit den Stresssituationen, in die sie geraten können, auch umgehen können. Dafür sind Schulungen notwendig, dafür ist es notwendig, dass einerseits das Fahrerpersonal, andererseits aber auch das Überwachungspersonal ausgebildet werden.

Sie haben, was die langen Wege betrifft, gesagt, dass der Fahrer in solch einem Fall nicht die direkte Entscheidung trifft, sondern dass das Erste und Wichtigste ist, dass er die Meldung an seine Zentrale weitergibt. - Die Weitergabe ist ganz sicher der richtige Weg, nur: Der Fahrer muss noch die Möglichkeit haben, Entscheidungen treffen zu können. 

Um die Sicherheitsprobleme zu lösen, die jetzt im Zusammenhang mit tödlichen Unfällen aufgetreten sind und die es sicher immer wieder geben kann, gäbe es nur eine Möglichkeit, nämlich ein anderes System in den Stationen vorzusehen, so wie es in manchen europäischen Städten existiert, wo der U‑Bahn-Perron überhaupt nicht erreichbar ist, solange sich kein Zug in der Station befindet, und wo erst dann, wenn der Zug einfährt, die Türe aufgeht, und bevor er wieder abfährt, geht sie wieder zu. Das haben wir vor vielen Jahren auch hier im Gemeinderat schon einmal diskutiert; es war eine Frage der Finanzierung.

Eine derartige Finanzierung ist sicher mit den jetzt im ÖPNV-Vertrag vorgesehenen Beträgen, die die Stadt Wien jährlich an die Wiener Linien bezahlt, nicht abgedeckt, weil es hier nicht um Millionen, sondern um Milliarden S, also um Millionen Euro geht, die notwendig wären, um in diesem Bereich eine 100‑prozentige Sicherheit zu gewährleisten.

Ich glaube allerdings, dass ein solches System vom Aspekt der Finanzierung her sehr schwer zu realisieren sein wird. Daher kommt es immer wieder zu Risken auf Grund von menschlichem Fehlverhalten derjenigen, die dort ein- und aussteigen - denn in dem hier geschilderten Fall war kein Fehlverhalten eines Fahrers festzustellen, sondern die Unglücksursache war das Fehlverhalten der Passagierin, der es eben nicht gelungen ist, die U‑Bahn zu erreichen, wodurch es zu diesem schrecklichen Unfall gekommen ist. Dies zu verhindern, wäre nur durch die Umstellung des Systems möglich. Ich glaube aber nicht, dass es in Wien vorgesehen ist, Änderungen der Strukturen der großen Wiener Stationen durchzuführen - wenngleich dies vom Standpunkt der Sicherheit aus das Beste wäre.

Im Großen und Ganzen haben Sie in Ihrer Beantwortung auf die von uns gestellten Fragen Antworten gegeben, die für uns auch durchaus befriedigend sind. Die Frage ist, ob die Wiener Linien auf Grund der Finanzierung - und jetzt auch der Besserdotierung auf Grund der höheren Preise - auch die Qualität und die Sicherheit gewährleisten.

Ich glaube, dass der Vorwurf, den Sie angedeutet haben - wenn die FPÖ sich Preiserhöhungen entgegenstellt, nimmt sie damit in Kauf, dass die Sicherheit der Wiener Linien nicht gewährleistet ist -, in die falsche Richtung geht. Im Zusammenhang mit dem ÖPNV-Vertrag wurde klar und deutlich festgehalten, dass die Wiener Linien für die Sicherheit und Qualität der Wiener Verkehrsbetriebe und der Wiener U‑Bahnen aufzukommen haben. Jetzt zu sagen, die Sicherheitsvorkehrungen können nur dann gewährleistet werden, wenn sich die Preise erhöhen, ist, glaube ich, ähnlich kühn wie so manch andere Behauptung, die Sie in Ihren politischen Aussagen treffen. Es ist eine Behauptung, die man aus Ihrer Sicht durchaus auch begründen könnte. Ich glaube aber, dass die Sicherheit der Wiener Linien nicht nur dadurch aufrechterhalten werden kann, dass den Wienerinnen und Wienern massive Preiserhöhungen vorgeschrieben werden und die ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Sie haben ja in Ihrer Anfrage darauf hingewiesen, dass ein Teil der Preiserhöhungen ...!) Dass ein Teil der Preiserhöhungen auch dorthin fließen könnte. - Sie haben es nur umgedreht, Herr Vizebürgermeister! So weit sind wir uns über die Unterschiedlichkeit unserer und Ihrer Darstellung schon beide im Klaren. Ich verstehe schon, dass Sie das dann aus Ihrer Sicht so beurteilen.

Ich hoffe, dass die Qualität der Wiener Linien in Zukunft gewährleistet ist, wenn Sie schon den Wienerinnen und Wienern eine Preiserhöhung bescheren - wobei die Entscheidung über deren Durchführung natürlich seit 1999 in der Tarifhoheit der Wiener Linien liegt und Sie sich nur auf Grund der ersten Preiserhöhung jetzt eingeschaltet haben. Sie haben uns erklärt, diese Preiserhöhung wäre höher ausgefallen, wenn es nach betriebswirtschaftlichen Gründen gegangen wäre, und nur Ihnen sei zu verdanken, dass die Preiserhöhung nur in dieser Höhe ausgefallen sei. Darum glaube ich, dass die Aufrechterhaltung der Sicherheit der Wiener Linien eines der nicht ganz treffenden Argumente für die Preiserhöhung ist. Ich glaube, es gibt viele andere Gründe, die dazu bewogen haben, die Preiserhöhung durchzuführen und den Wienerinnen und Wienern tief in die Tasche zu greifen.

Ich glaube aber, dass es bei dieser Frage weder um Aufgeregtheit noch um Angstmache oder sonst irgendetwas geht. Es geht schlicht und einfach um Sicherheit für die U‑Bahn-Benützer, ob sie jetzt national oder international sind. Wir alle wissen, dass sich auf Grund des Tourismus auch ein hoher Anteil von internationalen Gästen in Wien aufhält, die die U‑Bahn benützen, weil sie die Möglichkeit bietet, Wien ohne Auto zu erkunden, und weil sie ein gut funktionierendes Verkehrsmittel darstellt, mit dem man weite Bereiche von Wien gut erreichen kann. Deshalb glaube ich, dass die Sicherheit uns allen am Herzen liegen muss, denn auch für den Tourismus wäre es nicht so schlecht, wenn sich das Risikopotenzial innerhalb eines Bereichs bewegt, bei dem die erforderliche Sicherheit des Verkehrs in der Stadt gewährleistet ist. 

Ich glaube daher, wir sollten hier gemeinsam - und das haben Sie in Ihrer Anfragebeantwortung auch durchaus in den Vordergrund gestellt - für die Sicherheit der Wiener Linien, für die Sicherheit der Wiener U‑Bahnen und vor allem für die Sicherheit der Wienerinnen und Wiener kämpfen und damit dem Sicherheitsbewusstsein aller Menschen in dieser Stadt Genüge tun. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Madejski! Ich weiß, und ich schätze es auch, dass dir die Sicherheit, egal ob in Tunnels oder in U‑Bahnen, ein großes Anliegen ist, und gerade wir beide haben darüber schon sehr viel diskutiert. Dass die Sicherheit ein Thema ist, ist keine Frage. Die Frage ist, ob wir dieses Thema jetzt jedes halbe Jahr hier diskutieren werden, ohne dass neue Erkenntnisse dabei herauskommen. Sicherheit ist sicherlich das wichtigste Thema überhaupt, mit dem wir uns hier befassen können, aber es ist auch ein sehr sensibles Thema, und gerade nach den Unfällen von Kaprun und Galtür sollte man damit doch auch vorsichtig umgehen. 

Eines möchte ich hier feststellen, damit ja kein Missverständnis aufkommt: Der Bürger hat ein Recht auf die größtmögliche Sicherheit, die es nur geben kann. Und eines muss ich hier auch betonen, so wie letztes Mal: Der Wiener kann Vertrauen in seine Sicherheitskräfte haben, ob es der K‑Kreis ist, ob es die Wiener Berufsfeuerwehr ist, wo überall bestens ausgebildet wird. Als Vizepräsident des K‑Kreises darf ich an Sie, Herr Finanzstadtrat, eine kleine Bitte richten: Wir sind so unterdotiert! Auf den K‑Kreis wird vergessen, wenn es irgendwo um Subventionen geht. Ich glaube, das wäre eine gute Sache. Vielleicht können Sie sich das Ganze einmal im Hinterstübchen überlegen! 

Um wieder zum ganzen Ernst des Themas zurückzukommen: Die größte Gefahr im Bereich der U‑Bahnen geht davon aus, dass das Rauchverbot nicht eingehalten wird. Sie haben heute gesagt, Herr Vizebürgermeister, die Aufsichten in den U‑Bahn-Stationen achten nicht auf die Einhaltung des Rauchverbots. - Das kann ich mir nicht vorstellen: Ja, wofür sitzt denn diese Aufsichtsperson dort?! Wenn sie sieht, dass dort geraucht wird, wieso greift sie dann nicht ein? - Aus der Statistik der Feuerwehr geht hervor, dass über 90 Prozent der Ausfahrten im Zusammenhang mit Zwischenfällen in U‑Bahnen durch - auf gut Wienerisch gesagt - Tschicks verursacht sind, die weggeworfen werden, wodurch eben dann der Papierkorb in Brand oder in Rauch gerät. Dagegen muss man doch etwas tun!

Ich kann mich erinnern - und ich habe mich darüber sehr gefreut -, dass die Wiener Linien einmal an einem Tag überall Schlecker ausgeteilt haben unter dem Motto: Danke, dass Sie hier nicht rauchen! (VBgm Dr Sepp Rieder: Das war diese Aktion!) - Das ist super angekommen, das ist angenommen worden. Ich habe mich darüber gefreut. Warum machen wir das nur einmal? Machen wir es doch wieder - diese Aktion kann doch nicht so viel kosten! -, denn das Rauchverbot wird von der Bevölkerung nicht so richtig zur Kenntnis genommen. 

Diese Aufschriften mit den "101 Ausreden, die nichts nützen" sind eine gute Sache - ich lache jedes Mal darüber -, aber kann man da nicht auch gleich das Anliegen der Sicherheit mit einschließen, indem man daneben ganz groß den Satz folgen lässt: "... aber bitte rauchen Sie nicht!"? - "Mir ist viel wichtiger, Sie rauchen hier nicht, als Sie haben die 101 Ausreden!" - Ich glaube, das wäre eine wichtige Sache, die wir doch gemeinsam durchziehen können. 

Ein bisschen traurig ist natürlich auch - was hier auch schon angesprochen wurde -, dass das Kontrollamt Mängel bei den Brandschutzeinrichtungen festgestellt hat. Aber ich bin überzeugt, dass diese sofort behoben werden und dass man da sicher dahinter ist. 

Was wir wollen, ist Sicherheit, und zwar - was ganz wichtig ist -, ohne Panik zu schüren. Wir haben immer wieder gefordert, dass auch in Wien der Zivilschutz eine Anpassung an die Gefahren, an die Bedrohungsbilder der letzten Zeit erfahren muss. 

Noch etwas: Man kann nicht genug Übungen durchführen. Das Ganze muss immer wieder gemacht werden. Die U‑Bahn-Fahrer nur einmal im Jahr zu schulen, wird zu wenig sein, das weiß ich aus jahrelanger Erfahrung bei der Berufsfeuerwehr. Mein Kollege Kopetzky - er ist jetzt nicht da - könnte darüber berichten. Dort werden die Einsatzkräfte jeden Tag geschult und üben immer wieder die gleichen Handgriffe. Ansonsten verlernt man das Ganze. 

Ich möchte die Fraktionen dieses Hauses auffordern, das Thema Zivilschutz, das Thema der Sicherheit in den U‑Bahnen ohne Polemik und ohne Hickhack anzugehen. Es sichert kein Menschenleben, wenn wir uns hier mit gegenseitigen Schuldzuweisungen bedenken, ohne wirklich Lösungen zu besprechen. Eine Verunsicherungspolitik, wie sie da und dort mit Sicherheitsfragen betrieben wird, lehnen wir aus echter Überzeugung ab, aber auch jede Vertuschung und Beschwichtigung etwaige Missstände betreffend. 

Wofür wir auch politisch stehen, das ist eine Sicherheitspolitik in dieser Stadt, die den Menschen die Gewissheit gibt, dass alles getan wird, um das Risikopotenzial einer modernen Technologiegesellschaft im 21. Jahrhundert, soweit es geht, in den Griff zu bekommen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die heutige Debatte ist ja teilweise eine Kopie der Debatte in der Landtagssitzung vom 4. Oktober letzten Jahres, in der wir über das gleiche Thema diskutiert haben - wobei allerdings Kollege Madejski damals, glaube ich, ausschließlich über den Lainzer Tunnel gesprochen hat, heute hingegen zum Thema; insofern gab es also durchaus einen gewissen Fortschritt. Trotzdem habe ich grundsätzlich nichts gegen das Thema, einerseits weil es die Möglichkeit bietet, darzulegen, wie ausgezeichnet und doch sehr hoch der Sicherheitsstandard in den Wiener U‑Bahnen ist, und andererseits auch deshalb, weil es in der Diskussion vielleicht möglich ist, Vorschläge für weitere Verbesserungen, die über das derzeit bestehende hohe Niveau noch hinausgehen, zu diskutieren und diese Verbesserungen in der Folge dann vielleicht auch herbeizuführen. - Wir werden ja sehen, ob dieses Ergebnis erreicht wird.

Jedenfalls ist die Sicherheit in der U‑Bahn - wobei heute schwerpunktmäßig die Sicherheit vor Bränden oder schweren Unfällen gemeint ist - ein wichtiges Thema. Kollege Madejski hat allerdings in einer heutigen Aussendung im Zusammenhang mit der Sicherheit in U‑Bahnen auch den Aspekt der polizeilichen Überwachung der U‑Bahn angesprochen und daher muss ich auch zu diesem Thema kurz einige Worte finden: 

Kollege Madejski spricht sich dabei für eine U‑Bahn-Polizei aus. - Nach allem, was mir unsere Polizeiexperten sagen, würde eine spezifische U‑Bahn-Polizei keinen Sicherheitsgewinn gegenüber dem jetzigen polizeilichen System der Überwachung in der U‑Bahn bringen, wäre aber um vieles teurer. Da frage ich mich schon, wie sich bei den Einsparungen durch die Bundesregierung, durch die so genannte Polizeireform des auch von Ihnen gestützten Ministers Strasser, der Bezirkspolizeikommissariate zusperren lässt, der immer weniger Polizisten öffentlich auftreten lässt, der wirklich unverantwortliche Kürzungen bei der Wiener Polizei vorgenommen hat, zusätzlich eine U‑Bahn-Polizei ausgehen soll! - Es ist unseriös, das zu verlangen, und es ist zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie gesagt: Unabhängig davon, dass eine U‑Bahn-Polizei in diesem System nicht finanzierbar wäre, glaube ich auch, dass sie, wie die Experten uns sagen, nicht sinnvoll wäre.

Ein zweiter Punkt, der hier auch angesprochen werden muss und bei dem Ihre Argumentation nicht zusammenpasst, ist Folgender: Sie wollen einerseits noch mehr Sicherheit, wenn es möglich ist - ja, dem ist nichts entgegenzusetzen -; andererseits aber haben Sie in der Debatte über die Tarifanpassungen verlangt, statt einer Tariferhöhung die Tarife um 10 Prozent zu senken. Ich glaube, dass ich das richtig in Erinnerung habe: Die FPÖ hat verlangt, die Tarife der Wiener Linien um 10 Prozent zu senken. Sie sind dabei noch vom Populismus der GRÜNEN überboten worden, die gleich gesagt haben: Hurra, machen wir sie um 25 Prozent billiger! - Aber immerhin: Die FPÖ hat eine Senkung um 10 Prozent verlangt. Wie man mit 10 Prozent weniger Einnahmen mehr Sicherheit schafft, das müssen Sie den Wählern erklären! Ich glaube nicht, dass das eine seriöse Politik ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Grundsätzlich ist zu sagen: Die Sicherheitslage in den Wiener U‑Bahnen ist gut. Wann immer es möglich ist, soll man sie noch weiter verbessern. Man sollte dahin gehende Vorschläge, wenn sie seriös sind, ernsthaft prüfen. Der Herr Vizebürgermeister hat aber auch bereits die Benchmarking-Studie erwähnt, die im Frühjahr/Sommer 2001 in acht europäischen Städten zum Thema Kundenzufriedenheit durchgeführt wurde und im Rahmen deren in den Städten Wien, München, Turin, Barcelona, Stockholm, Kopenhagen, Oslo und Helsinki die Kundenzufriedenheit geprüft wurde. Ich will das jetzt nicht alles wiederholen, sondern nur sagen: In puncto Sicherheit lag Wien an erster Stelle und darauf, glaube ich, können wir stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wiener Linien sind in dieser Hinsicht ein gewisses Vorbild für andere Städte. Es ist eine Tatsache, dass die Sicherheit der Fahrgäste für die Wiener Linien oberste Priorität hat und dass es selbstverständlich richtig ist, dass die Wiener Linien aus jeder Störung ihre Lehren ziehen und nötigenfalls eine Evaluierung vornehmen. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass, wenn irgendwelche Probleme auftreten - 100‑prozentig kann man das nie ausschließen -, dann eine bestmögliche Evaluierung erfolgt. 

Im Bereich Brandschutz ist es, glaube ich, außerordentlich wichtig, dass die Wiener Linien eng mit der Feuerwehr zusammenarbeiten, wie das bereits geschieht, und dass man grundsätzlich, wenn es auch nur zu einem winzigen Brand kommt, sofort die Feuerwehr verständigt und diese sozusagen anrückt. Auch wenn es dabei öfters vorkommt, dass es mit den betriebseigenen Mitteln schon gelingt, das Feuer erfolgreich zu bekämpfen, und die Feuerwehr dann hinkommt und nichts mehr für sie zu tun ist, so ist das 1 000‑mal besser, als wenn es umgekehrt wäre. Ich glaube daher, dass die Strategie, die vorsieht, dass die Feuerwehr mit größer dimensionierten Kräften kommt und davon dann immer wieder Kräfte zurückziehen kann, eine richtige ist. Ich glaube, darüber herrscht auch bei den Stellern der heutigen dringlichen Anfrage Einigkeit.

Zum Rauchverbot ist zu sagen: Ich bin sehr für das Rauchverbot - ich war eigentlich immer schon für das Rauchverbot. Ich selbst fahre viel mit öffentlichen Verkehrsmitteln, vorwiegend mit dem 43er, aber öfters doch auch mit der U‑Bahn. Soviel ich selbst feststellen konnte, kommt es jetzt wirklich nur mehr sehr, sehr selten vor, dass Leute dort rauchen. Das ist natürlich sozusagen kein statistisch hochgerechneter Wert, weil ich nicht so oft fahre, aber Faktum ist, dass diese Fälle weniger geworden sind. Der Herr Vizebürgermeister hat gesagt, dass man dagegen jetzt auch rigider vorgeht. Ich halte das auch für richtig, denn Rauchen in der U‑Bahn sollte es nicht geben, und dagegen sollte man durchaus auch im notwendigen Ausmaß vorgehen.

Was ich bisher gesagt habe, betrifft die objektive Sicherheit. Zusätzlich ist aber, glaube ich, auch das subjektive Sicherheitsgefühl sehr wichtig. Die Kunden betrachten eben helles Licht, schnelle Information, Ordnung und Sauberkeit und transparente Aufzüge als sehr wichtig. Auch die Gewissheit, dass eine "Amtsperson" in Reichweite ist - sei es der Fahrer oder ein sonstiger Bediensteter der Wiener U‑Bahn -, erhöht grundsätzlich das Sicherheitsgefühl. Ich glaube auch, dass es absolut sinnvoll ist, dass man die U‑Bahnen weiterhin, und zwar auf Dauer, mit Fahrern ausstattet. Auch wenn es in Amerika oder sonst irgendwo schon U‑Bahnen gibt, die keinen Fahrer haben: Ich halte das nicht für sinnvoll, selbst wenn es so sein sollte, dass es dadurch objektiv zu keinen Sicherheitseinbußen käme - wobei ich gar nicht weiß, ob das der Fall ist. Grundsätzlich richte ich aber - ich glaube aber, dass dieser Punkt ohnedies kein Problem ist beziehungsweise dass ich da offene Türen einrenne - an die Wiener Linien die Aufforderung, dass man die Fahrer in den U‑Bahnen auf jeden Fall beibehält - das ist, glaube ich, ohnedies so geplant - und hier nicht internationalen Vorbildern folgt, weil eben das Sicherheitsgefühl außerordentlich wichtig ist.

Es gibt auch eine Studie aus dem Jahr 2000, die im Auftrag der MA 46 über die Verkehrssituation in Wien aus der Sicht der Touristen erstellt wurde. Diese Studie hat ergeben, dass die meisten ausländischen Besucher den öffentlichen Verkehr in Wien sehr sicher und komfortabel finden. Ich mache, um meinen Beitrag möglichst kurz zu halten, jetzt keine weiteren Ausführungen zur Situation in London und in anderen Städten. Diesbezüglich verweise ich wirklich auf meine Rede vom 4. Oktober 2001, die jeder im Internet heute noch nachlesen kann. Aber ich glaube, es ist trotzdem wichtig, immer wieder den internationalen Vergleich anzustellen, um auch wirklich einschätzen zu können und zu schätzen zu wissen, welche Sicherheit wir haben. Aber wie gesagt: Wenn jemand vernünftige Vorschläge hat, wie die Wiener Linien, die Wiener U‑Bahnen noch sicherer gemacht werden können, dann möge er diese vorbringen. Ich bin zuversichtlich, dass die Wiener Linien diese Vorschläge im Zuge ihrer Evaluierungen auch ernsthaft prüfen werden. 

Dass man nie 100‑prozentige Sicherheit erreichen kann, ist klar, aber die nach menschlichem Ermessen bestmögliche Sicherheit soll man erreichen, und dafür sollen wir uns alle gemeinsam anstrengen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wer in der APA die Zwischenfälle im Bereich der Wiener U‑Bahn in den letzten Monaten nachliest, findet leider eine Vielzahl von Pressemeldungen. Ich habe hier die APA-Meldung vom 28. Dezember 2001. Die APA titelt: "Rauch bei der U‑Bahn: Schuld war geplatzter Gummi" (Heiterkeit bei GemeinderätInnen der SPÖ.) - das ist die Originalschlagzeile, ich habe das wortwörtlich wiedergegeben! -, und im Text ist zu lesen: "Rauchentwicklung und vermuteter Brandgeruch haben heute, Freitag, Vormittag zu einer Störung der U‑Bahn-Linie U 1 geführt. Rund eine halbe Stunde war der Betrieb abschnittsweise eingestellt. Als Ursache wurde von den Wiener Linien ein defekter Luftpolster festgestellt." - Das ist offenbar mit "Gummi" gemeint, Frau Kollegin.

APA vom 23. März 2002. - Überschrift: "Alarm in der U 2-Station Volkstheater", und im Text ist zu lesen: "Bei einer Garnitur der Linie U 2 ist es heute, Samstag, Nachmittag in Wien kurzfristig zu einem Alarm gekommen. Wie die Feuerwehr in einer Aussendung mitteilte, trat bei einem Triebwagen in der Station Volkstheater Rauch aus. Über die Ursache der Rauchentwicklung lagen vorerst keine Angaben vor. Nach Angaben der Feuerwehr war diese vorerst nicht feststellbar."

APA vom 27. März dieses Jahres. - Titel: "Brennender Staub legte U‑Bahn-Station Südtiroler Platz lahm"; im Text ist zu lesen: "Ein Brand legte die U‑Bahn-Station Südtiroler Platz in Wien Wieden gestern, Dienstag, Abend für etwa eine halbe Stunde lahm. Das Feuer war in einer Zwischendecke der Station entstanden. Als Ursache wurde entweder eine überhitzte Deckenbeleuchtung oder eine glosende Zigarette festgestellt, wie die Feuerwehr meinte. Die Station wurde gesperrt, der Fahrbetrieb eingestellt."

APA vom 18. April dieses Jahres. - Titel: "Wieder Rauch in der Wiener U‑Bahn", Untertitel: "Linie U 2 bei der Station Rathaus betroffen". Im Text ist zu lesen: "Wieder einmal hat es im Bereich des Wiener U‑Bahn-Netzes Rauchentwicklung gegeben. Heute, Donnerstag, früh war laut Feuerwehr eine Garnitur der Linie U 2 in der Tunnelröhre der Station Rathaus betroffen. Die Feuerwehr gab auf Grund der gemeldeten starken Verrauchung Alarmstufe 2 und rückte mit 14 Fahrzeugen aus."

Am 1. Mai dieses Jahres ist in der APA zu lesen: "Kleinbrand in U‑Bahn-Station Wien Stephansplatz", und im Untertitel heißt es: "Schmutz auf Deckenverkleidung entzündete sich wegen Zigarette. Betrieb kurz unterbrochen."

Und gestern - das wissen wir aus den heutigen Zeitungen - hat es in der U‑Bahn-Station Schönbrunn gequalmt. 

Diese Aufzählung, Herr Vizebürgermeister, ließe sich jetzt bestimmt noch eine Zeit lang verlängern; ich tue das bewusst nicht. Fest steht - und diese Schlussfolgerung möchte ich daraus ziehen -, dass sich leider die Kleinbrände auf Grund von Defekten, Störungen oder Zigaretten im Bereich der Wiener U‑Bahn häufen. All diese Vorfälle, so glimpflich sie Gott sei Dank auch verlaufen sind, haben jedenfalls eines gemeinsam: ein doch erhebliches Gefahrenpotenzial. 

Meine Damen und Herren! Damit Missverständnisse erst gar nicht aufkommen - und ich habe diese Missverständnisse heute bei Herrn StR Rieder, muss ich lobend erwähnen, nur punktuell feststellen können -, will ich hier noch einmal betonen: Die U‑Bahn Wien ist zweifellos ein sicheres, wenn nicht das sicherste Verkehrsmittel. Diese dringliche Anfrage dient nicht dem Zweck, ein sicheres Verkehrsmittel zu skandalisieren, sie dient auch nicht dem Zweck, das Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung, auf das Sie verwiesen haben, Herr Stadtrat, zu missachten, sondern diese dringliche Anfrage dient einzig und allein dem Zweck, die Sicherheitsstandards im Bereich der Wiener U‑Bahn zu erhöhen.

Herr Stadtrat! Sie haben gemeint, wir würden hier zum Mittel der Schuldzuweisung greifen. Dazu darf ich festhalten: Die Latte in diesem Haus, wenn es um Schuldzuweisungen geht, haben noch immer Sie gelegt! Wenn ich mir nämlich unsere wirtschaftspolitischen Diskussionen vor Augen führe und wenn ich mir die schlechte Performance der Wiener Wirtschaft vor Augen führe, dann frage ich mich: Wie schlecht muss es der Wiener Wirtschaft eigentlich noch gehen, bevor Sie von Ihrem stereotypen Argument (GR Franz Ekkamp: Stimmt ja nicht!), "schuld daran ist die Bundesregierung" - das ist Ihre Schuldzuweisung par excellence! -, nicht mehr Gebrauch machen? - Wir haben im Jahresdurchschnitt 2001 in Wien ein negatives Wirtschaftswachstum von 0,2 Prozent gehabt. Wien war das einzige Bundesland Österreichs, in dem die Wirtschaft real geschrumpft ist, und Ihre Antwort, Herr Vizebürgermeister, ist meistens die Folgende: Schuld an dem Ganzen ist die Bundesregierung, denn da wird im Bereich der Verwaltung gespart, und und und. - Ich wiederhole all Ihre stereotypen Argumente hier nicht. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wenn Sie heute die "Presse" lesen ...!)

Ich möchte Ihnen den Vorwurf der Schuldzuweisung also gerne zurückgeben. Wenn es um Schuldzuweisungen geht, dann sind Sie der Erste in diesem Haus, der zu diesem Stilmittel greift, um die Bundesregierung in die Ziehung zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ. - VBgm Dr Sepp Rieder: Wenn Sie die heutige "Presse" lesen, Kollege Serles ...! - Sie sind kein "Presse"-Leser!)
Ganz im Gegensatz zu dieser Politik der Schuldzuweisung betreiben wir eine Politik des Pragmatismus, eine an sachlichen Gegebenheiten orientierte Politik. In diesem Zusammenhang darf ich darauf verweisen, dass wir heute - neben einer dringlichen Anfrage - eines der wertvollsten Mittel eingebracht haben, die eine Oppositionspartei in einem demokratischen Prozess einbringen kann. Wir haben nämlich von unserem Minderheitsrecht Gebrauch gemacht, die Sicherheit im Bereich der Wiener U‑Bahn einer umfassenden Prüfung durch das Kontrollamt zuzuführen. - Auch das kein Mittel der Skandalisierung irgendwelcher Vorkommnisse, sondern auch das der gezielte Versuch, die Sicherheit in Wien zu erhöhen! 

Wir verlangen vom Kontrollamt, dass das Kontrollamt anknüpfend an die Vorfälle in der Wiener U‑Bahn vom 28. Dezember des Vorjahres - ich verzichte auf die Erwähnung von Details -, vom 23. März, vom 27. März, vom 18. April und vom 1. Mai dieses Jahres ganz konkret überprüft, ob die Sicherheitsmechanismen im Bereich der Wiener Linien funktioniert haben und ob angemessene, ausreichende und ordnungsgemäße Sicherheitsmaßnahmen getroffen wurden, die eine Gefahr für die Sicherheit, das Leben und die Gesundheit der Wiener Bevölkerung zu jedem Zeitpunkt ausgeschlossen haben.

Herr Dr Stürzenbecher! Da Sie - zu Recht - auch eingemahnt haben, dass Sie sich von der Oppositionspartei konstruktive Vorschläge für die Verbesserung der Sicherheit im Bereich der U‑Bahn erwarten, darf ich Sie darauf hinweisen: Wir haben diese Vorschläge gemacht! Ich wiederhole sie im Folgenden noch einmal:

Erstens. Wir haben gefordert, dass die Wartungsintervalle verkürzt werden. Ich glaube, das wäre ein ganz wesentlicher Beitrag zur Hebung der Sicherheit im Bereich der Wiener U‑Bahn.

Zweitens. Wir haben gefordert - Kollege Madejski hat mehrmals darauf hingewiesen -, dass Staub und Lurch aus Kabelschächten entfernt werden - eine kleine Maßnahme mit großer Wirkung. Auch das wäre ein ganz wesentlicher Beitrag zur Hebung der Sicherheit in der Wiener U‑Bahn, weil damit Schwelbrände verhindert werden.

Drittens. Herr Dr Madejski hat gefordert, dass die Verbindungskette im Alarmfall zwischen dem Fahrer eines Triebwagens auf der einen Seite und den Einsatzkräften - Feuerwehr, Polizei - auf der anderen Seite so kurz wie möglich gestaltet sein muss. Das muss funktionieren! Daher: Möglichst kurze Verweildauer bis zum tatsächlichen Alarmeinsatz. 

Viertens. Wir wollen selbstverständlich auch das subjektive Sicherheitsgefühl der Wiener U‑Bahn-Benützer stärken. Wir wollen, dass Bedienstete der Wiener Linien - im Volksmund "Schwarzkappler" genannt - nicht nur Schwarzfahrer abstrafen, sondern auch Raucher in den Wiener U‑Bahn-Stationen. Wenn Sie das als "Wiener U‑Bahn-Polizei" charakterisieren wollen, dann sagen wir dazu mit großer Überzeugung: Ja, wir wollen, dass konsequent gegen Raucher in den U‑Bahn-Stationen vorgegangen wird und die "Schwarzkappler" als "Wiener U‑Bahn-Polizei" sind uns nur recht und billig! (Beifall bei der FPÖ.) 
Bei der heutigen Diskussion habe ich unter anderem eines nicht verstanden: Ich habe nicht verstanden, warum sich die GRÜNEN aus diesem Diskussionsprozess völlig zurückgezogen haben. Offenbar sind bei ihnen die Scheuklappen schon so eng geworden, dass sie bei jedem ernsthaften Thema, das die FPÖ aufs Tapet bringt, von vornherein annehmen, hier würde unseriös diskutiert werden. - Es ist demokratiepolitisch ganz schlecht und ganz bedenklich, wenn Sie sich von der Diskussion eines derartig wichtigen Themas gänzlich zurückziehen. Schande über Sie, meine Damen und Herren von der grünen Fraktion! Das hat sich nicht einmal Ihre eigene Fraktion verdient! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Das ist auch kein Schaden!) 
Kurzum: Wir wollen, dass beim Nachdenken über die Sicherheit in Wiens U‑Bahn bei uns allen die Köpfe rauchen. Viel lieber als qualmende Zigaretten in Wiens U‑Bahnen haben wir es, wenn die Köpfe jedes Einzelnen von Ihnen und von uns rauchen, wenn es darum geht, die Sicherheitsstandards in Wiens U‑Bahn deutlich zu erhöhen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir kommen nun wieder zur Postnummer 38 (02129/2002-GSV) der Tagesordnung. Ich bitte nun Frau GRin Bayr, an das Rednerpult zu treten. (GRin Renate Winklbauer - nach kurzem Zögern den Platz des Berichterstatters einnehmend -: Ich setze mich freiwillig hin!)

GRin Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! 

Unsere nächste Destination ist "Lokale Agenda 21". Wir gelangen dorthin natürlich mit der U‑Bahn - bequem, umweltfreundlich, schnell und sicher.

Ich freue mich sehr, dass dieser Antrag betreffend die "Lokale Agenda 21" diesmal von allen Parteien unterstützt werden wird und dass die "Lokale Agenda 21" in dieser Legislaturperiode auf politisch sehr breiten Beinen steht. Ich halte das für gut und für wichtig. Wir haben aus den Erfahrungen des 9. Bezirks eine Menge gelernt, nehmen eine ganze Menge mit und werden diese positiven Erfahrungen auf einen möglichst breiten Bereich in Wien ausdehnen. 

Ich denke, eine der Prämissen bei der "Lokalen Agenda 21" ist das politische Handeln im Sinne der Nachhaltigkeit. Wenn ich mir so anschaue, was wir in diesem Zusammenhang in den letzten Jahren in der Stadt geleistet haben, so glaube ich, dass wir in dieser Sache wirklich auf eine gute Tradition verweisen können, zum Beispiel in Form eines Stadtentwicklungsplans, eines Klimaschutzprogramms, eines Tausend-Hektar-Programms oder auch eines Verkehrskonzepts. Die "Lokale Agenda 21" ist also insofern nur eine Fortschreibung einer schon seit längerem umgesetzten Politik.

Die neue Qualität bei der "Lokalen Agenda 21" wird einerseits die sein, dass sie, wie der Name schon sagt, auf lokale Prozesse beschränkt sein wird, und andererseits, dass wir uns sehr stark bemühen werden - das ist das Um und Auf der "Lokalen Agenda" -, mit den Bürgerinnen und Bürgern gemeinsam diese Prozesse zu entwickeln, zu finden, voranzutreiben und nach Möglichkeit auch umzusetzen. Ich freue mich schon auf eine konstruktive Politik in sehr vielen Bereichen von Wien!

Da Kollege Ulm die "Agenda"-Gruppe Sensengasse angesprochen hat, möchte ich dazu noch sagen, dass diese erst vor sehr kurzem entstandene Gruppe ja die Aufgabe hat, gemeinsam mit dem Bauwerber und Bauträger beziehungsweise mit der Bundesimmobiliengesellschaft ein Konzept zu erarbeiten, bei dem möglichst alle Interessen berücksichtigt werden können, bei dem es einen Interessenausgleich geben wird. Dabei ist mein Verständnis von Bürger- und Bürgerinnenbeteiligung aber auch, dass das nicht eine Geschichte nach dem Motto "Wir wünschen, Sie spielen" ist, sondern dass Politik nach wie vor schon auch Verantwortung hat, dass es dabei also um einen Ausgleich, um eine Abwägung der einzelnen Interessen geht, und diese werden wir ganz sicher weiterbetreiben.

Nichtsdestotrotz: Bewohnerinnen und Bewohner, Wienerinnern und Wiener sind Alltagsexperten, und ich bin sicher, dass wir als Vertreter der Politik auf ihre wichtigen Erfahrungen ganz sicher nicht verzichten können. In der "Lokalen Agenda 21" werden wir diese Prinzipien beherzigen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ich muss mich bei der Frau Berichterstatterin entschuldigen: Bei der Fortsetzung der Tagesordnung habe ich vergessen, sie aufzufordern, den Platz des Berichterstatters einzunehmen. Herzlichen Dank!

Als Nächster ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nun also sozusagen in der zweiten Runde, und diesmal wirklich - aber es soll nicht allzu lange dauern -: Kollegin Bayr hat schon einiges vorweggenommen. Ich wollte aber am Beginn meiner Ausführungen auch auf die von Kollegen Ulm geäußerten Bedenken eingehen. Es ist so: Im 9. Bezirk war ich sehr lange Teil der "Agenda 21", die seit 1998 im Bezirk funktioniert. Es gibt die "Agenda 21" auch in anderen Teilen Österreichs, nur ist sie dort ein bisschen anders organisiert. Aber mir geht es vor allem darum, dass bestimmte Dinge im 9. Bezirk sozusagen ihre Urstände gefeiert haben und jetzt auch in anderen Bereichen Wiens verbreitet werden können.

Wie gesagt: Ökologie, Ökonomie, Sozialpolitik und Teilhabe gehören da zusammen. Politik soll die Möglichkeit bieten, Information und auch ein Teilnehmen oder Partizipieren von oben nach unten und von innen nach außen in diesem Prozess voranzutreiben. Es geht dabei vor allem um Demokratisierung, um die Kreativität der Bürgerinnen und Bürger und um Nachhaltigkeit in all diesen Prozessen.

Lebensqualität ist dabei ganz, ganz wichtig, und es geht vor allem darum, Bürgerinnen und Bürger sozusagen von außen - die also jetzt politikfern sind - wieder hereinzuholen, ihnen Mut zu machen, an der Politik teilzunehmen und auch Dinge im Bezirk zu bewegen.

Im 9. Bezirk hat das bis jetzt gut funktioniert, und ich stehe nicht an, BV Benke zu loben für seinen Mut, das in Wien auszuprobieren. Es gibt jetzt sehr positive Signale von einigen Bezirken in Wien, und ich würde mir wünschen, dass, wenn es mit dem vorhandenen Budget gelingt - oder vielleicht gibt es in Zukunft dafür auch etwas mehr Geld -, alle diese Bezirke irgendwie einbezogen werden. Im Moment sieht es so aus, dass der 5., 6., 7. und 8. Bezirk, aber auch der 13., 21., 22. und 23. Bezirk und eben unser 9. Bezirk daran beteiligt sind. Ich würde mir wünschen, dass BezirksvorsteherInnen verschiedener Couleurs daran teilnehmen und das nicht auf ein rot-grünes Projekt allein beschränkt ist. Ich glaube, dass auch Bezirke wie der 13. oder der 8. sehr willkommen sind. Es geht darum, Mut zu haben. Es geht dabei gleichzeitig aber auch darum, die Verpflichtung einzugehen und zu sagen: Nicht nur in der Bezirksvertretung oder in den diversen Kämmerlein der diversen Parteien werden Projekte "ausgekocht", sondern Bürgerinnen und Bürger verlangen von uns, dass etwas verändert wird, und wir müssen auch bereit sein, das zu tun. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass die Prozesse in den einzelnen Bezirken eigentlich voneinander mehr oder weniger unabhängig sein sollen, dass aber trotzdem alle gemeinsam an einem Ding arbeiten können. 500 000 EUR werden es insgesamt sein, die diese Dinge in Wien am Leben halten. 

Ich möchte mit einem Satz aus dem Brundtland-Bericht aus dem Jahr 1987, in dem es um Nachhaltigkeit geht, schließen: Die Bedürfnisse unserer Generation müssen so befriedigt werden, dass die Chancen nachfolgender Generationen nicht geschmälert werden. - Genau das ist die Aufgabe der "Agenda 21" in Wien. - Danke schön.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer dem Antrag der Berichterstatterin zustimmt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Danke. Das ist somit einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 57 (00825/2002-GSV). Sie betrifft das Plandokument Nr 7238 im 12. Bezirk. 

Hiezu liegt mir keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 57 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 8 (02018/2002-GJS) zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Förderung von Vereinen, Gruppen und Projekten im Alternativbereich.

Auch hiezu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 10 (02021/2002-GJS), 11 (02022/2002-GJS), 12 (02023/2002-GJS) und 13 (02025/2002-GJS) der Tagesordnung - sie betreffen die Festsetzung der Gebühren für Produkte und Leistungen der MA 13 - zusammenzuführen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Es gibt keinen Einwand. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich ersuche um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich kann es wirklich ganz kurz machen, obwohl es sich um mehrere Geschäftsstücke handelt. 

Eine Sache im Zusammenhang mit diesen Geschäftsstücken ist die, dass es sich dabei um Gebührenerhöhungen handelt, die von den GRÜNEN nicht unterstützt werden. 

Ich möchte vorausschicken, dass es zwei sehr unterschiedliche Gründe geben kann, warum man diese Geschäftsstücke ablehnt. Der eine Grund ist der, dass es, so wie die Geschäftsstücke vorgelegt werden, sehr, sehr schwierig ist, sich rasch überhaupt einen Überblick zu verschaffen. Wir haben das bereits im Ausschuss Länge mal Breite diskutiert. Ich denke, alle Abgeordneten wären so unendlich dankbar, wenn bei den Geschäftsstücken nicht nur dabeistünde, wie hoch die Gebühr ab jetzt sein soll, sondern auch, wie hoch sie vorher war. Das wäre eine wunderbare, prächtige Leistung in Richtung Service an die Abgeordneten. - Wir haben dann zu hören bekommen: Sehen Sie eben nach! - Ja, ich weiß schon! Nun ja, dann schauen wir eben nach. Aber man kann auch durchaus ... (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Ja, das haben wir auch zu hören bekommen! Es handelt sich ja um vier verschiedene Geschäftsstücke. Wir haben Unterschiedliches zu hören bekommen.

Ich schließe mit der Äußerung dieses Anliegens an die Ausführungen meiner Kollegin Marie Ringler an, die heute ja auch schon einen ähnlichen Wunsch, nämlich in Bezug auf die Kulturabteilung, vorgebracht hat. Wir alle wünschen uns einfach Geschäftsstücke, die so aufbereitet sind, dass man die gesamte Information, die man dazu braucht, um Ja oder Nein zu sagen, auf einmal geliefert bekommt, und zwar in Form eines Geschäftsstücks. Das ist eine Bitte, die wir in unserem Ausschuss an die Frau Stadträtin oder einfach auch an die Verwaltung richten. Ich glaube, dass das nicht zu viel verlangt ist und dass man uns das tatsächlich so vorlegen könnte. 

Das ist aber nicht der Grund für meine jetzige Ablehnung - ich will das nicht vermischen. Das eine will ich nur gesagt haben. Das ist eine Bitte und ein Appell in aller Freundlichkeit, das hätten wir gerne, es wirkt sich aber nicht auf unsere Entscheidung aus.

Das, was wir tatsächlich zu bedenken geben, ist, ob man nicht, wenn es um die Förderung von Büchereien oder von Musikschulen geht, in seine Überlegungen mit einbeziehen sollte, dass man damit ja auch ein soziales Anliegen, ein kulturelles Anliegen verbindet, und das in der Förderung mit berücksichtigen sollte - und nicht die Gebühren einfach immer wieder erhöht und anpasst. Einige von Ihnen werden sich vielleicht noch daran erinnern - beziehungsweise es ist ohnedies sattsam bekannt -, dass die GRÜNEN ja auch bei der letzten Erhöhung nicht mitgestimmt und diese nicht unterstützt haben, einfach deshalb, weil wir gerne einmal über diese Fragen diskutiert hätten.

Das wäre beispielsweise die Frage: Was ist auch für Menschen mit einem sehr geringen Einkommen leistbar? - Es sind ja nicht überall Sozialtarife enthalten. Auch bei den Büchereien ist der Nulltarif jetzt teilweise wieder abgeschafft worden und die Leute sollen nun doch etwas bezahlen. Es stellt sich aber schon die Frage, ob das sinnvoll ist. Vor allem stellt sich aber auch die Frage: Was will ich politisch erreichen? Was ist der politische Wille dieser Stadt? Ist der politische Wille dieser Stadt nicht doch vielmehr, zu sagen, wir betrachten es als eine kommunale Aufgabe, dass es Büchereien gibt und dass es Musikschulen gibt, und diese fördern wir jetzt massiv und in die Breite gehend, indem wir erstens dafür sorgen, dass viel davon da ist und dass das gut ausgestattet ist, und indem wir zweitens dieses Viele und Gute, nämlich viele, gut ausgestattete, gute Büchereien - sie sind ohnedies teilweise wirklich toll - oder auch Musikschulen, entsprechend bewerben und danach trachten, dass so viele Leute wie möglich davon Gebrauch machen? Dann würde man vielleicht auch mehr Eintrittsgebühren einnehmen und könnte dieses Angebot aber doch sehr, sehr günstig halten und sagen: Die Stadt Wien betrachtet das als Sozialpolitik und Kulturpolitik und hält die Gebühren dafür sehr niedrig. 

Das wäre mein Appell, und das ist auch der Grund dafür, dass wir bei der Steigerung der Gebühren nicht mitgehen wollen. 

Einer Ihrer Parteikollegen hat einmal gesagt: Wer Musikschulen zusperrt, gefährdet die innere Sicherheit. - Dieser Mann - Sie kennen ihn alle - hat sehr, sehr Recht. 

Jetzt behaupte ich aber auch, dass man, wenn man diesen Gedanken weiter denkt, einfach auch gut daran tut, viele Musikschulen zu haben und diese ausreichend zu fördern. Sie kennen unsere Diskussion über die Musikschulen: Wir führen sie, glaube ich, nunmehr seit 10, 11, 12 Jahren so vor uns hin (StRin Karin Landauer: Seit 15 Jahren!) - seit 15 Jahren sogar, sagt irgendjemand - und es bewegt sich nichts. Seit ich in diesem Haus bin, nämlich seit 11 Jahren, bewegt sich jedenfalls nichts. Wir sind der Meinung, man müsste es mehr fördern! Wir glauben, wir brauchen mehr Musikschulen, wir brauchen ein breiteres, ein viel, viel breiteres Angebot an die Kinder und Jugendlichen in den Musikschulen. (GRin Rosemarie Polkorab: Gibt es ja!) Sie sagen, das gibt es. (GRin Rosemarie Polkorab: Lesen Sie nach!) Jetzt bin ich ja Ihrer Meinung, wenn Sie sagen, das gibt es. Ich sage ja nicht, dass es das nicht gibt, sondern ich sage: Es ist zu wenig! Zu wenige Kinder sind erfasst, zu wenige Kinder nehmen das wahr, zu wenigen Kindern und deren Eltern wird das angeboten. Wenn man mit anderen Bundesländern vergleicht, dann sieht man ja auch, dass Wien da wirklich nicht besonders prächtig abschneidet und dass sich da etwas tun sollte. 

Dann kam diese Geschichte - auch eine unendliche Geschichte - betreffend die Studie über diesen Musikschulenbereich auf. Ich weiß nicht, seit wie vielen Jahren ich das jetzt schon peripher höre. Diese Studie gibt es ja mittlerweile auch schon. Die Frau Stadträtin hat sie und weist ja auch darauf hin, dass sie sie hat. Nur: Wir wären auch in diesem Punkt so unendlich dankbar, wenn wir diese Studie auch bekommen könnten und unsere Schlüsse daraus selbst ziehen könnten. 

Daher auch diesbezüglich ein Appell: Bitte legen Sie diese Studie auf den Tisch! Stellen Sie diese Studie allen Parteien zur Verfügung - wie das in einem demokratisch funktionierenden Gemeinderat, wie dieser ja einer ist, vollkommen selbstverständlich sein sollte! Das sollte eine Selbstverständlichkeit sein, dass man das dann auch bekommt und dass man dazu eine Diskussion abführt. Einen Vorwurf müssen Sie sich nämlich schon machen lassen: Wir bekommen alles Mögliche auf den Tisch gelegt - gut oder weniger gut ausgearbeitet -, aber Diskussion wird darüber nicht viel abgeführt, und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem die Diskussion noch interessant ist, weil sie vielleicht noch auf Entscheidungen Einfluss nimmt. Wir bekommen immer Pakete hingelegt, die fix und fertig sind, und dazu kann man dann Ja oder Nein sagen. - Ja, "wunderbar"! So etwas nennt sich auch Demokratie! 

Echte Demokratie und Meinungsfindung wäre doch wohl, wenn man Information frühzeitig erhält, dann eine interessante Diskussion abführt, einen gemeinsamen Meinungsbildungsprozess vollzieht, bei dem auch Fachleute mitreden und ihre Meinung deponieren können - und schlussendlich entscheidet man dann gemeinsam, wobei es auf Grund der unterschiedlichen politischen Ansichten und Einsichten auch da dann wieder Unter-
schiede gibt; das macht aber nichts. Aber zumindest der Meinungsbildungsprozess sollte ein gemeinsamer sein.

Ich möchte jetzt nicht im Detail auf jedes Geschäftsstück eingehen und greife nur ganz kurz die Städtischen Büchereien heraus. Da wurde zum Beispiel bei der Anschlussgebühr eine Maßnahme aufgehoben, die ich für sehr sinnvoll gehalten habe, nämlich dass sich, wenn ein Familienmitglied schon Mitglied ist und den vollen Preis zahlt, die anderen Familienmitglieder sozusagen dranhängen können und dann sehr viel weniger bezahlen. Man begründet die Aufhebung dieser Maßnahme damit, dass die Nachfrage so gering war. 

Ich glaube, es wäre sehr viel sinnvoller, wenn man solch eine geringe Anschlussgebühr bestehen ließe und die Sache entsprechend bewerben würde. Das ist doch etwas, worauf man wirklich stolz sein kann, was man herzeigen und auch bewerben kann! So etwas ist gerade für Familien eine wichtige Sache, weil sich gerade Familien, vor allem jene, die mehrere Kinder haben, ja unendlich schwer tun, ständig das Geld aufzutreiben für all das, was notwendig ist.

Vielleicht kann man das auch noch einmal überlegen und - ganz abgesehen von der Frage dieser Gebühren insgesamt - in diesem Punkt zu einer Neufestsetzung gelangen und diese geringe Anschlussgebühr wieder hineinschreiben. Das würde ich für sehr sinnvoll halten und es wäre auch sehr im Interesse von Familien mit mehreren Kindern. 

Insgesamt, möchte ich Ihnen sagen, würde ich es für sinnvoll halten, wenn man im Sozialausschuss einmal über dieses gesamte Thema - Gebühren, und was will man politisch erreichen, und wie setze ich das um? - wirklich miteinander reden würde und zu einer gemeinsamen Willensbildung und zu einem gemeinsamen Beschluss finden könnte. 

Die GRÜNEN müssen heute leider nahezu alle diese Geschäftsstücke ablehnen - mit Ausnahme von "media wien"; da werden wir zustimmen. Diese eine kleine Zustimmung soll Ihnen auch zeigen: Wir sind nicht prinzipiell dagegen, dass man Gebühren festsetzt oder sie nach einigen Jahren dann auch wieder einmal anhebt. Was uns aber abgeht, ist der politische Wille: Wo mache ich mit solchen Gebühren ganz bewusst Sozialpolitik oder Familienpolitik oder Kulturpolitik und wo kann ich es mir leisten, dass ich durchaus gerechtfertigte Gebühren verlange? - Reden wir darüber einmal miteinander! Das wäre doch sehr sinnvoll. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Es vergeht kein Tag in diesem Haus, an dem nicht zumindest ein sozialdemokratischer Redner breit gefächert aufzeigt, wo er glaubt, dass durch diese Bundesregierung Gebühren et cetera erhöht worden sind. Heute hat Herr StR DDr Schock zitierend aufgezeigt, welche Erhöhungen im Bereich der Gemeinde Wien durchgeführt wurden und werden, und dies unter dem Hinweis "Wien ist anders". 

Auch die uns vorliegenden Akten beinhalten Gebührenerhöhungen. Jetzt ist mir schon bewusst - damit die Rednerin nach mir nicht sagen kann, ich hätte den Akt nicht gelesen -, dass da natürlich auch Gebührenreduzierungen dabei sind: Wahrscheinlich ist man draufgekommen, dass es praktischer ist, zum Beispiel 18 EUR statt 18,15 EUR einzuheben. Da ist wahrscheinlich die Differenz allein schon durch die Verwaltungseinsparung abgedeckt. Aber trotzdem ist in den verschiedenen Akten angeführt, dass es einmal geringfügige Erhöhungen gibt, das andere Mal Erhöhungen und Herabsetzungen, und es gibt auch verschiedene neu eingeführte Tarife et cetera. 

Als Beispiel für eine Tariferhöhung möchte ich anführen, dass ein ermäßigter Tarif in den Büchereien eingeführt wird - und zwar nicht für jene, die vorher voll bezahlen mussten, sondern für sozial Schwächere, für Studenten, die vorher ganz befreit waren! - Allein daran zeigt sich schon, dass man nicht davor zurückschreckt, Gebührenerhöhungen durchzuführen. 

Was im Zusammenhang mit diesen vier Akten aber besonders arg ist, das ist die Vorgangsweise. Es dürfte hier die Prämisse herrschen: Desinformation ist das Beste, was es gibt. - Wir bekommen Akten, in denen seitenweise Gebühren aufgelistet sind, ohne dass darauf verwiesen wird, wie das vorher war und um welchen Prozentsatz diese Gebühren jeweils erhöht oder ermäßigt werden! - Nein, da wird einfach geschrieben: Es hat einmal einen Beschluss gegeben und jetzt wird neu beschlossen, dass das soundso sein soll.

Dazu muss ich sagen: Würde das in einer Firma so gehandhabt werden, dass man, wenn es zu einem Entscheidungsprozess kommt, keine Vergleichszahlen vorlegt, dann würde einem der Chef wahrscheinlich genau sagen, wo die Reise langgeht. (Zwischenruf der GRin Rosemarie Polkorab.) Natürlich, da zeigt sich wieder diese Überheblichkeit! Das hat doch, bitte, von allein stattzufinden! - Aber da bekommt man die Akten und dann kann man anfangen zu suchen: Wo gibt es diese Akten noch? Wo kann man das erreichen? - Man kann es sich, soweit das möglich ist, aus dem Internet heraussuchen. Aber ich halte es doch, bitte, für wirklich verantwortungslos, wenn beim Vorlegen eines Akts nicht gleichzeitig auch die Vergleichszahlen, die dem Gemeinderat die Entscheidung ermöglichen sollen, vorgelegt werden! 

Also bitte, ich glaube, da müssen wir bei der nächsten Geschäftsordnungsdebatte darüber nachdenken, ob wir nicht auch von den Magistratsbeamten und von den zuständigen Stadträten verlangen, dass sie die Vergleichszahlen und auch die Vorgeschichte dementsprechend aufbereiten und automatisch zur Verfügung stellen, weil ich meine, dass man doch erwarten kann, dass die Entscheidungsgrundlagen 100‑prozentig mitgeliefert werden. 

Auf die Frage eines Oppositionspolitikers im Ausschuss - hätte man bitte die Vergleichszahlen nicht dazulegen können? -, sagte die Frau Vizebürgermeister: Ja, die Liste gibt es ja eh. Da hätten Sie ja nur zu sagen brauchen, dass Sie sie wollen. Also bitte, da fühle ich mich jetzt als Oppositionspolitiker hinters Licht geführt oder sonst etwas. Wenn man die Liste sowieso hat, dann würde ich sagen, dass ich, wenn ich eine verantwortungsbewusste Entscheidung haben will, sie den Gemeinderäten auch zur Verfügung stellen muss und nicht wie ein Bittsteller nachfragen lassen muss, ob es die entsprechenden Listen vielleicht gibt.

Ich glaube, das ist eine Vorgangsweise, die man nicht gutheißen kann und wo man überlegen muss, wie man das in den Griff kriegt. Auf Dauer gesehen ist das jedenfalls kein Umgang mit der Opposition. 

Wir werden jedenfalls diese vier Akte ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Novak-Schild zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Bei den vier vorliegenden Akten, die sich alle mit Änderungen im Bereich Gebühren und Tarife der MA 13 beschäftigen, möchte ich doch etwas näher auch auf die einzelnen Akten eingehen und auch etwas näher in die einzelnen Bereiche der Neugestaltung der Tarife.

Es sind alles Bereiche der MA 13, nämlich die "media wien", die Büchereien Wien und die Musiklehranstalten. In den letzten Jahren sind die Musiklehranstalten, anders als es die Kollegin Jerusalem vorhin gemeint hat, sehr wohl weiter entwickelt worden und haben eine große Erweiterung auch im Bereich der Leistungen und Angebote erfahren. So sind zum Beispiel bei den Musiklehranstalten viele neue Standorte dazugekommen. Wir haben in Favoriten jetzt schon drei Standorte. Es ist auch im Unterrichtsangebot einiges dazugekommen. Es sind viele neue Instrumente, die man dort jetzt auch lernen kann, und auch in der Qualität hat sich einiges geändert. Es gibt jetzt die Möglichkeit, in Gruppen zu lernen und nicht nur im Einzelunterricht. Also es ist nicht so, dass sich dort in den letzten zehn Jahren nichts getan hätte. Es gibt jetzt Angebote zuhauf, die es vor zehn Jahren nicht gegeben hat und die in den letzten Jahren dazugekommen sind. Und den Vorwurf, glaube ich, dürfen sich auch die Musiklehranstalten nicht gefallen lassen, dass sie quasi einen Stillstand erlebt hätten.

Im Bereich von "media wien" würde ich auch sagen, dass hier in den letzten zwei Jahren das neue Jahrtausend Einzug gehalten hat. Wenn man sich die Liste, die auch im Akt vorliegt, ein bisschen näher anschaut, dann sieht man, dass hier sehr viele neue Bereiche wie zum Beispiel die digitale Fotoausarbeitung und so weiter dazugekommen sind und jeder, der sich ein bisserl damit beschäftigt, weiß sehr bald, dass hier eine Infrastruktur benötigt wird, die sehr viel Geld kostet und die in den letzten Jahren auch sehr viele Anschaffungen gebraucht hat. Ich halte das auch für gut, dass hier das neue Jahrtausend Einzug gehalten hat und wir gerade im Bereich der Stadt Wien keinen Stillstand haben.

Auch in den Büchereien gibt es neue Angebote und eine bessere Qualität. Das sei vorweg auch als Basis gesagt, um nicht nur immer über die Tarife und Gebühren zu sprechen. 

Im Bereich der Büchereien, die heute schon des Öfteren angesprochen wurden, ist es zum Beispiel so, dass wir jetzt eine neue Form haben, nämlich dass StudentInnen und sozial Schwache in Zukunft einen Jahresbeitrag bezahlen werden. 

Wenn man jetzt zugehört hat, dann hätte man von meinen Vorrednern den Eindruck bekommen können, dass das ein Beitrag ist, durch den es sich diese Zielgruppe in Zukunft nicht mehr leisten wird können, in eine Bücherei zu gehen und sich dort Bücher auszuleihen. Wenn ich jetzt sage, um wie viel Euro es sich handelt, dann wird, glaube ich, jedem klar, dass das auf keinen Fall sein wird, denn es handelt sich um 3 EUR Jahresgebühr! Ich bin Raucherin, ein Packerl meiner Zigaretten kostet 3 EUR, um es ein bisschen in Relation zu ... (GR Johann Hatzl: Aufhören!) Aufhören, ja das sagt der Harry Kopietz auch immer zu mir, auf jeden Fall aufhören. (GR Johann Hatzl: Das ist schlecht! Das ist schlecht!) Das ist schlecht, besonders für eine junge Frau. Man kriegt Falten und Sonstiges, höre ich ständig. (GR Johann Hatzl: Ja, ja! - GR Godwin Schuster: Das ist unvernünftig!) Aber das ist jetzt nicht das Thema. 

Nur um es ein bisschen auch in Relation zu bekommen: Es handelt sich also um 3 EUR Jahresgebühr. Das ist, glaube ich, kein Betrag, der irgendjemanden aus dieser Gruppe in Zukunft daran hindern wird, in eine Bücherei zu gehen und sich dort ein Buch auszuleihen oder eine CD-Rom oder dort ins Internet zu gehen. Also um auch am Boden der Dinge zu bleiben.

Eine andere Sache ist es aber, wenn man 5 000 S pro Semester von Studierenden verlangt, damit sie auf die Universität gehen können, weil hier ist es andersrum, denn hier werden auf jeden Fall Studierende dazu gebracht, dass sie nicht mehr auf die Uni gehen können, weil der Beitrag zu hoch ist. (Beifall bei der SPÖ.) Das nur, um die Realität zu behalten.

Und das Argument (Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP.), dass kinderreiche Familien benachteiligt werden und in den Büchereien jetzt mehr zahlen müssen, haut insofern nicht ganz hin, als Kinder von der Gebühr sowieso ausgeschlossen sind. Egal, ob die Familie ein Kind oder zehn Kinder hat, es wird deshalb nicht billiger oder teurer, weil Kinder soundso nichts zahlen. Sie zahlen soundso nichts und SchülerInnen zahlen auch nichts und Lehrlinge zahlen auch nichts. Also kinderreiche Familien zahlen deshalb jetzt nicht plötzlich mehr, denn man hat vorher nichts verlangt und man verlangt jetzt auch nichts dafür. 

Zurück zu den Bereichen der Musiklehranstalten. Es bleibt auch hier, und das möchte ich doch nicht unerwähnt lassen, die Komponente, nämlich die soziale Komponente, bis zu einem Nullbeitrag erhalten. Es ist nicht so, dass hier jetzt irgendwelche Leute ausgeschlossen werden, die es sich plötzlich nicht mehr leisten könnten. Das muss einfach gesagt werden, weil man hier immer den Eindruck erhält, dass jetzt plötzlich Leute ausgeschlossen werden, und das ist einfach nicht der Fall. (GR Gerhard Pfeiffer: Alles wird teurer! Alles wird teurer!) Es bleibt die soziale Komponente. In den Musiklehranstalten ist es einfach so, dass man auch, wenn es sich die Familie nicht leisten kann, mit einem Nullbeitrag hingehen kann, und das bleibt auch erhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Fazit: Viel Lärm um nichts (GR Gerhard Pfeiffer: Alles in Wien wird teurer! Alles!), und das nur, um von den wirklichen Grausamkeiten abzulenken, die ganz woanders, nämlich ein Haus weiter, passieren. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die getrennt vorgenommen wird. 

Ich möchte nun bitten: Wer der Postnummer 10 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 11. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ und GRÜNE.

Zur Postnummer 12 darf ich bitten: Wer dafür ist, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ und GRÜNE.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 13. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Tut die ÖVP mitstimmen? (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, niemand! Nein!) Aha, die Kollegin Korosec hat mitgestimmt, darum habe ich mir gedacht, vielleicht ist sie die Richtungsweisende. Entschuldigung. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Darf ich noch einmal um die Abstimmung bitten, weil ich jetzt da nicht hinübergeschaut habe. (GR Godwin Schuster: Nur wir!) - Nur mit der SPÖ angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 14 (02095/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Hier liegt mir keine Wortmeldung vor.

Ich darf bitten, wer der Postnummer 14 die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist jetzt einstimmig beschlossen. Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 15 (02014/2002-GJS) der Tagesordnung. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer der Postnummer 15 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ. 

Wir kommen nun zur Postnummer 19 (01991/2002-GJS). Auch hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer der Postnummer 19 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die GRÜNEN? Na macht's mir's net schwieriger als was ist. Gut! Mehrstimmig ohne GRÜNE, FPÖ und ÖVP. 

Wir kommen nun zur Postnummer 20 (01995/2002-GJS). Auch hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer der Postnummer 20 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig angenommen, nur SPÖ. 

Wir kommen nun zur Postnummer 21 (01996/2002-GJS).

Wer hier die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit Hand. - Das ist mehrstimmig. Entschuldigung, da habe ich eine getrennte Abstimmung. Ich wollte jetzt nur versuchen festzustellen, ob alle aufpassen. (Allgemeine Heiterkeit). Danke. 

Wir kommen zur getrennten Abstimmung. 

Wer bei der Postnummer 21 den Punkten 1, 2, 3 und 4 seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE. 

Wer der Postnummer 5 der Tagesordnung der Postnummer 21 zustimmen kann, den bitte ich auch um ein Zeichen mit der Hand. - 5 ist mehrstimmig ohne FPÖ und GRÜNE. - Danke. 

Ich wollte schneller sein als unser Vorsitzender, aber die getrennte Abstimmung ist mir entgangen. 

Wir sind nun am Ende der öffentlichen Sitzung. 

(Schluss um 18.12 Uhr.)

